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Vorrede. 



Sdion seit dem Knabenalter pflegt der Unterzeichnete aufs 
Eifrigste die Ton ihm faohmännisoh erlernte Tonkunst, durch 
mehrere Jahre war er für sie praktisch als Yorstandsnütglipd 

dos Wiener akiulemisclien \V''agnervereinos tätig, und ist es noch 
lu'utt; theoretiscli als niUMk ilisdier Scliriftsteller. l']s miisstc 
daher für ihn einen besoudeni Kelz haben, seine tonkünst- 
lerischen und seine rechtswissensc Ijaftlichen Kenntnisse für einander 
KU der Yorliegenden yereint jtiri^t^Ü-iiliisikalischen Abhandlung 
zu yerwerten, und er durfte sich dies um so eher erlauben, 
als es bisher nur zwei Werke gibt, die das Urheberrecht der 
Tonkunst ak besondem Gegenstand behandeln, das bereits 1864 
erschienene nnd auf noch altem musikalischen und juristischen 
Standpunkten stehende „musikalische Autorrecht** von Dr. Joh. 
Yesque v. Püttlingen 0 nnd die kurz vor Vollendung dieser Ar* 
beit veröffentlichte kleine Schrift: „Das musikalische Urheber«- 
recht" \on Joseph JJauer, Lcijizig 1890, die aber, olfenbar ab- 
sichtlieh, sehr kurz geiasst ist, und nieht immer genügend auf 
das eigentiidi musikalische Urheberrecht eingeht. 

') Ucbrigens hat J. Vcsquo Aaq^cb mt ein bleibendes Andenken, sowol als - 
Jurist, wir nls Miisikor und Musikmaecon, insbesondere auch durch sdno HeteiliLninL' 
an den oesteirticlubciu'n Codificationsarbeiton für ITrheherrecht siehe die zum Schlusr^ 
der Vorrede erwäbute erste Abhandlung und .Vest^ue v. Püttlingen, Joh. (J. Hoven, 
■ein Componiataimame) Lebcnaddiio tm Briefen und Tigebiicliblltleni niMmineii- 
gertelU"« Wien 1887. 
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Gerade für dieses fand daher der Geferti^rte ein c:anz neu 
zu bestellendes Arbeitsfeld vor, die gesamte juristisclie Unter- 
suchung musste auf einer genaueren und eingelienderen Fest- 
stellung der musikalischen Grundlagen, als in jenen Lehrbachem 
und in andern Arbeiten aufgebaut werden, und schon deshalb auch 
juristisch neue Ergebnisse liefern; Hingegen war es schwieriger, 
fiir die allgemeinen (nämlich für die der l'onkunst mit der Lit- 
teratur und den andern Künsten gemeinsamen) Urheberreclits- 
lehren Neues zu leisten, nachdem diese Lehren iii den zahl- 
reichen, zumal in den deutschen Lehrbüchern des allgemeinen 
Urheberrechtes schon wiederholt mit grosser Ausführlichkeit und 
Gri'mdlichkeit behandelt worden sind. Zum Urheberrecht der 
Tonkunst giiliürcn aber auch diese nicht bloss tonkünstlerischen 
Urheberrechts Verhältnisse, sie müssen dalier in einer vollständigen 
Darstellung des Ersteren auch enthalten sein, der Verfasser war 
somit darauf bedacht, nicht nur durch den Inhalt, sondern auch 
durch den Gegenstand der DarsteUung seiner Abhandlung einen 
neuartigen Charakter zu gelben, nämlich erstens durch Einbe- 
ziehung sämtlicher europäischer Urheborrechtc (mit Ausnahme 
der balkan- und des ünnländisclien), die seit den sie berück- 
sichtigenden Werken Ton Wächtt^r (Vcnlagsrecht), Harum, Kloster- 
mann u. a. yielfach sich verändert haben, zweitens durch ein 
genaueres Eingehen auf die geschichtliche Entwickelung im Ein- 
zelnen, beides natürlicherweise auch für das rein musikalische 
Urheberrecht. Ersteres konnte allerdinirs nicht in vÄnor l^ehand- 
lung jedes einzelnen ciu'üpäischen Urheberrechtes ex professo 
bestehen, sondern nur in der Beleuchtung der verschiedenen, 
zumal der national eigenartigen Urheberrechtsideen, dem Nach- 
weis ihrer Verwirklichung in den Hechten verschiedener Staaten 
UTid ausserdem in einer möglichst systematischen Vergleichung 
dieser Keclite, jedoch so, dass nicht nur der allgemeine Charakter 
jedes positiven Urheberrechtes, sondern auch seine einzelnen 
Nonnen und ihre juristische Bedeutung dargestellt werden. Dabei 
sind aber das oesterreichische und das deutsche Becht nicht nur 
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wie billig, in den Vordergrund gestellt und als Hauptthema, 
suiideni auch meistens gemeinsam behandelt worden, sowol wegen 
der Einheit ihres Gegenstandes, d. i. der deutschen Tonkunst, ilires 
Verlags- und AufTüliningswesens, als auch wegen der Überdn- 
siimmung der Jainstlerischen und recKtlichen Grundanschauung, 
wodurch beide Hechte trotz mancher Verschiedenheit im Ein- 
zelnen dem Auslände noch immer als Ausdruck einer- und der- 
selben nationalen Auffassung gegen iiberstehon. 

Natürlich musste fiir die fremden Kcchtc die ausländische 
Litteratur auch benützt werden, soweit die Sprachkenutnisse 0 des 
Unterzeichneten dies, und seine pecuniären Mittel die An- 
schaffung gestatteten, welch Letztere notwendig war, da solche 
ausländische Werke auf unsern öffentlichen Bibliotheken fast 
gänzlich fehlen, er niussto sich somit bci^-miiicn, die Litteratur 
Prankreichs, Italiens und Englands durch wenigstens ein Haupt- 
werk vertreten zu lassen, leider kam ihm das kürzlich erschienene 
italienische von Bosmini erst zum Schlüsse der Arbeit und der 
Commentar des belgischen Urheberrechtes von Benoidt und Des- 
cainps trotz lange vorher erfolgter Bestellung erst nach deren 
Volhmduiiti; zu, so dass er iliii kaum nielir benutzen konnte. 
Aber auch die Sammlungen der deutschen reiclisgcrichtlichen Er- 
kenntnisse sind wenigstens hier in Frag sehr spärlich vorhanden, 
so dass Unterzeichneter für die neueren derartigen Entscheidungen 
hauptsächlich auf die Ton ihm gehaltene Zeitschrift „Le droit 
dauteur" ansre wiesen war. 

Die ii,i<isste iScliwierigkeit bestand aber darin, dass seit dem 
Beginn der Arbeit um die Mitte der 8Üer Jalire mclit weniger 
als fünf neue interne Urhebergesetze, das schweizerisdie, unga- 
rischo, belgische, portugiesische und russische erschienen sind, 



'} Deahalb wurden auch die in italieniaclier, franzSeischer nnd englischer 
Sprach» ahgafawten OriginalgeeefaMfltixte in dieow Origin«Iliu8ii]ig m Qnuide ge* 
legt und auch bei den niederliindisohen and akandinavischen Texten daa Original 
soweit zu Rate gezogen, als dies die allgemein gcrmanisch-linguistiBchen Kenutnisse 
des Verfassers cnnöglichton. Das nogansohe Gesetz ist vornehmlich nach der olfi- 
ctellcn deutschon Ausgabe benutzt 
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ferner Novellen zu den bishorip^en Gesetzen, die Berner Conven- 
tiou und andere Verträge; es luusstc daher der Aufsatz vielfach 
wieder von vorn angefangen oder ergänzt werden. Ausserdem 
fand inzwischen die Berufung und Uebersiedlung des Verfassers 
nach Prag statt. Der Unterzeichnete darf somit wol für manche 
formelle Mängel eine nachsichtige Beurteilung in Anspruch neh- 
men, iiisbesüiidcre dafür, duüs manches erst in den Nachträgen 
scinoji Platz finden konnte. 

Die S. 44 und 50 angekündigten Abhandlungen erscheinen 
seit Juni in den Wiener juristischen Blättern** und in der „allg. 
oest. Gerichtszeitung^ unter den Titeln: „Die Entstehung des Ur- 
heberreehtspatentes von 1846", beziehungsweise ,,Das Wesen des 
Urheberrechtes". Von beiden werden Separatabdrücke veranstaltet 

Prag-Weinberge, Juli 1891. 

Dr. Heinrich Sehuster. 
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I. 

Die Stellimg der Tonkimst im ürlieberrecht. 

Das Wesen der Muöik. steht bekanntlich in sehr entschiedenem 
Gegensatz zum Wesen jener bildenden Künste, die das Urheberrecht 
schützt, Zeichnung, Malerei und Plastik, und teilweise auch zum 
Wesen der Litteratur. Alle diese Künste, wie auch die Litteratur, 
können gegenständliche Vorstellungen der Atissenwelt wiedergeben, 
die Musik vermag dies nicht, sondern nur Hegungen der Innenwelt, 
Empfindungen zu offenbaren, sie ist wie Min^ik, Tanz und Baukunst 
keine darste!lonnt\ sfsndern eine ausdrückende Kunst. Aber auch die 
Litteratur vermag ( wenngleich ebenso, wie gegenständliche Vorstellungen 
nur abstraet) das. Innenleben, die Empfindung ausdrücken, und selbst, 
wenn dies anders wäre, für das Uecht, als welches eine äussere Ord- 
nung ist, entscheidet nicht das Wesen, sondern die äussere Erscliei- 
nung, besonders für das Urheberrecht, welches ja nur das Hervor- 
rufen der äussern Erscheinung betriflft. In der äussern Ersclu inung 
stehen al 1 [.itteratur und Tonkunst gemeinsam als „redende" Künste 
den ^biluen<len'" Künsten gegenüber, denn das Allgemeine der äussern 
Erscheinung, die Art der sinnlichen Wahrnehnibarkeit ist Beiden ge- 
mcin.«am, Beide sind unmittelbar durch Laute, mittelbar durch Schritt- 
zeichen erkennbar, sind hörbar und lesbar, daher handelt es sich 
selbst bei der reinen d. h. instrumentalen Musik urheberrechtlich in 
der Hauptsaclie um dasselbe, wie beider trockensten nnmusikaüscliesten 
Prosnlitteratur, um hörbare und sichtbare Darstellung. Letzteie haben 
Litteratur und Musik miteinander gemeinsam aber nicht mit den 
bildooden Künsten. Denn für diese ist die sichtbare Darstellung die 

') Oder .den Willen« vgl. Schopenhauer I 3, S. 304 f. § 52 II 3, oip. 89 

8. 514* 

H. Bchnater, Dm Ürli«b«mclit der fonkuMt. . 1 
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Nacbbüdung des KunstwerkeB selbst, fUr Litteratur uDd Musik ist 
.die sichtbare Darstellung, die Schrift, nur eine Andeutung durch 
Zeichen, welche also sowohl 'die imaginäre als auch die wirkliche 
Wiederholung bloss vermitteln. Somit kommt es fUr das malerisch- 
plastische Urheberrecht stets auf die dem Auge wahrnehmbare Über- 
einstimmung des sichtbar Dargestellten mit dem Original an, dagegen 
im litterarisch-musikalischen Urheberrecht ist es gleichgiltig, ob die 
Nachbildung in sichtbarer Form (also in Buchstaben- oder Notenschrift) 
mit denselben sichtbaren Zeichen geschieht, wie die als Original be- 
nOtzte Darstellung, wenn nur die andern Zeichen dasselbe bedeuten, 
wie die des Originales. 

Rechtswissenschaft und Gesetzgebung müssen daher Litteratur 
und Tonkunst zu einander, und den bildenden Künsten gegenüber 
stellen, 0 ^ jener Gleichartigkeit der äussern unmittelbaren 

und mittelbaren Erscheinung die Forderung einer Gleichartigkeit, ja 
sogar einer sehr weit gehenden Einheit des litterarischen mit dem 
musikalischen Urheberrecht. Möglich wäre zwar eine vollständige 
Sonderuog beider Urheberrechte, aber zum mindesten so unangemessen, 
wie es etwa eine Sonderung zwischen poetischem und prosaischem 
Urheberrecht wäre. Denn jene Einheit der äussern Erscheinung be- 
ruht bei Litteratur und Musik auf sehr weitgehender Yerwandtscbaffc 
zwischen Wort und Ton, zwischen beiden scheint nämlich nur ein 
gradueller Unterschied zu herrschen, sobald man sich die Stufenleiter: 
ungebundene Rede, gebundene Rede, Gesang, reine' Musik, denkt,') 

') VoIlstänJig ist dieser Grundsatz bi.slier nur selten (Itinligcführt, so im 
deutschen Roirh, wo nobon di^m lif»<i(Ui)l( i n «U'sotz für bilderHlo KCiii'^to vom 
^^^n 187(i such oin bosoiiderf^.s für rinttogniplneii vom 10. .'an. (k's.soiben Jabres 
giebU dann in Knglaud, wo erst das Gesetz aus dem 8. Jahr Georgs II. etnon Sehttti 
fttr bildende Kunst gewftbrte. vgl. ConsAant. S. IS^t f., in der dttniscben (dareh ein 
apftterea Ocoets von 1804, nacbdtMu das ftlt4^ro von 1857 k«>inon Schutz fUr bildende 
Kunst enUiaiti-n hatte), in dor scbwodist hon und norwegischen Gesetzgebung. In 
Schweden gilt für bihlcndc Kun.nt ein bcsondrn*s (üv*i«'t/, vom :V Mai Ü^'iT und in 
iNorwegen ein solches von 1H77 für biblende Kunst und noch eines von demselben 
Dutum (12. Mai) für l'hotogrupbien. bckaunÜich war auch im norddeutschen Band 
nrBprün glich ein einziges Gesetz fUr redende und bildende KOnate baabsicfatigt» bis 
in zweiter Beratnng die Resolution gefasst» nnd in dritter Beratnng nnver&ndsrt an- 
genommen wurde, die verböndcten Regierungen um Vorlage cinvn (»es^tzes für deu 
niif b-^tt ii Rcich.stag zu pr«iiichen, welches den Absr hn. do« in«prnn;,*lirh vnrlioiicnden 
t^esttzes selbständig uuii derart regelt, djiss dabei zugleich diu b«>ifcli(igl«'U Inter- 
essen der Kunstindustric ents{)rechende ücrUcksichtigung finden. iSteuogr. Bor. 
J. 1141. 

') Dies mag damit zosammenliAngen, dass, wie die Tonkunst, so auch die 
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was beim Übergang von Prosa in Verse in manchem Sfaakespeare'schen 
Drama recht deutlich wird, und b^m Übergäng von gesprochenen 
Versen zum Gesang, so zum Schlnss von „Wallensteins Lager", endlich 
aber auch beim Übergang vom Gesang zur wortlosen Instiiimental- 
musik, so in Nach- und Zwischenspielen von Gesangsstücken, dann 
insbesondere, wenn fQr gewisse feierlidie Momente gänzlich an Stelle 
des Gesanges ein Instrumentalstflck tritt, wie in Frankreich bei Hoch- 
ämtern an Stelle des Benedictus zur Wandlung ein Orgelinterludium. 

Dennoch iai aber auf dieser Stufenleiter eine neue äussere Er- 
scheinung eingetreten, der Ton, welcher von der l)isherigen Erschei- 
nung, der Sprache, in der Qualität, nicht blosö im Grad, ebenöü ver- 
schieden ist, wie das ihr zu Griiiide liegende Wesen, die Empfindung 
(der Wille), von dem der Sprache zu Grunde liegiiukn, dem Begriff 
(Iiitellect). Sofort entstehen daher für das Urheberrecht neue Fragen: 
1) Ob diese neue Ersclieinung, der Ton, zu^'leich mit der andern, dem 
Text reproducirt werden darf, wenn nicht beide von demselben Ur- 
heber herrühren, nnd welchem von beiden Urhebern dies ohne Zu- 
stimmung des andern erlaubt sein soll, die Frage nach dem urheber- 
rechtlichen Verhältnib zwischen Text und Musik; 2) uathdem die 
Möglichkeit besteht, ein Tonwerk auf mehrerlei Arten für das Gehör 
zu reprudiiciren, insbesondere durch verschiedene Ton Werkzeuge, und 
auf demselben Tonwerkzeug auf mehrerlei Arten zu reproduciren , 
ob die Ueproduction auch für und durch andere Ton Werkzeuge oder 
veränderte Anpassung, also die Reproduction in veränderter Ein- 
richtung vorbehalten oder freigegeben werden soll; 3) vermöge des 
VorliHiMienseins nicht bloss von aufeinanderfulgenden Teilen, wie in 
der Litteratur, sondern von gleichzeitigen, den harmonihchen Teilen 
oder Stimmen, ob eine teilweise Keproduclion nach einzelnen Stimmen 
vorbehalten sein soll, was indess nicht zu besonderen Bestimmungen 
Anlass gibt. 

Die eigentlichen neuen Aufgaltcn dos musiknlischcu Urhchor- 
rechtes bilden also die beiden erstgenannten Mögliclikeitcii. XCreini- 
gung von Text und Musik, sowie Übertragung auf andere Toner- 
zeugungsmittel, sie sind dem litterarischen Urheberrecht fremd, da- 
gegen fällt hier das i'roblem des Übersetzungsrechtes weg. in jenen 
zwei anderen Problemen liegt aber schon ein selbständiges, d. h. nicht 



Sprache, wenngleich abstract, Kmjitindinicoii «'ahrnelimliiii inarh*»n kann, ohno sie 
ftls äussere 2Ui8täadc des Menschen dat^t^'ik'n tu müssen, niau denke z. Ii. an Goethes 
Gedicht ^Freadvotl und leidyoll". 

1* 
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bloss in der Anwendung des liiterarischen Urheberrechtes auf Musik 
bestehendes musikaliacfaes Urheberrecht begründet. Die übrigen Fragen 
sind allerdings bei Tonwerken dieselben, wie bei litterarischen Werken, 
es sind daher dieselben Sätze anzuwenden, wie im Htterarischen Ur- 
heberrecht. Aber diese Anwendung der schon im litterarischen Ur- 
heberrecht enthaltenen Satze muss hier auf andere Art stattfinden, 
als dort, ein Beispiel gibt schon das der Tonkunst eigentümliche, 
oben erwähnte harmonische Verhältnis der Stimmen, aber auch sonst 
müssen die gemeinsamen Sätze des litterarisch-musikalischen Urheber- 
rechtes auf die Musik in anderer Wdse angewandt werden, als auf 
die Litteratur. Während nämlich bei litterarischen Werken der Stoff 
nicht sowohl aus dem Sinnlich- Wahrnehmbaren, den Worten, besieht, 
sondern aus dem Abetracten, den Gedanken und Begriffen^ welchen 
Worte nur zur Bezeichnung dienen, bilden den Stoff der Tonkunst 
die sinnlich wahrnehmbaren Eindrücke, die Töne selbst; in der Lit- 
teratur ist ferner das Gewirkte oder das Jitterarische Werk selbst 
ebenfalls nur ein Abstractes, ein begriffliches Verhältnis dieser Ge- 
danken und Begriffe zueinander, hingegen das musikalische oder Ton- 
werk ist ein sinnlich wahrnehmbares Verhältnis der Töne zueinander, 
und ebenso verhält es sich mit dem Wirkenden. 

Nämlich in der Literatur werden ja jene Abstractionen und ihr 
Verhältnis zueinander durch die abstrahierende Tätigkeit des Geistes 
geschaffen, diese Tätigkeit ist das Wirkende, welches eben als 
solches, d. h. als Entsinnlichendes nicht auf das sinnlich wahrnehm- 
bare Material, die Worte, als reale Kraft wirken kann, die die sinn- 
lich wahrnehmbare Beschaffenheit des genannten Materials und seiner 
Verhältnisse nach der Eigenart des einzelnen Falles bestimmen, und 
somit in dieser Eigenart sich sinnlich wahrnehmbar zeigen würde; 
es können dieselben Gedanken und Gedankenreihen, d. h. es kann ein 
und dasselbe litterarische Werk auf verschiedene sinnlich wahrnehm- 
bare Weise, d. h. mit verschiedenen Worten, ja in verschiedenen 
Sprachen wiedergegeben werden, auch, wo Empfindungen ausgedrückt 
werden, weil diese nicht unmittelbar, sondern erst durch \'ermittelung 
der Abstraction ihren Ausdruck finden. In der Tonkunst dagegen 
gelangen Empfindungen unmittelbar zum Ausdruck, daher steht hier 
die Empfindung im Verhältnis einer realen Kraft zu ihrem sinnlich 
wahrnehmbaren Material, den Tönen, kann auf sie gestaltend einwirken, 

<) n« IM) (lio violfach dnreh Lnato malende Bostrebang der Wortbildung kommt 
hier nicht in bctracbl;. 
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und sicli somit in dieser sinnlich wahrnehmbaren Gestalt in ihrer 
Eigenart ausdrücken, daher kann dieselbe concrete Empfindung (was 
niclit mit Empfindung dersplben Art zu verwechseln ist) nicht mit 
verschiedonon. süiidorn nur nut denselben Ton Verhältnissen wiederge- 
geben werden. 

Da« Wesen und die Identität des litterarischen Werkes ist also 
(soweit das streng litterarische betrachtet wird, von welchem Be- 
tracht allcrdinj^'s bei poetischen und selbst bei prosaischen Werken 
wcit;^'ehendc Ausnahmen bestehen') von der Identität der sinnlich 
\vahrnchjni)aren Ersclieinung völlig unabhängig, das Wesen und die 
Identität des niusikalisuhen Werkes besteht in der Identität der sinn- 
licli wahrnehmbaren Erscheinung. Die Folge davon ist, dass im lit- 
terarischen Urheberrecht Gebote, Vorbote, Rechte und Pflichten nicht 
sowohl die sinnlich wahrnehmbare Erscheinung, die Worte betreffen, 
als vielmehr den geistigen Gehalt, hingegen im musikalischen Urheber- 
recht ist niemals der Tiehalt des Stückes ohne die sinnliche Erschei- 
nung Gegenstand des Urheberrechtes, sondern nur die sinnliche Er- 
scheinung selbst, und das hat das musikalische Urheberrecht wieder 
mit dem I iheberreeht iler bildenden Künste gemeinsani, weil auch 
im bihlenden Kunstwerk die Identität in der Identität der sinnliclien 
Erscheinung, niclit des blossen abstracten (Jeistes odei' Gehaltes bestellt. 

Die sinnliche Erscheinung des Tunwerkes besteht aber aus ioi- 
genden Factoren. Der erste ist der Tonsatz, dies sind nicht die 
einzelnen Tüne nach absoluter Tt)nhühe und Dauer, sondern die Ver- 
hältnisse (b r Tiuie /.ueinandei' in Ix iden Beziehungen, die tonischen 
und rhythniischen \'( i hältnisse. und von den ersteren wieder sowohl 
die der gleichzeitigen als auch die der aufeinanderiolgcnden Töne, 
die iiai nuMiischen und die melodiBclien Verhältnisse. Zweitens kommt 
die Kiuügart (oder K!angfarl>e), bedingt durch das Tonwerk/.eug und 
die Anpassung des Tonsat/es daian. Dj ittc ns die Klangstärke oder 
Dynamik. Viertens das Z. itmass der Bewegung. • 

Von (lifsen \ ier sinniich wahrnehrnliaren Bestandteilen ist nun 
der wesentlichste der Tousatz, er ist das eigentlich Gewirkte, d. h. 

Weil ebeb in der PoMie di« eii»«lni»n Gedanken anstatt der Gntndge» 
diinken nnd der rhythmieeben Elemente des Vetses ao weaentlich sein IcSnnen, dase 

nicht nur im Vergleich mit Prosa, sondern auch mit andern Dichtungen von den- 
selben GrundgcdHukcn vermöge jener besomirrn ( Ii d uiki n iukI iliros Verhältnisses, 
snwif' vermöge der Vei"»e oinf^ nfiie St-hünfium im liiti-nu [s( Ih;ii 8inn verstanden sein 
kttiin, daher bildet niuglicherweicie uucli ui hebet rechtluii eine sulche trotz der Uber- 
eisstimnURg der Crrundgcilanken mit ttlteren Werken etwas Kenea. 
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die eigentliche GestalttiDg des Tonmaterials selbst, indem nur er eine 
feste Ordnung, Gestaltung und Begrenzung des Tonmaterials bildet, 
die nicht nur ooncret als wesentlichste Sinneewahmehmung bei einem 
Tonstück empfunden wird, sondern auch abstract als eine Reihe von 
bestimmten Verhältnissen sich nachweisen Ifisst, Dämlich von Schwtn- 
gungszahlen und Zeitdauerzahlen der TOne, (nebenbei gesagt die 
einzige concreto Wahrnehmung von Zahlenverhältnissen ohne Wahr- 
nehmung derselben an körperlichen Objecten) und daher als dasjenige, 
was die Identit&t des Tonstückes ausmadit, und ebenso ist es die ge- 
staltende Kraft in ihrer Eigenart, deren Walten sich in ihm darstellt, 
die Empfindung selbst in ihrer Qualität; die übrigen Bestandteile sind 
nur Accidenzien subjectiv der Empfindungsftussemng, objectiv des 
Geäusserten, und bieten nnr in Verbindung mit einem bestimm- 
ten Tonsatz, als Verhältnisse von diesem in Klangfarbe, Zeit- 
mass und Stärke wirkliche Sinneswahmdimungen und einen indivi- 
duellen Charakter. Klangart, Zeitmass und Klangstärke können daher 
nur in Bezug auf einen bestimmten Tonsatz Gegenstand des Urheber^ 
rechtes sein, hingegen kann der Tonsatz für sich allein Gegenstand 
des Urheberrechtes sein. 

Aber nicht nur die bisherigen Erwägungen verlangen teils ein 
besonderes musikalisches Urheberrecht, teils eine besondere Anwen- 
dung des der Literatur und Musik gemeinsamen Urheberrechtes, 
sondern auch wirtschaftliche und andere Gründe, welche jedoch nicht 
unter einem allgemeinen Gesichtspunkt behandelt werden können, 
nur soviel sei bemerkt, dass solche GrUnde z. B. die industrielle Ver^ 
schiedenheit in der schriftlichen Vervielföltigung (Stich bei Musikalien, 
Druck bei litterarischen Werken) die ältere Wissenschaft und Gesetz- 
gebung teilweise zu* einer unrichtigen Zusammenstellung mit Werken 
der bildenden Kunst veranlasst haben, was uns der folgende Abschnitt 
näher zeigen wird. 

IL 

Geschichte des musikalischen Urheberrecliies. 

Der Rechtsschutz für Tonwerke beginnt wie di r für litterarische 
Werke ei*st nach Ertiudung der Buchdruckerkuost. Bekanntlich 
wiir lt^ letzterer zuerst in Italien, u. zw. in Venedig gewährt, indem 
14{iy Meietci Joliannns von Speier für die Einführung der Druckor- 
kunst das ß«dit erhielt, dass während der nächsten fünf Jahre nie- 
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mand ausser ihm ionerhalb der Republik Bfleber drucken dOrfe. *) 
FOr Tonwerke aber wurde DerarUges 1498 ebenfalls in Italien zuge- 
standen, es wurde in diesem Jahre dem Erfinder des Notendruckes 
mit beweglichen Typen, dem berühmten Ottaviano Petrucd da Foe- 
aombrone von der venetianischen Signoria das Privilegium verliehen, 
allein durch 20 Jahre in der Republik Figuralgesänge, Orgel* und 
Lautentabulaturen drucken und verkaufen zu dürfen.') Diese Privi- 
legten sohQtzen also nicht bloss gegen Nachdruck, sondern gegeu 
Nebenbuhlerschaft im Drucke ige werbe überhaupt, sie sind wahre 6e- 
werbepriviiogien, gegeben zur Belohnung der Einführung oder Erfin- 
dung. Darum verschwinden sie bald, und es erscheinen Privilegien 
gegen Nachdruck, der vom Privilegierten verlegten Werke, wahre 
Verlagsprivilegien. ^) 

In Deutsobland hingegen wurden nie Privilegien ffir das Drucker- 
gewerbe überhaupt verliehen, vielmehr beginnt der Rechtsschutz 
für den Druck hier und in Frankreich sofort mit Verlagsprivilegien, 
und dieser Rechtsschutz wird alsbald auch für Tonwerke erteilt.^) 
Denn wie 1490 der Drucker eines Missalea vom Bamberger Bischof,^) 
1501 Konrad Geltes für die Werke der Hroswitha vom Reichs- 
regiment ein Privilegium erlangte, dem dann mehrere kaiserliche, 
landesherrliche, reichs- und selbst landstidtische Privilegien für den 
Druck der Werke lebender Autoren folgten, so bekam 1533 der 

i'aozer, annales tupograph. Iii U2 f., durnach Wächter, Verlagsr. I 8 

Anm. II. 

«) Sohmid, Otteviimo S. 10. 

^) Es ist nicht zutreffend, auch iVh-^>- Privilegien Oewerheprivilegien ta nennen, 

wie die« Klosteniiann. Urhebem i !it 8. U thut. 

*) Notwendig war es aber nicht b!o<5S Ejogfiriül^ir \ crlegern in andern dcubschen 
Territorien, äondero auch gegenüber jenen in demselben 'i'erritorium. Die Behaup- 
tung Scbarmann^s S. 16: Die Privilegien l&r Originalwerke waren naturgemisa Sache 
von Kaiser nnd Reich der Zweck derselben war den Sohuts des Erscbeinungalandes, 
der stets und in allen Territorien von »elbt^t gewiilfrt worden scheint, auf das lu i( Ii 
auszudehnen, ermangelt jedes Beweises, die That«>ache. dass landesherrliche, reichs- 
und landstädtinrlie Privilegien auch auf Oriainalwerke wie Mosel» Paldologie (Wächter 
10. A. 15) und Lutliers Bibembeisct/,utig (n^ch damaliger Auffassung ein Origiual- 
werk; gegeben worden (Wächter ib. A. h'*) spricht allein schon dagegen, m a. B. 
beiaat es in diesen Privilegien ne quiequain in bac ncstra civitate intra quatuor 
Annos imitatur und , ' i io und niemand»« mehr die nacbbenanntc Bücher .... in 
unser landen mr>;:i H iliiu ki ii, frilli;iben und verkeuffen lassen", am Ii wilrdt- oine 
solche UnttnsulK i<iui);^ /\vi>< htu Ongiiial* und l^iichtorigiuaiwerkuii den damaiigea 
Verhällnitsen gar nicht entsprechen. 

^) WXehter, Verlagar. S. 9. A. 12, ROastg» Bnchhandelsr. S. 338. 

*) WSchter, a. a. 0. Anm. U n. 15. 



^ j 1 y Google 



8 



IL Gflsdiicht« des mnaikaliiiohen ürh«betvMihtea. 



Nürnberger Johannes Otto von Ferdinand I. ein Privilogium, sofort 
für alle jetzt und künftig in seinem Verlag erscheinenden Tonwerke, 
wonach sie durch vier Jahre vom Erscheinen an gerechnet, gegen 
Nachdruck geschützt sein sollten. Unter dem Schutz dieses Privi- 
legiums erschien denn auch 1537 das berühmte »novum et insigne 
^o]\}\^ musicum sex, quinqiic, ot quatuor vocom, cuins in Germania 
, nihil simile usquam est editum* mit Compositionen von Josquin, 
Senil, Isaak, Willaert u. a., sowie mit der ebenfalls berühmten Zu- 
eignung des Herausgebers an König Ferdinand. Jenes Privilegium 
möge als Beispiel von derartigen Piivilegien überhaupt» da sie im 
nicht-Individuellen übereinstimmen, hier stehen: 

Ferdinandus &c po8t<iuam Joannes Otto civis at Bibliopola 

Nurenbergensis nobis significavit de suo singulari studio et 
cura, quam posuit in colligendis Musicis Carminibus, quae 
a praestantissimis eius artis magistris cum singulari gravitatis et 
suavitatis laude sunt composita, ut ea in publicum ederet, atque se 
nuila alia re ab honestissimo suo instituto deterreri ostendit, quam 
quod periculum sit, ne a se magno labore et sumptu con- 
quisita ac eleganter edita Carmina ab aliis Typograpliis cum 
magno ipsius damno recudantur, Nos predicti Joannis Ottonis non 
precibus solum, sed et honostis rationibus, quas ipsi nobis sobiecimus, 
adducti, maxime juventutis caussa, cui multis modis prodesso censemus, 
ut haue omnium suavissimam et moribus etiam utilissimam artem 
admirari, et amplecti discat: Nomine Cesaree Majestatis et fratris ac 
Domini nostri charissimi hoc Privilegio ei cavere voluimus .... ut 
non solum in vulgus cdere ac distrahere Musica carmina possif, quae 
nihil obacoeni haheant, sed etiam prohibemus, ne quis alius vel 
edita a praedicto Joanne Ottone vel in futurum edenda aut 
dam Typis excudere aut Excosa quoquo modo distrahere ausit, ante- 
quam quatuor anni a proxima cuiusque operis Musici editiono sint 
ciroumacti. Quare mandamus nomine et autoritate Caesareae Majestatis 



') S. darüber Ainbros. insbesondere II, Hl. Merkwürdig sind nftmlicli darin 
die Urteile Ober Componisten, so heisst es von Jo^squin: Josfjtnnum eelolKM rimum 
buius artis heroem facile agnoscent oniiies, habet eniin vera divinum et iiiiniitahile 
(|uiddan) und von Senil: ,Laudati8Sifttas cantioD» artificis nofttcn aetaie facile iu hoc 

gencre primi LudQTici Senfelii mnsiüarem d^oftjt« «eu vim et vere sermanam 

gniviiatem," aucb in der Vorrede zum 2 H nid kommt derlei vor wie: «quie piotor 
eani Cbmti faciem, suppliciis nu>i(is ^uW\vvt\ pxprimpre fam grapbice potuit, quam 
modis eam expreesit Joequinu», cum tarn aptc rcpotit banc parfcem veraicali : verbera 
ianta pati?* 
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et nostra, niftodamus universis MagiatratibuB maxime autem 

Bibliographis ei Bibliopolis omnibus, ne patiantur praedicta niwica 
Opera a Joacne Ottone edita vel edenda a quoquam alio recudi aui 
recusa dietrahi, oeve ipsi recadere aut distrahere quoquo modo ante 
quadriennium (a) Binguloram operom editione tententt sub poena 
marebarum auri puri decem, integre, et irremissibiliter Bolvendarum, 
qoorum dimidia pars fisco Imperiali, reliquum Joantii OttoDi cedere 
debet Hanc nostram voluntatem, ei qui cuiuscunque eonditionU aut 
ordinis neglexerint et Gaesareae Majeetatis et noetram indignatioDem 
experientur: ac non solum ea poena, quam jam definivimus, mulc- 
tabuntur, Bed etiam libellos contra voluntatem nostram editos amit- 
tent, quos Joannes Otto, ubicunque prostabunt, vigore huius nostri 
privilegii ad se transferre potent. Haec bic rata esse, bis literis 
teetari voloimus, quas dedimus in oppido nostro Insbruck, Septima 
die Januarg, Anno a nato Cbrieto saluatore Mülesimo quingentesimo 
trigesimo tertio, et regnoram nostrorum Homani tertio, caeterorum 
autem septimo. Ferdinandus. Ad mand. Domini Regis propr. Feren- 
berger. 

(Ausserdem steht vorher auf dem Titel beim Tenor noch: Jesus 
Syrach 40. ca: Yinum et Musica laetificant cor. Cum privilegio Gae- 
sareae atque Regiae Majestatis ad quadriennium, und hinten zum 
Schluss: Finit insigne et novum opus musicum excusum Nori- 
bergae in celeberrima Germaniae Urbe Arte Hieronymi 
Graphei Civis Norimbergensis MDXXXVIl Die Augusti (sie). 0 

In demaelben Jahre erscheint von dem genannten Senfl und 
ebenfalls bei Formschneider (Grapheus) gedruckt ein »Magnificat* 
unter dem Titel »Magnificat octo tonorum Auetore Ludovico Senflio 
Helvetico cum privilegio Caesareae atque Regiae MajestaÜs ad se- 
xennium", wie beim Tenor vermerkt ist, zum Schluss heisst es: «Im- 
pressum Nurembergae, apud Hierooimum Formschneider, Anno 15S7*. 
EbendaBelbst hat 1538 und 15S9 drucken lassen J. Petreius die von 
ihm herausgegebene Sammlung .modulationes aliquot quatuor vocum 
»aelectissimae, quos vulgo modetas vocant a praestantissimis Musicis 
»compoeitae jam primum typis excusae (Tenor). Norimbergae apud 
»Johann Petreium anno salutis 1588 cum gratia et privilegio imperiali 
»ad quinquennium." 1540 finden wir eine Sammlung «selectissimae 
.nec non familiarissimae cantiones ultra centum . . . (Besonder au^ler- 
«lejSener künstlicher lustiger Gesanng manncherley Sprachen, mer 



*) Dm Exenplnr der Wiemr Uofbibliothek hat die Signatar 8 A 7tf> C 3. 
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«dann Hundert Stuck von Acht Stymmen bis auf zwo: Und Fugen" 
u. s. w. von Sigmund Salblinger, gedruckt zu Augsburg bei Melchior 
Kricsstein, mit einem dem Sammler und Verleger Salblioger von 
Ferdinand I. am 4. Oktober 1539 erteilten Privilegium. 

Nach dem oben angeführten Beispiele 0 werden also die Privi- 
legien vom Verleiher nur mit dem Zwecke begi Qndet, die Mühe und den 
Aufwand für den Erwerb der Werke und ihren Druck, also den Ver- 
lag als solchen durch Schutz gegen Concurrenz zu belohnen, mag 
der Verlagsunt«rnebn)er in was immer fiir einer Beziehung zum Werk 
stehen. Nach dem Erwerb vom Urheber her wird vom Verleiher 
des Privilegiums nicht gefragt, und ein solcher auch vom Beliehenen 
regelmässig nicht erwähnt.*) obwohl sich unter den Oompositionen 
der privUegirtan Sammlungen vielfach Werke von damals noch Le- 
benden befinden, so z. B. im novum et insigne opus von dem erst 
gegen 1550 verstorbenen, also 1587 (dem Erseheinungsjahr jenes 
«opus*) noch lebenden Senfl. 

Dass aber nicht bloss bei Sammlungen von Werken verschie- 
dener Meister, sondern auch bei gesammelten Werken eines und dea^ 
selben Urhebers, ja bei Einzelwerken genau das Gleiche galt« zeigen 
uns privilegirte Drucke von Werken der beiden zuletzt genannten 
Arten, bei welchen auch keine Zustitnmung des Urhebers erwilhnt 
wird, so z. B. das schon erwähnte Magnificat von Senf). Ja selbst 
dann, wenn der Urheber in eigener Person Verleger ist, hat er nur 
als V^erleger für das gedruckte Werk das Privilegium, was z. B. 
bei verschiedenen Werken des Hofmusikus Franz Sale^) zu Ende des 

') (ibcr die Art, wio Otto geHuminelt, iai au» den Voncdcu auch eiuiges zu 
•ntaehiBMi, woraua hervoigclit, data er niebt von den Componiaten her das Recht 
erworben hat: Zuerat sagt er (Vorr. tmn 1. Bd.) «Primo ego inter Germanoa huic 
labori nanaa admevi* und zum Sebluas (vorl. Seite der Vorrede) bciaat ea: Quod ad 
artificcä uttiuet, quoruiii caiitioues nunc edidi, nequc ordo certu« »ervari nec no- 
miou ul!i<ni(» adscrÜH potupnint. quod nonnun(|uam in hoc genero 
fratide quadaui, Auctorum noniiun, niutata »int. (^uare id t>iue cuius- 
qua contumeHa faetnm est Er kann also m^i mit den CompoBirten aelliat 
▼erkehrt haben. (Folgt das citierte Lob des Josqnin und: neque hanc laudem grate 
et candide poeteritas ei invidebit). Isaaei panc» habere potni, aed fädle id pens»- 
bimuB proxinia oditione. 

•) Di^'s irfht u. a. anrh ilnraiis Irrivor, da>s z. }]. Sulblinger in der Vor- 
it'ik' nirht>3 von eiueio Krworb von den l rhebern oder ihren Hocblänacbfolgern her 
erw&hnt, sondern ohne solche Krwöhnuug hervorhebt» daaa er «den Text mit be- 
Bonndemi hohem Fleiaa den Noten lonnlich nnndergesetet und inngetaüt sambt 
anzaignng der Gsangkmacher Namen''. 

>) Z. B. orficionim miaaaiium über secundos 1594, tertios 1596, beide be 
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10. Jahrhunderts, und bei ^Israels Brünnlein" von Schein 0 statt- 
tiiulot.-) Und auch dio Tatsache, dass hie und da Werke mit aus- 
drücklich erwähnter Zustimmung des Urhebers gedruckt werden,^) 
aber niclit in seinem Verlag, lässt das Gegenteil, den Druck ohne 
Zustiiiiiiiiing des Urhebers und die Privilegirung auch solcher eigen- 
iniichtiger Drucke als Hegel erscheinen. Übrigens tritt der Charakter 
des Privilegiums als \ crlagsprivilegium im Gegensatz zum Urheber- 
privilegium, nänilicli die Ignoriiung des Urhebers bei Tonwerken 
noch stürker licrvor, als bei lilterarischen Werken dadurch, dass es 
sich niemals um W erke längstverstorbenor Urheber, wie griechischer 
und römischer Classiker, liandclt, sondern fast immer um Werke 
zeitgenüssiöcher, meistens sogar noch lebender Componisten, und 
zweitens ist eine derartige kritische Tätigkeit, wie mit der Heraus- 
gabe von alten Classikern, namentlich eine Vergleichung von mehreren 
Handschriften desselben Werkes mit der Herausgabe von Musikalien 
nicht verbunden, wiewohl imiiieriiia auch hier einige Kritik der Vor- 
lage htattlinden musste. 

Georg Nygrini» in Prag gedruckt und mit katserlichcm Privilegium aaf sehn 
Jahre. 

*) Mit churf. sächs. Privilogio und in Verlegung dos Autoris. 

-) Übrigen» finden wir, wie dio Saninihin^fti von Otto und Salliliiiuor zpiirfn, 
schun zu Üeffinn des Musikaliimlruckes Verlag ilnrcli cinon Vorl< di r weder 
Urheber noch Di ucker iat, und zu Anfang de» 17. .iahrhundert» auch bei Plinzcl- 
werken, so s. B. fOr das Magnificat von Vulpius, gedruckt bei Lippuld, verlegt bei 
Bimatiel in Erfurt mit karf. sBeha. Privil. auf 10 Jahre. Druckerverlag sind wel alle 
Werke wo, wie h* \ ?fnfr» Magnificat, kein Ltsuinlct« r Verleger geuannt ist, danucB. 
die Psalmeu von Htutler 1607 mit B. IL M. Vteyh, gedr. zu JNUmberg bey u. in Verlegung 
Kauifmann 1t!07. 

*) Solche sind z. Ii.: VüUei : Orl. di LaäHu etliche auserleHene .... Ltedlein, 
SU zuvor in franz. Sprache ausgegangen, aber mit deutschen Texten su viel (uboe 
Verlndemng der Harmonien} immer möglich gewesen mit des Auctoris Bewilligung 
▼eieehen worden. Mflneben 1582. Lassus, Fascieuli aliquot eacraiwu cantioaum 
.... anica quidein separaüiy excusi, nunc vero auctoris consenso in unum corpus 
redaeti. (Also fiüher waren sie offenbar ohne seinen Consens her.'iu.sgekommeu !) 
C. I'r. S. C. M peeuliari. Norib. in olhe. üerlachiana. Anno I-tl*8 Au.s dem 17, Jahr- 
hundert: Joh. Stadiuiayor ,inoduJi symphoniaci cum prescitu ac pennissu Auctoris 
prelo subjeoti. (Ohne Priv.) Innebnick, loh. Gftcbni, Kitner Bibüogr. der musikal. 
Sammelwerke des 10. und 17. Jabrh. S. 278, dann geistl. QesBuge mit 4 Stiromm, 
von H Schütz hiebevor aufgesetzt, jetzo aber mit seiner Vergünstigung zum öffentL 
Dnick befi'trdert ... diircii Cliristo|ih Kitteln churf. sAohs. Organist, op. decimum 
iertiuui Dresden. liiöT (auch ohne l'tiv.). 

*) So sagt Saiblinger in der Vorrede nicht« von ciuur Vcrgleichuug der Hand- 
aehriften oder Oberhaupt von mehreren Handschriften, sondern nur, dass er ,den 
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Dagegen ist der Charakter des Verlagsprivilegiums in einer 
anderen Richtung schwacher auegeprägt, nämlich in der Richtung, 
dass durch das Privil^um nicht bloss der Druck nach diesem pri- 
vilegirten Druck, sondern auch 'der Druck derselben Werke nach 
anderen Vorlagen verboten wird, denn bei Sammlungen war wenigstens 
in dieser Zusammenstellung ein Druck nach andern Vorlagen nicht 
leicht möglich, es konnte also die Erlaubtheit eines Druckes dieser 
Art nicht in Frage kommen, und bei Einzelwerken konnte sich ein 
Druck nach einer andern Vorlage, die oorrect war, von einem Druck 
nach dem vorhandenen Druck nicht so sehr unterscheiden, dass das 
praktisch erheblich gewesen wäre; immerbin kann man annehmen, 
dass durch diese Privilegien auch ein Druck der privilegirten Werke 
nach anderen Vorlagen als nach dem privilegirten Druck selbst ver- 
boten wird, dass sie also «Privil^en auf Monopolien' im Sinne der 
Wahlcapitulation von 1653 sind, und im Sinne POtters (§ 181 ff.) 
zu deren Erteilung im Übrigen, nach POtter selbst, bis zur ge- 
nannten Wahlcapitulation der Kaiser für das ganze Reich befugt 
war, 0 weshalb nicht nur für erbländische und reichsstädtische 
Verleger, sondern auch für Verleger in Städten anderer Landesherrn 
kaiserliche Privilegien gegeben wurden.*) Daneben aber erschienen 
wie für litterariscbe, so auch für Tonwerke schon im 16. Jahrhundert 
Privilegien von Landesherm,') ja selbst von Landstädten, während 

Text mit bcäuuiulftni hohem Flüiss den iSuten furiniich unndergeäctzt uud ioDg'eUuU 
BMnbt anzaigiiug der GaaDgknuichdr Nftin«n* und J. Otto in einer besonderen An- 
sprache (.Candido musico aüutem") nach der wwSbnten Vwrede: Quam aii difficile 
in hoe geniere laboris non eaepe errare, fädle esiiinabant mediooriter oruditi. Natn 
l)raeter<|uain. quod istoruin njtM;\ coginiur uti, qui arteni non intpl1is;iint, otiani in eo 
niiiltiini |ii riculi est, qiiotl in. um scriptis chartin \m mxnuH, ubi tnulta Btudio a qui- 
busdari) depravatu, inulLa per nogligcutiaiu aut umissa aut tuutata suut. Nuiutn cniui 
est, quam facile in hoe genere aeriptnrae peocetnr. Quare preeamur bonos omnes» 
ne nimis morose de labore nosiro jadicent.*. 

^) Dlo^o kaiserliche Conipetonz für das ganze Reich schliesst auch den 6e* 
'lanken aus, als ol) «Ii«- T'rivil. i:it'n an Verleger nur danim crt-eilt worden wären, 
Moil Urheber nicht LaDdsüsäigo oder Uutcrtanen des Verleihers der I'hvi- 
Jegien waien, 

') Z. B. Melisse, Fs. Davids ... Mit kais. Maj. Freih. auf 7 .Tabre Tcrfer* 
ligt in der kurfttrstl. Stadt Heidelberg, bei Mich. Schirat 1572. — Ivo de Vento, 
Motetten, Monaci Adam Berg, cum gr. ei priv. Caos. Maj. 1500. — Schütz, sytn- 
yhon. Naer. III. pars. Mit R. Kais. M. Freyb. gedr. za Dresden bei Christ u. Melch. 

Bergen. 

'J So z. 13. Gesangb. c. priv. Frid. Wilh. Elect. Saxon. 1593, Dresden, gedr. 
bei Gimmel Bergen. SAchs. Privilegien haben auch viele Werke von SchOts. 
So s. B. von Erfurt. 
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ausserhalb Deutscblands die Privilegien, meines Wissens wenigstens, 
xiur von vollkommenen Souveränen, dem Papet, der Republik Venedig, 
dem König von Frankreich, England, Polen u. s. w. erteilt wurden, 
auch von der schweizerischen Eidgenossenschaft. >) 

Das Auffallendste in diesen rechtlichen und tatsächlichen Zu- 
ständen des Musikaliendruckes und Verlages besteht aber darin, dass 
die Urheber sich hier ihre Ignorirung viel mehr gefallen lassen, und 
dass weit weniger geschieht, um das Verlagsrecht in ein Urheber- 
recht zu verwandeln. Nämlich bezüglich der Litteratur eiliobt be- 
kanntlich schon Luther seine Stimme, um das Recht des Uiliebors 
als sok'licn geltend zu machen, und in Nürnberg, also goiacle in 
jener Stadt, wo deutsche Kunst, und auch insbesondere vci vielfiilti- 
gendc Kunst zuerst geblüht hat, ja auch der Musikaiienvcrlag, wie 
aus Obigen ersielitlieli ist, entsteht schon frühzeitig eine Bewegung 
in der Gesetzgebung zu Gunsten der Urheber, Noch im 1(5. Jahr- 
hundert luit die Stadtbehörde daselbst sich gruiid-siitzlich daliin aus- 
gesproclien, dasü der Nachdruck, auch abgesehen von l'i ivilegien, un- 
gerecht ist, und bald nachher dieser Anschauung auch Ausdruck in 
Form eines allgemeinen Gesetzes gegeben. Beidesmal wird dem Ur- 
heber als solchem sehr deutlich der Anspruch auf Seliutz zuerkannt. 
Die zuerst erwähnte theoretische Bemerkung über den Nachdruck 
tindet sich in einem Brief betreffend das Dürer'sche Privilegium für 
die , Kunst der Perspective" aus Strassburg vom 2. November lö'o2 
und lautet also: 2) 

.... Albr. Thürer, vnnser verstorbner Burger hat alls ein » 
weytberümbter künnstner (sie) etlich püecher auj.» der kunst der per- 
spectiue durch Ine gemacht vnd erfunden, bey seinem Leben Im druck 
ausgehen lassen, de[ihalb Ine auch . . . kayserl. Maj. mit statliehen 
und hochverpenten Privilegien und freyhaiten versehen liat, das Ime 
Holliche sein seihs erfundene püecher und künsten In zehen 
Jaren nit nachgedruckf oder Im Reich fayl gehabt werden sollen. Nun 
bericht vuus aber . . . desselben .... wittib, das vngeachtet sollichcr 

Riocio, Seeund. über tacr. eantionum e. gr. et per S. R. H. Poloniae 

Regiomonlani Üontssiae 1580. — Lobwasser, Päalinon Davids .... Mit ßcfrcyinig gants 
Evan::' liM-hcr Ey(lgcno.sseusdi. in zelicn Jahren niclit nachzutriicken. In Verlegung 
Hann .Ucuh ti. Harthnl. riorit/t nbach V. Üt, OaUeo getrnckt za üasel bei J. J. Ga- 
natbs sei. Wittib im J. \i'->\>. 

'-) F. V. Baader Bt-itr. zur Kunstgesch. v. Nürnberg 182. K. lö&i S. TD f. -- 
Unter don Juristen hat darauf und auf daa Nüchstfolgendo meine» Wissens zuerst 
Kohl er 8. 213 f. (Beil. 8) hingewieaeii. 
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Ira MsDS habender ft^yhait etliche aigennQtadge peisonen ains tayU 
deraelben püecfaer In das Latein pringen. In Prannckreidi nachdrucken 
laasen, und den Puechfuerern allenthalben verkaufft haben» die in 
ewer Weisheit stat vnd anndem ortten Im heyl. Reich offennlicfa fSayl 
2U haben, das Ir za hohem nachtayl rayche, Mit .... ersuchen, Ir 
.... Ires priuilegiuros gepürliche hilft .... mitzuteilen. Dieweyl 
nun sollich fQmemen nit allein diser der Thürerin kayserl. Freyhait 
(dere Original wir gesehen haben) ganntz »tgegen. Auch der Thürerin 
hoch naditaylig. Sonnder auch In all weg beschwerlich vnd 
vnpillich ist, das Inen anndere, die solliche künsten auß 
Ihrer schicklichkeit weder gefunden, oder aiaich mühe . . . . 
und costen darundter erlitten haben, mit der rechten an- 
fenncklichen werckmaister unnd künnstner schaden nntz 
machen sollen. So ist vnnser .... bitt, die wöllen bey Iren Burgern, 
Buchfuerern vnnd Druckern verfüegen, dise .... nachgedruckte puecber 
In eur Stat oder anndem orten nit fayl ... zu haben .... damit . . . die 
Thürerin nit vrsach hab .... Ew. Weishait .... umb hilfiE und 
Ezecution anzusuchen." 

Jenes Statut aber (ebenfalls bei Baader a. a. 0.) spricht Dasselbe 
als Vorschrift in folgenden Worten aus: 

«Nachdem die Buchtrucker und Formschneidcr in disor Stat sich 
bißhero understanden haben, in formen, schrifften, bttchlein, und ge- 
niäide aneinander') muhzutrucken, welchs aber denen, die solche 
büchlein, gemälde und schrifften, anfengklich erfunden, gedieht, 
geschnitten und mit Verlegung dei^elben vi] costung darauf ge- 
wendet haben, zu grossem schaden verdorben und abpruch irer narung 
gereicht hat, so vcrordent und setzt ein erber rate hieniit, das nun 
hinfüro kein Buchtrucker, Formsdineidor, Buchfuerer, Vorleger, oder 
yrmand anders ainem rate verwandt und zugehörig dem andern seine 
Bücher, gedieht, genulldo, schrifften und formen, die er selber gedieht, 
erfunden, geschnitten oder gerissen, oder auf' seinen costen verlegt 
hat, und die imo von ains rat dartzue verordenten, zutruckcn, aus- 
geen vnd fail haben zu lassen zugelassen sein, in einem halben Jar 
den nechsten nach ausgeung derselben, weder haimlich oder offenlich 
nachtrucken, schneiden oder reissen, oder bey anndem auf sein 

') Auch Uica widerepridifc det oben S. 1 u. 2 erwähnten ^^chu^raann'«c^lell 
fiehauittuug. 

>) Es ist also nacli jenem Brief, wie nach di^Äem Erlass tn urteilen, nnridi* 
tig, wft« Schniinunn S. 2S.\ »ngi: .Nachschnoideu und Nachstochen war als solches 
,(iD Nürnberg) nicht verpönt; aber wer dem Original das Uandzeacben des KOnsUen 
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eoBten vnd Verlegung zu thun yerf&gen soll. Dem, weldier solcbs 
ttbeifaren und einem ratbe von yemand alle ein verprechen ange- 
zaiget wfirdti der soll ainem rathe daromb one gnad zu puji geben 
vnd verfallen sein zehen Gulden Reinisch und dartzue die geschnittenen 
oder getmckten formen ezemplar und bUcher verloren baben.* 

Dieses nach Kobler, etwa um 1550 erlassene Statut scbliesst 
vermöge der Erwfthnung von Formen, Buchlein und Gedicht (einem 
damals auch fUr Musik sehr gebräuchlichen Ausdruck, Carmen Musi- 
cum sagt Otto) die Musik in seinen Schutz ein. Daran scbliesst sich 
das Verbot dse Feilhaltens von Nachdrucken, die ausserhalb Nttrn* 
bergs angefertigt sind, bei Verlust derselben oder der Formen. Auch 
die Ordnung des Rates von 1623 (Patter § 154 S. 154) will sicher- 
lich den Musikaliennaehdruck wie den Nachdruck von litterarischen 
Werken verbieten: .weil des Nachdrucks wegen viel Ungelegenheit 
«und Klagen verursacht werden, als sollen sich die Buchdrucker und 
«Verleger alles Nachdrucks sowol privilegirter, als unprivilegirter 
«Materien enthalten wie auch des Vortheils, dass sie ander Format 
.nehmen, die Figuren und Kupfer etwas ftndem, oder neue verfertigen 
»lassen, einen andern Titel, und Namen des Autoris gebrauchen, neue 
«und andere Summaria machen, Scholia und anders dazu thun, noch 
«dergleichen vorzunehmen, einem Andern Anläse geben, bei Strafe 
«eines Gulden für jeden Bogen, Confiscirong der Exemplarien und 
«Abtrag des ersten Verlegers hiedurch verursachten Schadens*. 

Andererseits aber enthält sie auch eine Anerkennung fOr das 
Recht des Urhebers als solchen, wenn sie bestimmt, «dass ein sub- 
reptitie ausgebrachtes Privilegium dem Nachdrucker nicht zu statten 
kommen solle, um seinen Nachdruck zu Nttmberg zu verkaufen* 
(Pütter 3 184 S. 202). Freilich bedeutet «subreptitie* listig erschlichen 
überhaupt, nachdem aber anderswo^) nachweisbar darunter auch der 
Fall einer Erschleichung hinter dem Rücken des Urhebers verstanden 
wird, kann man hier, wo doch schon das frühere Mandat auch einen 
Anfang des Urheberschutzes enthält, annehmen, dass unter subreptitie 

nachmachte, mussto bUssen" ikiin schon diis Work Dilrcrs vun der i'erepective ent- 
h&U Zeichnungen und im obigen Mandat wird NacliscbneidM und NaebreMion ebenio 
wie das Drucken verboten, ohne dass von einem Handsetchen etwas erwfthnt ist. 

') Bergor, electa disccptt. for. Leipzig 1700 cit. bei Wächter, Yerlagsr. I 
S 02 not. T) ,Bei ti lx r !^'>ch;iffcnheit auch dei j< iiiur, welcher etwa per sub- et 
obreptionern über ein rtciiuli .s Buch ein l'rivilegium erlangt so w/^riic; als ein anderer 
dem rechten tiigentuniHlierrn das Soiuige zu cnlziohen Fug un(i Macht hat/' Das 
Weitere (s. WAohter) xeigjk, daae unter dem areebten Eigentumabeirn*. auch der Ur- 
heber veratanden wird. 
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aucli t ino Krschleichung hinter dem RUcken des ürhebera veTstanden 
sei. Von Hinterlist gegen den vom Urheber her erwerbenden Ver- 
leger verstellt es auch PUtter a. a. 0. 

Das Nürnberger Recht sollte aber für die Musik noch IftDger, 

als ein Jahrhundert etwas ganz Vereinzeltes, eben ein blosser Vor- 
läufer bleiben; vielmehr beginnt, nachdem im 16. und 17. Jahrhundert 
der Druck von Musikalien, ihr Verlag durch Buchhändler, Drucker 
und Urheber, und die Privilegirung in allen diesen dreien Verlags- 
formen eine regelmässige, oder doch nicht seltene Erscheinung ge- 
wesen war, im 18. Jahrhundert eine zweite Periode, zwar eigentlich 
nicht in der Geschichte des nuisikalischen Urheberrechtes, wohl aber 
in der Geschichte des Musikaliendruckes und -Handels wie Verkehres 
in Deutschland, es ist eine Periode des Verfalles. — Aus verschiedenen 
Ursachen wird der Druck und Verlag von Musikalien selten, die Regel 
bildet handschriftliche Verbreitung und allenfalls noch eigenhändige 
mechanische Vervielfältigung durch den Urheber, aber im Stich, nicht 
Druck. Nämlich der Notendruck mit beweglichen Typen war in Ver- 
fall und beinahe in Vergessenheit geraten, so dass er um die Mitte 
des 18, Jahrhunderts von Breitkopf wieder fast neu erfunden werden 
musste. Die in Frankreich in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
erfundene Kunst, Musiknoten in Kupfer zu stechen, wurde ausser von 
Urhebern nur von eigenen Kupferstechern selbst geübt, aber gerade 
bei solchen Werken, die von den Urhebern selbst gestochen wurden 
begegnen wir in Deutschland Privilegien fast gar nicht, und auch hei 
andern selten. 

Es war eben, wie in der Litteratur, so auch in der Musik mit 
der Geltendmat Illing der Privilegien zu übel bestellt. So z. B. soll 
Heinrich Allxnt. der bekannte^ Dichter und Componist (nach Gathy) 
für seine l/iodercompoHitioiien Privilegien vom Kaiser, den Kurf&f^n 
von Brandenburg und Sachsen gehabt haben, ' ja selbst vom KOnig 
von Polen, und ducli sind davon Nachdrucke erschienen. IKe Privi- 
legien waren kostspicli- und nutzlos, teihs factiseh (wegen zu geringen 
Unifanges ihres Oeltiiiigsgehirtes, oder woKen der Scli wierigkeit ihrer 
(Jtdtrndinaehuiig. ferner weil Privile-^ien für musikalische Werke Wohl 
auch, wie die für litterarische \^'erke. ans Verijesslichkeit und Un- 
ordnung im Widerspruch mit bereits erteilten Privilegien anderer für 
dasselbe Werk \erliehen wurden), teils waren sie auch rechtlich 
nutzlos, nämlich die landesherrlichen nnsserhalb des betreffenden 
Landes, diu kaiserlichen aber .seit 1^53 iiherall ausserhalb der Reichs- 
städte und Erblande, insofern es sich um die Ausschliessung der 
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Freiheit handelte . Tonwerke nach andern, (z. B. nach handschrift- 
lichen) Vorlagen zu il rucken oder stechen, als nach einem Exemplar 
des privilegirten Drucke» oder Stiches. I)eiin eine derartige Aus- 
ßchliessungsbefngnis wurde als Monopolium aufgefasst ') und in der 
Wahlcapitulation niusste seit 1G53 der Kaiser sich verpflichten, Nie- 
iiiandem mehr .einige Privilegien auf Monopolien" zu erteilen, und 
ein Abdruck nach einer andiTn Haudsclirift war bei Musikalien nicht 
schwer, aber auch bei einem kaiscrl. j)rivilegirten Werk, von dem 
ein Nachdruck uacliweislich nach Kxeujplaren des geschützten Druckes 
stattgefunden hatte, maclite „teils die Kostbarkeit eines sulclien Fro- 
cesses, teils die Schwierigkeit der Vollziehung, dass dieser Weg 
Kelten betreten wurde" (Fütter, Rik liei nachdr. § 182), niiinlich die 
Schwierigkeit, dass derjenige Reich;>sland. in dessen Gebiete der Nach- 
druck geschel>en, die iliinde uicht dazu bieten wollte, dem Nachdruckor 
seinen Unfug zu inhihiicn. 

Im Interesse der Litteratur, und teilweise auch der bildenden 
Kunst entsteht nun bekanntlich jene lebhafte geistige Bewegung, 
welche die Kechtsentwicklung innner eat.schiedener auf den Schutz 
des Urhebers als solchen, und in Form eines allgemeinen Gesetzes-) 
hinlenkt; bie erfasst bekanntlich nicht nur die Juristenwelt, sondern 
geradezu die ganze Denkerwelt Frankreichs und Deutscldands, zum 
Vorläufer hat sie, wie gesagt, Luther, zu Förderern Voltaire, Kant, 

') So instipsondere bei Pütter, BQchernachdnirk. wo eiiuM-soits § 'i'J in der 
, Randrubrik gauz richtig gesagt wird, ,das Kigentiini eines Ver]tig^l>uchü» macht 
kein Monopolium aus", und Text Abs. 2 ,hier kann aber ein jedes Verlagsbuch 
siebt ab «ine GAttung Waare (als etn genaa), aondera nur als Individttum ange- 
sehen werdra, das dem Verleger, der den ersten Gntndatoff dasn . . . vom Verfiuser 
rechtmässig erworben hat, eben so eigentümlich zustehet, als dem Tuch Fabrikanten 
die Tücher zustehen, wozu t-r dio Wolle und übrigen Zutaten an£if»'?f ViafTt hat", und 
andererseits § 181: «ehenäo (wiu ein kais. Priv. auf Tabak- oder ^pielkarti iiliiindel) 
vergeblich würde es auch sein, wenn noch heutigen Tages .... ein kais i'nv. daa 
bewirken wellte, dass ausser ibm in gan< Teutschland kein Bitchhlndler s. B. 
einen Cotn. Nepoe,. oder auch einen Kalender tt>s. f. drucken oder verlegen sollte. 
Es würde . . . keinen Keichsstand abhalten können, dass er nicht einem andern Ver- 
If^'L'tT in seinem Lande gestatten sollte, eben das Ruch zu drm kt n, sofern nur nicht 
nuti^j ist, dun vom Kajser privilegirten Abdruck dabey zum i.iruudc zu legen", und 
Anm. II dazu: „Der scheinbarste Fall ist, über den Abdruck der kayscri. Walilcapitul. 
oder andner Reicbsges. .... durch ein kays. Pkiv. ein Auasehtiessungsreoht zu geben 
.... da dann ein Nachdruck nach eben diesem Exemplare allerdings nnreeht seyn 
wSrde. Wenn aber einer der churfürstlichen Höfe eine Abschrift von seinem ExempIsTS- 
nun Abdruck hergeben wollte, wnrde doi li wohl dalii y in< Iits zti erinnern sevn." 

-) Was in Kngland bekanntlich schon 1710 erreicht wurde, s weiter unten 
zu Ende dieses Abschnittes. 

a. Sohnster, Om Urtobemeht der Tonkanak 2 
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Diderot u. a. Unter den deutschen Rechtsgelehrten tritt schon 1690 
Adrian Beier in seinem .kurzen Bericht v. d. nutzl. u. furtreffl. Buch- 
handlung u. deroselben Privilegien* mit grosser Wärrae und Lebendig- 
keit für den Rechtsschutz auch ohne Privilegien ein,') in Frankreich 
bekämpft 1725 das Verlangen der Provinzbuchhändler, ihnen nach 
Ablauf der Privilegien den Druck der in Paris verlegten Werke zu 
gestatten, der Advokat Hericourt damit, dass die Verleger von den 
Urhebern zum Druck ermächtigt worden seien, und nicht das Privi- 
legium die Grundlage des Rechtes zum Drucke bilde, sondern die 
Erlaubnis von Seiten des Urhebers: Böhmer, Gundling, Thurneysen 
und Pütter erklären den Nachdruck für Diebstahl, furtum usus u. dgl. 
und dies hat wirklich Einfluss auf die Gesetzgebung; ja schon vorher, 
nämlich 1686 macht das sächsische Mandat den Erwerb vom Urheber 
her zur Voraussetzung des Privilegiums, wenn aucli nicht des gesetz- 
lichen Schutzes, welchen es überhaupt noch nicht gewährt, indem es 
befiehlt, „sich des verbotenen Nachdrückens zum höchsten Schaden 
derer, welche Bücher von denen Autoribus redlicher Weise an sicli 
gebracht, auch wohl (d. h. .und auch") darüber Privilegia erlanget, 
zu enthalten." Im Reich werden wenigstens Versuche gemacht, den 
Schutz von BQchern auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen, und 
wieder in Sachsen wird durch das Mandat*) vom 18. December 1773 
eine solche allgemein-gesetzliche Grundlage allen im Laude gedruckten, 

') 8.521.: .Hato Zeit bU dorthin (bis mr Erledigung im Rechtswege) mAchi 
einer eageo. und mSieen die Bnohhindler sich durch Privileigia vorher bewafaren, 
so folgt, wo deren keines, wird dor Nachdruck un^ewehrt und iingrstrafft sein. 
Nicht «Iso, mnn Freund: Der Process ist in solrlicin Fall, da iifT rrivilperi« uf- 
klagt wird, 8('llIt<lUli^«>r. die iiUlf ist nachdrücklicher, die Straff ist empliiidlichcr. 
Folgt aber deren niciit, wo kein Privilegium, da sei kein Recht, kein llQlff, keine 
Sonde, keine Straf. Das natHrliche Recht, die Vernunft weiset einen jeden an, 
liegen ni laason, was nicht sein ist Wird zwar umb der Heascben Benheit, 
t}i i' oder) Thumboit durch die Obrigkeit mit sagehlagter Straf Terboten» war 
Aber Hchon vurhin nicht recht Stehlen' . 

Ti In- II. niisl. I5u( hlnitern (Vlogern) soll f. d. in Sacits. «jcdnu kt. Bücl)orn 
8cliIoiiiii;;Ht IiHti/. ^;üwiij80i) w. geg. Nachw. d. rechhnlis^'iir. Erwerbes vom Urheber und 
der Keciprueitäl für Vorleger, die nicht säcks. UnLerthaneu bind, 2) Um den schweren 
Beweis der Letstoren m ersparen, soll frei stehen ein Privilegium annisnohen, auch 
illr nicht in Ssdisen gedruckte Bttcher oder 8) die Torisgswsrke bei der BOdier" 
commissiun in Leipzig protocoiliren zu hissen mit ^ Kraft n. Wiikang oinee aas« 
drilckl. orlongtcn Privilogii* f«o iln<«s »Ut Nadidnick solch, priv. oder pin^ozoich- 
nctor BUcher, Verbreitung, Einbringen, Verkauf, Vertauftch, oder VtTueliuiün aiis- 
wärtiger Nachdrucke in u. ausser der Messe verboten, die Nachdrucke wcggenomuifu 
od. wenn TerKoesert mit Ürleguug des Wertes n, aosserd. mit Geldbnsae v» 
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oder bei der Leipziger Büchercommission protncolliiten, oder mit 
einem sächsischen PrivilPirium versehenen Werken gewährt, und selbst 
die beiden letztem Bedingungen unterschieden sieh nur fornieli vom 
gesetzlichen Schutz, da die Pnvileirirung wie jene Protocollirung 
jedem auf Verlangen bewilligt werden sollte, und das hannoversche 
Rescript vom 20. März 1778 untersagt gänzlich die Dolntirung von 
Nachdrncken der Schriften, welche von inländischen Hut l liandhingen 
oder Buchdruckereien verlegt, oder von inländischen tichriftstellern 
herausgegeben sind; selbst Oesterreich schützt seit 1775 die inländi- 
schen rechtmässigen Verleger gegen Nachdruck, und in Frankreich 
erklärt 1777 diis Conseil du roi, dass die Fortsetzung der Privilegien 
den Verlegern nur mit Zustimmung der Urheberserben zugestanden 
werden dürfe, und noch in demselben Jahre, dass der Urheber für 
sich und seine Erben (aber nicht für die Verleger) ein bestundiges 
Privilegium erhalten könne. (Pouillet, S. 10 f., Renouard I 173 f.). 

An der Musik aber war im 17. und in den ersten drei Vierteln 
des 18. Jahrhunderts diese ganze Bewegung auf dem Gebiet des Ur- 



r>n 'Rf|,lr. hn\h an d. Fisc. liall) a. A. Verleger geahndet w. sollen. Exociition sof. 
auf l'roduct. den PrivTlfKiiinis , od. dos KinzeicluiunL'sschoinoH. h] der Vorwand 
bloser Durchfuhr ist uustattbaft. Üj VorausHt.4zuug ^uicr Druck und billige Preise; 
bei Kiehtemhalttiiig dieser Miugungen Wiedenafhebnng dieser Befugnisse, Trans* 
ferimng «nf einen andern bflligeran Verleger, oder gar Freigcbung des Druckes möglich. 
— Dieses Mandat hat Schürmann I, b 8* 70 f. wohl tnisavcrstandcn. Die Rccipro- 
cität ist nicht filr den Fall zu bowcison, dass dor Sc hri ftf^t fl I pr Ausländer ist. 
SondtTii iliis.'* der in Sachsen mit si itiein Verlag ansässige Verleger Ausländer i.st. 
Das gebt hervur 1) Aus der Kiiiltiitung: ^Vio wir nun .... die recbtiuäikiigeu, so 
ino- sls ansllndieohen Verleger in nnsem Landen .... in sebtttien gemeynet sind. 
2) Ana Abs. 1 : dass .allen . . . inn* n. andftndisehen Bnobbindlem in Ansehung 
ihrer in unsem gesammtrn Landen gedruckton (d. h. verlegten) HQchor . . . JusÜ2 
administriret ... w. a()ne\ und noch mehr auf? der Stelle, wo der SchrirtsteUor 
erwähnt wird : , Jedoch hat . . . der klagende Üucbbäiidler . . . dass or da.s Verlags- 
recht . . . von dem Schriftsteller redlicher Weise an sich gebracht habe, u. falls er 
(also der Bnchlribidler) ein AoslAnder ist, dsas an dem Orte seiner Heimath das 
Boeiproenm gegen unsere Unteitiuuien beobachtet werde, gebOng nt erweisen'. 
8) Daraus, dass in dem Abs. 2 von diesen „Ausländem* ausserdem noch »Auswärtige' 
tmterschiedcn werden, ,8o sich in An.'^ehung ihror in unscrn Landen nicht ge- 
druckten lUicher . . . si< iier etcllen wollen". Also ein in Sachsen niederpela^soner 
Verleger sächs. Staatsbürgerschaft hat niemals ein Privilegium nutig, selbst dann 
nicht, wenn der Schrilbteller ein Auslinder ist. Aber selbst weun dem nicht so wito, 
und daher das vom Mandat Geleistete schon fr&ber Gewohnheit gewesen sein sollte: 
dass diese Gewohnheit zum Gesetz erhoben wurde, und dass die Erteilung eines 
rri\ilegiiinis unter gewi^on gf'sctzlichen Vorauaaetsungen nicht verweigert werden 
kounte, ist und bleibt ein Fortsckrittw 

2* 
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beberrechtes und seine Neugestaltung ohne Teilnahme von ihr und 
fttr sie TorUbergegatigcn. Weder die genannten Schriftsteller, noch 
andere, die Ober Urheberrecht schreiben, erwähnen ihrer, auch nicht 
die angeführten Gesetze, ja nicht einmal einen Hinweis gibt es, aus 
dem man entnehmen könnte, dass unter , Nachdruck" auch der un- 
befugte Abdruck von Mnakalien verotanden wird. Vielmehr geht aus 
der ganzen Haltung der damaligen Litteratur und Gesetzgebung her- 
vor, dasa Bie auf Musik sidi nicht bezieht, liecht charakteristisch 
ist dafür Pttttera berühmte Abhandlung. Diese will nämlich offenbar 
alle m^lichen Fälle des ufierlaobten Nachdruckes erschöpfen, sie 
spricht von Büchern mit Kupfern, von ganzen Werken in Kupfer ge- 
stochen, sie unterscheidet dabei Werke, «wo der Grundstoff nur ge- 
schrieben, nicht gezeichnet ist* und »Kupferstiche oder Werke ähn- 
lii^er Kunst, wenn sie nach gewissen Zeichnungen gemacht sind,* 
sie nennt „Zeichnungen, Bilder, Kisse, Landcharten u. s. f. als mög- 
liche Gegenstände der Sätze vom BOchernachdruck, ja, Pütter dehnt 
seine Untersuchungen auch aus auf die natürliche Freiheit, „andere 
Künste und Erfindungen nachzumachen,* aber selbst hier spricht er 
nur von Zeichnungen und plastischen Werken. Und wer noch den 
mindesten Zweifel daran hätte, daas jenes Ignoriren der Husik ab*- 
sichtlich stattfindet, der muss davon überzeugt werden durch seine 
Abhandl^^g „von Bfleherprivilegien und vom Büchernadidrack* (Beitr. 
z. dtsch. St u. F. R.), wie wir später sehen werden. 

Von den Gesetzen aber ist zunächst das erwähnte kursäohnsche 
Mandat von 1773 merkwürdig für die Musik durch die Interpretation, 
die es weit später, nämlich durch das Erläuterungsmandat vom 17. Hai 
1831 (Gesetzessammlung f. d. Königr. Sachsen 1831 Nr. 19) erfahren 
hat. Jenes spricht nur von Buchhändlern und Büchern, dieses aber 
erklärt, es hätten «zeithero* Zweifei obgewaltet, ob die gegen den 
Büchemachdruck vorhandenen gesetzlidien Bestimmungeii anch auf 
musikalische Gompositionen, Landkarten und topograpb. Zeichnungen 
anzuwenden seien, und bejaht dies, »insonderheit* die Vorschriften des 
Mandates vom 18. Dezember 1773 sollten auch dafür gelten. Daraus 
geht aber deutlich hervor, dasa ursprünglich weder Gesetzgebung noch 
Praxis dieses ältere Mandat auf Musik bezogen hat. 

Auch die erwähnten Versuche von Reichsgesetzen haben es nur 
mit Büchern zu tun. Aber auch die Gesetzgebung in Oesterreich 
hatte mit der Verordnung der bühroisch-^esterreichischen Hofkanzlei 
vom 11. Februar 1775 (Harum § 13 S. 23 f.): .dass der den Wissen- 
schaften, den Bttchdi*uckern und dem Handel so schädliche Bücher- 
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nachdruck der inl. eioem reclitmftssigen Verleger zugehörigen Anf- 
lagen gesetemBssig bei Bcbwerer, und nach Erscheiirang der IFiDstfiiide 
XDit zü verschärfender Strafe untersagt werden solle,* nicht die Musik 
im Sinne, dies geht u. a. daraus hervor, dass sich der hald darauf auf- 
blflhende Wiener Husikalienhandel wieder (spftter zu erwähnende) 
Privilegien geben liess. 

Wenn somit das dargelegte Fortschreiten des HechthltuwiKsstscius 
und der Rechtswissenschaft, welches selbst auf bildende Ivünste sich 
erstreckte, die Tüiikuust unberührt liess, so war es durch die ton- 
küubtleriselien Zustände selbst verursacht. Erstens machte man, wie 
erwähnt, für Musikalien von Druck und Stich wenig Gebrancli. Wäh- 
rend es nunmehr fast nnr gedruckte Bücher^ gibt, gibt es fast nur 
geschriebene, selten gedruckte oder ^(^stochene Musikalien, es diiuerte 
im Ganzen und Grossen bezüglich der Musik geradezu der niittel- 
alt^irliche Zustand, wie vor Erfindung des Druckes fort, und Nichts 
kann dies so entschieden bekräftigen, als d'w. schon vorhin berührte 
Stelle aus Pütters deutschem Staats- und Fürsten recht I, XVI (Über 
Brichernachdruck und Privilegien. Cap. II S. 42), indem er daselbst 
uingekeiirt zur Illustration des mittelalterlichen Zustande» die musi- 
kalischen Zustände seiner Zeit anführt: 

„Ehe die Buchdruckerei erfunden war, konnte kein Gelehrter 
an den Werken seines Fleisses .... länger ein eigentümliches Recht 
behaupten, als so lange er solche für sich behielt, oder nur unter 
Bedingungen, die die weitere Ausarbeitung verhindern konnten, von 
sich gab. Sonst konnte ein jeder Besitzer eines Manuscriptes das* 
selbe mit unbeschränkter Freiheit jedem andern zur Abschrift ge- 
statten, oder in Abschriften, die er selbst davon gemacht oder machen 
lassen, verkaufen, vertauschen, verschenken, verleihen, oder auf was 
vor Bedingungen er wollte, überlassen; ungefähr ebenso, wie es 
jetzt mit geschriebenen musikalischen Compositionen gehalten 
wird. Wie auch da ein jeder Besitzer eines Concertes, einer Sym- 
fonie (sie), einer Arie etc. jedem andern Absclirift geben oder ge* 
statten kann, vfi& er will, ohne dass der musikalische Verfasser, der 
einmal seine Arbeit von sich gegeben hat, sich darüber beschweren 
kann, SO konnte auch ehedem kein Gelehrter sich beklagen, den 
Meisten mnsste es vielmehr zu Ausbreitung ihres Hiihincs angenehm 
sein, wenn ihre Werke durch viele Abschriften in vielerlei Hände 
kanten." 

Mithin ermangelte es bei Musikalien fast immer des Objectes, 
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\\ > Ithes eines Schutzes, nach damaliger Aaecbauuog wenigBtens, fällig 
gewesen wäre. 

Viel mochte übrigens zur abscliriftlichen N'erbreitung von Mus^i- 
kalien die Tatsaclie bcitiiigeu, dass das Absclneibcn auch zum Zweck 
des Studiums und daher von Musikern selbst eii'rigst betrieben wurde. 
So hat Sei). Bach schon als cilfjähriges Kind die seinem Bruder ge- 
hörigen Fugensammhmgen heimlich bei Mondensclinin abgeschriebeu, 
wohl eines der rüln-endsten Beispiele von heiligem Kunsteifer eines 
Kindes, und zugleich einer der traurigsten Belege für menschliche 
Bosheit, indem der genannte Bruder das so mühsam Geschriebene 
wegnahm und vernichtete, dann später schrieb er als Mann Werke 
von Palestrina, Lolli, Couperin, Caldara ab, ebenso Mojsart Compo- 
sitiooen von Michael Haydn, Eberlin, Bach u, s. w. 

Aber auch bei gedruckten und gestochenen Musikalien war die 
Frage wenigstens nach einem Urheberrecht im subjectiven Sinne 
meistens gegenstandslos, indem Druck und Stich vielfach in einer Art 
stattfand, welche zeigte, dass ihn Niemand anderer unternehmen wollte, 
oder dass eine Nachfrage nach gedruckten Exemplaren über eine ge- 
wisse Zahl hinaus nicht zn erwarten stand, wo also eine Verletzung 
des Urheberinteresses gar nicht zu besorgen war, oder sich nicht 
gelohnt hätte. Nämlich die Thilust zum Druck oder Stich von anderer 
Seite war es, die jetzt ') vielfach Componisten bewog, nicht nur ihre 
Werke selbst in Verlag zu nehmen,*) sondern, wie schon gesagt, gar 
eigenhändig in Zinn oder Kupfer zu stechen und zu radiren. Hin- 
gegen das Unternehmen des Verlages auf Subscription seitens des 
Verlegei*s oder des Urhebers selbst wurde nur begonnen, wenn 
eine hinlängliche Zahl von Subsciibenten sich gemeldet hatte, gieng 
also von der Voraussetzung aus, dass eine Nachfrage von vornherein 
nicht zu erwarten stehe, noch viel weniger ein Nachdruck. So haben 
Bach, \\ oHgaug Mozart und Joseph Haydn Werke im Selbstverlag 
erscheinen lassen, und eisterer, sowie Telemann und Mozarts Vater, 
welche sogar seligst gestochen. Auf Subscription hat aber insbesondere 
Mozart Verschiedeues veröffentlicht. 

Im 16. und aaeh teilweise im 17. Jahrhundert war das niclit so, wie die 
Privilegien ho7,eii!j:«»n. welclio pich Coni]H)niston auf ihren Selbstverlag geben lieesen, 
wobei sie iiln i^t ns aiu Ii nicht den Druck eigenhändig anfertigten. 

') In Frunkreicli hingegen war es anders. Gr6try z. B. verlegte aeino Werke 
aelbal, und erwarb aich sehen dadnroh ein grosses Vennögen (s. Gathy). — Manch- 
mal worden Übrigens noch mit Kapferatecbcrn Vertrüge geecbloesen. wonach der 
Cemponist einen Anteil am Gewinn haben sollte, wie es Mozart einmal in Mannheim 
angetragen wurde, Jahn i 421 f. 
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Für gegenstandslos galt dritteDs die Frage nach urheberrecht- 
lichen Interessen und ihrer Verletzung seihst dann, wenn wirklich 
von anderer Seite als vom Urheber etwas eigenmächtig im Stich oder 
Druck publidrt wurde, und damit berfihren wir Dasjenige, was 
uns schon fOr das 16. bis 17. Jahrhundert erklärt, aber auch 
für das 18. Jahrhundert, warum Musiker sich die urheber- 
rechtliche Ignprirung gleichmfltiger gefallen Hessen, als 
Litteraten. Dies hängt nämlich mit der gesellschaftlichen 
Stellung der Mnsiker und der damaligen Form wirtschaft- 
licher Ausnützung ihrer Kunst zusammen, welche in der 
Hauptsache bis ins 1 8. Jahrhundert dieselben blieben. Nicht 
durch Feilbieten der Werke im Kaufe an unbestimmte Personen, an 
das Publicum fand dies statt, sondern dadurch, dass f&r bestimmte 
Personen oder vermOge amtlicher Obliegenheit componirt wurde, und 
in der Entlohnung von Seite jener Pereon oder jenes Amtes, wurde 
der wirtschaftliche Lohn für die geschaffenen Werke gesucht und ge- 
funden, und daher auch gegenüber einzelnen Personen oft eine bleibende 
dienstliche Stellung mit der Verpflichtung zur Lieferung von Gompo- 
sitionen aberbaupt oder doch gewisser Compositionen eingegangen, 
welche dauernde Versorgung vielfach als der hSchste Preis, daher 
auch als das wirtschaftliche und wegen ihres Ansehens als das gesell- 
schaftliche Ziel von den Huaikem angesehen wurde. Die Folge davon 
war aber, zumal im 18. Jahrhundert, dass nicht nur die Verfügung 
Ober die einzelnen Werke, sondern bei dauernder dienstlicher Stellung 
sogar die Ober die schaffende Kraft selbet der Person oder Behörde 
zustand, für welche componirt wurde, und die es entlohnte. So hat 
noch der Besteller dee Mozart'schen Requiems, Graf Walsegg dieses 
Werk bekanntlich derart als sein betrachtet, dass er nicht nur f&r 
dessen Urheber gelten wollte, sondern gegen die Witwe, als sie es 
an Breitkopf und Härtel veikanfte, bald klagbar aufgetreten wäre. 
Ein schlagendes Beispiel aber, wie die ganze geistige Fähigkeit des 
angestellten Componisten als etwas dem Brotherren Verkauftes galt, 
bildet das Decret, mit welchem Jos. Haydn vom Fttrsten Eszterhazy 
zu seinem Kapellmeister ernannt wurde, um so mehr als dieses Decret 
mehr als Begrenzung seiner Rechte, denn als seiner Pflichten er- 
scheint.!) Art. 4 (Pohl, Jos. Haydn I S. 892) lautet: 



*) Dm teigt sebr deutKeb Art. 10: «Wie man all« saiii« toimldige 
Dienst« zn Papier au aetzen um ao weniger erachtet, ale die dnroh- 
lanehtigete Henscbaft ohne deme gnidig hoffet, daaa er Joe. Heyden . . . eich . . . 
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,Auf alliiialigen Rofclil Sr. Hochf. Duruhl. solle er Vice-Capel- 
nici.ster verbunden sein, solche Mnsicalien zu componiren, was vor 
eine Ilochdicselbe verlangen werden, sothanne neue Composition 
mit niemanden zu coniunicircn, viel weniger abselireiben 
zu lassen, sondern für Ihro Durchlaucht eintzig und allein 
vorzubehalten, vorzüglich ohne vorwissen und gnädiger 
erlaubnuss für niemand andern nicht zu componiren.* 

Wenn also eine Persönlichkeit, für weicho» sei es gelegentlich 
oder infolge eines bleibenden Verhältnisses componirt wurde, davon 
etwas an andere mitteilte und so direct oder indirect im Druck er- 
scheinen liess, so hätte es dem Urheber nicht einfallen können, dem 
sich zu widersetzen, selbst, wenn er es nicht gern gesehen hätte, dass 
seine Werke gedruckt werden, denn der Besteller oder Dienstherr 
hatte nicht bloss ein beschränktes Hecht an dem Werk, sondern ein 
unbedingtes, unumschränktes Verfügungsrecht über das Werk er- 
woiben, ihm kam die eigentliche volle Herrschaft darüber tu, gar 
keine mehr dem Urheber, was ja auch im heutigen Urheberrecht des 
Bestellers, wenigstens nach Oesterreich ischem Hecht» noch gewisser- 
massen nachklingt. — Aber anstatt jene Drucklegung und Veröffent« 
lichung übel aufzunehmen, sahen die Componisten darin eine Ehre 
und Auszeichnung, man giebt, es mangelte zufolge jener ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse und socialen Stellung gänz- 
lich an einem Bewusstscin der Selbstbestimmung, das zur 
Geltendmachung eines Urheberrechtes als solchen erforder- 
lich gewesen wäre. So soll Haydn (nach Griesinger), als er noch 
jünger war, mit Wohlgefallen an den Gewölben verweilt haben, „wo 
die eine oder andere Arbeit im Druck zur Schau gestellt war." ib. 
S. 19, Pohl I ö. 187, mit welcher die Händler ohne sein Wissen gute 
Geschäfte machten (von Pohl ohne Grund bezweifelt). 

Mit allem dem hängt teils als Ursache, teils als Wirkung zu- 
sammen, dass es einen gewerbemässigen Musikalienverlag und Musi- 
kalienhandel bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts in Deutschland 
wenigstens nicht gab, wenigstens nicht im heutigen Sinn eines aus- 
schliesslichen oder doch Qberwiegenden und insbesondere vom Buch- 
verlag und Handel getrennten Verlages und Handel von Musikalien. 
Jene ersten Verlagsunternehmer, die wir aus den ältesten Privilegien 
kennen gelernt haben, waren Buchhändler (Bibliopolen) und noch 

der ferneren fürstl. Gnade würdig nmche, also lasset man anrh jrne soiner ge- 
Bcfattcklicbkeit and hyfer Uber*, femer die Krhebung zuiu llau&ufficier ia Art. 2. 
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später, als der Musikalienverlag durch andere Personen als den Ur- 
heber selbst seltener wird, sind es Buchhändler oder Dnuknr und 
Stecher. Etwas häufiger war, wie wir schon wissen, der Selbstverlag 
der Urheber, das Häufigste war aber die Verbreitung von Compo- 
fiitionen durch die Oopisten, die mit Abschriften gewerbemässig 
Handel trieben. 

Ebensoweit, ja noch weiter stand aber die Musik hinter der 
Litteratur bezQglich des AuffQhrungsrechtes zurQck. Allerdings 
hat die Litteratur des vorigen Jahrhunderts in Deutschland sich auch 
für recitirte Dramen mit dieser Frage gar nicht beschäftigt, aber 
während es für recitirte Dramen doch als ziemlich selbstverständlich 
galt, dass sie nur mit Zustimmung des Urhebers öffentlich aufgeführt 
werden dürfen, offenbar weil selbst Abschriften der Urheber nur 
zum Zweck einer von ihm genehmigten Aufführung machen liess, war 
es in der dramatischen Musik anders. ') In Italien verstand es mch für 
Opern von selbst, dass die Arbeit des Gomponisten dem ihn dafür 
entlohnenden Impresario gehörte. Hie und da überliess dieser ihm 
eine Abschrift zur eigenen Verfügung, die meisten Abschriften aber 
verkaufte der Gopist, den der Impresario durch diese Möglichkeit 
für das Abschreiben bezahlt machte.*) Der Oomponist hatte also auf 
keinen Fall eine ausschliessliche Verfügung in dieser Richtung, sondern 
konnte froh sein, auch neben andern Personen durch Verkauf des 
Manuscriptes (das natürlich ohne seine Zustimmung wieder weiter- 
verkauft werden konnte) einen Nutzen zu ziehen. In Deutschland 
wurden Opern meist für Hofth^ter componirt, und diese gewährten 



*) Von einem AuffQbrungsscbutz für nicht dramatische Muaik war natürlich 
ebensowenig die Rede, als er damals für nichtdramatiacbe Litteratur verlangt wurde, 
and heute bewilligt ist. 

*) So schreibt Leopold Mozart von Mailand 15. Doccmbor 1770: ,Der Coptst 
ist ganz voll Vergnügen, welch*s in Italien eine gute Vorbedeutung ist, indem, 
wenn dit» Mimik gut ansfitllt, der Cojiist manobinal diircb Vprsrhickiing und 
Verkaufung der Arien mehr Geld gewinnt, aJ» der KapellnieiHter iür diu Cuuipo- 
sition hat*. Woifg. Htoart: . . . Der Copist . . . sagte, dsss er meine Oper just 
fibr den Hof nach Uasabon schreiben moBO*. n. Loop. Hocart, Venedig 1. Min 
1771: , . . Die Oper . . . werden wir . . . nicht mitbringen, indem sie noch in 
des Co]»i.stf'n Händen ist, und Pr, wie a1!*' Operncopist. n in Itaficn das Original 
nicht aus den Händen llls^t. so l.uiu'i' ?>i<' iliifn Schnitt macbeu koiiniMi, damit sie 
es allein haben. Der Copist hatte, da wir Mailand vediesseu, flhit ganze Cupien zu 
machen, nimlich eine lllr die Impreeap zwei nach Wien, eine fQr die Henogin Ton 
Parma nnd eine fttr den Hof von Lissabon, von einfachen Arien Nichts zu melden. 
Spiter kann er noch mehrere Bestellungen erhalten haben** Nissen 235. 244. 247. 
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allerdings manclnnal aus Noblesse die Partitur dem Künstler zur 
freien Verfügung. 

Unterdessen, nämlich schon 1760, begiiiiil eine neue Periode, 
abermals iiof h nicht für das iiuisikalische Urheberrecht, wohl aber für 
den MüNikalieiiliandel und Verkehr in Deutschland mit Immanuel 
Breitkopi. '7 liuieni dieser zuerst eine eigentli« lie stabile Musikalien- 
handlung und einen gowerbemässigen. vom Hücherverlag getreuuleu 
Musikalicnverlag eniclitete, wirkte er förmlich epochemachend in 
dieser Hinsiebt. Dadurcli, dass er zunächst mit lauter Manuscrij l- 11 
handelte, niussie allerdings das eigenmächtige Copiren erst recht in 
Blüte kommen. Denn hier und anderwärts, wo solche Handlungen 
entstunden, wie in Wien und Berlin, eröft'nete sich den Copisten eine 
neue Aussicht auf Verdienst, viel liiilier und bequemer als früher, wo 
sie mit ihren Abschriften hausiren gehen mnssten. Sie konnten jetzt 
auf Absatz im Grossen und auf dauernde Beschäftigung durch solche 
Handlungen rechnen. Aber auch dadurch, dass der von Immanuel 
Breitkopf wieder neu erfundene Typendruck und dann auch der Stich 
in den gewerbemässigen Musikalienhandel und Verlag eingeführt wurde, 
änderte sich das nicht sehr, denn nunmehr hatten die Topisten für 
Steclu'r und Drucker zu tun. Sehr bi zeichnend dafür ist eine Aeus- 
serung Burncy's: «Besides prmted copies of works ut the most cele- 
brated composei-s of all nations, he (Breitk. j.) sells in manuscript at 
a reasonable price single pieces of any work uheady pi inted as well, 
as of innunierable others, which have never been iiublished.* Und in 
dem gedruckten „ Avertissenient" de.s thematisclien Cataloges hiezu 
gesteht (nach Thomas) Breitkopf die Schwierigkeit ein, , gewissen 
Musikern die Saclien aus den Händen zu winden!" Thomas schlägt 
(1 aller einen Contract auf Beteiligung des Cuniponisten am Preis jeder 
verkauften Abschrift vor, zugleich bezeichnet er den Sckleichiiaudel, 

') Vgl. Uber ihn Signale f. d. mm. W elt XXV Nr. 12 vom 12. Febr. 18ö7. 
Hier wird die Tätigkeit dieser Firma ohronologisoli aleo dargeetellt: 1755 Erate 
VerOffenÜiehung dea neuen Notontypendmekea (11 trionfo del fedelt4 von der Kiii^ 

prinzcHüin v. Snclisen) -- t7i»0 Errichtung einer Miiaikalionhandlung von lauter 
M;i DU Scripten 17(j1— ITHO. Kataloge von mnsikfil. l^flfliorn. rmisikal. s'sclitit'bfnfn 
W.ikt n - 1719— 17-J5. Hernli. Christ, IJniikujtf, Hiiuhtirutkerei, Schriflgiesiserei, 
Buchhandel — 1745—1794. J. Gottb Imniau. Br., Notendruck, Muaikalienverlag, 
{Pb. E. Bach, Uop. Mozart. Oi«an, Rolle, Dolea, Hiller) 1794-1827. GottJ. Christ 
Hnrtel, Stein- und Zinndmekerei (Haydn, Mozart^ Clementi. Duaaek) - 1827-1867. 
H. u. U. H&rtel» Mondelaeohn, Sclmmann, Qesanimtausgab. von Bc(>(hoven, der Bach- 
und Hiin(!<»l£:of>iplls( liaft, worii R Wnsrnor /n filgcn isf tinrl l'^HT 1>*90 Q. a. die 
tiesaiutausgabeu voa Mozart, McadclssoUu, >:>chuinaun, Schubert, Chopin. 
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d. i. das listige Anfertigeii und Erwerben von Copien wider den 
Willen des Urhebers, als allgemeinen Brauch der Musikalienhftndler, 
wie denn auch Emanuel Bach im Glespräch mit Bumey eigens jene 
Werke aufzählte, die mit seiner Zustimmung gedruckt wurden. 

Indessen darf man, bis in die 80er Jalne wenigstens, die Ver- 
leger und Musikalienhändler deswegen nicht einseitig beurteilen. Vor 
allem ist Breitkopfs Tätigkeit gerade für jenen Zweck, Ueu auch das 
Urheberrecht vor allem anstreben niuss, für das Kichtigstellen von 
( 'onipositionen, und Urhebernanien von Hedeutnng gewesen, wie vorlicr 
keine andere, ausserdem aber für die Übersicht der musikalisclicn 
Production und iliro Verbreitung, so dass gerade diese mehr scliein- 
barc als wirkliche Ignorirung der Urheberinteressen eine Vorbereitung 
dafür bildete, dass ein Urheberrecht dem Verleger wie dem Publicum 
gegenüber auch in der Musik allgemein anerkannt wurde. Den Ver- 
kauf von Abschriften als etwas Uniechtes zu betrachten, konnte da- 
mals noch Nieuiandeni einfallen, aber auch für mechanisch verviel- 
fältigte Musikalien niusste zunächst eine Zeit des Übergangs im 
Rechtsbowusstsein kommen. 

Dem Copisten wurde ja wohl nicht immer gesagt, dass er nur die 
Zahl von Exemplaren copiren dflrfe, die man bestellt hatte, im Gegen- 
teil, man entiohnte ihn eher noch mit der Freiheit, weitere Copien nehmen 
und verkaufen zu dQrfen, wie dies in Italien den Ck)pisten, und zwar 
znm Verkauf an andere vom Impresario gestattet wurde und statt 
der Entlohnung dienen musste; aber wenn die Bestellung auch auf 
eine bestimmte Zahl von Exemplaren gelautet hätte, so hätte man 
doch daraus gegen den Copisten kein Verbot herleiten können, denn 
den Sudel seiner Copie brauchte er nicht hergebra, und damit konnte 
er dann weitere Copien machen. Somit konnten sich Copisten sehr 
wohl für berechtigt halten, ihre Copien auch an Stecher und Verleger 
zu verkaufen, noch mehr aber jene Personen, fDr welche auf Bestellung 
zum Unterricht u. dgl. m. etwas componirt war, und der Stecher 
wieder konnte dies stechen und drucken, denn es war ja eine weit- 
verbreitete, selbst in der Litteratur über Nachdruck (s. S. 17 A. 1) aus- 
gesprochene Meinung, dass das Drucken und Stechen eine Verfügung, 
eine Ausübung der Willensherrscbaft Über das dabei benutzte Exem- 
plar sei, welche, sobald man nur dieses Exemplar rechtmässig durch 
Kauf, Schenkung etc. erworben hatte, daher kraft des Eigentums 
daran dem Erwerber zustehen müsse, in der Musik noch mehr, weil 
hier eben für Überlassung des Hanuscriptes gewöhnlich schon eine 
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Entlohnung an den Urheber stattgefunden hatte oder dieser zur Ent- 
lohnung oder aus Liberalität es andern ttberliess. 

Wenn also ein Verleger stach, was ihm ein Copist (oder sonstiger 
Besitzer eines Manascriptes) zu diesem Zweck an fremden Compo- 
fiitionen überlassen, so begieng manchmal eine wissentliche Verletzung 
des Willens des Urhebers kaum der Copist, noch viel weniger der 
Verleger, der diesen für vollkommen zur Überlassung an ihn berechtigt 
halten musste. Daher konnte dies alles selbst unter dem Schutz eines 
Privilegiums geschehen, und die Privilegien, die sich Musikalienverleger 
für ihren Verlag geben Hessen, was jetzt wieder häufiger, enthalten 
die Voraussetzung eines Erwerbes vom Urheber her nicht, wie z. B. 
folgendes Privilegium der Musikalien- und Kunsthandlung Artaria in 
Wien von Kaiser Joseph II. zeigt: 

Wir Joseph der Andere .... bekennen öffentlich mit diesem 
Brief .... dass Uns die hiesige Sunst^Handlung Artaria u. Co. in 
Unterthänigkeit zu vernehmen gegeben, was massen dieselbe keinen 
Fleiss spahre, auch keine Kösten ansehe, um in Kupferstichen und 
gei^tochenen Musicalien zur Verbreitung der schönen Künsten allmög^ 
liches beyzutragen, hierbey aber nicht unzeitig besorge, dass etwa 
von gewinnsüchtigen Leuten ihr billig anhoffender Gewinnst vereitlet 
w( rdc^ und Uns dahero gedachte Kunsthandlung untertänigst gebetten 
habe, dass Wir derselben Unser kaiserliches Druck-Privilcgium über 
die in ihrem Verlag herausgebende Kupfer* und Schwarz- 
kunststiche, auch die gestochene Musicalien zu erthcilen, 
gnädigst geruhen mögten. Wenn wir nun .... den sich durch 
solches Unternehmen auf die Beförderung der schönen Künsten ver- 
^ intenden Nutzen gnädiglich erwogen haben, als haben Wir obbemelter 
Kunsthandlung .... die Gnade gethan, und Freyheit gegeben . . . . 
kraft dieses Briefes .... dass dieselbe alle in ihrem Verlag heraus- 
gebende Kupfer- und Schwarzkunststiche, auch die gestochene 
Musicalien mit Beyruckung der Worte oder Buchstaben Cum Privi- 
legio Sacrae Caesareae Majestatis in ofifenem Druck auflegen, 
ausgehen, hin- und wieder ausgeben, und verkaufen möge, auch Ihr 
solche niemand ohne ihren Wissen oder Willen, innerhalb 
zollen Jahren von dato dieses Briefes an zu rechnen im 
heiligen Römischen Heich weder ganz noch Tbeil weiss und 
in keinerley Form nachdrucken und verkaufen solle. Und 
gebieten darauf allen .... Unseren nntl des heil. Keiclis rnterthaneo 
und Cietreuen, insonderheit aber allen Kupferstechern, Knpferhändlern 
und Verlegern bey Vermeidung einer Poen von Fünff Marek löthigen 
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Goldes, die ein jeder, so oft Er freventlich Uerwider thäte, Uns halb 
in Unsere kais. Kammer und den andern halben Tbdl mehrbesagter 
Kunsthandlung unnachlSasli<^ zu bezahlen, verfallen seyn aolle, hiemit 
emstlieh, und dass Ihr, noeh einige aus Eueh aelbirf;, od^ jemand 
von Euretwegen obangeregte Kupfer- und Schwarzkunststiche, auch 
die gestochenen Musicalien, innerhalb der obbestimmten Zehen Jahren 
nicht nachstechet, nachdrucket, distrahiret oder verkauffet, noch auch 
aokhea andern zu thun gestattet, in keynerley Weiss und Weege, 
alles bey YermeiduDg Unser kaiserlichen Ungnade und vorangesetzter 
Poen auch Verliehrung desselben eueren Drucks und Nachsticbs, den 
vielgemelte Kunsthandlung oder derselben Befehlshaber mit Hülf und 
Zuthuu einer jeden OrtsObrigkeit wo sie dergleichen bey Euch und 
einem Jeden finden werden, alsogleich aus eigener Gewalt ohne Yer^ 
hindemng mftnniglichs zu sich nehmen, und damit nach ihrem Gefallen 
handien und thuen mögen. Hingegen solle ofterwehnte Kunsthandlung 
schuldig und verbunden seyn, bey Verlust dieser kayseriicfaen Freyheit 
von allen in ihrenqi Verlag herauskommenden Kupfer- und Schwarz- 
kunststichen, auch gestochenen Husikalieu, die gewOhnlidien Fftnff 
Exemplarien zu Unsere kaiserlichen Reichs Hof-Rath einzuliefern. 
Mit Urkund dieses Briefes besiegelt mit Unserm kaiserliGfaen auf- 
gedruckten Secret-Insiegcl, der geben ist zu Wien den Acht und 
Zwanzigsten Januarij im Jahre Stebenzehn Hundert Zwey und Achtzig 
Unserer Reiche der Römischen im Achtzehenden, des Hungarischen 
und Böhmischen aber im Zweyten. 

Jenes oben erwihnte gcschäftsmässig betriebene eigenmächtige 
Verlegen von Compositionen im Stidi rief ab» ebenso, wie das 
Handeln mit Abschriften das bisher mangelnde Selbstgefühl der Gom- 
ponisten hervor, so dass sie dies als Verletzung, als Unrecht zu 
empfinden beganneu. Denn sie mussten bei geschäfbsmässigem Be- 
trieb dieses Verlages und Handels, ihn als einen Gewinn betrachten, 
den sie verursacht hatten, der also eigentlich ihnen gebohrte, sie 
mussten femer, audi in fester Stellung sehen, dass ihre Werke eben 
ausser in der Form einer Besoldung noch in anderer Form ausgenutzt 
werden können, sie mussten diese andere Form der Ausnutzung auch 
fQr sich zu erlangen trachten, um so mehr, wenn, wie es häufig war, 
die Besoldung oder andere Belohnung zu kärglich ausfiel, als dass sie 
ffkr vollen und die Existenz sichernden Lohn angesehen werden konnte, 
oder gar, wie bei Mozart, gänzlich fehlte. Daher sehen wir anderer- 
seits auch, dass selbst jene Dienstherren, welche die schaffende Kraft 
des KQnstlers gänzlich ihm abgekauft hatten, jetzt erlauben, dass er 
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seine Werke durch Verlag und Verkauf an Verleger weiter ausnützt. 
Gerade Haydn erhält später vom Hause Eszterhasy die Erlaubnis zur 
Disposition Uber seine Werke, ^) femer wurden Rammercompomsten 
u. B. w. mit Gehalt ohne jene Verpflichtung angestellt, wie später 
Mozart von Kaiser Joseph. 

Dass auf diese Art bei den musikalischen Künstlern die Über- 
zeugung erwachte, . dass der eigenmächtige Druck ihrer Werke ein 
Unrecht sei, das zum mindesten moralisch als solches zugerechnet 
werden konnte, ist begreiflich, und so werden wir uns nicht wundem, 
wenn uns ausdrücklich die Tatsache, dass einheimische wie fremde 
Verleger ohne Zustimmung des Urhebers Original werke, nicht etwa Ar- 
rangements, druckten und verkauften, bezüglich Mozarts berichtet 
wird,'} zugleich damit, dass sich damals schon dagegen Opposition 
regte. 

AUmälich musste nun auch von Verlegern allgemein bekannt 
und anerkannt werden, dass der Weiterverkauf von Copien an sie 
dem ausdrücklich oder stillschweigend erklärten Willen der Compo- 
nisten zuwiderlaufe, sd es unmittelbar oder mittelbar vom Copisten 
her,^) dass daher der Erwerb von solchen Copien und ihr Stich nicht 

') Pohl, Mozart u. Ilnydn in London II S. 34 «seine Opern waren ObrigenB, 

wie ja auch «liß Syniphonioon int T)trri?;f.' Ach Fürsten Kfsrliriohf n, Her sfinera 
Kii|if llmoistor freie Hand liess, mit ihnen nach Buiieben zu verfügen, — ein nicht 
üu iinttM. schützender Unistand". 

aVou nioniaudem wurd« »ein«; .Sorglosigkeit um Geld mehr gemissbraucbt als 
von HiMikaljenbSndleiii und Tbeaterdirectoren. Die mekiten seiner Klavienach«! 
brachten ihm nicht einen Pfennig ein, denn er schrieb sie meist mus Gefüligkeit 

fQr Bekannte, die gern etwas KigenhilndigCB von ihm, und zu ihrem eigenen Ge» 
hrnnrho haben wolU'^n. .Trnr Siukiilanten wnssten sich Abschriften zu verschaffen, 
und (Iriu'kten frisch darauf Im. liesunderis hatte t in gewisser und ziemlicli be- 
rühmter Kunsthändler eine Menge Mozart'scher Cotnpositiouen auf diese Weise ge- 
druckt, verlegt und verhsufl, ohne den Heister dsrnm su beiragen/ Böchlite «Ilg. 
Ztg. I 83 and dänisch Nissen 8. 583. Jahn I 733 erklirt swar diese Daistellnng fftr 
unzutrelFend, aber für kleinere Werke, die viel Käufer fanden, wie Tariatiootti nnd 
dergl. musa sie doch ztilii fffn, wenigstens zeigt ihre Aufnahme bei Nissen, dass 
die Witwe Mozart, Nissens Gattin, sie als wahr anerkannte. - Kiii siii iiriler Fall 
ebenfalls von Nissen (S. 584) an Kocblitz mitgeteilt ist folgender: ,Kinst kam eine 
Fna zu Hosart: Da hat dw A. wieder einmal eine Partie Variationen fllr Olavier 
von Ihnen gedrackt» wissen Sie davon? — Nein — Warum legen Sie ihm aber 
nicht des Handwerk einmal? Ei was soll man viel Bedens madien, ssgts Ho> 
zart» er ist ein Lump*. 

^) .So wurde Artaria vnn Hayiiii gewarnt: ,Ihr eigener Copi-^t ist ein Spitz- 
bub, da er diesen Winter dem Meinigen 8 Speciesducaten auerboten, wenn er ihm 
die ,7 Worto* sukemmen liease*. Pohl, Haydn II, 170* und ebenso von Ila^du 
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redlich und rechtmässig sei, zum mindesten etwas, dessen Unterlassung 
auf Verlangen des Coroponisten stattzufinden hatte, es musste als 
Unanständigkeit des Verlegers gegenüber dem Componisten erscheinen. 
Ähnlich, wenn auch etwas langsamer, musste dieselbe Ansicht sich 
bilden für Werke, welche dem Stecher von Jemandem verkauft wurden, 
für den sie componirt waren. Es musste die Anschauung entstehen, 
dass das Verfügungsrecht dieser Person über die eigenen Gebrauchs- 
zwecke doch nicht so eigentlich hinausreiche, insbesondere dass bei 
vielen Werken es gar nicht in der Intention des Componisten gelegen 
war, sie in die OeflFentlichkeit zu bringen; doch ging es hier noch 
langsamer, denn vielfach wurde so wenig an eine sachliche Beschränkt- 
heit des Rechtes bei demjenigen, fOr den etwas componirt wurde, 
gedacht, dass man im Gegenteil den Stich eines solchen Werkes ent- 
weder als Beweis einer im einzelnen Falle stipulirten zeitlichen Be- 
schränktheit des Etechtes aufifasste,') mit dessen Aufhören der Stich 
von selbst frei wurde, also dem Componisten auch kein Recht mehr 
zustehe, oder als Retrocession, letzteres ist aber deshalb wenigstens 
bei dem vorher unten citirten Haan nicht wahrscheinlich, weil er 
eben fQr Musikalien keiuen Verlagsvertrag im Gesetz normirt haben 
wollte.. 

Diesen aus alter Zeit herübergenommenen Verhältnissen und 
Anschauungen gegenüber machte sich nun aufs Entschiedenste die 
Tendenz der Musiker geltend, durch Verlagsverträge und somit durch 
Geltendmachung von Urheberrechten ihre Werke voll auszunützen; 

nur Reohtfwrtigiuig aufgefordert, als die Musiker Teet und Brennig ihm (Arterie) 
heimlieh Heydn'sefae Werke «ngeboten hatten, a. a. 0. 

') Cbarakterietiscli ist dafür die Ansicht, die noch bei Beratuiig dea a. b. Q. 

Vif.'jH Ti>-i<!r>Tit Math. Wilh. v. Haan aussprach: .Man solle die» von BOcbcrn ijflf en- 
den ViriiniUätze (sowie auf Kupfct^iiicho) auch auf Musikalien und Lau d karten 
nicht anwenden, nachdem Musikalien gewöhnlich erst dann gestochen 
werdeD, wenn die Zeit, «nf welche eie der Componiai Jemanden Aber» 
laasen n. verkauft hat, vorftber iat, Landkarten aber saaammengesagwie Bil* 
der tt. keine Krfindungcn seien. Demnach könne der ganze § wegbleiben.* (Indenen 
wurden ans dem TpxI des Heferenten nur die Kupferstiche gestrichen), n. in der 
Tat kaiii Alinliches vor. So verpflichtete sich noch Spohr 181-'J dem Wiener Gross- 
bändler Tost, ihm gegen ein angemessenes Honorar auf l\ Jahre Alles zu Überlassen, 
«aa er in dieser Zeit eompeniren würde, oder auch echoii componbi im Hanueeript 
vorrltjg hatte. Spohr batte ihm die Partitaren alle ebne Zurilckbehaltung einer 
Abschrift einzuhändigen, durfte aber dagegen jedes beliebige von Tost verwertete 
Werk aufführen, so oft als inriglieli, aber nur in Gegenwart von Tost Spohr. Solhst- 
biogr. I, 182. Eine Uerechtigung auf Zeit, hier aber des Urhebers, enthielt auch 
li««thovens vreitcr unten nach Thayer abgedruckter Coutract mit Artaria, 
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wir sehen es bei Haydn, Mozart und allen andern diunaligen Com- 
ponisten, und zwar mit verschiedenen Firmen; so insbesondere mit 
Vorbehalt, ein und dasselbe Werk ausserdem im Ausland verlegen zu 
dürfen, was anfangs gern gestattet wurde, da ja der inländische 
Verleger ohnehin den ausländischen Verlag nicht hindern konnte, 
weder rechtlich noch factisch, indem die ausländischen Verlagstirraen 
sofort durch Agenten sich in den Besitz eines Exemplars setzten, was 
sie dann zum Nachdruck benutzten, weshalb Haydn an Artaria schreibt: 
.mir kann niemand verargen, dass, wenn die Stücke gestochen sind, 
ich selbst noch trachte einigen Gewinnst zu erhalten, weil ich für 
meine Werke nicht hinlänglich bezahlt bin, und weil ich eher ein 
Redit dazu habe, als die übrigen Unterhändler«' (Pohl, Haydn II. 172), 
und den auswärtigen Verlegern konnte es ja gleichgültig sein, ob sie 
die Agenten zahlten, oder den Urheber, ja sie benfttzteo das bessere 
Renommee, in welchem doch gewiss auch diese Erwerbsart im Vergleich 
mit der durch Agenten stand, zur Erfindung und Befriedigung einer 
musikalisch-bibliothekarischen Liebhaberei, nämlich sie verschrieben 
sich, oadi Art eines Abonnements vom Componisten die ersten Ab- 
drücke einer Ausgabe und Copie, ehe noch das Werk vom inländi- 
schen Verleger ausgegeben, Ja auch nur angezeigt wurde; diese.Stiche, 
gleichsam wie die «vor der Schrift* bei Kupferstichen nach Gemälden, 
Zeichnungen u. s. w., wurden mehr verlangt und bezahlt als die spä- 
teren, und dieser Vorgang wurde so sehr als etwas ganz Gorrectes 
von Seiten der Componisten angesehen, dass Haydn einmal Artaria 
sogar emsthaft Vorwürfe macht» dass er ihm durch voreilige Anzeige 
von Quartetten ein derartiges Geschäft damit verdorben habe (Pohl 
a. a. 0. S. 190). Später allerdings trachteten die Verleger, und auch 
Artaria Haydn gegenüber, offenbar nachdem es die Gegenseitigkeit 
im Verkehr mit dem Auslande ihnen ermöglichte, selbst einigermassen 
dem dortigen Nachdruck zu begegnen, so Überlässt Haydn 1790 das 
Originalmanuseript von drei Claviertrio's an Artaria mit allen Rechten 
des alleinigen Eigentumsrechtes für 130 fl. und mit der Erklärung, 
«selbe weder hierorts, noch anderwärts an Andere zu geben* (Pohl 
a. a. 0. S. 33. 

Daneben dauerte aber der Selbstverlag fort, so verlegte Haydn 
selbst noch auf Subscription im Stich drei Sonaten (Pohl II. 156 I 
8. III) und Beethoven ging mit Artaria einen Contract ein, der 1) in 
einer Verpflichtung Artarias bestand, gegen Bezahlung der SÜch- und 
auch der Druckkosten für eine gewisse Anzahl von Exemplaren Stich 
und Druck Beethoven zu liefern, so dass dieser zunächst als Selbet- 
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Verleger auftrat, dann aber nach einer gewissen Zeit 2) in dem Recht 
Artariae, allein die Platte zu llbernebmen, das Werk weiter zu drudcen 
und zu verkaufen, also nach jenem Verlag Erwerb des weiteren Ver- 
Jagsrechts durch die den Stich besorgende Finna. Thayer I Anh. X 
S. 382 f. 0 

•) Contract. 

Unter litnit' anpo<?(>t7trm Pattiir! ist zwischen II. Artaria & Co, a. H. Lttdw. 

von Beethoven folgrudi' \ rralin'diiiii,' ;,'rsc-li!o<ssrn wüiden: 

1""" E-i übergibt Herr vau Li, dtni II. Artarial seine '.i Trio auf das Klavier 
Violin. Bma, u. verbindet sich Herr Artaria aolcbe gegen Vorausbezahlung von zwci- 
handett zwalf QoldeD, reio und schfin, «nch mit einem lierlidiei] Titelblattc vcr- 
seben. binnen seebs Wocben von natergeeetitcm Datum an gerechnet» epitestens, 
ateehen an lassen. 

2<''> Vorbindet sich H. \il lia demselben li^O Exemplare, das Kxempl. um 

einen ftnJdon auf dio Art ahzulit-fti ii, ilass von dcni Tage der verflossenen (J Wochen 
an ger< I hn«'t. alle Wotln n Avcnii^strns Ml Kxcniplar»» bis m\f die lifstimnite Zahl 
von 400 unfehlbar abgedruckt und abgegeben werden sollen; jedoch steht es Uerru 
▼on Beetheven ftrei ancb eine geringere Zahl abranefamen. 

3'* Obemimmt H. Artaria nach der abgelieferten bestimniten Aniahl Exem- 
plar» die Platten gedachter 3 THo um den Preis von 90 Quiden, welche er sich 
ancb von oben bemeldter Summe der 212 Gulden segleieb absieben iSast. 

4"^ Vom Tage der abgeHefcrtcn ersten Exemplare verspricht H. Art. aaf 
hiesigem Platze durch 2 ganze Monate knine Exemplare davon m vorkaiifen; da- 
gegen ihm iilxT dessen Absatz ins Ausland von diesem näiniirlien Tage an freisteht, 
nach Verlauf der 2 Monate aber, auch hier in Wien er selbige als seine recht- 
missige eigenthflmliche Waare verkaufen darf, 

5^ Ibch Yerlauf dieser 2 Monate bleibt es zwar H. van Beethoven frei, die 
ihm fibrig bteihenden Exemplare nach Gntdanken absetsen zu klinnen, jedocb hat 
derselbe alsdann keinen Anspruch mehr auf den weiteren Verkauf seines Werkes, 

und sollte er ffir gut finden, bis dabin die Anzahl von 400 Exemplaren iiirlit ab- 
nehmen 31111 Wullen, so .soll ihm auch weiter da.s Hecht nicht mehr zustehen, auf 
Rechnung diese Aii/.alii Exemplare abfordern zu k5nnen. 

6" Das Praenumcrantenverzeichniss wird dem H. Artaria gedruckt Überliefert 
werden, nm solches denen fttr die Herren Praenomeranten bestimmten Exemplare 
beiheften xa lassen. 

In Urkund dessen beidseitiger Kontrahenten eigenhAndige Unterschrift und 
Pettscbaftc. 

Wien d. 19. May 17!)'.. 

L. S. Ludw. V. ü. h. S. Artaria & Comp. 

Anieige in der Wiener Zeitung vom 16. Mai 1795. 

l'raeiiiinieraf iun 

auf Ludw. V. Beethovens o grosse Trio 's für das l'fte., Violin, u. Hass, welche binnen 
a Wochen hei dem Verfasser gegen Zurückgabe des (Praenunierations)^cheins zu 
haben sein werden. Der Preis eines vollstftndigen Exemplars ist ein Dacaten. Die 
B. Schu Itter, Ow Drhelwrredit der TunlnuMt. 8 
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Nadbdem auf diese Weise die Oomponisten selbst zeigten, dass 
nach ihrer AnsehauuDg ihnen die Verfügung Aber ihre Werke und 
deren Nutzung ausschliesslich gebfihro, trat auch die Beachtung der 
Tonkunst in der Litteratur *) und in der Gesetzgebung ein, in ersterer 
allerdings in so geringem Masse, dass man sagen mass, nicht eine 
Geltendmachung und wissenschaftliche Entwicklung jener neuen An- 
schauungen in der Litteratur, sondern ihre Geltendmachung in der 
Wirklichkeit hat jenen Fortschritt in der Gesetzgebung herbeigeführt, 
welcher in den letzten 15 Jahren des vorigen Jahrhunderts begonnen 
hat« und in zweierlei besteht: 1) Ausdrückliche Bezeichnung der Ton- 
kunst als Gegenstand des Schutzes gegen Nachdruck, 2) ausdrückliche 
Ausdehnung des allgemein gesetzlichen Schutzes gegen Nachdruck 
und des Urheberschutzes im Gegensatz zum blossen Verlagsschutz auf 
die Tonkunst. 

Frankreich war, dem sclion erwähnten früheren Aufschwung 
des Musikalienstichcs und des Verlages gestochener Musikalien ent- 
sprechend, das erste Land, welches auch der Tonkunst einen aus- 
drücklichen Schutz nicht bloss durch Privilegien, sondern durch all- 

Nameo der H. Pneonmerftoteii worden vorgedrackt, n. «e g«iueBaeii den VoiietJ, 
dan dieaes Werk für Andere crnt 2 Monate nach der Ablteferong« vielleicht mich 

nur gegen erhöhten Preis abgpgp'irn wird. In ^^'i^n pracnnmerirt man Imm di m 

Verfasser in der Kreuz^a£>se hinter der Miuoriten Kirche Nr. im erbten 

Stock. 

*> 80 s. B. Joh. Jak. Cella freimfitige Erl»rt«nmgeii. Anspach 1784 S. III 
in hOchat sonderbarer u. unrichtiger Weise Uber die Zullaaigkeii von Sammlung: 

,In einer der vorhergehenden Stellen hiess e», t].is^ lias (litt.) Eigentum tiA nicht 
auf die ninzrlnon Bestandtf'üo u. auf die einzelnen darin vorpetm^en^^n Walir- 
heiten crstrcLki', uliein daraus loimt sich nicht folgern, dans lin/t'liie Aiif>at/o ans 
dem Buch, die für sich ein Ganzes ausmachen, nicht nachgedruckt werden dürfen. 
' Qua anders ist der Fall, wenn einer aus den Schrillen mehrerer Oeleluten ein« 
Sammlung herausgibt .... Da ja die Sammlung ihie weeentliohe Existens nicht 
dicsirn oder jenem einzelnen Verfasser, sondern der Aaswahl, der Bereitung dea 
Sammlers zu drtnkon Imt. dissmi Eigentum sie ist. von dessen Geschmack und 
Kinsicht der wesentli« ho Weit der Sammlung im (iunzon Hhhftngt, so, dass wenn 
Jemand eine Sammlung von Arien od. Clavierstückcn verschiedener 
Meister herauagibt» weder Graun, noch andere noch Bach noch Hiller, noch 
Benda sagen können, dass dieses Ganse, was der Sammler dmckmi lissk» ihr 
Bigentnm sei. Dahingegen, wenn Jemand aus einer Sammlung, die etwa Manmann 
von seinen ^\'lMken iremiii lif liatd". Idoss alle «rine .Arien, seine Opern .... ab- 
dnicken wollte bü wärt' dieset» ein uuerlaubter Nachdruck, weil alle wt'srntlirhon 
Stücke der Sammlung jedee einzelne Ganze dem Naumann eigentümlich zugehotte, 
der wesentliche Wert derselben nicht auf der Auswahl des Dritten, sondern ganz 
allein auf Naumanns musikalischem Talent beruhte u. a. w." 
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gemeines Gesetz gewährte, uild zugleich aasdrficklich den Urhebern 
als solchen; zunSchst gegen eigenmächtige schriftliche Vervielfältigung. 
Schon 1786 erging ein arrdt de conseil (Pouillet S. 13, Renouard I 
S. 191 f.)i der folgendermaasen lautete: 

.IjOS auteurs et ^diteura qui desireront faire graver des ouvrages 
de muaique avee paroles ou sans paroles, ne pourront le faire, saus 
avoir obtena de M. le garde-des-sceaux la pennission ou privil^ge du 
sceau, conform^ment aux r^lements et ordonnances ^tablis pour la 
librairie; et il ne seraaccord^ pour les dits ouvrages, aucun privil^ge 
du sceau, ou aucune permission aux marchands äditeurs, qu'en justi- 
fiant par eux la cessiont qui leur en aura et^ faite par les auteurs 
ou propriötaires; ou qu'autant, qu'ils se pr^senteront les premiers, 
lorsqu'il s'agira de faire imprimer ou graver dans le royaume la 
musique, qui sans ötre une contrefavon, aura dejik 6U grav^e ou im- 
primee eo pays ^trangers." 

Freilich bemerkt Renouard dazu: «Le rcspect pour la pro- 
priet^ des auteurs a servi de pr^texte, ou tont au moins de passe- 
port a r^tablissement de I'impöt sur l'impression de la niu8i(|iio 
cr6ö par arröt du conseil du 15. sept. 1786," immerhin lautet abii die 
Begründung: „Le Roi s'^tant &it rendre comptc en son conseil des me- 
moires presentees par les auteurs, compositeurs et marchands de niut>i- 
que, a l'effet d'arröter les cours des contrefsQons, qui nuisent au droits 
des artistes et aux progrcs de l'art, surtout dcpuis que les ouvragcs 
de ce genre sont assez recherch^ pour reveiller la cupidite, et aiiimcr 
la frande; Sa Majeste ayant reconnu que par ccs abus les droits de 
la propri^t^ sont de jour en jour moins respectes, et que les talents 
sont depouiU^ de leur productions, ä quoi voulant pourvoir, Ic 
Roi en son conseil de l'avis de M. le garde-des-sceaux a ordonne et 
ordonne ce qui suit etc.* Dieses privilege du sceau musste dann uücn- 
bar jedem erteilt werden, war also eigentlich nur mehr der Form 
nach ein Privilegium. 

Die Revolutionszeit schuf aber diesbezüglich auch im for- 
mellen Sinn allgemeine Gesetze, und diese zunächst gegen unbefugte 
Anfßllirung: nämlich von Dramen, also auch von draniati:>cher 
Musik. Denn Art. 4 des ersten derartigen Gesetzes, nämlich des 
Gesetzes vom 13,-19. Januar 1791 spricht ganz allgeujein von 
ouvrages des auteurs vivants, welches Wort aucli auf musikalisch- 
dramatische Werke passt, und auch der übrige Wortlaut ist ebenso 

>) Dl» Nähe» dsraW in dem Abschnitt .Aafrahning*. 

8* 
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aaf recitirendes, wie musikaliscbefi Drama abgesehen (vgl. Poaillet, 
S. 564 t, Renouard 304 und dazu S. 301 ff.). AuedrOcklicfa g^iaimt 
wird aber die Musik schon im Titel, im Oesetz vom 19. Juli 1793 
und gleich zu Anfang wird das lebenslängliche Recht auch der Goui^ 
ponisten (und das lOj ährige der Erben und Nachfolger) zur au8< 
Bcbliesslichen Verfügung Uber ihre Werke und zu ihrer ausschliess- 
lichen Verbreitung anerkannt 

In Deutschland aber bat zuerst das pi eussische Landrecht Musik 
und musikalische Urheberschaft ausdrücklich zum Gegenstand der 
allgemeinen Gesetzgebung gemacht, indem nämlich, wie bekannt, 
dieses den Erwerb vom Urheber her grundsätzlich als Erfordernis 
zum Verlagsrecht behandelt, denn ,in der Regel erlangt der Buch- 
händler das Verlagsrecht nur durch einen mit dem Verfasser da- 
rüber geschlossenen schriftlichen Vertrag" I tit. 11, § 998, und 
§ 097 das. erklärt: »Nicht blos BQcher, sondern auch Landcharten, 
Kupferstiche, topographische Zeichnungen und musikalische Comp, 
sind ein Gegenstand des Verlagsrechtes*. Zwar scheint man diese 
Ausdehnung des Urheberschutzes auf Musikalien für etwas ganz 
Selbstverständliches, ja fOr eine blosse legislative Formulirung einer 
allgemeinen, nur bisher nicht gesetzlich ausgedrQckten Anscfaau' 
ung gehalten zu haben, indem in den Motiven und andern Materialien 

') Von wplrlirr Regel es allerdings in § 1021 f. w< iti;. li('nde und mit Hecht 
von Hi'vfloiiiaiin ii. ;t. hokthniifte Aiisnahnu-n eibt, die aber die Regel nicht aufheben. 
Letztere liat dah^r ^diüiuiann 1 S. 2mx lit-htig als aolclic hervorgehoben, uoricLtig 
ist aber Beine Polemik gegeo Heydemann besQglich der Berechtigung jener Aaa- 
nahmen. Er sagi nftmlicb «Nach seinen (des Landrechtes) Bestimmnngen ist die 
Regel, dass das Verlagsrecht im Autor seinen rr.sj^rung nimmt* {diiss also nicht die 
Autorrechte wi»' H. meint, das i uiidMr*» sindl Hingegen in der Polemik H.s 
gegen lO'il, lU'2'2. (L'rspruuglitheH Autorrecht des |danentAverfenden und be- 
ateilenden Verlegers) sieht er uur eine Verwechselung der vcrlag&rccbtlicheu 
Gnindstellung von Autor und Verleger, welche den Terachiedenartigsten Modifika- 
tionen unterliegt, mit einer stehenden Norm der Naebdnickageaeiigebttng, die not* 
wendig ist, um die Dauer des Recht^scliutzes nicht so bald anders berechnen zu 
niHssen. und nennt die» ,dio wundeste Stelle au der neueren Polemik gegen ddts 
Landrecht, welche durch die einseitige Beschiiftigung mit der Nachdrucksgesetz- 
gebuDg nahezu dahin gekommen ist, dies fUr den eigentlichen Inbegriff der Hechte* 
beaehungen zwiachen Autor und Verleger ansuchen*. 

Hingegen hat die badische Verordnung vom 8. September 1806 die Musik 
nicht im Sinn, sie spricht stets nur von IJtichern, Schriftstellern u. s. w. und erkliirt 
ausdrücklich, dans um (l(>r Staatawille oder der solchen aussprechende Wille des 
St.'iatsgesetzgebera bestimmen könne, was über die Verhältnisse des V'erlagseigeii- 
tiuus iiechtens sein solle, ist also wegen dieser Lüugnung eines Urheberrechtes uhne 
positive Anerkennung merkwOrdig. 
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gar nichts darüber bemerkt wird (vgl. Bomemann, preuss. Ldr. III 
g 207 8. 194 f., Rönne, Ergänzungen I, 407) was ein Beweis mebr für 
das vorhin Gesagte ist, dass durch das Etnporkommen des Musi- 
kaliendruckes, also durch das Leben, nicht durch die Jurisprudenz 
die neue Rechtsentwicklung bewirkt wurde, auch nicht durch ein ab- 
sichtliches Bemühen, das französische Recht nachzuahmen, sondern 
durch die Form des Druckes, dass Musikalien direct von den tJrhebem 
her durch die Verleger erworben wurden, was eben frQher nicht der 
Fall war. 

Aber in Oesterreich, wo doch der Musikalienhandel durch die 
Veröffentlichung Haydn'scher und Mozart'scher, sowie Beethoven- 
seber Werke sehr in Schwung gekommen war, hat man noch 1806 
Musikalien des allgemeinen Rechtsschutzes nicht fOr wOrdig erachtet. 
Denn die Buchhändlerordnung vom 18. März 1806, also auch g 17 
das.: ,Kein in den Erblanden aufgelegtes Werk daif ohne Bewilli- 
gung des Verfassers wieder aufgelegt, oder ohne Einwilligung des- 
selben und des Verlegers wieder nachgedruckt werden*, gilt nur 
für den Buchhändler, ja ausdrücklich heisst es darin g 14: «Kunst- 
hftndler dürfen weder Bücher auflegen, noch damit Handel treiben*. 
Kur für den Fall wird ihnen dieses gestattet, wenn bei einem Werke 
Bilder, Kupferstiche und geographische Karten das Vorzüglichste sind, 
und eigentlich um Vieles den Wert des gedruckten Textes fiber- 
steigen. — Nun betrifft aber die Buchhändlerordnung im Wesent- 
lichen den Druck wie die Handlung von Büchern, also offenbar gilt 
die Buchhättdlerordnung und damit die allg. Vorschrift des g 17 für 
Musikalien nicht Und das erhellt auch daraus, dass man fortfuhr, auf 
Kunst- und Musikalienverlag Privilegien zu geben, so erhielt Artaria am 
21. April 1806 eine Erneuerung seines 1782 verliehenen Privilegiums. 
Daher denkt g 1171 a. b. G.B. bezüglich der Musikalien, Landkarten 
und topographischen Zeichnungen gewiss nur an Schutz durch Privi- 
legien, trotz der hinzugefügten Bemerkung: .die Beschränkungen des 
Nachdrucks sind in den politischen Gesetzen enthalten*.^) 

') Wie unklar die Kedactoreri des a. b. Gesetzbuches über dm Verhältnis 
dos Verlagsrechtes zum Urheberrecht gedacht haben, geht nicht nur aus der Auf- 
nabrae dieser Beraerkang in den § 1171 hervor, wo doch som grOeeem Teil tob 
jenen GegensUUideii die Rede ist. bezOglieh welcher es damels noch kein «nedrSdc* 

Hohes Nachdracksverbot gab, sondern noch meikwllrdiger ist es, dass man ab> 
sichtlich unterliesH, in § 1171 eiis 01»jf'et 711 nennen, dessrii Nachdruck schon da- 
mals? dfirrh ansdrücklicbes Vorbot iintfrsa^t war, uütnlich die Ku|)f(*r8ti(hf. bezüglich 
welcher die Verordnung vom 15 Kebr 17i/4 erklärt: .Keinem inlandischen Kupfer- 
elecfaer bt erlaubt, den KnpferBtieh eines inlAnd. Ktnstlet« nteh dm nlmliehen 
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Ferner spricht für diese Auslegung des oesterreichischen Rechtes 
bis in die erste Hälfte des Jahrhunderts auch die Tatsache, dass 
Sedlnitzky in seinem a. u Vortr. vom 19. April 1832 an Kaiser Franz 
die Notwendigkeit hervorhebt, den allgemeinen gesetzlichen Urheber- 
schutz auch für Musikalien, freilich auch für die bereits geschätzten 
Kupferstiche zu normiren, u. zw, mit den Worten: «Es mflsste femer 
meiner gehorsamsten Ansicht nach das Verbot des Nachdruckes auf 
den Nachstich von Musikalien, Kupferstiehen, Lithographien u. allen 
ähnlichen Druckwerken ausgedehnt .... werden* zu geschweigen 
des S. 31 Anm« erwähnten Widerspruches des Präsidenten von Haan 
gegen die Aufiiahme der Musikalien in den Text des § 1171. 

Nunmehr wird aucli in der urliL-bcrrechtliclien Litferatiir die 
bereit«, wie erwähnt, früher begonnene Heiiicksichtigun^ der Ton- 
kunst fortgesetzt, aber, wie in der Gesetzgebung Preussens und Oester- 
reichs, zeigt sich recht deutlich noch die früliere \'ernacldässigui]g, 
nämlich in der nni ichtigen Gegenüberbtellung von litterarisehen Werken 
einerseits, uinsikalischen Werken und Werken der zeichnenden Kunst 
andererseits, die nur aus dem Moment hervorgehen konnte, welches 
der vervielfältigenden zeichnenden Kunst mit der häufigsten Methode 
der Musikalienvervicliilltigung gemeinsam war, nämlich aus dem Ver- 
vielftiltigungsniittel des Stiches; eine Anschauung, die übrigens selbst 
auf die (Jesetzgebung nnd Litteratur späterer Decennien nachgewirkt 
hat. \\ ii werden diese ganze Litteratur-Entwicklung etwas später im 
Zusammenhang betrachten. • 

Das Bewusstsein. dass die Tonkunst ausdrücklichen Gesetzes- 
schutz verdiene, zeigt sich jedoch abermals, nämlich schon bei dem 
erst(>n Schritte, welchen (nachdem im alten Hoiche die erste Frucht 
genossenschaftlichen Zusammenwirkens unter Anregung und Führung 
dos preiissischen Legationsrates (iairz nur im die Musik ignorirenden 
Versprechen Leopolds II. in der Waldcapitulation von 1790 be- 
standen liatte: , Insonderheit wollen wir den Buchhandel nicht 
ausser Acht lassen, sondern das Reichsgutachten auch darüber er- 

Zeichnungen in dem nRmlichen Format naoh2iiBtecfaen, oder m eopiren*. Danraf 
moBoten die Redactoren des a. b 6. gm vergesaen haben, wenn IL, wie Zeiller zu 
§ 1171 mitteilt, «aus folgender Betrachtni^* weggelassen wurden: ,Kii)ifprs<icho 
sind spUcn, f<o wio r>\n Bnrli, ein reines aus sirh ^o]\>>{ posrhftpftes (»eistesproduct, 
sii» sind meistens blu» Copien von vorhandenen Uegetistiinden, Gemfilden. Stntnon 
u. dgb, wobei die Schönheit des Stiches den Uauptwert ausmacht, (hingegen) ein 
Nachstich von gleicher Schönheit, iet nicht gleich dem Naohdraek eine« Boches 
eine bloa mechan. Arbeit, aondem ein gleiches Kunstwerk'. 
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statten lassen, inwiefern dieser Handelszweig durch die völlige 
Unterdrückung des Nachdruckes von seinem Verfall zu retten sei", 
Schttrmann I S. 213) zu Gunsten eines neuen und zugleich allgemein 
deutschen Schutzes gegen Nachdruck die deutschen Buchhändler beim 
Wiener Congress unternahmen, es ist dies die Denksdirift fiber den 
Bflchernachdruck, zugleich .Bittschrift um Bewürkung eines teutschen 
Beichsgesetzes gegen denselben, den Erlauchten bei dem Congress 
zu Wien versammelten Gesandten teutscher Staaten ehrerbietigst 
Überreicht*. Diese redet auch von der Tonkunst, wenn es von der 
eigenmächtigen Vervielfältigung heisst (Elflber, Acten des Wiener 
Congresses IV S. 10): 

.Die Vervielfältigung ist unrechtmässig, sie geschehe, auf welche 
Art sie wolle, .... Wenn Schiller die Abschriften eines seiner Meister- 
werke an die BQhne zu Berlin oder Wien verkauft, so erteilt er 
ihr das Recht> sein Trauerspiel zu lesen und aufzuführen, oder es 
zu zerreissen, zu verbrennen, keineswegs aber die Abschrift zu ver^ 
vielfältigen, und sie fDr eigene Rechnung weiter zu verkaufen. Das- 
selbe Verhältnis findet sich zwischen dem Verleger eines Buches 
und dem Käufer. Der Director einer Bohne darf Schillers Werk 
von dieser Btthne herab so vielen Zuschauern mitteilen, als das 
Schauspielhaus fasst; der Besitzer eines Buches darf es jeder Ver- 
sammlung vorlesen, oder auch so vielen Freunden, als« die zum 
Lesen erforderliche Zeit nur immer gestattet; doch beide finden hier 
die Grenze ihres Rechts, insofern es Hitteilungen betrifft. Dasselbe 
gilt von der Musik des Componisten. Ober die Rechte des 
Dichters und des Tonkünstlers ist in solchen Fällen längst ent- 
schieden worden, warum sollte nun der Schriftsteller, der sein Werk 
unter gleichen Bedingungen drucken läset, dieselbe Gerechtigkeit ver- 
gebens anflehen? Ist der Druck nicht auch im Grund eine Ab- 
schrift." 

Unter den Unterzeichnern der später veröffentlichten Vollmacht 
befindet sich auch die Firma Breitkopf und Härtel. 

Bekanntlich haben diese Bemühungen nur das £ine bewirkt, 
dasa Art 18 der Bundesacte zusicherte «die Bundesversammlung 
wird sich bei ihrer ersten Zusammenkunft mit Abfassung gleich- 
förmiger Verfügungen über die Pressfreiheit und Sicherstellung der 
Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Nachdruck be- 
schäftigen*. Indessen begannt schon damals die Particulargesetzp 
gebungen über Urheberrecht, nämlich zunächst (1814) in Oldenburg 
Art. 416 des dortigen Strafgesetzes und Luxemburg den 2. Januar 
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181 7y von wdchen die Erstere itidess noch Privilegien voraussetzt 
und weder die Erstere noch die Letztere die Musik ausdrQcklich er- 
wähnen. 1827 gewährt Anhalt-Dessau,*) 1828 Anhalt-Göthen») und 
8acliB6n^burg-6otha*) der Tonkunst urheberrechtlichen Schutz, 1829 
Saehsen-Meiningen, ') und dies geht bei Anhalt-Göthen und Sachsen- 
Coburg-Qotha Hand in Hand mit dem Bestreben, die Nachdrucks- 
gesetzgebung öber das eigene Gebiet hinaus auszudehnen, indem 
Ersteres nach einem Vertrag mit Preussen auch preussischen Verlag 
schützt, letzteres alles im Bund Erschienene und Verlegte, ebenso 
Sachsen-Meiningen alles, was in Ländern verlegt wurde, mit welchen 
es Verträge abgeschlossen hatte, aber dies Alles war damals schon 
ungenOgend. 

Noch ungenOgender war die Litteratur. Denn noch mehr als 
aus der oben erwähnten oberflächlichen und ganz gelegentlichen Be- 
handlung der Tonkunst bei S. Cella geht deren Geringschätzung durch 
die Rechtswissenschaft hervor aus Duproe's Beiträgen zur Revision der 
Theorieen des Pacht- und Buchhandelcontractes mit besonderer Rück- 
sicht auf die neueren französischen Gesetze, Landshut 1811 § 63 
S.85: »Als Nebenobjecte und Geistesproducte im entfernteren 
(1) Sinn haben wir Kupferstiche, Landkarten und Musikalien* und 
vorher S. 84. Das Hauptobject des Verlagsvertrages ist das Geistes- 
product eines Schriftstellers. Neustetel hat allerdings den richtigen 
Gesichtspunkt, indem er Musikalien zu den literarischen Werken und 
den Werken der bildenden Kunst gegenüberstellt 9 7 S. 69, aber er 
benützt dies nur zur Rechtfertigung seiner Theorie von der injuria 
im Nachdruck. Bei Kramer zeigt sich ein Beginnen des Eingehens 
auf Fragen des speciell musikalischen Urheberrechtes, aber nirgends 
werden darin Gedanken ausgeführt, die einen Fortschritt des musi- 
kalischen Urheberrechtes gebildet» und der Gesetzgebung zur Grund- 
lage gedient hätten. 

Denn erstens waren in allen bisherigen Gesetzen musikalische 

') Verordn. vom 15 24. Nov. § 8, Eiscnlohr S, 9: Was in dem Torstchendon 

vororrlTirt wonlon ist. auch in Beziehung auf Landk., Kupferst. n. 

äteiodr. inc). nuf autätkul. Compositioiirn. 

'•') Mandat v. 2'-\. Dec. Abs. 1, Eisoulohr S. (!; Der Nachdruck von Büchern 

muaikaliachen Cuuipoäitiunen, überhaupt allen in den Uterar. Verkehr u. in 

den Bachhandel kotnmendoD Werken .... ist ... . verboten. 

') Der Naehdrack, Nachsttch n. Verkauf ........ Schriften topogr. 

Zeichnungen u. Mnsikalien. velche innerh. dee deutaoben Dundea verlegt aiod, wird 
.... verboten. VO. 18. Sept. § 1, Eiaeulobr S. 81. 
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Compoeitionen nur erwähnt als Gegenstand des UrheberschutzeB, aber 
Einzelbestiniinungen Uber ihren Schutz, ein eigentliches und beson- 
deres musikalisches Urheberrecht war darin noch immer nicht ent- 
halten, insbesondere keine Bestimmungen darflber, was als Nachdruck 
von musikalischen Werken zu gelten habe« Zweitens aber machte 
rieh gerade bei Musikalien die particularistische Beschiünktheit des 
Urheberschutzes auf das Inland, d. h. auf das eigene (Gebiet eines 
jeden Gesetzgebers in sehr empfindlicher Weise ftthlbar; so hebt 
schon Sedlnitzky in seiner Antwort vom 21. Kovember 1817 auf die 
Hettemich'sche Note vom 31. October 1817 (welche aus Anlass der 
Anträge beim Bund vom 24. März 1817 erlassen wurde) hervor, dass 
die deutschen Verleger »die in Wien verlegten Musikalien zu Leipzig 
ohne allen (sie) Gewissensbissen nachstechen*. Seit 1829 bestanden 
allerdings schon 31 Gonventionen zwischen Preussen und anderen 
deutschen Staaten, und manche Particulargesetze dehnten den Schutz 
auf das Bundesgebiet aus, aber das war doch zu wenig, zumal da 
Oesterreich bei jenen Gonventionen fehlte, und weil vielfach des 
Schutzes von Musikalien in den Gonventionen, oder den darauf be- 
ruhenden Gesetzen nicht auadrOcklich gedacht wurde. 

Wir sehen daher den Weg genossenschaftlicher Selbsthfllfe, 
welchen der Buchhandel schon 1816 durch eine Zusammenkunft der 
Halle'schen Buchhändler betreten hatte, die zu einem Wahlausschüsse 
des deutschen Buchhandels und 1825 zur Gründung des Börsen vereine 
führte, auch vom Musikalien-Verlag und -Handel betreten. Während 
aber jener Börsenverein «kein Verein mit bestimmten Rechtsprinci- 
pien* (Schflrmann I 252) war, werden im Verein deutscher Musikalien- 
händler, gegründet zu Leipzig den 23. Mai 1829 sofort vertragsmäs- 
sige Verpflichtungen zur Unterlassung des gegenseitigen Nachdruckes 
eingegangen, und in den Zusatzartikeln zur .Gonventionalacte* von 
1829 werden am 12. Mai 1830 specielle Verpflichtungen bezüglich 
der Arrangements und ihres Nichtnachdruekes übernommen, und 
während jene Gonventionalacte nur von ausseroesterreichischen Musi- 
kalienhändlern eingegangen wurden, was bei dem früher erwähnten 
Umstand, dass gerade die oesterreicbischen unter dem Nachdruck zu 
leiden hatten, merkwOixlig genug ist, sehen wir in jenen Zusatz- 
artikeln den Beitritt des Oesterreichers Haslinger und sämmtlicher 
Wiener Musikverleger in Aussicht genommen, welcher sich auch bald 
darauf vollzog, und damit wird wenigstens für Deutschland eine neue 
Epoche des musikalischen Urheberrechtes vorbereitet, die Epoche 
sriner Ausbildung im Einzehien, in den spedell musikalischen Fragen 
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durch die Gesetsgebungt während in Frankreich jene Ausbildung auch, 
aber fest nur durch die Praxis der Gerichte erfolgte. Denn es ent- 
stehen jetzt eine R«ihe von deutschen Particulargesetzen mit bald 
mehr, bald weniger solchen Detailbestinimungen Aber spedell dem 
musikalischen Urheberrecht angehorige Punkte und dabei in offen- 
barer Nachahmung jener Änhangshestimmangen des Leipziger Vereins. 
Abermals ist also der Fortachritt und die Entwicklung des musikali- 
schen Urheberrechtes aus dem Lehen hervorgegangen, diesmal aber 
sumeist aus dem commerciellen Leben der Verleger und seiner Be- 
dürfnisse, nicht aus dem Leben und ]^dilrfnis der Urheber, ist aber 
dabei diesen, wenn es auch nicht in erster Linie beabsichtigt war, mit 
zu Gute gekommen. 

Solche Gesetze sind das Hessen-Darmstadt'sche von 1830 mit 
seinen Bestimmungen Ober Vervielfältigung in veränderter Form bei 
musikalischen Gompositionen (Art 6, Abs. 2) dann das wohl unmittel- 
bar mit den Statuten des Musikalienhändlervereines zusammenhängende 
sächsische Erläuterungsmandat vom 17. Mai 1831 (zu dem Mandate 
vom 18. December 1773), welches das Mandat von 1773 u. A. auch 
auf Musik ausdehnt, ausserdem aber in Absatz 2 auch besondere Ke- 
geln Ober Nachdruck bei musikalischen Gompositionen gibt. 

Hingegen die Bundesbeschlüsse über Urheberrecht, die jetzt end- 
lich zu Stande kommen, enthalten bei ihrem bekannten Bemühen, der 
Particulargesetzgebung so wenig als möglich vorzugreifen, überhaupt 
nicht viele Specialbestimmungen, und daher auch keine über Musik, 
weder der vom 6. September 1832, noch der vom 9. November 1837, 
ja Musik wird darin nicht einmal ausdrücklich erwähnt, sondern ist 
bei Jenem nur im »Kunsthandel* enthalten, in Diesem ebenso unter 
der «Kunst" mit inbegriffen, jene durch die Aeusserlichkeit des Stiches 
veranlasste Zusammenfassung mit der bildenden Kunst, und Trennung 
von der Litteratur, die wir schon im preussischen Landrecht und im 
allg. bürgerlichen Gesetzbuch kennen gelernt haben, und noch in 
juristischen Abhandlungen über Urbeberrecht kennen lernen werden, 
auch sogar noch in späteren Gesetzen. Übrigens war im «Entwurf 
(der Bundescommission) einer Verordnung zur Sicherstellung der 
Rechte der Schriftsteller u. Verleger* von 1819 der Musik erwähnt, 
wenn auch nichts besonderes Ober sie verfügt worden. 

Fast gleichzeitig damit entsteht aber eine neue Bewegung auf 
dem Gebiet des Urheberrechtes, es wird zum erstenmal in Deutsch- 
land die gesetzliche Behandlung des Schutzes gegen eigenmächtige 
Aufführung angeregt, und zwar durch eine Petition von dramatischen 
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Dichtern und Gompomsten, welche 1836 beim Bund flherreicht wurde, 
und von udb im Abschnitt vom AnffÜbrangsrecbt näher zu würdigen 
ist Daselbst hatte sie aber nur den einsugen Erfolg, daas ein Com- 
missionsgutachtan dazu (23. Sitzung Beil. S* 1858 ff.) die Notwen- 
digkeit eines Aufftthrungsschutzes zugab, denn anch in den Gesetzen 
der nächsten Zeit erlangte sie nicht das Gewfinschte, sondern nur 
die gesetzliche Anerkennung dessen, was fQr dramatische Poesie we- 
nigstens schon^in den 80er Jahren des 18. Jahrhunderts, und für 
dramatische Musiic seit dem 19. Jahrhundert etwa allgemeiner Brauch 
gewesen war. Diese Gesetze sind das preussische vom 11. Juni 1837 
und der Bundesbeeohluss vom 22. April 1841. Letzterer dehnt zu- 
gleich den von ihm gewährten Aufftthrungsschutz auf musikalische 
Gompositionen schlechthin aus, w&hrend das bayensche Gesetz von 
1840 nur indirect Aufßkhrungsschutz gewfthrt und nur von Kunst, 
nicht von Musik specielt spricht Im Anschluss an den Bundesbe- 
flcblusa oder das preussische Gesetz gewähren 1838 Hamburg (aua^ 
drfickiich), Würtemberg einschliesslich, 1839 Weimar ausdracklich 
den Mnsikalienscbutz, letzteres auch gegen unbefugte Aufführung. 

Hit Berufung auf den Bundesbeschluss von 1841 und auf Grund 
des Bundesbeschlusses von 1837 wird 1841 in Lübeck eine Verord- 
nung erlassen gegen Nachdruck und unbefugte Aufführung musikali- 
scher und dramatischer Werke, 1842 ein Gesetz in Braunschweig, 
jedoch ohne diese Begründung, aber ebenfalls gegen Nachdruck und 
unbefagte Aufführung, hingegen mit Publicataon der Bundesbeschittsse 
von 1837 und 1841 eine Mecklenburgische Verordnung von 1843, 
dann aber in demselben Jahre in Ausführung des Bundesbeschlussee 
gegen Aufführung eine Verordnung im Fürstentum Reuss j. L., wäh- 
rend das Königreich Sachsen 1844 ein Gesetz zum Schutz der Rechte 
an litterarischen Erzeugnissen und Werken der Kunst, aber nur gegen 
schriftliche Vervielf&ltigung, erlässt, worin Musik auch genannt ist, 
indem es namentlich auch musikalische Componisten als Sachver- 
ständige bestellt, § 18 das. Württemberg erlässt im Anschlüsse 
an die früheren Gesetze (von 1836—38) ein Gesetz im Jahre 1845, 
welches sich laut einer , Verfügung hinsichtlich Art. 3* auch auf 
Musik bezieht, indem daselbst auch von musikalischen Erzeugnissen 
die Elede ist. 184G publicirt Sachsen den Bundesbeschluss von 1841 
gegen eigenmächtige Aufführung. 

In Oesterreich gab es nun einen allgemeingesetzKchen Urheber^ 
Schutz für die Musik sogar noch zur Zeit des Bundesbeschlusses von 
1832 Dicht, weshalb, wie erwähnt, Metternich in seinem Vortrage an 
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Kaiser Franz vom 19. April 1832, worin er nebst dem Beitritt zum 
Bundesbescblusse^) auch ein neues detaillirtes Gesetz über Nachdruck 
in Vorschlag brachte, ausdrücklich einen solchen fordernd bemerkte, 
,es mQsste ferner meiner gehorsamsten Ansicht nach das Verbot des 
Nachdruckes auch auf Nachstich von Musikalien, Kupferstichen, 
Lithographien u. allen ähnlichen Druckwerken ausgedehnt werden*. 

Einen wenigstens einschliesslich gewährten ürheberschuts für 
Musikalien brachte dann die Publication der BundelbeschlQsse von 
1837 durch äofkanzleidecret vom 26. November 1840 J.G.S. Nr. 483, 
S. 540, P.6.S. 68, S. 354, und ausdrflcklich veriieh Urheberschutz 
der durch Hofkanzleidecret vom 15. Mai 1841 J.Q.S. Nr. 537, P.Q.S. 
09, S. 132 kundgemachte Bundesbeschluss von 1841 zum Schutze in- 
ländischer Verfasser musikalischer Gompositionen und dramatischer 
Werke gegen unbefugte Aufführung. Nachdem noch durch Hofkanzlei- 
decret vom 25. Juli 1845 J.G.S. Nr. 897, P.G.S. 73, 8. 111 der Bundes- 
beschluss vom 19. Juni 1845 über Verlängerung und Erweiterung 
des Urheberschutzes, der Art. 7 auch von musikalischen Werken 
spricht, publicirt worden war, kam es endlich am 19. Oetober 1846 
zur Publication des noch geltenden a. h. Patentes, J.G.S. Nr. 992 
von Kaiser Ferdinand I., nachdem durch ,a. h. Entschliessung" ') des 
Kaisers Franz I. vom 13. August 1832 auf den erwähnten Metter- 
nich'schen Vortrag hin der Auftrag zur Abfassung eines solchen Ge- 
setzes Ober Urheberrecht gegeben worden war, und 1840, 1843 und 
1845, also dreimal, EntwOrfe vorhergegangen waren. 

Dieses ou.sieriüicliibclie Patent, dessen Kiit«tehungsgeschichte von 
un» nucli in einer andern Schrift naher behuiidelt wird, bildet insbe- 
sondere bezü^liell dv> Autführungsrechtes einen iminluiften Fortschritt, 
wilhrend es lie/iiulicli des Bcarbeitungsrechtes leider einigernuisssen 
liiiiter dem [ireussisilim (Jesel/e ii. a. zurückbleibt. Jenem Fortschritt 
folgt aber u. zw. ül)er ihn iioeli hiiiansgelieiid, l'reussen mit einem 
Gesetz vom 20. Februar is.Vl, und dann der Jiund mit dem Besclduss 
vom 12. März ISo? (publicirl in Oesterreich durch Ministcrial-Ver- 
ordnung vuni -7. December 1858 Nr. 0 K.G.B, f. IS.^O. uiul alle diese 
zu Stande gekommenen Fortschritte des musikalischen Urbeberrechtes 
Verden nul nur wenigen und vorübergehenden Ausnahmen den spä- 
teren Gesetzgebungen zu Grunde gelegt, insbesondere auch der, dass 



') Schon vorbcr, nämlicli durch Hofdecr. v. lü. Nov. 18u2 3M.S. N. 2.')80, 
P. G. S. 60. S. 281 w«r der Bundesbeachlan v. 6. Sept. 18S2 Über die Oegenseitig- 
keii des Urb«berBcbut2m in den Buadeaataftten pnbliciii worden. 
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musikalische Werke nicht mehr unter denselhen Gesichtspunkt ge- 
stellt Warden, wie Werke der bildenden Kunst 

Dann aber findet die Musik vor Allem in den EntwQrfen eines 
einheitlichen deutschen Urheberrechtes , wdche noch während des 
Bestehens des deutschen Bundes zu Stande kamen, nämlich im Ent- 
wurf der DreiercommisMon 1857» des Börsenvereins 1862, Oester- 
reichs 1862, und im Frankfurter Entwürfe 1864 ebenfalls ausdrttcklidi 
und mehrseitig Schutz, ferner im bayerischen Gesetz Uber Urheberrecht 
von 1865 und endlich auch im norddeutschen Bundes- (und jetzigen 
Beichs-)Gesetz vom 11. Juni 1870, Bundesgesetsbl. v. 1870 Nr. 10 
S. 330. Dieses Gesetz enthält wieder eine namhafte Erweiterung des 
Urheberschutzes für Tonkunst. 

Ebenso wird sie in den Lehrbüchern des Urheberrechtes seit 
den 50er Jahren eingehender erOrtert, und hat, wie schon in der Vor- 
rede erwähnt wurde, eine monographische Darstellung durch Vesque, 
und weiters eine sehr eingehende Behandlung bei Eobler erfahren. Einen 
Einfluss auf die Gestaltung der Gesetzgebung hat aber die Rechtslitte- 
ratur auch da [nicht geübt, sondern sie ist der Gesetzgebung gefolgt. ') 

Demnach gestaltet sich die Frage nach den Quellen für das Urheber- 
recht unserer Tonkunst und nach ihrer Anwendung folgendermassen: 

In Oesterreich hat die Kegierung (s. oben) die Bundesbeschlttsse 
vor dem Patent und auch den spätm von 1857 publicirt, und die 
erstem sind durch das Patent keineswegs formell aufgehoben worden, 
denn seine Absicht war im Gegenteil, sie zu erfüllen, d. h. näher aus^ 
zuführen, wie aus den Materialien dazu mit grOsster Gewissheit her- 
vorgeht, ausserdem daraus, dass die Aufhebungsolausel in § 36 Pat. 
nur sagt: „alle früheren demselben entgegenstehenden oder davon 
abweichenden Vorschriften werden dadurch ausser Kraft gesetzt", 
also nur soweit im Inhalt ein Widerspruch zwischen jenen früheren 
Bundesbeschlüssen und dem Patent herrscht, erscheinen erstere auf- 
gehoben, ein Widerspruch besteht aber nur, soweit die Bundesbe- 
schlüsse und das Patent Vibec denselben Punkt widersprechende Be- 
stimmungen enthalten, aber nicht, insoweit das Patent über einen 
Punkt schweigt, der in den Bundesbeschlüssen geregelt ist, im Gegen- 
teil, gerade dies ist der Fall, wo die älteren Bondesbeschlüsse und 

') Nonh Jolly's berühmte Schrift ist teilweise bozüglich dnr ToDkunst und 
ihrer Stellung zu andern KQnsten abbüngig von veralteten Anschauungen. Die Ge- 
setzgebung erhielt von musikalisch'T Sritf Anregung durch die Denkschrift des 
deutschen Musikalienhändlervoreins uu den Bund Tiber Anschlusa ao den hannüvc- 
risch fxaiuösiscbeu Vertrag vum 2Ü. Oct. 18D1, Maudry S. 19. 
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ihre Geltung noch heute von eminent praktischer Bedeutung sind, da 
der dritte Fall, eine Übereinstimmung von Beiden eigentlich nur inter- 
national, gegenüber dem Verlage anderer ehemaliger Bundesländer von 
Bedeutung ist. und diese besteht mich nach 186li, also heute gegen- 
über dem deutschen lieich fort, da Art. 1 3 des Frager Friedens aus- 
drücklieb jene Verträge neuerdings in Kraft setzt, die ,nicht ihrer 
Natur nach durch die Auflösung des Bundesverhältnisses ihre Wir- 
kung verlieren müssen % während für das Inland in diesem Fall 
allein das Patent und die übrige inländische Gesetzgebung in Frage 
kommt. Der Bundesbeschluss von 1857 hinwiederum geht natürlich 
vermöge seiner Ent^tehungs^ und Fublicationszeit dem Patent vor. 
Dieses aber ist auch durch ein internes Gesetz formell wenigstens, 
und zum Teil auch materiell modificirt worden. Nämlich schon 1852 
ist an Stelle der .Strafhostinimungen des Patents über den Nach- 
druck, und die unheiugto Aufführung §i§ 25, 20, 29—31, 33, 34 der 
§ 4(37 des am 27. Mai des genannten Jahres erlassenen Strafgesetzes 
getreten, der zwar hinsichtlich des Tatbestandes nichts Neues ent- 
hält, aber die Sli afliestimmungen dem System jenes Gesetze ent- 
sprechend umformt Aotiquirt ist alles auf ^CeDSttr*" Bezügliche im Fat. 

Zu diesen internen Gesetzen kommen nun ausser den genannten 
Bundesbeschlüssen für die damaligen deutschen Bundesländer, also 
jetzt ausser dem deutschen Heich noch Liechtenstein, und Luxem- 
bargt für den internal ionalen Kechtsschutz völkerrechtliche Verträge, 
von welchen der älteste der mit Sardinien, jetzt dem Königreich 
Italien vom 22. Mai 1840 Nr. 441 J.G.S. ist, darauf folgt der mit 
Frankreich vom 11. Deceniber 18G0 Nr. IGO H.G.Bl. und endlich das 
Gesetz vom IG. Februar 1887 Nr. 14 K.G.B1. enthaltend das Überein- 
kommen mit dem Ministerium der ungarischen Krone zum gegen- 
seitigen Schutz der T^rliolierrechte (sammt Kundmachung des Minister- 
priisidonten vom 10. Juni 1887 Nr. 7G K.G.Bl. und Verordnung des 
Handels- und Justizministeriums vom 13. August 1887 Nr. 102 R.G.Bl.). 
Hingegen, was die Benier Convention betrifft, so hi Oesterreich 
schon 1885 von der Teilnahme au den Conferonzen zurückgetreten und 
auch der 1886 zu Stande gekommenen Convention bisher nicht bei- 
getreten. 

Und zwar sind die genannten Gesetze, deutschen Bundesbe- 
schlüsse und internationalen Conventionen, .somit das Gesetzesrecht 
die einzige eigentliche Kechtsquelle für Urheberrecht bei uns, näm- 
lich die einzige von imperativer Bedeutung, und es kann sich schon 
wegen der Principien, die bei uns im bürgerlichen und Strafrecht 
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herrschen ein Gewohnheitsrecht nicht einmal bilden, zumal wegen der 
strafrechtlichen Principien, denn, wie in der sub III citiiten Schrift ge- 
zeigt wird, ist der strafrechtliche Gesichtspunkt massgebend iür das gel- 
tende Urheberrecht. Daher haben auch Gerichtshofsrecht und Ciel( l)rten- 
recht bei uns nur die ihnen von Natur innewohnende seciiiidäre 
Bedeutung von logischen Operationen, deion Autorität von innerer 
Richtigkeit abhängt, also keine positive Geltung,', daher kam ferner 
die Analogie nur soweit zur Anwendung kommen, als sie strafrechtlich 
zulässig ist. Subsidiär gilt das allgemeine Civil-Straf- und Process- 
recht. 

Dasselbe, insbesondere derselbe Zusammenhang zwischen Straf- 
recht und Privatrecht ist aber auch für die meisten anderen Urheber- 
rechte zu behaupten, zunächst für das Urhcbcrreclit des deutschen 
Reiches, indem er, wie a. a. (). gezeigt werden soll, in der Quelle, die 
für die Anerkennung aller andern massgebend ist, im ßeichsgesetz von 
1870, deutlich hervortritt. 

Im deutschen Reich gilt also primär für das Inland nur dieses 
ehemals norddeutsche Bundes-, jetzige Reichsgesetz »um 1 1. Juni 
1870 Bundesgesetzbl. v. 1870, S. 339—353, und dieses erstreckt sich 
seit 1871 auf die süddeutschen Stauten, die mit den norddeutschen 
zusammen das deutsche Reich bilden, indem es schon krall der Ver- 
fassung des „deutschen Bundes" Art. 80 Ziff. 25 vom 15. November 
1870 (R.G.Bl. 1870 S. 647) zu einem Gesetz des , deutschen Bundes" 
erklärt, und somit in Baden und Hessen schon durch dieses (iesotz, 
in Württemberg am 1. Januar 1871, auch in Bayern am 1. Januar 
1872, und ebenso in Elsass-Lothringen am 27. Januar 187 5 einn;efuhrt 
wurde, und zwar gilt dies in jeder Beziehung und mit Ausschluss 
jedes Privilegienschutzes, ausser soweit dieser noch als ein bereits 
vor einem Gesetze erworbenes Recht anerkannt wird § 00, ausser- 
dem wird der Grundsatz der Gegenseitigkeit bezüglich jener Werke 
ausgesprochen, die im ehemaligen deutschen Bundesgebiete erschienen 
sind, soweit es nicht bereits im Geltungsgebiete dieses Gcseizes liegt. 

Vdlkerrechtliche Verträge hat das deutsche h'eich bisher abge- 
schlossen mit der Schweiz, Frankreich, Belgien. Italien und England, 
dann hat es aber an der allgemeinen internationalen Vereinbarung 
cum Schutz des Urheberrechtes und Errichtung eines Bureau d'union 
in Bern vom 9. September 1886 Teil genommen, auch bestehen noch 
Verträge, die einzelne Bundesstaaten früher mit England eingegangen 
sind. Das Nähere s. Daude S. 145 ff. 

Vereinbarungen unter Musikalienhändlern liabeu nuLüriich iür 
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die Vertragschliessenden vertragsmilssige Kraft, doch nicht die Wir- 
kungen, welcbe aus dem gesetzlichen Urheberrecht als solchem fliessen. 

Anhang:. 

Tn England,*) wo sich das Musikalien Verlagswesen ziemlich früh 
eiitwiekült hatte, war vermöge des Ausdruckes der Parlamentsacte 
Anna 8, c. 19 „Itooks" die Musik unter den gegen Nachdruck ge- 
schützten Geistesprodiu teil stillhchweigend niitinbegjitVen. Dennoch 
winde tiies noch in eiiiciii Process zwischen Bach, offenbar dem sog. 
„eimliselu'ir Baeli. .). rinistian Bach, dem 1742 gebornen Sohn von 
Seliiistian Bach und dem Verleger Longmaim liestritten, wobei Bach 
allerdings siegte, indem insbesondere von Lord Maii.slield geltend ge- 
macht wurde: „Words of the act of parliament are very large: buoks 
and utlicr writings. ') It is not coniined to hmguage or letters. 
Music is a .science, it may be written, on the modo of cnnv» ying ' 
ideas by signs and marks. If the narrow interpretation contended 
for in the argumeiit were to hold, it would equally apply to aliielua, 
mathematics, arithmetic hitrui^lyphics. All these are conveyed l>y 
signs and figures. There is ud color for saying, that music is not 
within the act." — Dennoch wurde nucli später von einem sehr sonder- 
baren und oberlitlchlichen Gesicht<;piinkt aus die Fälligkeit iL^ewisser, 
nämlich der nur auf einzelnen ](»sen Bliittern (sheets) ;^edruckten oder 
gestochenen, keinen ganzen Band bildenden Musikalien bestritten, und 
zwar in einem Process vor dem sog. .Msi prius" Gerichte (d.i. dem 
Gerichte, welches, ursprünglich l'iir den Fall, wenn nicht zuvor .nisi 
prius" der ei|j:entliche Richter an den Ort gekonuneu war, dann 
während der Ferien des Gcriclitshofcs zu Westniinster, entscheidet), 
wo es sich um ein solches auf einem losen Blatt gedrucktes Musik** 

') Dies grösstenteils nach Tickiior ii. I;(i\vnd«8. 

-) So stellt CS nämlicti in ih r Eiiiloitungsformol : Wliore as printers. liool^scUcrs 
an<l othfr pei-aons liavo of luto fiequonti)' t.-iken iho Ühorty of printing. rcprinting 
and piibiisliing or cautülng bo priutcd, reptiuUU aiid pubiii»iicd books and othor 
writings without the capatni of tiio authon or proprioton of such books snd writings 
to their very great d«triiii«nt and too ofton to the roin of them and their famiUee 
. . , in der eigentlichen Norm hcisst es nnn .books" (that from an aftor the tenth 
day of April 1710 tho aiitlior of any book or books already printod, wlio liath not 
tran.sfercd to any oiher the copy or copies of such book or books, sliaru or sbares 
thcrof, or the booksellcr or booksellers print«r or printcrs or otber person or per- 
sona, who bath or bave purcliased or acquired tbe copy or copies of any book or 
books in Order to print or rcprint tlic saino sball bave tho sole rigbt and liberty 
of printing such book and books for tho tonne oi ono and twenty yoSTS to commence 
from the eaid teoth day of April and no longer u. s. w.). 



Digitized by Google 



Li. Geschichte des musikaliscbeu Urbeberrcchtcs. 49 

stück (a song) handelte. Es wuitle nämlich die Frage aufgeworfen, 
üb unter don ,ljooks" des Statuts K()nifj:in Anna 8, 19 auch solche 
lose Blätter verstunden werdcu küniieu, oder nicht. Im letztern 
Sinne legte es Lord Ellenborough aus, nachdem „book" im gew(>hn- 
lichen Sinn nur „a plurality of sheets" bedeute und in diesem Siuii 
auch zum Schluss des Statuts angewandt sei, welches „every sheet 
or bhects beiug part of such i)ook or books" nenne. Ein Lied könnte 
leicht über verseliiedene „sheets" ausgedehnt werden, und einen „duo- 
dcciiuo voluine'' ausmachen. Dagegen wurde gesagt: Bei Bach vers. 
Longniafin sei ja entschieden worden, dass Musik in dem Aet (d. Kö- 
nigin Anna) inbegriffen sei, und musikalische Compositiunen erscheinen 
meistens in loser ffugitive) Form einzelner Blätter, wogegen Lord 
Klieuburuugli (;ui wandte ^Im genanulen Fall war die musikalische 
Composition eine Sonate, und eine Sonate kann ein book sein, aber 
aU der Auwalt des Beklagten seine Gründe darlegen wollte, ontseliied 
der Gerichtshof, es sollte nur ein Urteil über die Tatsache allein 
(special vurdict) stattfinden, oh das tVagliclie Stück ein „book" im Sinne 
der Gesetzgebung sei, und uie Sache ward nicht W'eiter vor Gericht 
vei toltrt. In einem spätem Fall (Clementi gegen Goulding) nahm 
Loid Klienboruugh seine frühere Meinung zurück, und es wurde vom 
Gerichtshof einstimmig ausgesprochen, dass die Form der X'eröifent- 
liclrüug für die Frage des lidiegi ilVeusfins in jenen Statuten über 
Nachdruck bedeutungslos sei. und dass inshesondero ein Werk auf 
einem einzelnen Blatt ebenso ein „book" im Sinne des Gesetzes sein 
köune, wie ein Buch im gewöhnlichen Sinne es ist. 

Das Statut 3 William IV c. IT» gab dem Urheber von l)ereits 
vorher gedruckten. al)er nicht publicirten Tragödien. Komödien, Schau- 
spielen, Opern, Possen oder andern dramatischen Stücken oder Unter- 
haltungen, das ausschliessliche lleelit /.uv Aullührung in der ganzen 
britisehen Herrschaft und für Werke, die nachher gedruckt und publicirt 
worden, oder 10 Jahre vorher, das lu-clit v(ui der Fublication oder von 
Erlass des Actes an, für 28 Jahre wenn der Urheber noch lebt, f\\r 
den Kest seines Ticbens, bis endlich das Stat. ann, 5 u. G. Victor, regin. 
cap. XLV am 1. duli 1842 (an Act to amend Ihe law of Copyright), in 
Absatz 2 erkläric, tliat in the Construction of this Act „the Word-Book 
shall he construiil and include every .... Sheet (d Music .... that the 
.VVords Dramatic" Piece* shall b. c. to nieau a. i. every .... Opera 

') Der bekanntlicU scbon frUber und dann bis zu seinem Lebensende iu £ng- 
Uad weilte. 

H, Bchtttter. Dm VrlMborredit dar ToDkatwt. 4 
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. . . or other scenic musical. or dramatic Entertainment," wodurch 
aueh in Art. 20 il.is Statut Wilhelms auf die Au£ftthrung musikalischer 
Compositionen Uberhaupt gedeutet wurde. 

Auch in allen andern europäischen Staaten haben die Urheber^ 
rechtsgesetze der Tonkunst seit 30 Jahren , besonders aber in 
den letzten zwei Decennien allgemeine, und oft sehr weitgehende Auf- 
merksamkeit geschenkt, namentlich gilt dies vom italienischen vom 
19. September 1882 und dem ungarischen vom 26. April 1886. Dieses, 
sowie die andern europäischen Gesetze, die Berner Convention und 
eine Reihe von internationalen Vertrügen bei Constant. Die übrigen 
internen Gesetze sind von Norwegen 1870, Schweden 1877, Spanien 
1879, Niederlande 1881, Schweiz 1883, Belgien und Kusslaad 1886, 
Portugal (neues Civilgesetzbuch) 1887. >) 

III. 

Wesen des musikalischen ürhebezredites. 

Audi dieses Urheberrecht besteht nur im ausschliesslichen Vor- 
belialt der sinnlich wahrnehmbaren Heproduction des Werkes, mittel- 
bar durch Schriftzuichen, unmittelbar durch Aufführung; das Urheber- 
recht der Tonkunst ist daher im Allgemeinen von derselben Natur, 
wie das üln ige Urheberrecht, zumal wie das litterarische Urlieberrecht, 
nänilicli ein Schutz der wirtschaftlichen und idealen Urheberinteresson 
an dem Werk in Form eines dinglichen Hechtes an dem Geistespro- 
duct als solchem, und somit an einem unkörperlichen Objecte, ent- 
weder als Herrschaft darüber schlechthin, oder in den einzelnen 
möglicliea Beziehungen gedacht, was nach den verschiedenen positiven 
l{echten verschieden ist. Zur Begründung sei auf die gleichzeitig 
erscheinende Abhandlung des Verfassers: „Die Natur des Urheber- 
rechtes, insbesondere des literarisch-musikalischen Urheberrechtes* 
verwiesen. 

IV. 

Oegenstand des musikaUschen ürheberrechtes. 

1) A. a. 0. haben wir als Oopronstand des Urheberrechtes das 
Werk seihst, nicht die Möglichkeit äeiner Keproduction oder sonst 
einer Veriügung darüber festgestellt; also ist der Gegenstand des 

') Alle di««e neui>ni 0«ftetse, raeh das italieniscbe, »toben nicht anf einbei> 
mischen, sondern auf fniasfleiaohen oder deutachen Omudlngen, snmnl für Musik. 
Dm iltere aaalftnd. R. hat auf dae neuere wenig Einfluaa gehabt. 
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musikalischen Urliebcrreclites das Tonwerk, d. h. nicht ein Werk 
über Musik, sondern der Musik; ein Werk, dessen Stoff Töne sind, 
dessen Form ein künstlerischer Zusammenhaner von Tönen, oder etwas 
dal an Geformtes ist. Eine blosse Zusammenstellung von Tönen ohne 
solchen Zusamnienhuii^ ist kein musikalisches Werk, z. B. eine tabel- 
larische rebersicht von Tönen, die gewisse physikalische Merkmale 
zeigen, etwa der Obertöne von bestimmten Instrumenten, der Natur- 
töno der lilechinsti-umonte, der Tonreihen bei der chcmisi'hen Har- 
monika, der Sirene, von messbaren Lauten des Vogclgesanges u. s. w. 
Dasselbe gilt von einur Zusammenstellung mubikalischer Zoiclien als 
solcher, z. von einer Ubersicht von Tact-, Versetzungs-, Schlüssel- 
auch von Notenzeichen in abstracto. Für eine derartige l'bersicht, 
wie für die vorhin erwähnte von Tönen, kann nur der Schutz des 
littcrarisclien Urlicberrechtes in Anspruch genommen wurden.') und 
selbst dieser nur, wenn in der Art der Zusammenstellung eine indi- 
viduelle Urhobcrtiitigkoit liegt, übrigens selbst dieser nicht als Schutz 
für wissenschaftliche Abbildungen, wie er in Pat. Ja lig. 1.1. und 
in andern Gesetzen normirt ist, denn wiewohl auch bei solchen Zeich- 
nungen der Zweck ein abstracter und symbolischer ist, so liegt hier 
in der Zeichnung selbst eine l'rhebcrtiltigkeit, und im sinnlichen 
wahrnehmbaren Verhältnis ihrer Teile zu einander; bei den von uns 
besprochenen Zusammenstellungen von musikalischen Zeichen liegt 
aber die etwaige Urhebertatigkcit weder in der sichtbaren BeschaflTen- 
lieit der Zeichen, noch in der sichtbaren Beschaffenheit ihrer Zu- 
sammenstellung, sondern nur in ihrer begrifflichen Zusammenfassung. 

Somit ist zwar nicht Alles Gegenstand des «msikalischen ür- 
hebernnhtes, wi\ä durch musikalische Zeichen, oder eigentümliche 
mnsikaliauhc Anwendung anderer Zeichen schriftlich dargeHtellt wird, 
und Verlags- und handelsmässig zu den Musikalien im Liegensatz zu 
Büchern gehört, wol aber bildet umgekehrt jeder Gegenstand des 
musikalischen Urheberrechtes zugleich einen Gegenstand der eigen- 
tümlichen mn ii .ili-ch-schriltlichen Darstellung und des musikalischen 
Verlages, ijbeiisowenig wie Tonzeichen und musikalische Zeichen an 
sich bilden aber Ton Werkzeuge, mögen sie auch noch so grosse Be- 

*) E» bildet daher keine UrhebeireehtsTerletzung gegenüber dem etwaigen 
Entdecker solcher TenrMhen, wenn eie irgendwie mueikelieohe Verwendung finden, 

I. B. die aus dem Stimmen der Geigen cni-trliendcn, wie sie im ,Doii Juan* (l. Fi- 
nale zur Einleitung des Momictsl und in ,dor Kose Pilgerfahrt" von Schutnnnn wirk- 
lich angewandt sind, eelbet, wenn es per impoeeibilo dafür noch einen privUegirten 
Entdecker gäbe. 

4* 
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reiolfBrangen der Tonkunst sein, einen Gegenstand des musikalischen 
Uriieberrechtes, sondern höchstens einen Gegenstand des Erfinder- 
rechtes und des diesem gebührenden Patentschutzes, ihre Erzeugung, 
aber keineswegs ihre musikalische Anwendung kann dem Erfinder 
vorbehalten werden. 

Nach dem Mher Gesagten können Gegenstände des musikali- 
schen 'Urheberrechtes, nämlich musikalische Werke in ursprünglich 
geschaflfonen Tonverbindungen, Gompositionen im eigentlichen musi- 
kalischen Sinn bestehen, oder in Arbeiten an den bereite geschaffenen 
oder gegebenen Tonverbiodungen, in blossen Bearbeitungen von musi- 
kalischen Gompositionen. 

Unsere Gesetze freilieh sprechen bei Bezeichnung des Gegen- 
standes fQr die Normen des musikalischen Urheberrechtes (und damit 
auch des Gegenstandes fQr das Urheberrecht im subjectiven Sinn) 
vorzugsweise von musikalischen Gompositionen, so das Patent in 
§ 6 u. 7, das Reichsgesetz schon im Titel des 3. Abschnittes, und 
wiederholt im 3. Abschnitt selbst. 

Diese Ausdrucksweise ist nun vor Allem dadurch einigermassen 
berechtigt, dass jedes musikalische Werk eine Gomposition mindestens 
zur Grundlage haben muss, wie wir schon gesehen haben, und noch 
sehen werden. Dass aber Patent und Reicbsgesetz Uberall wenigstens, 
wo von musikalischen Gompositionen im Gegensatz zu litterarisehen 
Werken die Rede ist, nicht bloss Gompositionen im eigentlichen Sinn 
meinen, sondern Überhaupt musikalische Werke, geht schon daraus 
hervor, dass unsere Gesetze auch ausdrücklich von ^musikalischen 
Werken* reden, und dies gleichbedeutend mit .musikalischen Gompo- 
sitionen", zugleich offenbar im weitesten Sinn, nehmen, wie oben das 
.Tonwerk** definirt wurde. Denn dieser weite Sinn der Worte «musika- 
lische Werke" und daher auch »musikalische Gompositionen* passt zum 
Mindesten auf ihren Gebrauch in einigen Gesetzesstellen, so z. B., 
wenn es Pat. § 8 u. Rg. § 50 heisst, dass das Recht, ein musikalisches 
Werk öffentlich aufzufahren, zu dem ausschliessenden Rechte des Ur- 
hebers gehöre, oder in Pat. § 6 u. Rg. g 47, dass die Aufinahme »ein- 
zelner Themata musikalischer Gompositionen*, beziehungsweise «ein- 
zelner Stellen von musikalischen Werken* in gewisse litterarische 
Werke keinen Nachdruck bilde. Nämlich der Vorbehalt der Öffent- 
lichen AuffQhrung § 8 resp. 50 dt hat auch bei einer veränderten 
Einrichtung (etwa Orchestrirung) einen guten Sinn, und ebenso kann 
z. B. auch eine Einrichtung für andere Instrumente zum Gegenstande 
der Besprechung in einem litterarischen Werk gewisser Art, z. B. in 
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f^inpiii kl itisi hen Aufsatz eeraacht werden. Auel» enthält die Begriffs- 
bestijiiiiiuiiij: des Naclidnu ksdelictes in beiden Gesetzen keine Defini- 
tion der inusikaliseljen Conipositiun, oder des imisikalisclioii Weikos, 
80 dafis wir keine strafroeht liehen Bedonkrn da^t^Lien /n halten braiiclien, 
beide Re'/eichnnnsreii im weitesten Ühm /ii vorstehen; endlich geht 
specit'll für das KeicliHigesetz der weite, untechiii.sehe Sinn von «musi- 
kalischen Com Positionen" daraus hervor, da^s es nach Muster des 
preussischen Gesetzes von 18:^7 (wovon später), zwischen eifjentüin- 
lichen und nicht eigentüinlichen Coinpositionen unterscheidet, und 
daraus", dass letzteren die Motive zum lleichsgesutü eine „relative 
Eigenart* zusprechen, du/u kuiimit noch die seit jeher in Oesterreich 
und Deutschland geübte l'iaxis, endlich weideti wii- iioeli andere Be- 
lege für jene weite Bedeutung der geset/Iielu n ne/eiclmungen von 
Ton werken bei Bespieelmng ihrer einzelnen (iattunuen kennen lernen. 
Frei lieh gibt es nach drni Patent (sowie auch nach vielen positiven 
Reciiten) für Bearbeitungen nur unter gewissen Vorausset74ingen Ur- 
heberschutz, aber auch nach diesen iiechten ist doch die Gattung der 
Bearbeitungen als solche dem Urheberschutz nicht entzogen. ^ 

TD Wie für litterarische, 80 ist auch für musikalische Werke zu 
behaupten, dass sie selbst dann degenstand des Urheberrechtes sind, 
wenn sie sich als widcrrechtliclie oder unmoralische Erzeugnisse kenn- 
zeichnen, was nicbt nur bei Vocalwerken durch den Text, sondern 
auch bei instrumentalen Werken, bei der sogeoanoten reinen Musik, 
durch andere Ursachen liewirkt werden kann. So wurde in Frank- 
reich anter Ludwig XIV die Melodie des Kuhreigens verboten, weil 
sie unter den Schweizern der königlichen Wache unbezwingliches 
Heimweh und daher Desertion hervorrief, wie uns das Volkslied ,2U 



') Auch ruicli ^.Hmmtlicht'n nuslflndiscbon Reclitcn ist die GogcnstSnc^liehkeit 
aller nniM'kaliscIx r W'i i kc zweifellos, nicht nur nach der von jeher, wie in Oester- 
reich uuil DeuUcliluiiii, geübten I'raxiä, sundern auch nach der richtigeo Deutung 
der Ausdraeke .ooropoaitenra de muetque (fn. Gee. v. 1793» Art 1) qualanqne coni- 
poetziene mmicale (Ita). Art. 3) und Ahnlicher, scheinbar beschrinkter Benenirangeii. 
Des schweizcrisclie Gesetz sagt Art. 7 »musikalische Werke* und offenbar versteht es 
darunter allerlei inusikalischf Werke f vfrl OrelH S. :{2 u. 91 ) narbdem, wenn auch 
mit Beschränkungen, die ötaals%'erträgc mit der Schweiz Arrangements schützen, das 
bolländischo Gesetz erwähnt uuzick. tounulwerken Ait I, das belgische oeuvres mu- 
cales (III, 16) das ungarische in der effieiellen Oberaetcoog Musikwerke (Cap. 2, 3) 
die Berner Convention oeuvres mnsicales; das en^. book im Act von 1842 ünCurt 
iia«h Art. If dess. jedes »sheet of tnusic". Das dfln Gesetz von 1857 § 10 sagt 
mnsikalske ffompositioner, das schwedische von 1877 in § 11 wieder mnsikaliskt 
arbeie u. s. f. 
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Strassburg auf der Schanz" so schön schildert. Eine ähnliche uiibe- 
zwingliche Macht, nämlich eine unwiderstehliche Verlockung zum 
Tanz soll gewissen Nationaltanzweisen zu eigen sein, und schon im 
classischen Altertum werden gewisse Tonarten wegen ihres auf- 
reizenden Charakters als verbotene oder zu verbietende bezeichnet. — 
So sehr also auch bei Tonwerken die Frage nach dem urheberrecht- 
lichen Schutz des Unmoralischen oder Widerrechtlichen entstehen 
kann, gerade wie bei litterarischen Werken, ebensosehr ist doch meines 
Erachtens diese Frage bei litterarischen wie bei musikalischen Werken 
bejahend zu beantworten. 

hvnu l im' \'tM Ictzung der Moral oder des U echtes wird ja nicht 
durch das Dasein des Werkes h»> wirkt, sondern erst durch seine 
IMittrilung an andfie, das Werk liildot an und für sieh dalicr keine 
hV'clits- oder Moralvei letzung, mu dieser katiri ul)er das Keclit ab- 
JoliiK iid gegenüber treten, also nur der Mitteilung des Werkes. Nun 
besteht ja der urheberrechtliche Schutz gar niclit in einer Beförderung, 
sondern in einer Beschränkung des Mitteiliiti;-:srechtes, nämlich auf 
den Urheber; im Gegenteil, seine Versagung bedeutet eine Erweiterung 
dieser rechtlichen Mögliclikeit, sie würde also dem Zwpck, T^nniorali- 
sches oder Widerrechtliches zu unterUi ückon, schnürst [ ii Us zuwid. er- 
laufen. Aber noch mehr, das Urheberrocht gibt deni L i lieber solböi 
die Befugnis, nicht Mos sein Werk zu mm itflcnt liehen und eine frenjde 
Veröffentlicliuiig dessellten zu unterdrücken, sondern aucli sein Werk 
ganz unverüÜL'iitlicht zu lassen, mit anderen Worten, darüber zu 
entscheiden, ob es veröffentlicht werden solle. Seine Befugnis ist 
ebenso, wie sie ein Becht der Veröffentlichung bildet, auch ein liccht 
der Nicht-Vcröffentlichu;;^;. also ein Hecht, durch welches die Mög- 
liclikeit innnoralischer oder widerrechtlicher Publicationen vermindert, 
anstatt vennehrt wird, indetn. wenn ein Urheberrecht auch für der- 
artia anstössigo Werke gilt, nicht blos der Staat, sondern ausserdem 
noch der Urheber ihre Geheimhaltung Jedem l)efeldon kann, und wirk- 
lich haben gewiss wegen der Anstössigkeit schon nuuiche Dichter oder 
Maler es unterlassen, Gedichte oder Malereien, die künstlerisclie Meister- 
werke waren, auch nur privatim mitzuteilen, obgleich sie sie des 
künstlerischen Wertes halber aufbewahrt haben. 

r)ie (mtgogengesetzte Ansicht ist daher gerade po verfehlt, wie 
wenn man Gifte, expludirondo Stoffe u. dgl, wegen ihrer Gefährlich- 
keit für unfähig erktäien würde, Gegenstände des Privateigentums 

') Worauf Mch Mandiy S. 95 hiDgewries«» hat 
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zu sein, was doch gewiss auch nicht ans ihrer Natur folgt, sondern 
nur auf ausdrücklicher positiver Anordmiiig beruhen könnte. Wir 
können daher über diese aus England eingedrungene, und auch bei 
deutschen Schriftstellern (Harum S. 71, Wächter S. 91, Köhler S. 198 ')) 

') Harum will den liechtäscbutz wenigstens Uuun «wenn tlic Gesetze selbst 
ScfanfleD gewisser Ait fto verboten oder atnfbsr erklftren* versagen, wiewol er 
ragibt, dssB die engl. Jnrieprndenx zu weit geht, «wenn sie die Anerkenonng im 

Antorrecbtcs vom sitljectiven Ermessen der Richter über den sittUcben Wert uder 
Unwert des Werkes abbünut:? iiuirlit*. Aber die Subsumtion von vermeintlich un- 
moralischen Schriften unter die In trcffenflc n <}esetze hängt ja auch von dem Er- 
messen der Richter ab. übrigens geiit auch Harum, geradeso wie Jully und alle 
andern Tertreier dieser Ansiebt ( • Verbotene Schriften .... dflrfen Aberhaupt nicht . . . ver- 
breitet werden» es kann deshalb .... selbst nicht der Verfasser die . . . auaaehliesslicbe 
Befugnis zur Verbreitung .... habrn" ) von dem falschen Standpnnkte aus, der oben 
fferfti^t wurde, auch er betrachtet das l'ilieberrecht nur als ein aiifischüesspndes 
llorlit znr VcrW f f o n 1 1 i c Im 111^', wenn er sagf r ^ Per Autor bat überhaupt kein Hecht 
zu einer solchen VeröQ'entlichung. u. kann daher auch kein ausscbliesaendes liecht 

darauf baben* u. s. w. Insbesondere ist es unrichtig, daes «die Verbreitung schlechter 
Bücher', wie Harum meint, dadurch nicht begOnstigfc wOrde, denn kein^^ wflrde 

jeder Nachdrucker sich der gleichen Ahndung nach dem Strafgesetze anssetaeu, 
insbesondere iiieht ein auslUndi-'!('lifr N.u lulr ueker, d h. ausserhalb des (icltungsge- 
bietes des Strafi^esetzes, weil in einem (iebiet, bis wohin tier Scliutx des Urheber- 
rechtes z. B. kraft völkerrechtlicher Verträge reicht, ein Nachdruck nicht schon aus 
Furcht vor dem Stmfgeseb unterbldben würde, sondem nur aus Furcht vor dem 
Nachdmckagesets unterbleiben kttnnte, und somit nicht unterbliebe, wenn der Sehuts 
dieses Gesetzes wegen Anstössigkeit versagt würde, wie schon Klusrermann, Das 
seifätigo Eigentum S. ir»;? f ausgefühii hat. — D.Ms«;elbe, wie !;ei:en Hamm, ist zu 
sagen gegen Wächter, Verlagsr. IS 180: nameiitiich ist e*» falöch. da«jS der Ver- 
fasser verbotener und unsittlicher Werke, gar nicht befugt war, sie zu schatfen, 
dass dss Frodnct selbst unstatthaft sei (daselbst Anm. 69), vielmehr liegt, wie schon 
Im Text bsmsrkt worden, die Sitten- nnd Reehtsverielaung nur in der Pubiication, 
in der Wirkung auf andere, und ebenso ist gegen Wfichter, Autorr. 8. Ül A. 6 da- 
rauf zu verweisen, da«'^ das T'rlu LeiTeebt nirlit btns frewährt ist. um die Venriel- 
fSltigungsbefugnis gegen positive Eingriffe zu schützen, sondern vor allem, um sie 
auf den Urbeber zu beschränken; die Freiheit der VerviefUltigung wird durch das Ur- 
heberrecht nicht vermehrt sondem vormindert. somit lAuft das Urheberrecht dem 
strafrechtlichen Verbot nicht zuwider, sondem unterstützt es. — Köhler S. 198 wilj 
freilich einen Unterschied machen, er will ein Werk ,daa einen ücht aesthetisdien 
oder wissenschaftlichen Zweck verfnlirt*. stets ge-;ehni/t wiR«en. selbst .ohne Rück- 
sicht auf die mehr oder minder markante 1 turstellnny gesclileehtüc her VerhHitnisse*. 
Dasselbe soll von der Freiheit philosophischer Erörterung gelten: .... «Nur wenn 
das Werk lediglidi den Zweck frivolen Sinnenreises veifolgte, wenn es daher in 
dem Sinne nnsittlieh würe, dass seine Verbreitung als verboten und strafbar er^ 
schiene, oder, wenn es sonst einen strafbaren Inhalt hätte . . . nur dann wäre dem 
Werk der Autorscbiitz abzn'sprechen''. Wodurch will nnii Knliler constatiren, 
was der Zweck ist, ob der Sinnesreiz, ob die aestbeiiscbe oder wisseoscbaftUcbe 
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vorhandene Prüderie hinweggehen, soweit es eich um das Reichsgesetz 
handelt, nach welchem das Recht, ein Schriftwerk auf raechanischem 
Wege zu vervielfältigen, in § 1 ohne Rücksicht auf seinen moralischen 
oder juristischen Charakter dem Urheber ausschliesslich zusteht, und 
somit auch nach § 45 und seiner Verweisung auf § 1 dasselbe Recht 
bezüglich eines musikalischen Werkes. Das Gleiche gilt vom Auf- 
führungsrecht nach § 50, welcher auch nicht zwischen erlaubten und 
unerlaubten Werken unterscheidet. — Nach dem Patente aber könnte 
es den Anschein haben, als ob der Urheberschutz nur fUr erlaubte 
Werke bestünde, indem daselbst in 3 die Rede ist von Werken, 
die mit Beobachtung der gesetzlichen Förmlichkeiten und Bedingungen 
erschienen sind, und noch weiter. Dass aber auch hier eine Be- 
schränkung des Urbeberschutzes auf Werke von erlaubtem Inhalt 
nicht stattfindet, geht deutlich aus den Materialien zu diesem Para^ 
graphen hervor. Schon in den Motiven zu § 4 des Entwurfes vom 
30. August 1843 (welcher dem jetzigen i; 3 entspricht) hiess es: 

,Soll ein Werk sich des gesetzlichen Schutzes erfreuen, so mfissen 
die gesetzlichen Bedingungen, an welche die Veröffentlichung flber^ 
haupt durch bestehende Vorschriften gebunden ist, beobachtet worden 
sein. Dahin gehört bei den Erzeugnissen der Presse namentlich die 

Wirkung? Wie leicht kann das Kino geheuchelt, das Andere beabsirhU^f und aus- 
geführt, ja daa Eine beabaicbtigt, das Andere erreicht seiu, wie leicht können in 
diesem Ponkt die Heinttiigeii des PablienittB «uaetnandergehen! ünd wo ist die 
Gremte swiseben dem Einen nnd dem Andern? — Das iai Qbrigena AUea Neben- 

aacbe, Hauptsache bleibt die olicti gerügte einseitige Auffaaaiing dea Ui'hebcirt ihtea 
als Vervielfältigung^- und VeröfTontlichungsrccbt. welches gerade auch bei jenen 
vorhanden ist, die andererseits ah .wo^entlichen Inhalt* des Urheberrecht<>s niolit 
die Bofu|$uis, eine Vervielfältigung vorzunchuieu, ausehcn, soaderu die Ausschliess- 
lichkeit (So Wichter S. 4) alao die BeaobrSnkung der VervielAItigung. — Mehr 
oder weniger spukt eben in allem dem noeb die Logik des alten Privilegienrecbtea, 
(lisscii Anschauung es allerdings nach ausdrücklichem Bt ki'nntnis (vgl. das Privile- 
gium Abschn. II, S. 8 ,quae nihil obscoeni liabent" ) zuwiderlaufen würde, dass ein Sonder- 
recht auf ein sitfpn- orlor rechtswidriges Werk verlautet werden k<'innte. übrirens 
hat schoa Ki iiuuard l Utj s>ich dagegen im Allgemeinen und specieli für das franz. 
Recht gcwolirt: ,Les peincs prononc^es dstts cea Sorten de cm (de delit) sont entt^- 
rement ind^Spendentea da privil^ge de joniaeance exdnaive. La jnriapradenoe angUise 
confond eea dcux ordres d^id^es, et refuse toute action poiir contrefacun des ouv- 
rages obf5c«'nes etc. La loi fran(,'Hise n'atlim t pas cette exception, (jui independamment 
de In c onfusion, quelle intruduirnit entre doux ordres n'arriverait d'ailleurs qu'u favo- 
riser la propagation des inauvais livrcs; et qui en ouire eat sans utiltt^^ puisque Tauteur 
d*on pareil livre par cela aeul quü le prodnirait en Jnatiee, a'expoeerait ^ une aetion 
röpresaive»* und damit stimmt auch Pouillet 9 ^ 426, aberein: «L'ouvrage le plus 
lioencieu n'eet pas ezcln de U protection de U loi*. 
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Censurabewillii^'ung und die Abliefernnsr dor Pflichtexemplare, dieses 
wird im Entwurf durch den Beisatz ,aui rechtmässige Weise' ange- 
deutet. " 

Nach der lu solntioii den i\ais('i's F.-i dinaud vom 19. Januar 
1845 wäre sogar in >; 1 ,der Nachdiiick soklfer Werke, welche un- 
rechtmässig veri»tVontliilit wurden, i'iir «traibar zu erklären" gewesen. 

Dagegen niachto allerdings der a. u. Vortr. Sedlnitzky's vom 
V. April lö45 geltend, man hätte in 1 (= § .3 dba mit diesem Vor- 
trag vorgelegten l.nt win 1» >) (Lmi Urundsatz im Auge gehabt, dass 
aus einer an sich uiicrlaubten Handlung kein l?echt erwachsen sollte, 
und dacö derjenige, welcher den Schutz des (T«>s«'izes für bicli in An- 
spruch nimmt, auch die gesotzli( licii Px'diiiüMiiim n. unter welchen das 
zu schützende Werk erscheinen und veröttentlicht werden durfte, er- 
füllt habe, so z. B. die P^inholung der Censurbewilligung, da wo sie 
und in dem Maavsse, als sie in dem Erscheinungsorte des Werkes 
auch gesetzlich vorgeschrieben ist, oder bei Druckschriften, die bundes- 
gesetzlich vorgeschriebene Beisetzung des Druckortes und des Ver- 
legers oder des Urhebers u. dgl. 

Die allerh. Resolution scheiiif elxMi lioiiselhen Grundsatz bei der 
Würdigung in o? des Entwurfes vom .'io. Anti:nst 1843 beachtet 
zu haben, indem bezüglich der Textiruni; dieses Paragraphen zwar 
die Beseitigun;; der specielleii nhideutiiiii^^ auf bestehende Censur- und 
sonstige \ (»rscliriften aiihefohleii. zugleich aber ausdrücklich die Sup- 
plirung durch die aufzunelinienden Worte „gegen Erfüllung der 
vorgeschriebenen Bedingungen" angeordnet wurde. — Ebenso 
wurde zum § 38 des gedachten P^ntwurfes durch die allerh. Besolution 
verordnet, da.ss dieser Paragraph mit dem 3. Punkt der Anträge der 
22. Sitzung vom 20. Juli 1843 der Commission nm deutschen iiinides- 
tag zu ergänzen sei. und diese Ergänzung \mu1 weiter unten durch 
den Beisatz zum § 38 bewerkstelligt: „nur niuss, um den Schutz 
dieses Gesetzes in Anspruch nehmen zu kümien, naeiigewiesen sein, 
dass die Bedingungen und Fürnilichkeiten erfüllt wei den sind, welche 
In dem Bundesstaat, in welchem das Original erscheint, gesetzlich 
vorgeschrieben sind." 

Ferner hat auch die gemischte (aus Mitgliedern der Haus-, Hof- u. 
Staatskanzlei, der vereinititt ii Hofkanzlei, der uberslen Justizstollc, 
der Justizgesetzgebuimshufcuniuiisbiun und der Polizei- und Censur- 
hofstello als versitzender Behörde bestehende) t'onnni.-sion in ihrer 
Schlussberatuug vom iK Mai 184Ö zu § 3 dieses Entwurfes von 1845 
erklärt: 
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.... b) dasB zufolgo eben dieser allerh. Entschliossung (vom 19. 
J&D. 184o) zwar der unbefugte Nachdruck selbst solcher Werke, welche 
unrechtmässig veröffentlicht wurden, fttr strafbar zu erkUfaren 
ist, duss jedoch 

c) der if* r mit allerh. Zustimmung S. k. k. Maj. zu Stande 
gekommene und durch die zufolge llofkanzleidecret vom 25, Juli 1845 
Z. 2 l27r» ireschehone öffentliche Kundmachung für die k. k. österr. 
Staaten in Gesetzeskraft getretene ßeschluss der deutschen Burules- 
versamtnlung vom 19. .Juni 1845 sub 3 den Anspruch des gesetzlichen 
Schutzes ausdrücklich an die Erfüllung der Bedingungen und Förm- 
lichkeiten knüpft, welche in dem deutschen Staate, in welchem das 
Original erscheint, vorgoisclirieben sind, 

und entschied sich daher für die Textirung, wie sie in § 3 des Pa- 
tentes steht. 

Aber gerade aus allem dem sieht man, dass alle bei dem Zu- 
standekommen unseres Patentes beteiligten Factorcn. und in jed^ 
Stadium seines Zustandekonimens, nur die Art und Weise der Ver- 
öffentlichung als etwas betrachtet haben, worüber sich die Frage 
erheben könnte, ob das Werk einen ürheben echtsschutz geniessen 
solle oder nicht, niemals ist aber die moralische oder rechtliche Be- 
schaffenheit des Inhaltes an sich selbst als erheblich für den 
Urheberschutz in Frage gekommen. Allerdings war diese Be- 
schaffenheit erheblich für die Freigebung des Werkes durch die 
Censur, und man könnte somit glauben, dass sie in r Voraus- 
setzung der Veröffentlichung mit Censurbewilligung stillschweigend 
auch für den Urhel)erschutz mit inbegriffen gewesen wäre, und somit 
nncli V lT 11 der Censurbewilligung und anderer Förmliclikeiten be- 
züglich des Urheberschutzes noch von Wichtigkeit sei. Allein, wenn 
es heisst „cessante ratione legis non oessat lex ipsa*, so kann man 
wol umgekehrt sagen ..cessante lege cessat etiam ratio lepis". über- 
dies aber geht die Tatsache, dass der Inhalt eines Werkes für den 
Urheberschutz nach unserem Patent und der ganzen Gesetzgebung 
der damaligen Bundesstaaten gleichgültig ist, daraus hervor, dass 
nach § 4a «der ohne Genehmigung des Urhebers oder seines Rechts- 
nachfolgers unternommene Abdruck von Manuscripten aller Art,* 

sowie «b) von gehaltenen Vortrftgen zum Zweck der Erbauung, 
der Belehrung oder des Vergnügens", und ebenso nach § 8 bei musi- 
kalischen oder dramatischen Werken die Aufführung insolange ver- 
boten ist, «als das Werk nicht durch den Druck oder Stich veröffent- 
licht worden ist* u. s. w., alles dies ohne Unterschied des Inhaltes. 
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Es konnte somit durc h dio nn gesetzliche llnuliung der VeröfTent- 
lichung ohne ge^^et/iuü.ssi<,'c Bedingungen und Füinilichkeiten allerdings 
der Schutz für die so veröffentlichten Werke verloren gehen, wegen 
dieser strafbaren Handlung, er sollte aber Werken, an wolclien dio 
Cenjsur Anstoss gefunden hätte (und nocli weniger solchen, an welchen 
sie trotz unnii»ralisoheni und widerrechtlidieii! Inhalt ihn nicht ge- 
funden hatU'j, durchaus nicht vun vornherein ihrer selbst wegen ver- 
sagt sein. 

Da es nunmehr gesetzliche Förmlichkeiten und Bedingungen für 
die \'erötTentlichiing nicht mehr gibt,') so kann auch durch die Ver- 
ötieutlichuug eines derartig anstössigen Werkes, und selbst durcli 
seine Confiscation und sonstige strafrechtliche Verfolgung der Urheber- 
sciiutz nicht einmal verk)ren gehen. 

TU) Kbenso sind Tonsatze, welchf einen praktischen Zweck 
haben, wie Militär-, Post-, Fotierwelir-, dagd-, Kisenhahn.siginile u s. w. 
als solche selir \v(d liihig. ein Uegenstand des musikalischen l rheher- 
rechtes zu sein, sie ermangeln näirilicli k' ineswegs des künstlerischen 
Charakters, wie Kühler S. 18ü zur Begründung der entgegengesetzten 
Ansicht behauptet. Denn seihst den Keden bei politiselien oder ge- 
richtlichen Verhandlungen oder zu ähnlichen pruktisclien Zwecken 
nimmt ja dieser praktibi lii> Zweck ganz und gar nicht notwendiger- 
weise den Charakter von Geisteswerken, wie die Beden eines l)emo- 
sthenes. Cicero. Mirahenn, Maeaiilay n. a. I)evvüii5eii, die zu den gr(*ssten 
geistigen Leistungen ziihleu, sondern die Tatsache, dass ble zugleich 
Willensacte, nicht hhis Geisteswerke sind, und das für die Zeit ihrer 
Entstehung stärkere Interesse an dieser Tatsache; populär gesprochen, 
das Überwiegen des juaktisclien Interesses über da« tlieoretische, 
nicht der Mangel des theoretischen Interesses und des Charakters von 
fieisteswerken ist die Ursache ilirer mclir oder weniger ausgedehnten 
Freigehung für den Druck in modernen (lesetzen, die also nur auf 
positiver, aus Zweckmässigkcitsrücksichten liervorgegaugener Sta- 
tuirung beruht. Gar Tonfolgen alier hahen im (iegensat/ zu ^Vort- 
fulgen immer einen tormeiien, also geistigen (küDstlerischcuj Charakter, 

*) Dies war schon (gegen Harum § 43 S. 171^ für die alte Prcssordnuug von 
1852 «imnelunen nm ao viel m^r noch für das geltend« Pressgcsets vom 17. Do- 
comber 1862 vgl. Liest» oooteir. Freaarooht % 8 ff., denn nicht einmal die Abgab« 

•Icr rfiicbtcxcmplaro ist heutzutage noch gesetzliche Bedinguni; und Förmlichkeit 

für das Erscheinen 3 Pat.) im Sinn (]er alt<n ffii-^nrL'<'sft/ü. Wenn also der • 
oHerste (lerichtshof unlängst Ger.Z. v. Dcc. issih in lic/uiL,' auf ein Werk dor bil- 
denden Kunst dio entgegongeset2to Ansicht ausgesprochen hat, so ist dies irrig. 
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nicht der abstracto Gebalt, sondern die concrote Form macbt ihr 
Wesen aus, tmä daher beruht auch bei jenen Signal-Tonsätzen ihre 
praktische Bedeutuug, d. b. der Unterschied dessen, was die einzelnen 
Signale bezeichnen sollen, nur auf ihren formellen, musikalischen 
Unterschieden, nicht auf dem Inhalt oder abstracten Gehalt, wie bei 
Wortsignalen, wo die verschiedensten Worte dasselbe ausdrucken 
können.') Nicht einmal des künstlerischen Charakters im hohem 
Sinn des Wortes ermangein jene Tonsignale als solche, vielmehr sind 
sie oft, und gerade vermöge ihrer Entstehung aus dem Leben und 
seiner dem praktischen Bedürfnis zu Grunde liegenden wirkliche 
Empfindung von solcher künstlerischer Schönheit und Kraft, dass sie 
musikalische Motive bilden, und dass sie von grossen Componiaten 
mit Vorliebe wirklich als solche verwendet worden sind, so z. B. im 
2. Satz der Haydn'schen Militärsyinphonie und im 1. Finale der 
ttZauberflöte" ein TrompeteuHignal, femer eben ein solches Im vor- 
letzten StQck der Musik zu „Kgmont"; seihst Schuberts „Post" ist 
im Ritomell offenbar eine alte Posthornweise. Ja so reizend und 
frisch sind derartige Signale, dass man sie sogar gesammelt hat, so 
die «Posthornklängc fflr das chromatische Horn, gesammelt von Herzog 
Maximilian in Bayern*^ (München, Braun & Schneider), unter welchen 
das Nürnberger, das altbayerische und das preussische (S. 1, 5, 13) 
ganz prächtig sind, wiewol sie nur aus wenigen Koten bestehen. Mit- 
hin könnte sehr wol ein Postiilon, Stabstrompetor, Jäger, Feuerwehr- 
mann tt. s. w. ein Urbeberrecht an den von ihm erdachten Signalen 
haben, und wirklich hat, wie einmal angekündigt war, der Waldhorn- 
virtuose und Oomponist Schantl in Wien eine Sammlung der von ihm 
componirten Jagdhornsignale mit dieser Intention heraus- und in Ver- 
lag gegeben, ja schon G« M. v. Weber hat einein Tusch für 20 Trom- 
peten componirt, der rhythmisch sehr interessant ist, und daher mit 
Recht von Jäfans unter Nr. 47 a sdnes thematischen Verzeii^nisaeB 
der Weber'schen Werke aufgezählt und abgedruckt wurde. Nun 

') Also geht die foruielle Bedeutung in der Tonkunst sogar noch weiter, als 
in der bihlendon Kunst, hoi welcher in rinem Fall, nSmlich im Fall der allegorischen 
Dai^tellung das Bezeichnende an Bedeutung hinter dem Bezeichneten zurückbleibt. 
Denn die Allegorie kann gut sein, wenn auch die Ausführung schlecht ist, hingegen 
ein TonstOek kann nie gehaltvoll, und datier nicht einmal alt Signal branchbar sein, 
wenn die Tonfolge, die ja die AusfQhruog bildet, nicht deutlich und prBgnant. also 
schön ist. Vgl. Schopenhauer 1 4? 50. In der Tonkunst selbst kann es übrigens 
keine eigentliche Alleg'>rH>. d. i, sinnbildliirlic Andeutung eines abstracten Hpirriffes 
geben, sondern nur Ausdruck der wirkiiciien Empfindung, der ullerdiags manchmal 
schon durch gewiase Äusserliehkeiten atatifiudet. 
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könnte man allerdingß glauben, daes im öeterreiohischen Urbeberrecfat 
Signal&tQeke des Uriieberschtttzes entbehren, wenn de nicht nach einer 
schriftlichen Aufzeichnung, sondern nur nach dem Hören bei ihrer 
praktischen Anwendung reprodudrt werden, und zwar des wichtige 
fiten Schutzes, nämlich des Schutzes gegen schriftliche VervielfiU- 
tiguiig nnd Verbreitung, denn IQr solche Vortrüge ergibt allerdings 
weder die allgemeine Regel des § 4 einen Schutz, noch die besondere 
des § 6 über Musikalien, in § 6 wird , bezüglich der musikalischen 
Compositionen'* zwar »der Abdruck von Hanuscripten ebenfalls dem 
verbotenen Nachdruck gleichgeachtet", und in § 4b, der offenbar auch 
für Mnaikalien gilt, nur der Abdruck „von gehaltenen Vorträgen zum 
Zweck der Erbauung, der Belehrung oder des Vergnügens" verboten, 
und man kann ein solches Signalblasen nicht einen Vortrag zum 
Zweck der Erbauung, der Belehrung oder des Vergnügens nennen. 

Indessen schon nach dem Patent, nämlich nach 8, geniessen 
auch Signaltonsätze einen Schutz gegen unbefugte Aufführung, indem 
daselbst „die Aufführung musikalischer Werke* ohne Unterschied 
«insolange verboten* wird, „als das Work nicht durch den Druck 
«oder Stich veröffentlicht worden ist", und musikalische Werke, wenn 
auch kleine und fragmentarische, sind selbst solche Tonsätze auch. 
Aber wir müssen ihnen sogar unbedingten Schutz auch gegen schrift- 
liche iieproduction zusprechen u. zw. nach dem Bundesbcschluss vom 
9. November 1837 Art. T, wonach „literarische Erzeugnisse aller 
Art, sowie Werke der Kunst, sie mögen bereits veröffentlicht sein 
oder nicht," auf mechanischem Wege nicht vervielfältigt werden 
dürfen: «Iso auch Werke der Kunst aller Art, mithin auch solche 
Kunstwerke zu praktischen Zwecken. Offenbar ist bei Redaction 
unseres Patents an die Möglichkeit, Tonsätze durch das blosse Gehör 
festzuhalten und auf Grund des blossen Hörens schriftlich zu ver- 
vielfältigen gar nicht gedacht, ja dies nicht cinnuil für möglich er- 
achtet worden, wie die Tatsache zeigt, dass § G für Musikalien nur 
die Vervielfältigung auf Grund von Manuscripten besonders verbietet, 
(während allerdings auch das Aufschreiben und Drucken nach dem 
blossen Hören, sogar bei complicirten Werken, möglich ist, worüber 
das Nähere in den Abschnitt von der Entstehung des Urheberrechtes, 
vom Nachdruck und der Aufführung gehört) und ebenso hat man 
andererseits bei der Unterscheidung in § 4 von Vorträgen zu theo- 
retischen und nicht theoretischen Zwecken an die Ausdehnung dieser 
Unterscheidung auch auf musikalische Vorträge gar nicht gedacht. 
Diese doppelte Vergesslichkeit unsers Patentes, die uns allerdings in 
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Ermanglung anderer besetze zwingen würde, nngescbriebeDe» aber 
praktisch in Übung befindliche Signalsälze für teilweise scbutdoe zu 
erklftren, ist also durch den Bundesbeschluss von 1837 wieder gut 
gemacht. — Bezüglich dea Reichsgesetzes steht es Toliends fest, dass 
auch solche Signalsätze das Urheberrecht gemessen, da dieses selbst 
in g 7 vom Schutz (gegen Nachdruck) wOrtlich nur «Reden* aus- 
nimmt, welche bei gewissen Verhandlungen gehalten werden. Auch 
die fremdnationalen Rechte, welche zu Gunsten gewisser mfindlicher 
Äusserungen eine Ausnahme vom Urheberrecht machen, sprechen nur 
von Reden, discours, Verhandlungen etc.. Überdies gestatten sie auch 
fttr diese oft nur den Zeitungs- aber keinen andern, insbesondere 
keinen Sonderabdruck. >) 

Die Frage aber, ob solche Tonsfttze, wenn sie als Beilagen eines 
Gesetzes, und somit selbst als Gesetz publicirt werden, (z. B. als 
neu vorgeschriebene Militirsignale) des Urheberschutzes teilhaftig 
sind, läuft darauf hinaus, ob es ein Urheberrecht des Staates gibt, 
gehört also in den Abschnitt vom Suhjoct des Urheberrechtes. 

IV) Schon aus dein zu Anfanju' ilieses Abschnittes (sub. 1) ent- 
wickelten Begriüe dos imisikiilisclion Werkes, folgt, dass diu Frage 
im nmsikalisclien Urlichcrreciit '^nr nic)it entätehcn kann, wulche für 
diis litteraribclie l'rhebeneclit in Wissenschaft, Gesetzgebung und 
Kechtsprechung so ernst genommen worden ist, ob zur Urheberrecht- 
Gegenständlichkeit der Charakter eines ^^eistigen Erzeugnisses (ent- 
sprechend dem Charakter eines litteiarisdien oder Schriftwerkes) ge- 
höre, denn während selbst wirklich zusammenhängende Wortfolgen 
ohne diesen Charakter allerdings möglich sind,-) kann es eine wirk- 

') Vgl. aie Gnetie von Spsnieti Art. 11, Itolieo Art. 2 1. Abs., SchwMi Art. 
II, B dasa Orelli 8. 78, Belgien Art. 10, Ungern § 9, HoUend Art 8. 

') D. b. allerdings nor von dem SUndpunkt. der zur urheberrechtliehen Gegen* 

stäncUiühkcit solche Werke fordert, die sich als Ausfluss einer individuellen geistigen 
Tlitiirlcpit darstelipn. von weloliem Standpunkt ans ribricons dor unbedingte Schutz 
von Briefen, wie ihn das Patent nach den Motiven gewählt, nicht zu begründen ist, 
andcrerseitä aber, und noch weniger die Ansicht, ^dass der geistige Wort des Schrift- 
trerkes fOr die Frage der Scbtttsberechtigung vftUig gleichgOltig iai. (Danbaeh 
S. 16, 0.) Denn acbUeesli«^ iat jeder mttndliche und acbrifüicbe Gedankcnaoadraek» 
mag er noch ho unhcdentoid aein, das U«eultat des Vorstellangs- und Denkproceasea 
eines Individuums, also f^eineni We^en nach Ansflus«? «»iner individuellen geistigen 
Tätigkeit, wenn also etwas, das als begriftliches Merkmal ebenso bei jeder wirk- 
lichen Äusserung vorhanden ist, wie die Qualität eines Minerals bei jedcxn Kiesel- 
etein, noch beaondera gefordert wird, «o kann also damit nur eine individuelle gei- 
stige Titjgkeit in voraDglioberem Sinne> d. L eu geiaUger Wert gemeint aein, txun 
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lieh, nicht etwa bloss scheinbar, zusammenhängende Tonfolt^o, der dor 
Charakter eines geistigen Erzeugnisses fehlen würde, gar nicht geben. 

Ein solcher Charakter eines geistigen Erzeugnisses kommt so- 
gar den langweiligsten technischen ÜbnngsstlUken, den blossen Finger- 
und Geläutigkeitsfibungen, zu. Niemand wird z. B, Czerny's Jäglielie 
Studien* oder , Schule des Mrtuosen" für das Ciavier für den Aus- 
fluss einer individuellen geistigen Thiitigkeit oder für ein geistiges 
Erzeugnis in einem Sinn erklären, der nur einigermaassen über die 
Tatsache hinausgienge, dass hier ein Individuum, geistig, und (abge- 
sehen vom Schreiben) nicht bloss körperlich tätig war, und diese 
musikalische Reihe imaginirt hat, es sind ganz gehaltlose Oemein- 
plätze, ohne höheren geistigen Wert, als etwa Buchstabirübungen, und 
doch wird es Niemandem einfallen, einem derartigen Werk die Ui- 
heberreclitsfahigkeit abzusprechen. 

Denn diese durch innerliche Imagination stattfindende llerst^jl- 
lung eines Zusammenhanges ist immer etwas Theoretisches, dem Zweck 
und Wesen nach, (wenn auch vielleicht von untergeordnetem Inter- 
esse, wie z. B. bloss von Interesse des Unterrichtes) selbst da, wo, wie 
bei Signalen, sich eine piaktifiche Verwendung darauf gründet, was 
wir bereits gesehen haben. 

V) Auch die Frage nach der Verlagsfdhigkeit ist bei musikali- 
flehen Werken müssig, indem wir schon unter I gesehen haben, daaa 
jedes musikalische Werk schon als solches veriagsfähig ist*) 

VI) Nachdem die Frage mehr in den Abschnitt von der Ent- 
stehung des Urheherrechtes gehttrt, sei hier nnr nebenbei berflhrt, 
dass unsere Gesetze musikalische Werke ohne Bflcksicht darauf 
schätzen, oh sie schriftlich oder ungeschrieben in der Aussenwelt 



MiDdesten als tubjeoiive Iniention, wenn «noh nioht ala objecüy verwirklichte 

>) Nebenbei bemerkt, katin ich mir, was das Litterarisclie betrifft, eine Her- 
vorbrtDgung denken, die wegen Mangel der Eigcnscbait einee geistigen Eneugniaaee, 
•leo des theoretischen IntereaeeB, als nicht verlagafllhig erachtet wird, die Verlag8> 
fthigkeit, ohne Ausiluss einer individuellen geistigen Titigkeit denken, aber nicht 
umgekehrt die Qualitfit einer indivi('uellen geistigen T.tti^'koil olmc Vcilagsfähigkeit, 
welcbo letztere ausser jctu-r ersten Qualitflt noch , ferner* (J>niiiliitch S. 1',) notwen- 
dig ist, aläu von ihm u. a. für etwas gehalten wird, das nicht schon in der l^uaiiuU des 
geistigen Erseogniaaea liegt Wwden ja heutzutage dodi auch Aphorismen, Notizen, 
Entwürfe, Skinsen, ja Embryonen zu gmatigen Arbeiten (für waa alles z. B. auch 
Hamm 8. 74 §6 dieQualit&t ein^ littorarischen Eixengnisscs lAugnet) wirklich in 
Verlag genommen und gedruckt, SO Aphorismen von B. Wagner, folglich sind sie 
doch auch verlagsfftbigl 
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existiren oder nur in lebendiger Überlieferung, und wenn geschrieben, 
auf welche Art und wo immer, insbesondere auch in Briefen, was 
vorkommt. So hat Mendelssohn einigen seiner Reisebriefe ganze vei^ 
hftltnismässig umfangreiche Musikstttcke hinzugelugt (s. z. B. Reise- 
briefe S. 14 f. 74 f.) und Weber bat gar einen ganzen Brief an seinen 
Freund Danzi in gleichzeitig in Musik gesetzten Worten geschrieben 
(siebe M. Weber, S. 146—149). Selbst wenn an Briefen sonst kein 
Urheberrecht anerkannt wäre, wie dies im Gegenteil wirklich, und 
namentlich in der oesterreichisohen Gesetzgebung, anerkannt ist,*) 
mflsste für einen derartigen gänzlichen oder teilweisen Inhalt von 
Briefen ein Urheberrecht als geltend behauptet werden, da hier der 
Charakter des Geisteswerkes nicht im Entferntesten bestritten werden 
kann, während bei dem in Worten bestehenden Inhalt der prakti- 
sche Charakter und Zweck oft der vorherrschende oder einzige 
sein wird. 

VII) Wir können somit die verschiedenen Gattungen von Gegen- 
ständen des musikalischen Urheberrechtes betrachten. 

A) Als wichtigste Gattung sind nun allerdings zuerst eigent- 
liehe Compositionen, d. h. Compositionen im Gegensatz zu blossen Be- 
arbeitungen zu nennen, d. i. Tonwerke, an welchen das neue der 
Tonsatz ist, oder selbsterfundene Tonsätze. Das Geschützte ist da- 
her eben das, was den Tonsatz ausmacht, d. h. nicht bloss die Folge 
derselben, (d; h. nach der absoluten Hohe derselben) einzelnen Töne, 
welche in dem betreffenden Stück enthalten sind, sondern jede Ton- 
folge, bei welcher dieselben Verhältnisse in Höhe und Dauer (die- 
selben melodischen, harmonischen und rhythmischen Verhältnisse) zwi- 
schen den Tönen bestehen, wie in jenem Stück zwischen andern 
Tönen, es sind die tonalen und rhythmischen Verbältnisse dieses Ton- 
stückes auf jeder Tonstufe oder noch deutlicher gesprochen, in jeder 
TonaH^, einfach deshalb, weil eben diese tonalen und rythmisehen 
V^erhältnisse das sind, was als wesentliche Erscheinung vom Gehör- 

Während nUmlich da«? tl<Mitsi lio Ri ii 1isirr«olz Driefen nur, soweit ihnen der 
Charnktor eines Schriftwerkes zukiminit, l ihuberschutz gewährt (vgl. Damhacb, 
S. lü ff. Aha. 11), scheint das Pateut imch den Motiven zu § 5 des Entwurfes von 
1843 - § 4 Pat allen Briefen Schuts gewähren su wollen. Daseliiet ad a beint es: 
»Die Textirung, daas ohne Oendbiaig^ng des Ante» sein wie ioimer ge* 
artet es Manuscript nicht abgedruclct werden darf, fa»i>t in Verbmdong mit dem 
Scli!ti«-^'5ntz ad b (Ausdehnuntr auch auf den Fall des rechtniitesisjon Erwerbe«? einor 
Ilanii»chrirt) zugleich das Verbot der in der neuesten Zeit leider häutig gewordenf:>n 
cigeumiicbtigcn und einseitigen Veröffentlichung von Briefen in sich', vgl. auch 
£. Siomhaeh, Das Sigimtum an firiefm. 
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sinn anfirefasst wird, und wumi allein sich der Gehalt eines Musik- 
stücken kuiul-ibt.') 

Lluigens gehüren liielier Tunsiitze jeder Art, jedes noch so 
grossen oder kleinen Liuiaiiges, jedes Stils und jeder Kunstfürni. Sie 
— auch nur beispielsweise — aufzuzählen, wiiro ebenso überflüssig, 
wie für das litterarische Urheberrecht eine Aufzählung aller poetischen 
und prosaischen Litteraturgattungcn. Selbst sogenannte „Expectora- 
tionen" zählen dazu, und zwar ist es bei ilineii noch weniger ein- 
zusehen, warum (so z. B. Endeniann. der sie S. 72 Abs. 7 von dein ge- 
schützten musikalischen Vortrag, d. h. von vorgetragenen, 
nicht aufgeschriebenen Conipositionen unterscheidet) sie kein Urheber- 
recht geniessen sollen, als bei Tonstücken zu praktischen Zwecken. 
Denn auch „Expectoratiunen" können den Charakter von Motiven, 
Themen und eigentümlichen Figuren haben, ja sie sind oft wahre Löwen- 
klauen. Ist doch das Thema zu den 32 Variationen von Beethoven 
in C-MoII eine solche „Expectoration", ebenso das liebliche kleine Prä- 
ludium in A von Chopin, und gewiss hat Jeder nExpectorationen* 
(was übrigens ein vollkommen untechnischer, Dämlich nirgends in der 
musikalischen Terminologie vorkommender Ausdruck ist) von hervor- 
ragenden Künstlern gehört, so der Verfasser der vorliegenden Schrift 
von RubiDstein; ja von dem Componisten Froberger des 17. Jahr- 
hunderts wird erzählt, dass ihn in London eine ehemalige Schülerin 
wieder erkjumt habe an der originellen Art, womit er auf der Orgel 
einen dissonirenden Griff in die Tasten machte und die Dissonanz 
auflöste. Selbst die Verlagsfähigkeit ist ausser Zweifel, indem gewiss 
solche .Expectorationen* gesammelt ein sehr interessantes Verlagsob- 
ject bilden würden, mögen sie von Einem oder mehreren Musikern 
herrühren, und verlagsfähig ist nicht bloss jene Gattung, wo eine 
einzige Probe schon die Verlagskosten lohnt, sondern auch jene, bei 
welcher erst eine Sammlung von mehreren Beispielen des Verlages 
wert befunden wird. Freilich „Expectorationen*, die nichts Neues und 
Besonderes, sondern alte Gemeinplätze sind, wie x* B, eine diatonische 
oder chromatische Tonleiter, welche, wie Endemann a, a, 0. sagt, gar 
nicht den Namen eines Vortrags, sei es auch nur zur Unterhaltung 
▼erdienen, geniessen keinen Schutz, aber nicht deshalb, weil sie ,Ex- 
pectorationen'', sondern deshalb, weil sie nidit original sind. 

Zu den eigentlichen musikalischen Compositionen im tonkfinst- 

') Also der gdstigo Colialt kann gtit \v*n)r] auch das fSedirlit schloclit 

ist, bingegen der geistige Gebalt eines Tunstuckos kann nie gut sein, wenn dos 
ToastQck selbst schlecht ist Vgl. Schopenhauer I § 50. 

a. S«liit>t«ri IM* VilwberMclit Aar TotdtatML $ 
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lerischen Sinne, und daher auch für das Urbeberrecbt zu den mnei- 
kaiischen Gompositionen in demselben engeren Sinne gehören aber 
nicht nur sogenannte Originalcompositionen, sondern Gompositionen 
Über gegebene Themen, d. h. Verarbeitungen gegebener fremder oder 
eigener Tonsfttze, oder noch deutlicher: Tonsätze, welche mit dem ge- 
gebenen gewisse abstracte melodisQ^e, harmonische und rhythmische 
Verhttltnisse, so zu sagen, das melodische, harmonische und rhythmi- 
sche Grundschema gemeinsam haben, aber (mit einer einzigen später zu 
erörternden Ausnahme) andere, concrete oder wirkliche, d. h. sinnlich 
wahrnehmbare, Tonverhältoisse in einer dieser drei Richtungen, oder in 
zweien, oder in allen dreien aufweisen. Denn da nicht das abstracte Grund- 
schema, sondern die wirklichen, sinnlich wahrnehmbaren Tonverhfiltnisse 
das Wesen des Tonsatzes, der Composition ausmachen, so sind solche 
Gompositionen Qber gegebene Sätze auch Gompositionen im vollsten Sinn 
des Wortes, Erzeugnisse der schaffenden Kraft, nur auf gegebenen Grund- 
lagen, also mit gewissen Beschränkungen, die Aufgabe aber besteht ge- 
rade darin, auf diesen fremden abstracten Grundlagen etwas in concreto 
möglichst ESgenes zu entwickeln, im Wesen und Grundgedanken dieser 
Kunetformen liegt also nicht nur keine Verneinung der Originalität, son- 
dern im Gegenteil eine Herausforderung zu einer mit dem gegebenen 
Thema wetteifernden Entfaltung der höchsten Originalität, und femer 
ein scharfer unverrückbarer Unterschied von den blossen Einrichtungen, 
Arrangements etc., wo der Tonsatz in concreto, d. h. die sinnlich wahr- 
nehmbaren Tonverhältnisse dieselben sind, wie im Original. Diesen 
scharfen unverrückbaren Unterschied wollen nun bekanntlich die 
Franzosen nicht einsehen, sie verwechseln insbesondere .arrangements* 
und «variations* bis auf die neueste Zeit, so sagt z. B. noch Pouillet, 
556 S. 445: «L'auteur ayant un droit incontest^ sur la forme möme 
dans laquelle il expriroe son idee, a, par cons^uent, le droit, d'em- 
pöcher ces aiTangements, qui, sous pretezte de variations, reproduisent 
son Oeuvre*. So wenig unterscheiden sie, dass sie «arranger en varia- 
tions* sagen. ^) Ja Pouillet betrachtet »arrangements* und damit auch 
„variations* nicht einmal als «traductions* (worin er bezQglkh der 
arrangements allerdings, wie wir sehen werden, Recht hat,*) während 



Daselliet: «Ccrtaii» anteurs designent soits le noin de fradaction miuioaie 

Ips arrangements, qui ont pour btit d'approprior h nn Instrument dt^fcprfnin«' une 
oiuvrf rompn«<V jmiii- im orchestrr ciiticr ou «nii lunsistent ä prentlrf» nn tliemc, le 
luotit d un air, pour 1 ar langer en variatiuus, en contredanse, en valse*. 

*) 8. die Torborgehende AnmerkoDg. — Allerdiegs flüixt er dann fort: 8i 
rempront e»t ineignifliaiil, ä peine reoonnuasable, «t qne raimigeinent (I) eonttitae 
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der rechte Ausdruck für Variation .fransfnrmation", ja nach don Va- 
riationen von Beethoven über di-n DiabcUi sclieu Walzrr ii. a. zu ur- 
teilen, sogar ,transfiguration", selbst „transsubsüintiation" wäre. 

Diese irrige französische Auffassung ist zwar nicht ohuo Eiu- 
fluss auf die Litteratur und auf die praktischen Bestrebungen im 
deutsclion und oesterreichischen Urheberrecht gehlieben, dennoch liat 
sich. Dunk dem zu ausgespruchenea Zeugnis deutscher Kunstwerke 
dieser Art für deren schöpferische Natur, in der deutschen Gesetz- 
gebung die richtige Auffassung stets siegreich behauptet, und uur in 
der Form der Behandlung des Problems merkt man einigermassen 
die Einwirkung der französischen Anschauung, indem nämlich im Reichs- 
gesetz wie im Patent die Frage aufgeworfen, aber verneinend beantwortet 
wird, ob derlei Werke keinen Xaciidruck bilden, u. zw, im Patent 
§ 6 mit der richtigen Begründung, weil sie selbständige Geistespro- 
duct« bilden, im Reichsgesetz werden nach Muster des preussischen 
von 1837 alle Bearbeitungen als Nachdruck erklärt, die nicht als 
eigentümliche Compositiouen angesehen werden können, und in den 
Motiven zu diesem § (46 im Gesetz) ist ausdrücklich hervorgelioben, 
dass damit ein Gegensatz zu der französischen Gericlitspraxis in dem 
Schutz der Motive oder Melodieen statuirt wird, dazu werden die 
Motive des damit übereinsiiinnienden Hörsenvereins-Entwurfes, auch aus- 
drücklich, angeführt: „Ks wäre eine durch Nichts gerechtfertigte, alles 
Mass überschreitende Anomalie, wenn man gerade der musikalischen 
Conceptiüu eineu so abstracten Schutz gegen jede Benutzung über- 
haupt gewährte, wie soicher weder auf anderin Kunstgebiete, noch 
auf dem Gebiete der litterarischen Production irgend gewährt werden 
kann oder soll ..... Oder würde es nicht .... geradezu wider- 
sinnig sein, wenn Beethovens 32 VuriHtionen . . . (op. 3<)) einem . . . 
Nachdruck gleichgeachtet werden mttssteu, falls der . . . Tondichter 
jenes Thema nicht selbst erschaffen, sondern (wie bei andern Varia- 
tionen . . .) anderswoiK'r entlehnt hätte?" Vgl. R.E., S. 39, C.B. S. 20. 

Da nun aber das Problem von diesem Gesichtspunkt iius in 
der Gesetzgebung ins Ange gefasst worden ist, und in der Litteratur 
besonders lu neuerer Zeit nicht nur von diesem Gesichtsjninkt be- 
trachtet, sondern teilweise sogar in dem dem richtigen Sinn entgegen- 
gesetzten Sinn gelöst wird, und es sich also um eine Widerlegung 
handelt, die nötigt, auch das Problem in der Frage nach dem Nach- 

ane oeuvre nouvelle, vraiment fi »««ricusement diffprcnto de colle dont f llo ■'est itt- 
spiree. on devr.i drclai er, qae J'emprant est, «non (!) legitime, da moins en dehors 
des pr^viaioiis de la loi, 

5* 
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druck SU behandeln, so wollen auch wir die weitere Besprechung 
in den Abschnitt vom Kachdrock verlegen, so sehr es an sich un« 
richtig ist Denn nicht darum sind Compositionen Ober gegebene 
Themen Originaloompoeitlonen gleich, und Gegenstände des Urheber- 
rechtes, wie andere Compositionen, weil sie kein Nachdruck sind, 
sondern, weil sie künstlerisch und urheberrechtlich Originalcompositionen 
gleich Gegenstände des Urheberrechtes sind, sind sie kern Nachdruck. 
Auch zählen zu Compositionen Uber gegebene Themen nicht nur Va- 
riationen, Figurationen und Phantasieen, sondern ebenfalls Com- 
positionen jeder Art, denn wie fiber Originalthemeo, so sind auch 
Über gegebene Themen (allein oder zugleich mit Originalthemen) Com- 
positionen jeder Art mOglich. Wir wollen nur hervorheben, dass 
dazu selbst sogen. Cadenzea zu ConeertstQeken gehören, d. h. prägnante 
und zugleich brillante kQnstlerische Verarbeitungen der Hauptthemen 
dieses Concertstttckes, denn auch hier findet auf gegebener abstracter 
Grundlage eine concreto Neugestaltung statt, in welcher sich die 
hdchste künstlerische Individualität zeigen kann. Wie verschieden 
sind z. B. die Beethoven'schen Cadsnzen zu Mozarts D-moll-CIavierooncert 
von jenen, die Hummel zu demselben Concert componirt hat, und 
diese beiden wieder von den Reinecke'schen. — Selbst der Unter- 
schied zwischen Compositionen Uber ein fertiges TonstUck bildende 
Themen, und über einem andern Stück nur entnommene daher nicht 
ein fertiges TonstOck für sich bildende Themen oder Themen im engeren 
Sinne oder gar nur Motive ist nicht so wesentlich, wie ihn manche 
urheberrechtliche Schriftsteller aufgefasst zu haben scheinen, so z. B. 
Wächter, Verlagsr. S. 595 f. <) 



>) Nach ConstatiruDg des Abdruckes eines Themas als Nachdruck sagt er» 
«Wer hioge^n am die Iremdon musikalitchen 6«d«ikeB als Motiv für eigene Com- 
positionen benfitst, macht sich damit eines Nachdntckea so wenig achnldigt ala wer 

doi Gedankeninhalt der fremden liUerarisehen Erzeugnisse su eigenen Arbeiten 
verwendet*, und S. 59t) da^pgen: .können irr^b^sondcrc Variationen fibor ein 
fremdes Thtjnm nach den concreten Umständen als dessen Narluiiutk ci scheinen", 
und ebenso unterscheidet der von ihm S. 595 A. 3 citirto Ülanc 8. 242 zwi&cben 
«motif* nnd »air*» indem er eieterea als »nne partie d'un air comme , . . nne phraae 
on nne penaäe dann nne compoeition lUt^raire* bexeidinet, «tandia qua Tdr est le 
däveloppement d'un motif ou )a röunion de plusieurs", u. S. 23G: ,L'air , , ne con- 
sist;it-il qu'on nne sculc phrase, est nn ouvrage dans la sorks de la loi, parcrqu'il il 
est un tout compief. liier tat Motiv im Sinn von Thema gonomuion, w ie aurh oft 
im Deutschen. Motiv ist aber weniger, nämlich während das Thema schon eino 
Weitereniwidttnng der einfachsten Tonverbiodnngen bia zq einer gewiaaen Abgc- 
«ohloesenheii enthilt, ist das Motiv die einfachete Tonfm, auf welobe eich als auf 
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Zu den Compositionen über gegebene Themen gehört übrigens 
auch das Potpourri im Sinne des oesterrcichischen Patentes, denn da- 
selbst ist das Wort offenbar in der Bedeutung gonioint, welche 
damals allgemein verbreitet war, nlmlich in der Bedeutung einer 
.Mischung beliebter mit Variationen durchweMer, und durch Über- 
gänge verbundener Motive", (so Gatfay) indem die Motive zu § 7 §6 
des Patentes) des Entwurfes von 1843 von den sub b daselbst* wozu 
auch das Potpourri gehört, genannten Kunstgattungen sagen, „dass 
der Urheber zwar einzelne Hauptgedanken des Originals benützt» sie 
jedoch mit seinen eigenen Idecen in Verbindung bringt und so zu 
einem neuen Qeistesproduot verarbeitet*. 

Hingegen ist es eine den tatsächlichen Terbiltnissen widerspte- 
cbende, daher rein positive Norm, wenn das Reicbsg. in § 46 nur «den 
Abdruck von einzelnen Motiven oder Melodieen eines und desselben 
Werkes, die nicbt künstlerisch verarbeitet sind,' für Nachdruck er* 
klärt, und somit den Abdruck von Motiven oder Melodieen, die nicht 
einem und demselben Werk angehören, nicht nur als erlaubt bezeichnet, 
sondern o£fenbar auch als einen Gegenstand dee urheberrechtlichen 
Schutzes, gleich wirklichen Compositionen, nachdem die Motive zu 
g 48 des ursprünglichen Entwurfes = § 46 des Gesetzes als Zweck 
des g angeben: .Nur unselbständige Reproductiooen eines Musik- 
werkes dürfen verboten werden. Die selbständige Benutzung, die 
sich als eigentümliche Gomposition darstellt, muss gestattet werden* ; 
folglidi betrachtet das Gesetz offenbar alle von ihm freigegebenen 
Benutzungen als eigentümliche Compositionen. Auch davon soll später 
eingehender die Bede sein. 

B) Die zweite Art von Gegenständen des musikalischen Urheber- 
rechtes, die Bearbeitungen umfassen Blancherlei. Wie schon bekannt, 
gehört hieher jede Arbeit an einem gegebenen Tonwerk ohne Ver- 
änderung des'Toosatzee, welcher allgemeine Begriff nicht nur, wie 
schon erwähnt und noch zu besprechen, für das ihn ausdrücklich 
nennende Beichsgesetz aufzustellen ist, sondern auch für das Patent, 
wo das Wort nicht vorkommt, überhaupt für alle Gesetze. Dennoch 
ist im Urheberrecht der Ausdruck in engerem Sinn zu verstehen, als 
vielfach in der heutigen musikalischen Redewelse. Von den Urhebern 
selbst werden nämlich auch solche Leistungen »Bearbeitungen* ge- 
nannt, die in Ergänzung eines unvollständig (z. B. in blosser General- 



ibren Keim die Midern Toofonnen das StQckfls nirttcklttlinD laaaen, wir werden im- 
raof oocb spBter snHIekkoinmeii. 
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bassbezifferuQg) aufgezeichneten Tonsatzes bestellen, (freilich oft zu- 
gleich mit Aenderung der Instrumentirung u. dgl.) aJso im Hinra- 
conipuniren eines neuen Tonsatzes, der aus Bescheidenbeit und zur 
Charakterisirung als blosser Ergänzung , Bearbeitung* heisst. 

Solche Kl i^äiizuiiiiL'ti sind übrigens fiiilier auch unter anderen 
Namen (Instrumentation,') Orgelstininie, Ueneralbassstimme, Ver- 
stärkung) gemacht worden, unter dem Xanien , Bearbeitungen" aber 
insbesondere die meisterhaften ?]rgänzungen skizzenhaft aufgezeich- 
neter lliindrl -, Bach'seber und anderer Werke dureli Robert Franz. 
Soweit diese Instrumentationen, Bearbeitungen u. dgl. m. in einem 
ergänzenden Tonsutz bestehen, sind sie urheberrechtlich (wenn auch 
vermöge ihrer ergänzenden Natur unvollständige) eigentümliche Com- 
positionen, gcniessen daher den vollen Schutz von Solchen, so dass 
sie weder allein, z. B. als besondere Stimmen, noch vereint mit dem 
ergänzten Tonsatz reproducirt werden dürfen, ja müssen ihn auch 
gegenüber dem Urheber der ergänzten Compositionen geniessen, was 
zwar heute kaum noch praktisch wäre, weil die modernen Compo- 
sitionen nicht so skizzenhaft aufgezeichnet werden, immerhin könnte 
nach dem Patent die Frage bei dem von ihm gewährten Rechtsschutz 
postbumer Werke noch wichtig werden. Hingegen für , Bearbeitungen* 
im urheberrechtlichen Sinn ist der Schutz teils durch die Natur der 
Sache, teils durch positive Vorschrift wesentlich besehrinkt Indem 
nämlich die «Bearbeitung* den gegebenen Tonsatz unverändert repro- 
ducirt, bildet sie eine Verletzung des Urheberrechtes an diesem, so- 
weit eigenmächtige Keproduction auch des Originales verboten ist, 
was indess fUr das Patent Ausnahmen erleidet; der Anspruch auf 
Schutz gegen eigenmächtige Reproduction kann sie aber nicht vor 
ihrer Unterdrückung durch den Urheber des Originales und seine 
Rechtsnachfolger schützen. Andererseits aber müssen sie Schutz auch 
gegen Reproduction durch den Urheber des Originales geniessen, 
nicht bloss gegen Reproduction durch dritte Personen, indem die Be- 
arbeitung als solche doch nicht Werk des Originalurhebers ist. 

In Folge der irrigen Auffassung, die uum frülier von der wichtigsten 
Gattung der Bearbeitung, dem Arrangement, in Deutst bland iiatte, ist 
aber im Patent, wie berührt, das Richtige nur teilweise durchgeführt, im 



') Weil instriimentÄle hicueriingon damit auch verbunden sein können, wio 
«rwKknt Beispiele siod: Messias, Alexanderfest, Äcis u. Üalathca „instrumentirt* 
von MosArt, andere Hllnder«cktt Werke »Terstik-kt* von Mosel. Ea darf aloo nie 
naoh dem bloaaen Namen gemteilt werden. 



Digitized by Google 



XV. QegensUiul des miuikftliachen Urheberrechtes. 



71 



HiMchsgesctz aber vollständig, wie sich bei Betrachtung der verschie- 
denen Gattungen zeigen wird. 

a) Die erwähnte wichtigste Gattung von Bearbeitungen sind die, * 
welche von unseren Gesetzen Arrangements (Rg. § iC) Pat. > ^c), Ein- 
riilitung (Pat. eit.), AuRzOge •) (l\g. cit.) genannt ^\erden, alier noch 
unter den verscliicclensten andern Namen wie Transscription, Adap- 
tation, Instrumentation, Oreliesti-irung. N'ocalisation , Choralisation, 
Simplilication, Erweiterung, Iteduetion, ^'er,stärkung n. s. w. vorkommen. 
Sie haben Alle dun gemeinsam, dass bei unverändertem Tonsatz, das 
Klangmittel oder das Verhältnis dazu anders ist als im Original, es 
erscheinen in der Harmonie höchstens gewisse Lagen (weite oder 
enge), im libythmus gewisse Notirungen, in der Dynamik gewisse 
Verstärkungen oder Vereinfachungen geändert, aber nicht das eigent- 
lich tonale, d. i. rhythmische, melodische und harmonische Verhältnis. 
Die Aenderung im Klangmittei kann eine gänzliche, z. B. Uebertragung 
eines Claviersatzes auf Orchester, und umgekelirt, sein, oder eine teil- 
weise (T Übertragung eines Clavierconcertes mit Orcliester auf Ciavier 
allein), und wieder eine Verminderung, Keduction, Simplilication, Aus- 
zug, oder eine Vennehrung (Orchestrirung eines Ciavierstück es, Ein- 
richtung eines einstimmigen Liedes für Chor), oder eine Aenderung 
ohne Verminderung oder Vermehrnng, z. R. Uebertragung eines Streich- 
quartettes auf vier Hlasinstnimenle, oder Vocalisation eines instru- 
menta len Werkes (verbunUcn mit Textuntcrlcgung) oder Instrumen- 
tation eines N'ocalvverkes. Zweitens aber kann die A'cränderung bloss 
die Anpassung au die Klangmittei betiefien, z. 13. ein zweibändiges 

1) «Auszug' ist im iniisikalncbeii Sinn enlweder eine Redactioo, ninüich auf 
weniger Klangmittei, s. B. ein »Clavieraiiesug* oder daa Gegenteil einer ReducUon, 
man triebt von einem aus den Genoi a]tia:^s8ignaiareii uu'-irt zogcnm Accompaf^nemont, 
wo also »Auszug* ein den abstractfii AinK'utnnsrpn dfä üaüses entsprecheiuler selb- 
ständiger cuncretpr Tonsatz in gems«ea Stiiimun ist. (Ks ist somit hvi lifiu Wotte 
^Autszug'', buwie bei „Instrumentation " die Bedeutung einer eigentümiiciien Conj- 
poHitioD möglich, aomit aiu^ bter urbebetreehtlich nidit nach blosaen Namen tu ur- 
teilen). Niemals aber bedeutet „Auantg* in der Musik die Reduclion dea Conereien, 
dea Tonsatses auf Äbstractea also z B. GcnoralbossbczifTerungen, (welobe Eednctionen 
imincrbin in Lehrb{ich«»rn und kiitiscbon nesjuoLliunsfn vnrkotnmen) am aller* 
woTifq^ten bat .Auszug" diu iiud< iitung von .Brucbalück."'. Es ist also ein der 
itnisikaliocheu Kunstsprache zuwideilüuicnder Sprachgebrauch, wenn das bair. Gesetz 
von 1865 in Art. 24 das Wort »Anszug* in diesem Sinn gebrancbt (• Werden einzelne 
Tbcmata oder Auasrtgo aus muaikaL CmnpositioneD oder awdi ganse Tonsttteke ge« 
ringeren UmÜMigea in ein nacb seinem Hauptinhalte selbständiges litter. Werk od. 
in ein ausdrficklich zum musikal. T^nterii( bf beslimnito^ Werk aufgonommeilf SO 
wird dies nicht als Flachdruck betrachtet';. Mandry 
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GJavieratück vierbändlg gesetzt sein, oder umgekelirty ein schwererer 
Tonsatz erleichtert, oder ein leichterer schwerer oder mit mehr Klang- 
^ fülle eingerichtet. 

Der Urheberacbtttz solcher Einriebtungen geht für das Pa- 
tent nicht bloss aus den bereits erwähnten theoretischeo GrOnden 
hervor, sondern auch aus § 6c daselbst: .dass sie als verbotener 
Nachdruck oder Nsehatich (regelmissig) nicht anzusehen seien*. Dies 
kann nur dadurch begrflndet seun» dasa dsa Patent darin eine Ufhebeiy 
tätigkeit und ihr Resultat sieht. Freilich erklSrt das Patent als 
,A.rrangeinettt* In Iii c. (durch das Wort «oder*) nur die .Einrich- 
tung eines TonstOckes für andere oder weniger Instrumente als es 
ursprQnglich gesetzt ist*. Da aber diese Begriflshestimmang steh bei 
StatuiruDg einer Ausnahme vom Nachdrucksverhot befindet, dürfen 
wir ohne Verletzung des Grundsatzes »nullum crimen nne lege' dafür 
die Analogie anwenden, also auch andere Einrichtungen als die für 
weniger Instrumente vom Nachdrucksverbot auanehmen, und weil die 
Analogie eben auf Urhebertätigkeit beruht, sie auch nach dem Patent 
als Gegenstände des Urheberrechtes betrachten, um so m^r, als nach 
lit* c sich der Originalcomponist auch Arrangements ,im Allgemeinen* 
vorbehalten kann, wonach somit Arrangements ,im Allgemeinen* als 
dasselbe gelten, wie solche für .weniger Instrumente*. Vollends 
erhellt es aus den Motiven zu dem entsprechenden § 7 des 1843er 
Entwurfes ,Es kommen demnach auch hier dieselben Fragen zn 
beantworten, und es obwalten die nämlichen Rücksichten, wie sie 
in der Motivirung zum § 6 ad c bei der litt. Uebersetzung ausführe 
lieh erörtert worden sind* in Verbindung mit der Tatsache, dass 
nach 8 6 Uebersetzungen Schutz gegen Nachdruck geniessen. 

Dabei ist aber doch der Schutz von Einriclitungen nach oester- 
T^cbisehem Recht in einer Hinsicht beschränkt: nur erlaubte Ein- 
richtungen stehm unter Urheberschutz, was aus der von Jen ^Mo- 
tiven so sehr befonten Analogie mit Uebersetzungen hervorgeht, du 
diese nach § 6 ebenfalls nur unter dieser Voraussetzung geschützt yind. 

Hingegen nach dem Kg. geniessen mit Recht auch widerrecht- 
liche Uebersetzungen Schutz gegen Nachdruck und Aufführung. ") Das- 
selbe können wir daher auch für Bearbeitungen der Tonkunst au- 



') Während noch § 6 des ersten Entwurfes lautete; .Der Nachdruck einer 
rechtmlssig ereobiencnen Ob«ra«tsaiig" u. s. w.» wm mborvon dir Gotninissioii 
dee Rttobstagw gestrichen wurde ,da auch der Nachdniek einer unreohimtoigen 
Obenetzang MlbetverattodUch Nachdruek bleibt, und eb eoleher verboten »t*. 
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nehmen, da bezüglich dessen, worauf es hier ankommt, die Analogie 
mit Übersetzungen wirklich zutrifft. 

In fremden Rechten finden wir indess noch vielfach den Stand- 
punkt des Patentes, so im französischen, vgl. die Entscheidung bei 

Pouillet 07 S. 65: ,que s'il est vrai, qu'un travail d arrangements 

peut constituer une oeuvre nouvelle et par suite donner ouverture a 
UD droit de propriete ... de l'arrangeur, ce diuit est subordonnd ä 
l'autorisation prealable de l'auteur primitif, ferner für das schwedische, 
norwegische, belgische, spanische und portugiesische Gesetz, nach der 
Analogie des bloss für erlaubte Uebersetzungen ^) gewährten Schutzes. 
Hingegen werden Uebersetzungen ohne Unterschied zwischen erlaubten 
oder unerlaubten Uebersetzungen geschützt schon 1857 in Dänemark 
und neuestens in Italien, der Schweiz, Holland, Ungain und Russ- 
land 3) mithin auch Bearbeitungen. 

Was internationale Verträge betrifift, so war im oesterreichisch- 
italienisehen von 1840 nach Art. 3 u. 9 noch kein Schutz für unerlaubte 
Bearbeitungen gewährt, im deutsch-französischen Vertrag Art. 9 ist 
dagegen offenbar das neue deutsche Princip des Schutzes für solche 
Uebersetzungen anerkannt, ebenso im deutsch-schweizerischen Vertrag 
von 1881f Art. 5 daselbst, Daude S. 146 vgl. mit Art 1, in der 
Bemer Convention aber ist, nachdem der Entwurf von 1884 Art. 7 
Uebmetzungcn etc. unbedingt geschützt hatte, 1885 u. zw. in Art. 6 
der Uebersetxungs- (und Bearbeitungs)schutz auf traductions licites 
ei ngescbrbikt worden, und dabd ist es 1886 (in Art. 6) beim wirk- 
lichen Zustandekommen der Convention geblieben. 

Nach allen Rechten aber milaaen, weil so» sonst bkuae t^Iwdae 
oder gänzliche Wiederholung der alten oder Originaleinrichtung sein 
w&rden, Einrichtungen in einer wirklichen Veränderung des Klang- 

*) Natllrlidi oimint das französische Recht diesen Standpuakt aach für die 
von ihm als ArrangemcnLs betrachteten Variationen ein, Fuuillet ÜO, 67 ^prcndre 
un air dans le doniaine public, et de l'arranger r>n variations etc. constitao an 
droit de propriet^*, also Anä «ugontoil für die airs «Jans le doinarn«» privt«. 

') Schweden Art 4, Norw. Art. 5. Belgien Art. 12: Le droit de l'auteur com- 
preod Je droit exciasif d'en faire ou d'cn autoriser (nicht bloss «pcnnettro") la tra> 
dootioo. — Spanien Art 14, Portugal nenes Civilges. Art. 577, AIm. 3. 

>) Dioemark Art. 5, Rttsalaad Art. U, 20, 46 (vgl. aber die Schatdosigkeit 
naerlanhter» d. i. nicht consurirter Drucke Art. 23), Italien Art. 13, Holland Art. 2, 
Abs. c, Ungarn § 8, Für die Schweiz ist Orelli S. 4G anderer Meinung (,Eino er- 
laubf f r»»ber8etzung gilt selbst wieder als Originalwork u. s. w.). Aber .Art. 2, Abs. 4 
d«;s scijwüizeriBchen Gesetzes lautet schlechthin: , Uebersetzungen geniesscn gleich 
Originalwerinm den Sdnti diasaa Oaaetzes gegen Nachdruck*. 



Digitized by Google 



74 



IV. Oes^itttand dw muaiktlisdiQii UrheberrediteB. 



Wesens bestehen, nicht nur um erlaubt zu sein, sondern auch nm Ur- 
heberschutz selbst zu gemessen. län blcnses Abschreiben oder Zu- 
sammenschreiben für andere Instrumente oder Stimmen genügt dazu 
nicht, noch weniger natürlich ein ümschreiben in andere Schlilssel, 
oder Noten (Wächter 804, A. 8), sondern eine klangtechnische Ver- 
änderung muss stattfinden, z. B. eine veränderte Anpassung gewisser 
Bewegungen (so Verwandlung des Geigentremolo in ein Glaviertre- 
molo), eine Vertauscbung von gehaltenen mit wiederholten Tönen, 
eine Versetzung gewisser Stimmen in höhere oder tiefere Lagen, eine 
Verdopplung, Vereinfachung oder andere Verteilung derselben, bei 
Einrichtung fttr Chor Anpassung der Teztworte an frühere Instru- 
mentalpartieen u. s. w., so dass schon das Notenbild anders ist, als 
im Original, sonst könnte ja jede blosse Gopie durch Bezeichnung 
mit dem Namen eines andern Instrumentes zur Einrichtung werden; 
übrigens ist auch ein neuer Klangeffect nur durch solche klangtech- 
nische Veränderungen zu erzielen. 

Immerhin ist bei der Einrichtung Gegenstand des Urheberrechtes 
nicht der Klangeffect in abstracto, sondern nur in concreto, nur diese 
Einrichtung von eben diesem Ton werk, wovon später mehr; dieselben 
Elangeffecte können bei Einrichtung eines andern Stückes ohne Ver- 
letzung von Urheberrechten stattfinden, mögen sie noch so eigenartig 
und neu sein, denn der Klangeffect für sich allein ist kein Wirken- 
des, kein Werk, sondern nur Möglichkeit eines Wirkens, mithin etwas, 
das sich aus urheberrechtlichen, wie aus könstlerischen Grttnden dem 
Urheberrecht ganz entzieht 

Auch von Originalcomponisten herrtthrende Einrichtungen bilden 
für diese den Gegenstand eines vom Urheberrecht am Original in 
vieler Beziehung zu sondernden Urheberrechtes. Verfügungen des 
Ersteren begreifen nicht Verfügungen des Letzteren in sich, so z. B. 
ist durch Verlag des Originals noch nicht der der Einrichtung, z. B. 
einer Orchestrirung gewährt Davon ist die Frage wohl zu unter- 
scheiden, ob der Verleger dem Originalurheber die Veröffentlichung 
einer Einrichtung ohne seine Zustimmung verbieten kann. — So hat 
z. B. Beethoven sein Septett später unter neuer Opuszahl als Glavier- 
trio veröffentlicht. 

b) Wie von litterarischen Werken Auegaben mit Anmerkungen 
veranstaltet werden, so auch von Tonwerken Ausgaben mit neuen 
Bezeichnungen. Hier sind aber die Bezeichnungen gewöhnlich nicht 
wie bei litterarischen Werken Erklärungen, sondern Anweisungen für 
die Ausführung, sie betreffen Verschiedenes, so die Mechanik (Finger- 
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satz, Siiichart, Bogenführung), dio instrumentale BehanJlung (Pedal 
bei Ciavier, He<i:i8tririing bei der Orgel, Sordinen bei Geigen), Ton- 
verbindung iltyatu, staccato ^c), Phr^iäirung, l)yiiaiiiik, Zuitmass 
u. s. w. Sie bestehen entweder in musikalischen Zeichen, oder in 
Ziffern, oder Abkürzungen vuu Worten, oder in ganzen Worten. Es 
kann aucli jede in Worten ausgedrückt werden. — Mithin sind sie 
zuiuithst ein (Jegenstand litterarischen Urbeherrechtes, und müssen 
daher auch gegen Uobersetziiiigen in Worte und andere Sprachen ge- 
schützt werden, docli nicht minder bilden .^ie einen Gegenstand des 
musikalischen Urheberrechtes, weil sie durch ihre Anwendung auf 
ein Tonwerk seligst ein Ton werk werden. Nur so ist n.imiicii die 
-selbstverständliche Forderung der Gerechtigkeit zu Legiiiiulen, wo- 
nach auch dieses Urlieberrocht, und zwar bloss lür den Ihheber dieser 
Vortragsweisen anerkannt werden muss, nicht für den, der sie bloss 
abgelauscht und aufgeschrieben hat. Es wiire doch zu stark, wenn 
z. B. ein Dritter Becthoven'scho Sonaten mit Bezeichnung der Liszt'- 
sclien oder Bülow'schen Vortragsweisen ankündigen oder herausgeben 
dürfte, sei es mit oder ohne Nennung des Urhebers, im letzteren 
Fall würde allerdings die unbefugte Benützung des Ficmden schwer 
nachweisbar sein, doch das ändert theoretisch Nichts. - Ks findet 
also hier eine ideale Concurrenz von niusikuiischem und ütteransciiein 
Urheberrecht statt. 

Für die Frage, ob unerlaubte Bearbeitungen dieser Art doch 
Urheberschutz geniessen, gilt dasselbe wie nach jeweiligem positivem 
Urheberrecht bei Einrichtungen, und auch hier ist die Frage nach 
der Erlaubtheit von der des Urheberschutzes wissenschaftlich streng 
zu unterscheiden. 

Indessen handelt es sich hier nur um Schutz gegen schjiftliche 
Vervielfältigung, denn ein Recht auf ausschliessliche Anwendung von 
Vortragsweisen beim Vortrag kann es nicht geben, nur die ökono- 
mische Ausnützung in schriftlicher Form darf vorbehalten werden; 
Execution ist aber auch auf ein solches Tonwerk unmöglich, denn 
neben dem materiellen Interesse der Ausnützung besteht auch hier 
das ideelle der Geheimhaltung, so dass es nur mit Willen des Ur- 
hebers veröflfentlicht werden darf. 

Erklärungen und Anweisungen in ganzen Sätzen oder Abhand- 
lungen wie bei den Bülow'schen Ausgaben Beethoven 'scher Sonaten 
(bei Cotta) stehen aber rein unter dem litterarischen Urheberrecht, 
weil sie nur aus abstracten Deductionen, bestehen, nach welchen der 
sinnlich wahrnehmbare Vortrag stattfinden soll. 
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Es kann aber auch eine reale Concurrens Ton liiterariscbem 
QDd musikaUschem ürheberrecbt stattfinden, zunAehst bei mosikpä- 
dagogiscben Werken, Ciavier-, Gesang-, Generalbass-, Oompositions- 
schulen fte. Kftmlidi am musikalischen Teil besteht musikaliscbes, 
am erläuternden Text litterarisches Urheberrecht; keiner von beiden 
Teilen dttrfte, sei es für sich allein, oder in Verbindung mit einem 
von einem Anderen herrQhrenden Teil der anderen Art nachge- 
drudct werden, weder der litterariscbe allein oder mit einem andern 
musikalischen, noch umgekehrt, und der Htterarisohe auch nicht in 
Uebersetzung. Sehr wohl aber kdnnte ein separater musikalischer 
Teil als neue Illustration zu dem Text eines alten derartigen Werkes 
erscheinen unter Verweisung darauf, und musikalisches Urheberrecht 
haben, weil diese musikalische Ausführung der Unterrichtsmethode 
weder das Htterarisohe Urheberrecht am Text, noch das musikalisclie 
an den alten musikalischen Illustrationen verletzen würde. 

Ebenso bestehen getrennte Urheberrechte an sogenannten Pro- 
grammcompositionen, wie 2. B. der phantastischen Symphonie von 
Berlioz, an vielen Liszt'schen Symphonien, bei welchen das Programm 
oft eine Dichtung in Prosa ist, ein litterarisches am Programm, ein 
musikalisches an der Composition, und weder das litterarische noch 
das musikalische Urheberrecht würde verletzt durch die Geschmack' 
losigkeit, über das von einem Andern gedichtete Programm mit blossem 
Hinweis darauf, ohne dessen Abdruck, eine andere Composition zu 
schaflPen und veröfiTentlicben; hingegen würde bei jeder Veröffentli- 
chung einer fremden Composition zugleich mit eigener Programm- 
dichtung und einer dgenen Composition mit fremdem als Programm 
gewähltem Gedicht eine Urheberrechtsverleizung stattfinden. 

Bei thematischen Verzeichnissen besteht nur ein litterarischea 
Urheberrecht am beigegebenen Text, die Themen kOnnen von Jedem 
citirt, und somit auch nachgedruckt werden, nach der noch ztt be- 
sprechenden auch für Musikalien gewährten Citirfreiheit. 

c) Die letzte Gattung von Gegenständen musikalischen Urheber- 
rechtes endlich sind Sammlungen musikalischer Werke. Denn auch 
sie siod als Ganzes ein Concrctum musikalischer Art, welches von 
den einzelnen darin enthaltenen Werken dadurch verschieden ist, dass 
deren Zusammenstellung sie in einem neuen Lichte erscheinen, oder 

*) Nur insofern exiatirt also, wie schon hier hervorgehoben werden soll, ein 
Recht u der Melodie, eie darf nidrt uiiTeiliidert oder unyemelut reprodncirt 
«rerdeD, wol aber Yeiftndert oder Termehrt, weil sie daduxdi na eiiier andern mnai* 
kaüsoh«» Wiikliehkeit wird. 
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zu neuen Zwecken brauchbar werden liisst. So z. B. zeigt uns eine 
Sammlung etwa von Menuetten aus dem vorigen Jahrhundert das dem 
Menuetstil, nicht bloss dem einzehien Menuet Eigentüniliclie, und 
eine Sammlung von stufenweise geordneten schwierigen Stücken 
berühmter Meister, z, B. eine hoho Schule des Violinspiels mit Stücken 
von Corelli, Tartini, Fiorillo, Leclair, Kode, Spohr u. 8. w. reprilsen- 
tirt in ihrer Zusammenstellung und Stufenfolge eine Anleitung, welche 
keines von den darin enthaltenen Stücken für sich allein gewähren 
könnte. Urheberschutz können auch Zusammenstellungen von Werken 
desselben Urhebers geniessen, wenn sie in eigentümlicher Art stattfinden. 

Also auch für Sammlungen besteht eine Analogie zwischen 
Ifosik und Litteratur. Aber sie geht nicht so weit, wie die Analogie 
zwischen Bearbeitungen und Uebersetzungen oder zwischen Anmer- 
kungen und Bezeichnungen. Denn eine Ktterariache Sammlung re- 
prSaentirt immer einen Grundgedanken, der den einzelne Stücken 
gemeiBBam lat, mithin wdl ja auck dJeae Begriffe und Oedanken ent- 
halten, etwas dem Wesen nach Verwandtes mit den einseinen Stocken, 
hingegen die ans der Sammlung von Tonwerken hervorgehende Ab- 
straction steht doch immer, weil der Zweck etwas Begriflfliches ist, 
hinter der Wirklidikeit der einzelnen TonstQcke zurüdc, w&hrend bei 
Bearbeitungen die neue Klangfarbe, bei Vorti agsbezeichnungen die neue 
Darstollnngsart doch immer musikaliBche Wirklichkeit ist. 

Die Aufführung einer Sammlung als solcher ist nicht denkbar, 
es wäre dies stets nur die Aufführung der einzelnen darin enthaltenen 
Stücke. Folglich kann der Urheberschutz eines musikalischen Sammel- 
werkes, wie bei Bezeichnungen stets nur ein Sdintz gegen Nachdruck, 
nicht gegen unbefugte Aufführung sein. 

IJebrigens liLsst sich der Schutz für solche musikalische Werke 
auch in nnsem positiven Gesetzen alsbald nachweisen. § 15 des 
Patentes spricht vom Rechtsschutz für Werke, die von wissenschaft- 
Uchen oder artistischen Instituten und Vereinen herausgegeben 
sind, erkennt also auch für musikalische Werke dieser Herkunft einen 
Rechtsschutz an, femer aber denkt er sich, der Erwihnung der 
Einzelbeiträge zufolge, ein solches Werk als ein Sammelwerk. 
Somit steht nicht nur der Rechtsschutz für musikalische Sammel- 
werke von Gesellschaften und Vereinen, sondern auch für solche von 
Einzelpersonen fest, denn, was jenen vermöge einer später zu erör- 
ternden Fietion zukommt, das muss doch den Einzelpersonen zukommen, 
bei welchen die dort fingirte Urheberschaft wirklich zutrifft^ und folg- 
lich auch dem betreffenden Werk. — Gar für das Reichsgesetz er- 



Digitized by Google 



78 



IV. O«geiirtaod des imuikftli8die& Urheberreebtes. 



gibt sich die ausdrückliche Anerkennung des Schutzes für musikalische 
Sammelwerke aus § 2 und g 45 daselbst. 

Dadurch wird natürlich die Frage nach der Erlaubtheit einer 
sammelweisen Zusammenstellung, und bei einer Sammlung von Bei- 
trägen mehrerer Urheber die Frage nach dem Urheberrecht an den 
einzelnen Beitrfigen nicht berührt» ebensowenig die Frage nach der 
Verletzung des Urheberrechtes an der Sammlung durch Nachdruck von 
einzelnen Stocken, hier ist aber schon soviel zu behaupten, wie bei 
Einrichtungen und Bezeichnungen, dasa zwar nicht nach dem Patent, 
wol aber nach dem Reichsgesetz sogar eine unerlaubte Sammlung, 
oder eine Sammlung, die einzelne Stücke in unerlaubter Wmse auf- 
genommen hat, Rechtsschutz gegen jeden geniesst und auch für andere 
Gesetze trifft der Schutz von Sammlungen und diese Analogie zu. 

Sammlungen von Muaikstücken werden indess meistens zugleich 
mit Bezeichnungen herausgegeben, oft auch als Bearbeitungen, und 
gemessen dann natürlich auch das Urheberrecht, was ihnen als Be- 
zeichnungen und Bearbeitungen zukommt. 

Natürlich kann es auch Sammlungen von bereits früher be- 
stehenden Bearbeitungen, ebenso von Bruchstücken geben, ja auch 
von Werken, die von vom herein fragmentarisch angelegt sind. 
Jedenfalls muas eine Sammlung erschienen sein, um Urheberrecht zu 
gemessen, die blosse Ankündigung genügt nicht, obwohl sie die Zu- 
sammenstellung und ihren Zweck erkennen Ifisst, sie führt ihn aber 
nicht aus. 

VUl) Musikalisches Urheberrecht aber besteht nicht bloss für das 
ganze Werk, sondern auch für die einzelnen Teile, d. i. nicht bloss 
für jeden Tonsatz eines mehrs&tzigen Werkes, sondern für jeden 
Teil, d. i. Tonverbindung eines, sei es ein- oder mehrsätzigen Werkes, 
u. zw. Bowol für alte melodischen Teile, als auch für alle harmonischen, 
für alle Stimmen; denn nicht nur muss von den Teilen Dasselbe 
gelten, wie vom Ganzen, sondern andernfalls könnte der Schutz dee 
Ganzen durch successive Ileproduction der Teile, z. 6. in einer musi- 
kalischen Zeitschrift umgangen werden. Indess gibt es hier sehr be- 
deutende in spätem Abschnitten zu erörternde Ausnahmen. Ferner 
besteht musikalisches Urheberrecht auch an unvollendeten Tonwerken 
jeder Art, Com Positionen, Bearbeitungen, Bezeichnungen, und bei 
Compositionen nicht nur an Skizzen und Bruckstücken, sondern selbst 
an blossen Motiven, Themen und Melodieen, jedoch natürlich nur als 
Schutz gegen einfache Wiederholung, nicht gegen künstlerische Ver- 
arbeitung und Weiterführung. Das Gleiche gilt bei Werken von be- 
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abnchtigter fragmeniarisclier Natur, so üebangsbeispielen id Schulen 
(Finger- und GeneralbassQbungen) auch vor ftagnientariBcben Bei- 
spielen , wie die von Vesque zu eeioem Urheberrecht hinzucompo- 
nirten. IHe Notwendigkeit und zugleich Hinl&nglichkeit dieses Schutzes 
leuchtet aus eben diesen Beispielen ein; denn solche pädagogische 
Werke wOrden sonst für ihren musikalischen Teil, der überwiegend 
aus solchen fragmentarischen Compositlonen besteht, schutzlos sein, 
und auch bei einem Buch wie das Yesque'sche sind diese Beispiele 
nicht zum Nachdruck da. Bei unvollendeten Compositlonen ist aber 
hauptsächlich das ideale Interesse an der NiehtverOffentlichuug, wel- 
ches einen solchen Schutz also vor Allem gegen Indiscretionf verlangt, 
umsomehr als derartige Aufzeichnungen, ja ganze Skizzenbficber als 
etwas sehr Interessantes gelten, und heutzutage solche, an welchen 
kein Urheberrecht mehr besteht, herausgegeben und besprochen 
werden (so das Beethoven'sche von Nottebohm). Dass dieser Gesichts- 
punkt nicht in fölschlicher Weise bei Oompositionen Über fremde 
Themen in Anwendung gebracht werden darf, ist schon angedeutet 
worden, die Ausführung gehört anderswohin. 

Natürlich gemessen auch bereits veröffentlichte Skizzen, Bruch- 
stAcke und Embryonen Urheberschutz, derartige Veröffentlichungen 
könnten nämlich leicht von den Erben des Urhebers noch vor dem Er- 
ISachen des Urheberrechtes ausgehen, somit die Frage praktisch sein. 

IX) Hingegen kann es ein Urheberrecht an einzelnen Accorden oder 
Harmonieen, die in einem TonstQck vorkommen, nicht geben. Denn 
der Accord oder die Harmonie hat nur als Product der Stimmführung 
Bedeutung, sie ist im Zusammenwirken aller Stimmen das, was der 
einzelne Ton in jeder einzelnen Stimme ist, sie erlangt ihren eig^ 
tümlicfaen Charakter erst durch das, was vorhergeht und nachfolgt, 
durch die vorhergehenden und nachfolgenden Harmonieen, durch die 
sooeessiven harmonischen Verhältnisse, durch die Modulation, durch 
die Art des Eintrittes und der Auflösung, und in der Tat lässt sich 
an allen Accorden, die irgendwie frappant und originell wirken, nach- 
weisen, dass sie anderswo auch vorkommen, dass nicht sie selbst für 
sich allein, sondern die Verhältnisse zum Vorhergehenden und Nach- 
folgenden das sind, worin die Originalität und originelle Wirkung liegt, 
80 in Beethovens Eroica beim Quint-Sext-Accord a c e f, in Wagners 
Meistersingern beim verminderten Sextaccord, beim Siebenklang in der 
Liszt'schen Erönungsmease; und sollte dieser Accord auch die Einführung 
einer neuen Gattung von Accorden überhaupt, und damit einer Ori- 
ginalität im höchsten Sinne, nämlich einer neuen Epoche bedeuteui 
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80 wäre es doch nicht anders, denn urheberrechtlich kann seihet in 
diesem Fall der Accord allein darum nicht als Werk gelten, weil er für 
doh allein keine Wirkung macht, eondem erst durch die Art seiner An- 
wendung, und diese und damit seine Wirkung in veischiedenen FSllen 
sehr verschieden sein kann, kOnstlerisch genommen noch weniger, 
weil ja eine neue Epoche zugleich eine neue Möglichkdt des Schaffens 
Überhaupt ist und sein soll, daher diese Möglichkeit nicht Hindere 
nisse finden darf. 

Aber auch an den Harmoniefolgen, der Modulation als sol- 
cher, kann es kein Urheberrecht geben, ja noch weniger fast, als an 
den einzelnen Accorden, denn dieselben Harmoniefi>Igen können bei 
ganz verschiedenen melodischen und ihythroiscfaen Folgen eintreten, 
sie sind etwas, daa an sich nicht sinnlich wahrgenommen wird, da- 
her keine Wirkung macht, und nicht für sich allein die IndividualÜftt 
des Werkes bestimmt, vielmehr in derselben Art in den verschieden- 
sten Werken vorkommen kann. 

Dasselbe gilt vom Rhythmus fttr sich allein, kurz von allen den 
drei wesentlichen Factoren von Tonwerken, wenn man jeden für sich 
allein betrachtet, noch mehr von der Instrumentation und Vocalisation, 
von der Kunstgattung, dem Stil ii. s'. w. Die Erfindung eines neuen 
Klangmittels und einer neuen Klangfarbe kann allerdings noch ge- 
sdiützt werden, aber, wie schon zu Anfang des Abschnittes gesagt 
wurde, nicht ihre Anwendung in der Tonkunst und nicht durch 
das Urheberrecht, sondern durch das Erfinder- und Patentrecht Das 
ist ja der Unterschied zwischen einer industriellen Erfindung und 
einer künstlerischen Neuerung, dass erstere immer nur dasselbe 
wiederholt leistet, d. h. stets dieselbe Ktscheinung von neuem her- 
vorruft* In der Musik aber kann wie in jeder Kunst die An- 
wendung neuer Arten des Schaffen;^ in tausendfältiger Weise statt- 
finden, so dass sie die Freiheit der Verwendung, die neue und 
eigentümliche Production nicht nur nicht ausschliessen , sondern 
sogar erst recht fördern, eben weil durch sie eine bis dahin nicht 
vorhandene Möglichkeit des Producirens herbeigeführt wird. Anderer- 
seits hängt in der Kunst und Litteratur die Wirkung, und somit 
der Wert nicht von jenen Eigenschaften, sondern von dem con- 
crctcn Resultat ihrer Anwendung ab. Also, wenn Vesque es für nötig 
befunden hat, Abschn. I Cap. 4 S. 27— 3G ausführlich darzulegen, dass 
mn Autorrecht bezüglich solcher Erfindungen, z. B. der Anwendung 
von gestopften Hörnern, tiefen Clarinetttönen &c., nicht existiren 
dürfe, «wenn man nicht das Gebiet der Tonkunst widernatürlich be- 
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schränken will*, so hat schon Mandry S. 194 Anm. 6 unter Hinweis 
auf die Analogie des Urheherreehtes an litterarischen Erzeagnissen 
sehr mit Recht dagegen protestirt, derart j^die Gomposition behnfs der 
Fixhrang des Antonrechtes in ihre einseinen Bestandteile auseinanderzu- 
legen*. In der Tat hätte die ganze Frage nie aufgeworfen werden 
sollen, denn sie ist ebenso Überflüssig, als wenn man sich dia Hübe 
nehmen wollte, zu untersuchen, ob es Autorrecht an neuen Vers- und 
Strophengattungen, z. B. dem Kleist'sehen Uezameter, dem Klopstock'- 
sehen Halbpentameter, der Stanze, Terzine, dem Sonett, oder an der 
Erfindung der Oelmalerei, dee Rembrandt'scheo Helldunkels, der Pietli 
genannten malerischen Composition n. dgl. geben könne. Ausserdem 
ist aber bei Vesque die Begründung der Unmöglichkeit eines solchen 
Autorredites falsch and ach wankend, er fOhrt diese Unmöglichkeit 
nämlich nur auf kfinstlerische ZweckmässigkeitsgrOnde zurttck, an- 
statt auf das Wesen der fraglichen Leistungen, was alles nur aus der 
falschen Auffassung gewisser Urheberinteressen alsAusfluss der persön- 
lichen Freiheit (Vesque S. 8) erklärlich ist Zum vollsten Ueberflnss 
zeigen die von Vesque selbst gewählten Beispiele die Richtigkdt der 
obigen Behauptungen von der durch solche neue Arten des Produ- 
cirens herbeigeführten Erweiterung der Freiheit und Mannigfaltigkeit 
der Producdon, selbst bei Erfindung der charakteristischesten Arten. 
Wie ^nzlich verschieden sind z. B. die in verminderten Quinten (A, 
Es) gestimmten Pauken im Fidelio von den ebenso gestimmten im 
Freisdiütz; dort ein Wechsel zwischen den beiden Tönen und ein 
Wirbeln, hier du Pochen auf dem einen dieser beiden Töne. Wie 
anders sind die tiefen Clarinetttöne von Mozart, der nach Otto 
Jahn gewissermassen als ihr Entdecker gelten kann, angewandt» als 
bei Weber, und die flageolettirenden Geigen bei Berlioz einerseits, bei 
Wagner andererseits, oder das pianissimo Tremoliren der Geigen bei 
Mendelssohn (Sommemachtstraumouverture) und bei Bichard Wagner 
(Vorspiel zu FarsiM) n. s. w. — Dergleichen erfimden zu haben, ist 
allerdings oft eine bahnbrechende Leistung des wahren Oenie's, abw 
wie verkehrt nicht nur vom joristischen sondern auch vom litterarisch- 
artiatischen Standpunkt ein Verbot ihrer Benützung für andere als 
den Erfinder ist, zeigt die mittelhochdeutsche Lyrik, zu deren Aus- 
artung in Künstelei ja die Forderung wesentlich beigetragen hat, dass 
jeder Dichter bei jedem neuen Gedicht mit einer neuen Form auf- 
treten muaste.'} 



*) Dennoch ipskt dieses 6«B^Mt eiues T7rheberr«olitoe tax Dingm, die gar 

B. S«h«iUr» INN IMieberredit TonkiUHt. 6 
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f) Noch weniger ist ein Urheberrecht ao kritischen Resultaten 
suzugestehen. Dieses ist IKr die Litteratur längst verneint, 0 ^ muss 
aher auch ftlr die Musik umaomehr verneint werden, als die Praxis 
der Verleger dies tu neuerer Zeit öfter in Anspruch nimmt, indem 
hei kritisch-revidirten Ausgaben älterer Werke die Erklärung an die 
Spitze, gestellt wird, dass die kritischen Resultate Eigentum des Ver- 
legers seien. Das ist aber entweder flberflOssig, wenn nämlich das 
Gesetz ohnehin derlei sehtttzt, oder wirkungslos, wenn das nicht der 
Fall, denn jeder vom Gesetz nicht ausdrücklich gestattete Vorbehalt 
ist ein unberechtigter Eingriff in die vom Gesetz Andern gewährte 
Freiheit. In der Tat Iftsst sich, da unsere Gesetze keine ausdrück- 
liche Bestimmung darüber enthalten, nur aus der Natur der 
Sache die Frage beantworten, diese Antwort muss aber verneinend 
lauten, erstens darum, weil kritische Revisionen und Bearbeitungen 
oder Berichtigungen niemals ein Werk, sondern stets nur eine Lei- 
stung sind, der ürheberrechtaschutz aber nur Werken zu Teil wii'd, 
zweitens aus dem praktischen Grunde, weil sonst die Freiheit vom 
Urheberrecht nach 30 Jahren nur den Iiiischen, unrichtigen Texten, 
nicht aber den richtigen zu Gute käme, was zu widersinnig wäre, 

nicht ooncrat exialirmi, in Qesefatg«1niDg»ooinniinioii«n and in dar Littenitiir. Noch 
die Motive des Reichsgosetzcs wollten gnädigst zwar nicht jcdo Benutzung der Me- 
ludio verbieten, wol aber die unselbständige Benutzung nicht bloss der Melodie, 
sondern auch die der Harmonie, des Rhythmus u. d^rl. Dass aber oine ,iiTisflbstIindige 
Benützung der llannoiüe und des Rhythmus" nämlich ganz dieselbe liajinunio und 
Rhythmik mU einer neuen Melodie ein völlig nente TomtAisIc gibt, zeigt Jeder 
Waiser, indem dus rhythmieehe SehemA der springenden drei Viertefnoten and das 
Hannonischc der Abwechslung zwischen Tonica-Drei-Klang und Dominant-Septiraen- 
accoxl fast bei allen diii^sclln' int, und dennoch oine solche Vcr.sohiodonboit liesteht. 
Was Hber den iihyilicnus allein betrifft, so hätte nach dieser Ansicht Beethoven 
durch die Anwenduug des Mozart 'sehen Synkopenrhythmus in der D Symphonie 
(1. Satt) auch eine Verletzung fremden Urheheirechto begangen, während gerade 
diese Stelle seine EigentOnüiehkeit g^nttber der Mosart'eeben anfii SdUagendate 
zeigt. Ka ist daher selbst das eine etwas unkQnstlerischf V J^tpllung, wenn Wächter 
S. 305 Abs. 2 von pfncm Plagiat durch Niu lialitniuifr fler Methode, des Vortrags, der 
Zeitfolge (!) einer Composition in eiuem andern Werke spricht. Plagiat ist Hio An- 
massuDg der Urheberschaft eines fremden Werkes, ein i'iugiat an blosser Verfahmogs- 
weiee und Bedingungen dM Prodaeirens ist undenkbar, weil eben mit und tMs 
solcbw Verfabrungsweise und B< ilinirungen etwas Tollstifaidig Nones hnvorge- 
bracht wird. Seibat Identiliit ih r Melotiio, d. h, der Tonfolgr boi Vorschiedenhcit des 
Hliythnius oder der Harnioiiii! güit i-twa.s Neues, man vergleicho für Ersteres die 
4, Variation mit dem Thema in Chopin s op. 2, für Letzteres Beethoven op. 28, Trio 
des H«i. Freilieh Tuntdil man irrigerweise nnlnr Melodie gewöhnlich eine rhythmisch 
bestimmte Melodie. 

1) WSebter 8. «7, Dernbach & 21. 
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als dass CS im Ernst verlangt werden könnte. Uebrigens kann der 
kritisclie Kovisor selir wühl seiner Miihe dadurch r-incn urheborreclit- 
lichen Lohn sichern, dass er zu der Ausgabe einen kritischen Apparat, 
sei es in ganzen austührlichen Abhandlungen, sei es auch nur in An- 
merkungen und Zusammenstellungen der verschiedenen handschrift- 
lichen und andern Lesarten herausgibt. Das ist ein Werk , und 
daran hat er allein das IIr]ie])errecht. Wirklich ist im Reichsgesetz 
absichtlich der Schutz von kritischen Ausgaben als solchen nicht er- 
wähnt wt»rden, weil man ihn eben aus den angeführten, gerade von 
gelehrter Seite geltend gemachten Gründen ablehnte. ') Ganz das- 
selbe muss daher för Musikalten gelten, und nach der Natur der 
Sache auch für das oesterreichische Recht, wie für alle andern, selbbt 
daa tianz.. Pouillet 42, S. 4;]: weil die „production de l'esprit" fehle. 

Nach § 5d und Od des Oesterreich ischen Patentes begründet 
die Wahl eines gleichen Titels in dem Falle, wenn er zur Bezeich- 
nung des besonderen Gegenstan los nicht unumgänglich notwendig 
und überdies zur Irreführung des Publikums über die Identität des 
Werkes geeignet ist, dem hiedurch Beeinträchtigten einen Anspruch 
auf Entschädigung. Wir haben nun in der Abschn. III erwähnten 
Abhandlung gezeigt, dass der Titel kein Gegenstand des Urheber- 
rechtes, sondern die ausschliessliche Bezeichnung des Werkes mit 
einem Titel selbst zum Inhalt des Rechtes gehört, wo ein solches 
Recht anerkannt ist. Daher ist dieser Punkt in der Lehre vom Nach- 
druck zu erörtern, und eigentlich in der Lehre vom litterarischen 
Nachdruck, und nur anhangsweise dem musikalischen Urheberrecht 
im Abschnitt vom Nachdruck hinzuzufügen. 

V. 

Entstehimg und Snbject des Rechtes. 

I) Auch für Tonwerke bildet den Grundgedanken des heutigen 
Rechtes nicht der Verlags-, sondern der Urheberscluitz, und zwar 
Schutz des geistigen Urhebers, des Schöpfers, nicht des morali- 
schen Urhebers, des Bestellers. 

Demnach entsteht das Urheberrecht eigentlich sofort mit der 
Entstehung des Werkes. Weil nun dieses ein Geistes-, kein Willens- 
act ist, so hiiiigt das Lriieberrecht auch nicht von der rechtlichen 
Willensfähigkeit des Urhebers ab.^) Der fünfjährige Mozart erwaib 

') Damhach a a O 

») Vgl. Klostermann, geistigos Eigentum S. 219 f. insbesondere: »die geibtige 
ProdsdiaD i«t keb BedifalgMohSft*. Eohlei S. Ü ff. behauptet freilich das Gegcu- 
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ein flolcfaes Recht an seinen Eratlingscompositioiien ebensogut, wie 
später an seinen Meisterwerken derselbe Mozart als erwachsener 
Mann, und Scbumann's Geisteskrankheit konnte das Urheberreeht an 
den während ihrer Dauer oomponirten Werken, z. B. dem Thema in 
Esdur, bekannt aus den vierhändigen Variationen darftber von Brahma 
op. 23, nicht beeinträchtigen. Eben deshalb bedarf es nijBht der Ab- 
sieht, fQr sich selbst ein Urheberrecht zu erwerben, ja selbst die oon- 
träre Absicht hindert dies nicht, und begründet für den Andern, dem 
es erworben werden soll, nur ein abgeleitetes Urheberrecht, weil 
das ursprflngliohe Urheberrecht auf einer vom Willen so gänzlich 
verschiedenen Tatsache beruht. 

Mitbin mQsste also, genau genommen, das Urheberrecht ent- 
standen sein, sobald das Werk auch nur im Kopf seines Urhebers 
vorhanden ist. Allerdings steht es nun dem Urheber für ein solches 
Werk ebensogut frei, ob er es anderen mitteilen will, wie für das 
schon in äusseror Ersciieinung vorhandene, aber noch geheim gehaltene 
Werk. Doch für den Rechtsbereich, d. i. eben für die Aussenwelt, 
erscheint dies bloss als Ausfluss der allgemeinen Willensfreiheit, nicht 
als Kecht der Verfügung ühcr eine bestimmte Sache; vielmehr be- 
ginnt rechtliches Dasein nii l Urlieberrecht auch für Geisteswerke, 
zumal Tonwerke erst mit ihrer Existenz in der Aussenwelt. Natür- 
lich ist die Absicht der Mitteilung an Andere zur Entstehung des 
Urheberrechtes iiiclit erforderlich; im Gegenteile, die wider den Willen 
des Urhebers stattfindende Verfügung eines Andern über sein nicht 
zur Mitteilung bestimmtes Werk würde die allerschreiendste Verletzung 
des Urheberrechtes bilden, so recht geeignet, dessen Auffassung als 
reines Vermögensrecht ad absurdum zu führen. 

Ferner bleibt es für die Urheberrechtsfähigkeit gleichgültig, ob 
das Werk zum ersten Male in die Aussenwelt in schriftlicher Form 
tritty oder durch lebendigen Vortrag. Dem Letzteren entspricht insbe- 

teil mit der Begründung, weil das Schaffen eines Geisteswerkes Rechtsfolgen, ins- 
besondere die Entstehung eines immaterieUen Hechtes bewirk«. Dann müsste aber 
jede rettktseneagende TiAtsacbe ein Redilsgeaclitfl sein» die ünfeenoheidangTon ooa> 
tnotoBr delictum, variae caasamra iigurae im römischen Recht, von WiUkllr, Ungerielite^ 
und .von Roditswpgpn" im driitschen Recht als Unterarten von rechtscrzeugcnden 
TatsHchpii wäre ganz iiln rfiüssig. Das Wcsentlicho für das .iiechtsgeschäft' ist ja 
diti Aläicht, einen Erwerb oder Verlust von Rechten zu bewirken, nicht die Wir- 
kung. Daher ist ea andereneila falsch, weno der von Kohler dttite Zitelmaim Oo- 
cn|»ation und Deretietion nicht als ReohtegeeobAft gelten laasen will, dam hier ist 
ein solcher Wille vorbanden, nukg «r TicUeicht aoch da aoleher den jnilatiaeheii 
Laien nichi bewimt sein. 
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sondere § 4 Fat. und § 45 Kg., indem joner den Schutz von Vor- 
trägen festsetzt, und dieser ihn einbegreift, nämlich durch Hinweis 
auf § 1 für musikalische Compositionen überhaupt, uhue Unterschei- 
dung der ursprünglichen Erscheinungsform. ') 

FerDer wird für jede Erscheinungsform der Schutz gegen jede 
Ereclieinungsform der Nachbildung gewährt, so sind z. B. Vorträge 
nicht nur gegen schriftliche Reproduction, sondern auch gegen Wieder- 
holung dnrdi Torträge geschützt, sowdt es überhaupt Schutz gegen 
eigenmfichtigen Vortrag gibt, und hei der Erscheinungsform des Vor- 
trages ist es gleichgültig, ob Schaffen und Vortragen in einem und 
demselben ftnsseren Act zusamineiifallen, oder ob durch den Vortrag 
schon etwas ▼orher Geschaffenes, zu Tage tt iti, mit anderen Worten, 
ob der Vortrag eine Improvisation') ist, oder nicht 

Femer ist das Urheberrecht soweit vorhanden, soweit das Werk 
in der Aussenwelt vorhanden ist, wie wir schon an der urheber- 
rechtlichen Gegenständlicfakeit des Bruchstückes und der Skizze ge- 
sehen haben. 

n) Das Schaffen eines Geisteswerkes bleibt aber trotzdem ein 
innerlicher Vorgang, mithin ist gerade die rechtBorzeugende Tatsache 
ftnsserlich nicht wahrnehmbar, und objectiv nicht zu beweisen. Selbst 



0 Oass di«8«r Schnti «leh nach oestanr. R, oima Uotenwhied d«B Vortrag»- 
swaekaa gilt; darOber s. Abaohn. II, & S9 ff. 

^ Abo die ImpioTiaation iat «ino b«aoiidera Art dar Eaiatehiiiig tod Ton- 
wwkaD, nicht eine besondere Art von Tonwerken aelbat, «aa wol jeue moiacn, 
welche die Iinprovisrition als GegensUnd des Urheberrechtes, mithin als Tonwerk 
eigcaer Gattung bebaudfln. Man kann Fugen, Canons, Sonaten, Tänze, Lieder, kurz 
alle musikalischen Kunstformen improvisireu, aber nicht nur Originalcompositionen, 
aondem ancb BearbaitnngeD, so s. B. iat daa sogen. Parütunpielan vom Blatt eine 
improviairto Baarbaitang einea Orohcsterstückes fQr ClaTior oder Orgel. Doss bei 
Fingcrsfttzcn, Vortragsarten, also bei blossen BeMidiniing;en eine Improviaation denk» 
bar iat, bedarf vollends keiner Ausführung. 

') Darum kann auch durcli uiivolljjtitndigo Improvisation, z, B. des .\nfangea 
einer Foge oder Sonate, sehr wühl ein Urheberrecht entstehen. Etwas, das kein 
piadinditdl in sieb abgesobloesenea Enengnia* und dooh mehr als bloaso Repro« 
duction von Altem (Tonleitern» Aooorden n. dgl.) vBre, gibt eo in der Tmikmiat nicht, 
(nur eine zwar formell nicht abgeschlossene, sehr wohl aber individuellen Gehaltes 
fähige Form, den unendlichen Canon), uit» wir sclioii im vorigen Abschnitt bei Be- 
trachtiing dor „Kxpectoration* gesehen haben. Dies gegen Wiehter, 2d5, Anm. 4 
und Eudcmanu 72 Abs. 3 von unten. 

üebrigena kann aneh gematnaame Urhebettätigkeit improTiairend stattfinden, 
so halten Chriatian Bach nnd Mozart luaammen einen Sonatenaata, Mozart and Cle> 
menti znaammen Variationen improTwirt. Jahn I 38, 687. 
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die angebliche Improvisation io Schrift oder in Tönen (denn man kann 
aus dem Stegreif auch niederschreibea, wie z. B. Moiart wiederholt s. Jahn, 
II 127) ist als aolehe äusserlich nicht erkennbar» selbst für Fachleute 
nicht. £ine vom jungen Beethoven frei vorgetragene Phantasie hat * 
Niemand Geringerer als Mozart fOr ein einstudirtes Paradestttck ge- 
halten. (Jahn II 83 f.) Höchstens eine Improvisation Qber «n (wieder 
improvisirtes) Thema sofort io Gegenwart dessen, der die Aufgabe 
etelltr wOrde als Etwas erscheinen, das nur auf Schöpferkraft, nicht 
auf dem blossen Gedächtnis beruhen könnte, das nch mithin auch 
sofort als Improvisation und eigenes Werk erkennen liesse. Daher 
wurde Mozarts Urteil zum entztlckten Staunen, als Beethoven ihn 
um ein Thema bat, und dann darüber zu improvisiren begann. Aber 
wenn fttr ein bereits vorliegendes Werk die Urhebersdiaft in Frage 
kommt» dann gibt es abgesehen vom Eäd des angeblichen Urhebers, 
der aber wenigstens im Civil verfahren nach den meisten Gesetzen 
theoretisch und praktisch unmöglich wäre,0 nur einen Beweis durch 
Indicien, welche die Urheberschaft vermuten lassen. Mithin müsste 
es aber ffir den, der genötigt ist, seine Urhebemehafit zu beweisen, 
geottgen, solche Tatsachen nachzuweisen, z. B. dass das Werk lange 
vor der Zeit bestanden habe, zu welcher es nach Angabe des Gegners 
geschaffen sein soll, dass er, der Behauptende, der Erste gewesen sei, 
der es andern mitteilte, auch könnte die allerdings nicht mehr bloss 
ftusserliche Tatsache des Charakters des Werkes, welche für die gel- 
tend gemadite Urheberechaft spricht, hervoigehoben wwden. Immer 
moss aber nicht bloss die Unmöglichkeit jener fremden Urheberschaft, 
sondern auch die Möglichkeit und Wirklichkeit der eigenen Urhebei> 



*) ImAea/oaAm nach d«r oeeterretcbischen Gen'ohtoordoang. Der Haupteid 
könnte vom klagenden Utkeber nur ala zorflckgeacliobener geaohworen werden, nnd 

ea ist sehr fraglich, ob er dem G^ner vom Klii:^rr, wie dies sonst geschieht, negativ 
7.ugo«chnbon, nnd vom Delaten pneiitiv zurii« kgcsrlivtbcn wonlcn künnto. Denn selbst, 
wenn der Haupteid als juraniotitmn i;.'noraiitiae zu hetracbteu wäre, so lässt sich 
doch auch ein solches nur von Tatsachen denken, bei welchen ein Wissen und 
Erinnem dodi an aieh mOglich ist» waa bei Tfttaachen eines fremden lanenlebena 
nidit nliijR. (Freilieh «ind hervorragende proeeasoal. Capaeitlten anderw Heinmig). 
Gittalich nndenkbar wäre aber der Haupteid dos Delaten, als juramentum scientiac de 
non cxistendo facto. Nicht minder wäre er als ErfQllungscid undoukbar, denn Zeugen oder 
andere Bewei.smittel könnten nnr eine ausser© Tatsache erhärton, das Kidesthema aber 
uiuss fUr deu ergäuzeuden Kid dasitelbe sein, wie fUr den durch ihn ergänzten lie- 
weia. Allenfalta konnte der oben erwihnte Boweia dnreh SaehvemtBndige durch 
einen ErfiiUungseid ergtnit werden, aber andi daa irilrde Bedenken haben. (Vgl. 
flbrigena Jelly 8. 266, Hanun § 78, Krämer 69, 70.) 
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adiaft bewiesen werden, obwohl m^tene die gleichen Tatsachen zum 
Beweis f&r Beides dienen dürften. 

Wegen dieser Unzulänglicbkeit des gemeinrechtlichen Beweis- 
Bystemes und der daraus gezogenen Gonsequenzen hat man firühzeitig 
auf besondere positive Anordnungen in dieser Hinsicht gedacht, und 
zwar hat sidi zuerst in England, dann in Frankreich für gedruckte 
Werke das von den Franzosen i^depöt** englisch „entry in the registry* 
Viot cit Art. 24 genannte Institut gebildet, woran sich in der fran- 
zösischen Praxis und Theorie eine Rechtsvermutung zu Gunsten der 
Urheberschaft angeschlossen hat. Darnach kann die urheberrechtliche 
Klage Dur von jenen eriioben werden, welche Exemplare (bei Werken 
bildender Kunst Nachbildungen) des Werkee bei der Behörde gegen 
Eintragung und Schein hinterlegen, und daran hat die französische 
Jurisprudenz den Satz geknüpft, dass dies zwar keinen Beweis, wol 
aber eine Vermutung fttr die Urheberschaft des eingetragenen Ur- 
hebers herstelle. 0 

In Deutschland aber, wo bei veröffentlichten Werken allerdings 
auch gesetzliche Bedingungen und FOrmliehkeitm, aber präventiv- 
pres^geeetzllche zur Voraussetzung des Urheberrechtes selbst gemacht 
wurden, dachte man für den Beweis auf eine noch leichtere Rechts- 
Vermutung, nämlich, dass der auf dem Titel genannte Urheber als 
solcher bis zum Beweis des Gegenteils zu gelten habe. Schon 1827 
hat dies Kramer S. 70 vorgeschlagen, es ist aber erst viel später von 
der Gesetzgebung aufgenommen worden. Der Bund wollte die allere 
dings auch von ihm als Bedürfnis anerkannte diesbezQgliche Rege- 
lung der Particulargesetzgebung überlassen, Art 6 des Beschlusses 

') Pouillet S. 357, 430: »Le d«^p/jt n'est point nt.e preuvc de la propriöt^ 

La vdritö, c'est que le döpOt sera toujours uuo prüauiupuuu do proprieio .... taut» 

qu'anonne reclamatioii dn T&ttable antenr ne ae ««ra pas produite, ies tien, 

le» oonhrefaotentg ne ponziont paa Dier 1« propri^M du d^poeent Maia 

l'auteur vrat de l'onvragc poup-a tonjonrs contestcr le d^pöt fait en firaude de Ses 
droits et prouvcr sa prupri(.''U'', a l'oncontro «lu (It'jMi.saiit par tous Ics mnycns do 
prrtivcs ordinairos.' rt luigens ist wol für das eugliscbe, wiß ftir das fianzt^ischo 
hecht, sowie auch für andere diese beiden Hechte nachahmenden Gesetze diese Be- 
dingung ab Mae «olohe sn vetstehen, die, wann etfDIlt^ anillekwirkt, mit anderen 
Worten, ee kann nach der Eintragung aneh wegen Rechtaveirletiungen geklagt werden, 
die vor der Eintragung stattgefunden haben. Die französische Juris]. nidenz schwankt, 
8. Pouillet. i:')R, 4:?0 S. ff, s.in Vergleich mit der Schutzmarke trifft wul nicht 
zu. Für (las englische KLcht "t-lit unsere Deutung hervor aus Vict. re«:. 5 et 'j 
cap. 24: «Fiuvided ulways, tbut the omiäsiuu tu inake such eutry shall not affect 

the Copyright in any book, hut only the right (o aue or proeeed in respect of the 
infringement thereof, aa aforeaaid*. 



Digitized by Google 



88 



V. Entetehtuig nnd Subjeet d«8 Rechtes. 



von 1837 bestimmt nur» daas df>r Bundesversammlung zugl«icih mit 
den Nachrichten über seine Ausführung abgeneigt werden solle, 
«welche Förmlichkeiten in den einzelnen Staaten erforderlich seien, 
um den Charakter einer Originalausgabe und den Zeitpunkt des Er- 
scheinens nachzuweisen*. Offenbar hielt man also die Bezeichnung des 
Urhebers auf dem Titelblatt nicht nur für ungenügend zum Beweis oder 
auch nur zur Kechtsvermutung, sondern glaubte anderweitig und zwar 
<:I(>i(;h für einen Beweis, keine blosse Vermutung sorgen zu sollen. 
Und so kam es, dass die Bescheinigung und Eintragsi-olle ') in Bayern 
und Sachsen, aber in Sachsen mit ganz anderer Bedeutung als in 
Frankreich recipirt wurde, und daas später in- und ausserhalb 
Deutschlands dieses Institut den verschiedensten Zwecken dienstbar 
gemacht wurde, ioBbesondere aber im internationalen Urheberachutz, 
(wovon seinerzeit mehr), eine groaae Bedeutung erhielt. 

Für einen Beweis der Urheberschaft und Erscheinungszeit wollte, 
aber auf andere Art, auch Oeeterreich sorgen. Nach dem Entwürfe 
von 1843 sollte dazu der vom Bttcherreviaionsamte auagestellte Schein 



*) Nftmlich UDter dem PrHjadiie der Zttrackweieang einer Klage wnrde die 

Hinterlegung von Pflichtexemplaren sanimt Bescheinigung im bayer. Ges. von 1840, 
Art. 5 gefordert. In Sachsen, wo da« Mandat von 1773 schon die rrotocolüninf» 
von Hüchcrn auuländischer in Sachsen ansUäsiger Verleger facultativ neben der l'ri- 
vilegiruDg zum Zweck des Rechteaehutzes gewfihrt hatte, wurde durch Ciesctz von 
1844 Art 14 der Verlagsschein, und in der dam gebörigen Verordnung die Eintmga- 
rulle als Grundlage des Eistercn eingeführt. Der Vcrlagsschein sollte von allen 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden ,bia zum Nachweis eines Andern (d. h. anderer 
Taisnrho) im Rechtswege von Seite cinca besser Bercchtigton" als genügend^ Legi- 
tiniution erachtet werden. Dies ist also etwas Andtircä, &U das engUsch franzilsische 
enregiab^menl und depOt, indem Letaterea notwendig und primBr Bedingung für die 
KlagWkeit iat, und eist aecundAr Vermutung, jenea alohaiache Inatitut aber nur 
Vermutung, und daher nur facultativ (gAnsUoh, nicht bloss alternativ, wie die Pro- 
tocolliriiTif]; im Manilat von 1773). Das französisch-englische Princip der obligatu- 
ri'irhon Kiiitiagunj; haben angoiiommen: Spanion Alt. :^'», Italien Art. 21 (hier dahin 
gesteigert, da8s die Nichtcintragung durch 10 Jahre seit der Veröffentlichung als 
Veniebt anf daa Urbebenrecbt gilt» Art 28, Holland Art 10. Portugal Att 603 ff., in 
Riualand wird Art. 83 Befolgung d«r Cewurgeeetie ala Vorauaaetnuig f&r den Cr> 
helK-rrot^htsschutz bezeichnet. Man sieht ttbrigena deutlich, dass selbst nach den an- 
geführten Hesetzon die ^'efordertcn Fonnnlitftten nicht Vorau-ssetzuiigen für die Knt- 
stehung, sondi'in nur für dio Wahrung; des Urheberrechtes sind, denn aueli nach 
diesen Gesetzen gilt dati Urheberrecht für nicht veröffentlichte Werke, ohne solche 
Formaliliten. Selten iat aelbat im internationalen Verkehr die Eintragung ancb von 
unverOffentlicbten Werken, so in Art. 3 der framOaiaeh-bayeriaeben Convention, 
Mandiy 8. 889, was ihre Einfuhrung auch im internen bayr. R. Art 51 fur Folge 
hatte, jedoch nur aar Begrflndung der Tormuteten ürlieberscbaft 
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Ober die abgelieferten Pflichtexemplare dienen, bei Kunstwerken naeli 
Belieben die öffentliche Anzeige in den Zeitungsbhittern, oder eine 
glaubwürdige Bestätigung durch ein unter Staatsverwaltung siebendes 
Kunstinstitut, bezüglich der ersten Aufnilming eine der üblichen, aber 
amtlich bestätigten «Annoncen*. Die Motive dazu sagen ,es muss 
ein Mittel gegeben werdeUt durch welches das Eigentumsrecht des 
Autors und die Erscheinungszeit glaubwürdig nachgewiesen werden 
kann,* nachdem der Bundesbeschluss von 1837 Art. 6 ausdrücklich 
darauf hinweise, und auch die sardinische Convention (Art. 25) derlei 
in Aussicht stellt, wobei selbstverständlich andere Beweismittel nicht 
ausgeschlossen seien. Das von der Hofcommission für Justizgesetzgebung 
beantragte Register sei besonders mit Ausdehnung auf den ganzen 
Bund schwer ausführbar, allenfalls könnten in snbsidium die schon 
bisher, aber nur zum unit liehen Gebrauche von der Censurbehörde 
geführten Register benützt werden. 

Kaiser Ferdinand ordnete an: 1) .Der Grundsatz, dass der Beweis 
jedem Autor freigelassen, und kein rechtskräftiges Beweismittel ausge-. 
schlössen sei, ist als Regel . «... an die Spitze zu stellen," die amtr 
liehe Bestätigung wollte er nur beispielsweise erwähnt haben, was 
auch befolgt wurde, man vei-setzte sie aber in § 35 des Entwurfes 
von 1845. Darnac]i Ist „die Besohlagnabme der zur Confiscation ge- 
dgneten Gegenstände auf Verlangen des Beschwerdeführers unver^ 
weilt zu verfügen, wenn die Eigenschaft des Urhebers (Bestellers, 
Unternehmers, Herausgebers) eines Werkes im Sinne des § 1 und 
erforderlichen Falles die Erscheinungsseit des Original werkes nach- 
gewiesen worden ist. — Für diesen Beweis ist kein rechtsgültiges 
Beweismittel ausgeschlossen. Insbesondere hat diesfalls bei litterari- 
sdien Werken auch die von dem k. k. Bücherrevisionsamte der Pro- 
vinz, in welcher daä Werk erschienen ist, ausgestellte amtliche Be- 
scheinigung, und bei Kunstwerken die glaubwürdig ausgewiesene Ver- 
öffentlichung eines vollendeten Kunstwerkes durch die Zeitungsblätter 
der Provinz oder die in glaubwürdiger Form abgefasste Bestätigung 
eines unter Aufsicht der Staatsverwaltung stehenden Kunstinstitutes 
als Beweismittel zu gelten. — Will zum Beweise der ersten Auf- 
führung eines Dramas oder musikalischen Werkes die übliclio gedruckte 
Annonce benützt werden, so muss ihr eine amtliche Bestätigung, dass 



'j In (!cr EntsoliIieesuDg vom 19. Januar 184.5 zum Kntwurf von lf-'4o § 2. Auch 
sollten die rfiithtexeniplare nicht erwShnt werden, welche im J*liitwurf bei diesem 
Ueweia uad als ein Teil davon genannt waren. 
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die AufifÜhrung wirklieh statt&nd, von Seite der politiecben oder Orts- 
behOrde beigefügt aein/ So lautet auch § 35 des Patentes. 

Nachdem es nun die darin erwähnten BQcberrevisionsSmter in 
Folge des prindpiell längst geänderten Pressrecbtes nicht mehr gibt, 
ist allerdings der davon sprechende Absatz des § 85 gegenstandslos 
geworden, ebenso wie alle auf die früheren Gensureinrichtungen be- 
zQglichen Stellen des Fat. Im Uebrigen besteht der Paragraph noch 
heute vollkommen zu Recht, denn weder spätere Civil*, noch spätere 
Stral^rocessordnungen heben ihn ausdrficklich auf, und ebensowenig 
ist er stillschweigend ausser Kraft gesetzt worden, denn sein Inhalt 
lässt sich mit allen bestehenden Processgesetzen vereinigen. 

Vor allem gilt dies von dem Grundsatz, dass für den Beweis 
der Urheberschaft kein rechtsgültiges Beweismittel ausgeschlossen ist^ 
Das ist also noch heute das oberste Princip bezüglich dieses Beweises, 
es muss daher etwas näher betrachtet werden. Erstens gilt es nicht 
bloss für Werke, die bereits rechtmässig verOfliNitlicht sind, sondern 
• auch fflr solche, bei welchen noch keine rechtmässige Veröffentlichung 
stattgefunden hat," denn das Ck>nlIscationsverfahren, bei welchem es 
erwähnt wird, setzt nur eine unrechtmässige Veröffentlichung, und 
auch davon eigentlich nur den Versuch voraus. Aber noch mehr, 
das fragliche Princip gilt auch dann, wenn es sich um den Beweis 
der Urheberschaft bei gänzlich unveröffentlichten Werken handelt, 
z. B. bei einer doch sicherlich möglichen Prl^udicialklage bezüglich 
der Urheberschaft. Denn der Wortlaut des Gesetzes macht allerdings 
zur Voraussetzung der Beschlagnahme den Beweis der Urheberschaft 
nOtig, aber nicht bloss für diese Anwendung dieses Beweises, sondern 
für diesen Beweis ganz allgemein, wird sodann gesagt, dass zu seiner 
Erbringung kein rechtsgültiges Beweismittel ausgeschlossen ist.0 — 

') Harum S. 241 meint freilich das Gegenteil, nänilicb, dass es sich hier um ein bkn> 
8C8 provisorischeR Sichci-stpllnnj^mitte! handle, tm (]i '-^<>n BewirkiinE: nach allsremoinen 
proccssualiscbcn Hestinmiung^cn schon eine blosse Deätheinigung, eiuu blosse (jiaubwür- 
digung genQgt, daas daher nur ftir diese provisorische Sicberstellung die Zulässigkcit 
jeden recbtsgOltisen Beweuinittds bestimmt sei. — Schon das Woft »Beweis* anstatt 
aBesdieinigiing* (Für diesen Beweis" etc.) wideis|)ii( lit dem, nodi mehr aber der Zu> 
samincnhaog dieser Massregt-l Art. (i des Bundesbeschluases von IHoT, iIlt sicher' 
lii-b an einen eigentlichen Bewei», kfiiio Mosso Hcsehoinigiing »iachte, (.Muilith f^eht 
das Gegenteil aus deu oesterreicbiscben Materialien auch sonst hervor: gioiclt zu 
ß^nn der Motive xa | 2 des Eniwurfea von 1813 steht die weiter oben dtirte 
Stelle, sie lantet gana allgemetn» nicht bloss für die proviaonsehe Sieboiaiellung und 
an 9 85 des Entwurb von 1^4', der in das Gesetz übergieng, wird gesaKt: 
pUebrigens iat un der gsgenwftrügen Textimng der Grundsats, dass fOr den Antor 
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Zweitens aber kt die Zulllasigkeit jedes rechtsgültigen Beweismittels 
gewiss im weitesten Sinn zu verstehen, d. h. a) sowol für den Straf- 
ais auch ftr dem etwaigen Civilprocess, b) derart, dass in jeder dieser 
beiden Gattungen von Prooess Beweismittel gelten, die sonst nur in 
einer oder der andern Gattung Anwendung finden, insbesondere also 
im (^vilprocess, in welchem z. B. der Selbsteid demzufolge möglich 
ist, ferner auch Indidenbeweise aller Art, denn rechtsgültig bedeutet 
offenbar, was nur überhaupt im Recht gilt. Insbesondere ist aber 
auch noch der Beweis der IJrfaeberschafk für rechtmässig veriiffent- 
lichte Werke durch Nachweis der Mheren Veröffentlichung zulässig, 
u. zw. bei rechtmässig gedeckten Werken durch Zeugnis des Ver- 
legers oder Druckers oder beider, wenn von einem allein, mit einem 
im Civilprocess erfüll ungs weisen Eid, bei öffentlich aufgeführten aber noch 
durch die amtlich bestätigte Ankündigung der Aufführung, wie es im 
Patent steht. — Dass diese Letztere nicht bloss als Beweis der Auf- 
führung, sondern als Beweis der Urheberschaft gilt, geht hervor aus 
den in den oben cittrten Worten der Motive zu § 2 des Entwurfes 
von 1843, sowie aus ihren Schlussworten: ,Eb versteht sich übrigens 
von selbst, dass durch die in diesem Paragraph bestimmten Beweis^ 
mittel, mit welchen der Berechtigte erforderlichen Falls so- 
gleich sein Autorrecht, und die Zeit des Erscheinens seines 
Werkes dartun kann, auch andere gesetzliche Beweismittel nicht 
ausgeschlossen sind." Ebenso offenbar ist aber wieder zweierlei: 
1) Dass eine spätere Veröffentlichung als die angefochtene nicht als 
Beweis für die Urheberschaft gilt, denn hat Jemand das Werk schon 
gedruckt oder aufführt, so kann ja auch er sich darauf nach § 35 
berufen. 2) Dafür kann dieser Beweis, wie jeder andere auch durch 
einen Gegenbeweis widerlegt werden. 

Wirklich ist also im oeeterreichischen Recht etwas ganz Anderes 
festgesetzt, als der Knuner'sche Vorschlag will. Dort wird erstens 
eine ausnahmsweise Freiheit von Beweisregeln gewährt, zweitens aber 
ein teilweise durch ein amtliches Zeugnis, dss nicht zugleich mit der 
äussern Erscheinung des Werkes selbst erbracht ist, sondern nebst 
der Vorlage oder bezeugten Aufführung besonders erbracht werden 
muss; bei Kramer wird dies allgemeine Princip der Beweistheorie gar 
nicht berührt, sondern nur eine Befreiung von einer Beweislsst durch 
Aufstellung einer Vermutung verlangt, die sich aus ausseramtlichen 



kon nchtegQltiges Beweismitt«! stiagescbloaaen ist, der a. h. Anordnong ad § 2 zu* 
folge sie Regel Teruigestellt* n. e. w. 
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und Bcbon in den gegebenen Ersehemungen liegenden Tatsachen er- 
geben soll. Die praktische Angemessenheit davon liegt librigens auf 
der Hand, da ja nach der Natur der Ssehe und erfahrungsgemäas 
die auf dem Titel der ersten Dmokausgabe genannten Urheber auch 
in übergrosser Regel die wirklichen Urheber sind. Trotzdem glaubte 
noch 1857 Harum sie mit derselben theoretisch*einseitigen Motivirung 
bekämpfen zu mUBsen, wie JoUy S. 265, den er anführt (3. 243 Änm. 1): 
.dass hiedurch dem Unverschämten, der seinen Namen einem fremden 
Werke Vordrucken Hesse, geradezu ein gesetzlicher Schutz gewährt 
würde", und so kam es, dass die Gesetzgebung erst im Frankfurter 
Entfsrurf, und darnach im bayrischen Gesetz Art. 51 ') die Idee Kramers 
aufnahm, und dem ist nun auch dss lleichsgesetz gefolgt^ mit § 28 
Abs. 2: 

,Bei Werken, welche bereits vopöffentlicht sind, gilt bis zum 
Gegenbeweise derjenige als Urheber, welcher nach Maassgabe des 
§11 Abs. 1, 2 auf dem Werke als Urheber angegeben ist." *) Und 
,bei dramatischen, musikalischen und dramatisch-musikalisclien Werken, 
welche noch nicht mechanisch') vervielfältigt oder öflfentlich aufge- 
füliit worden sind, gilt bie zum Gegenbeweise derjenige als Urheber, 
welcher bei der Ankündigung der Aufführung als solcher bezeichnet 
worden ist.* g 53 das. 

Von diesen beiden Vermutungen ist nun die erste offenbar die 
stärkere, denn sie kann auch gegen den geltend gemacht werden, 
unter dessen Namen das Werk aufgeführt wird, wenn dieser Name 
ein anderer ist, als der, den die veröffentlichte mechanische Verviel* 
faltigung trägt, ja die Vermutung zu Gunsten des bei der öffentlichen 
Aufführung genannten Namens hört durch die mechanische Verviel- 
fältigung und Veröffentlich un;j; überhaupt auf, zu existiren, denn diese 
Vermutung gilt nur bei Werken, .welche noch nicht mechanisch 
vervielfältigt worden sind" . Ebenso wird sie aber wirkungslos, wenn 
eiiio andere Aufführung unter anderem Namen stattfindet, denn sie 
ist nicht auf den Namen der ersten Aufführung beschränkt, käme 



') Mandry S. rt.'S Nur gilt dort di>r auf der ersten Aus.^abö Goiiannto 
hIs Urheber, wahrend uu Keichsgesetz diese beauodore Furdcrung bicht ge- 
atdlt wird. 

Der Tadel dieser QeaetaeaBtoUe dnrob Endeniftiiii S. 60 f. ist sehon dämm 
nobegrOndet, weil ee darnftob eich nie um Becherohe des ürheben bandeln kann, 

sondern nur darum, ob der auf dem Titel angegebene Name auch der des Kligem 
iitt. Im Gegenteil, die Hecherebe des Urhebers wird dadurch erspart 

*J Oder aaf jene Art, die nach § 4 ab meobaniacbe Vervielftltignog gilt 
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alao dem Namen dieser spfttern AuffQhrang ebensogut zu, wie dem 
jener Mlieren, was sieb gegenseitig aufhebt Allerdings kann, und 
zwar aus demselben Qrunde die Vermutung des § 28 für den Namen 
entkräftet werden, der auf einem schriftlich veröffentlichten Werk 
steht, dadurch, dass auf einer andern schriftlichen VerOftentlichung 
desselben Werkes als Urheber ein Anderer angegeben ist, weil auch 
hier die Vermutung nicht auf die erste Öffentliche Erscheinung be- 
schränkt ist 

Uebrigens gelten die Vermutungen beider Paragraphen offenbar 
auch 'zu Ungunsten des genannten Urhebers. So kann z. B. der 
auf der Dnickausgabe, oder bei der Aufführung genannte Urheber 
einer unbefugten Bearbeitung vom Originalcomponisten wegen Ver^ 
letzung des Urheberrechts belangt werden, ohne Nachweis der Ur- 
heberschaft, sondern jener hat zu beweisen, wenn er die Uriieberschaft 
Iftugnet 

JedenfiEÜls ist der Richter an diese Vermutung trotz der sonstigen 
Freiheit von Beweisregeln gebunden« wie dies auch § 16 des Einfllh- 
rungsgesetzes zur deutsehen (Svilproeessordnung implicite anerkennt 9 

Bei unveröffentlichten Werken aber gibt es im Reichsgesetz keine 
besondere Regel Uber Beweis oder Vermutung der Urheberschaft'} 
es kommen also hier die Regeln, die sonst im Civil- und Strafprocess 
gelten, zur Anwendung, und nach diesen ist wol eine eidlidie Be- 
schwörung der Urheberschaft durch den Urheber selbst zulässig, 
nachdem zufolge § 259 im Allgemeinen das Prinzip der Beweisfrei- 
heit herrscht, und in § 266 die eidliehe Versicherung der Wahrheit 
zulässig ist, gleichviel, ob sie die eidliche Handlung odw Wahrnehmung 
dee Schwörenden selbst, oder ein factum alienum betrifft' (Hellmann 
n, 108). 

ni) Der Urheber kann sich als solcher vor Andern bekennen, 
indem er ihnen das Werk unter seinem Namen in Schrift oder Auf- 



') Eine mir scheinbare Anwendung dieser Vermutungen wRro es, wenn Jemand 
denselben xNaiiren hätte, wie ein anderer Urheber nnd unter diesem gleichen Nanieu 
üffeutlich alä Urheber aufttitt. Deuu Uaua ruü.säte er sich nicht gc>fttlku lasseo, 
ab Urheber betrachtet sa werden, aondeni anigdcehtt, dass ein Anderer gleichen 
Namens ab Urheber gilt, ttnd er nOaete beweisen, dass dieser Name sein Name, 
nicht der jenes andern Autors ist. Solche Namensgloichhcit ist schon vorgcicommcn, 
so z. B, gibt CS einen sächsischen Franz Scliubert, Collegen Webers als Capellmeistcr, 
dessen Lieder oft genug dem grossen Franz bcbubert zugeschrieben wurden, (Vgl. 
Nottebohms ScbubertkatAlog.) 

^ Aneh uidit dnreh Anfiiahme in die Btatragarolle, wie im bi^. Geoeti Art 51, 
Abs.a, Hsndiy&m 
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fQliruDg mitteilt, er kann es aber auch mitteilen, ohne einen Urheber 
zu nennen, anonym, oder unter einem andern Urhebemamen, Pseu- 
donym. Bei Gompoeitionen kommt indees die Anonymität heutzutage 
nur sehr selten vor, etwa bei der Preisaufiftthrung ungedruckter Werke, 
die mit einem Pims geki'önt worden sind, dann bei Ergänzung der 
Skizzen älterer Heister, und hier auch im Druck (so z. B. in der Aus- 
gabe der deutschen Händelgesellschalt), sonst ist sie fQr gedruckte 
Gompositionen fast unerhört. Bei Bearbeitungen und Bezmchnungen 
ist sie dagegen in Druck sehr häufig: Es lässt nämlich der zur Ver- 
anstaltung von Bearbeitungen befugte Verlege solche vou Andern 
machen, und dann ohne Nennung dee Bearbeiter-Namens in seinem 
Verlag erscheinen, noch häufiger ist die blosse Aufführung (selbst 
berechtigter) Bearbeitungen ohne Nennung ihres Uriiebers, z. B. b^ 
Bearbeitungen für Hilitärmusik. — Pseudonymität hingegen Ist auch 
bei Gompositionen nicht selten. So hat Vesque von PQttUngen unter 
dem Namen Hoven, Eduard SchOn unter dem Namen Engelsberg 
eomponirt, und von lebenden Gomponisten ist der unter dem Pseu- 
donym Johannes Hager verborgene Johann von Hasslinger zu nennen, 
femer K H. v. S., worunter sich ein bekannter deutscher LandesfÜrst 
verbirgt. — Wir wollen Übrigens beide zusammen mit dem zwar nidit 
gesetzlichen, aber gewiss zutreffenden kurzen Ausdruck «Eryptony* 
mität* bezeichnen, und das gemeinsame Gegenteil der Anonymität 
und Pseudonymität, die Nennung des Urhebers mit «Alethonymität*.^ 
Schon seit dem preussischen Gesetz von 1837 erfährt die Kryp- 
tonymität in der Gesetzgebung sehr erhebliche Berflcksichtigung, darin 
ist also nicht Frankreich, welches bis heute keine gesetzlichen Be- 
stimmungen Über Kryptonymität hat, vorangegangen, sondern Deutsch- 
land, und in neuerer Zeit ist es eine Ausnahme, wenn ein Gesetz 
darflber schweigt. 3) Aber die Kryptonymität ist nach allen bisherigen 

') Eine treffende deutsche Bezeiehnnog wäre fOr Kryptonymität: Verborgen- 
heit, för Anonymität: Unbenanntheit, f(lr PfleudonymitStr Falsrlihonannthcit, für Ale- 
thonyniilät: BenannÜieit. So lange aber Attuuymität and I'soudonyinität gesetzliche 
AosdrQcke sind, woUeii wir der Analogie halber auch «Kryptonymitfil" und .Aletho- 
nymittt* tagen. 

') Eine Berücksichtigung anderer Art erfuhr die Kryptonymitilt allerdingli 
schon in der badischon Verordnung von 180G: Jeder inländische Verleger von 
Werken ungenannter Autoren geniesst gleiche Kreilii>it , . . fpofroti Nachdr. bis za 
einem J. nach dem Tode den Verfassers) nur auf Grund eines landesberrUoben, aufi 
dem Titelblatt erkenntlichen Privilegs. 

•) Nttnlioli diB Bohweiieriaebe, was auch OreUi S. 46 tadell, im itaUeniadie 
and das mansohe, wie daa intene englisdie Recht; im Act vom 10. Mal 1844 IlW 
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GoBeUen nur dann von Beddutong, wenn ein Werk kryptonym ver- 
öflfentlieht wird,*) 80 auch nacli dem Patent und dem Beichsge- 
setz. Dabei ist aber nach dem Beichegesetz bei einem gedruckten 
Werke nur die diesbesaglicbe Beecbaffenheit dea DrackeSp nicht die 
der Anffllhrung entscheidend, selbst für den ÄnffÜhrungsachutz, denn 
§ 52, welcher besondere diesbezügliche Vorschriften bloss fQr den 
AulAhrongsschutz gibt, spricht nur von kryptonymen Werken, «welche 
zur Zeit ihrer ersten rechtmassigen Öffentlichen Äuff&hrung noch nicht 
durch den Druck veröffentlicht sind*. FQr gedruckte Werke kommen 
nach Abs. 1 «die §§8 bis 17 zur Anwendung*. Nach dem Patent aber 
ist zwar bei alethonym gedruckten Werken diese Beschaffenheit auch 
f&r den Auffttfarungsschutz maasgebend, denn diese sind bleibend und 
wirklich mit dem Charakter der Alethonymität ausgestettet, aber 
bei kryptonym gedruckten Werken gibt fQr den Auffiihrungaachatz 
die Beschaffenheit der Aufführung den Ausschlag, denn der Auf- 
fühmngsschutz von 10 Jahren*) gebührt nach § 23 b anonymen oder 
Pseudonymen Werken ohne Unterschied, ob .der wahre Name des 
Verfassers oder Tonsetzofs nach geschehener, wenngleich nur ein- 
maliger Öffentlicher Aufführung bekannt wird, oder nicht", und man 
kann du Werk nicht mehr schlechthin kryptonym nennen, welches 
alethonym aufgeführt, wenn auch nicht gedruckt worden, zumal für 
das Pbtent nicht, da dieses nur die «Bekanntmachung des wahren 
Namens ... nach geschehener . . . Aufführung" für indifferent er- 
klärt, damit also der Aufführung mit gleichzeitiger oder vorhergehen- 
der Bekanntmachung des wahren Namens auf alle Fälle fQr*den Auf- 
fÜhrangsscfautz Erheblichkeit beilegt, also auch für den Fall, dass das 
Werk vorher kryptonym gedruckt ist, oder nachher kryptonym ge- 
druckt wird.*) 



iDternatioiiales ürheborrecht Art. 7 ist für anonyme Werke verordnet, dass fllr die 
Regwtrimng Nun« und Wohnsitt des ersten Hennsgeben oder Verlegers genügen» 
•benno die Erklärung, dass die Eintragung durch den Urheber, oder dureh jenen 
▼emniasst wurde, je nach Beschaffenheit des Falles. 

') Ferner gelten die beaondern Regeln über Kryptonymitflt natflrlich nur fQr 
pino kn-ptonyme Veröffentlichunp diirrh den Urheber. Freilich aber niuss eine kryj»- 
tonyme Verütfentiichung, bei welcher die Veröffentlichung, abt>r nicht die Kryptony- 
raitiU mit dem Willen des Urhebers stattfand, als von ihm genehmigt gelten, wenn 
er nicht wegen letiterer den Verlegw belangt. 

*) Vom Tage der ersten öffentlichen Anffldimng an gereefanei 

*) Diener Fall, das« ein Werk aleOionym anfgeftthrt und dainadi kiyplonym 
gedmcfct wird, dürfte allerdings selten vorkommen, denkbar ist e« aber doch, dass 
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Von veröffentlichten Werken haben nun nach positiver Be- 
stimmung unserer Gesetze als kryptonym zu gelten die gedruckten, 
wenn nicht der wahre Name des Urhebers auf dem Titclblatte, oder 
unter der Zueignung, oder unter (Patent: „am Schlüsse") der Vor- 
rede angegeben ist. Keichsgesetz § 11, Patent § 14 a, also an der 
Spit'/e, entsj)reclipn(l buch- und musikalienhändlerischen Brauche. 
Mitinn genügt dir Angebnng dos wahren Namons anf dem ersten 
Blatt des Werket» selbst nur dann, wenn dieses den Titel wiederliolt, 
denn dann ist es auch Titelblatt, sonst nicht; noch weniger l« üugt 
es, wenn der Name anderswo steht, z. R. zum Schlüsse, trotz der Auf- 
fölli^'keit ( im I solchen Ankündigung, auch nicht auf der sog. ^Nom*, 
(der erateu beite jedeü Rögens). 

Gar, wenn der Urhebor nur in der Ankündigung des Werkes, 
nicht auf dem Werk selbst genannt erscheint, gilt dies von Rechts- 
wegen als kryptonym. Dies ist nämlich bei Bearbeitungen sehr 
häufig, indem deren Urheber im Yeilagskatalog, aber nicht auf dem 
Werke selbst genannt werden. <) Grundgedanke unserer Gesetze ist 
eben, aus dem gedruckten Werk selbst, und zwar in der üblicben 
Weise aus der Ueberschrift soll man den wahren Urheber entaeboien 
können, wenn es als alethonym gelten soll. ~ - Hingegen für die 
Kryptonymität der Aufführung entscheidet natürlich die Beschaffen» 
heit der Ankündigung, allerdings nicht bloss jene der Aufführung 
vorhergebende Ankündigung, welche ausserlialb des Aufführungslocales 
stattfindet, sondern auch eine auf das Aufführungslocal beschränkte, 
denn auch letztere ist eine öffentliche Ankündigung, indem sie In 
einem üfTentlichen Locale vor sich gebt, sowie überdies noch an 
die für die Sache selbst sich intoreasirende Oeffentlichkeit gerichtet 
wird. Also, wenn der wahre Urhebernamo auch nur auf den Concert- 
zetteln steht, welche am Eingange des Saales den Besuchern ange- 
boten werden, während auf den draussen angssdblagenen dies nicht 
steht, sondern nur eine allgemeine Ankündigung, z. B. .Gesangs- 
stücke" u. s. w. (was oft geschieht), dann ist die Aufführung nicht 
mehr kryptonym, wohl aber, wenn eine öffentliche Aufführung ohne 
jede Ankündigung der aufgeführten Stücke veranstaltet wird, oder 
ohne Nennung des Urhebernamens, wie bei Gartenconoerten, Wacht- 



cr-wissp persfinüche Tiückslolilon uml gerade Krfalirun^cn hei der alollionynien Auf- 
führung den Urheber dazu lir-stiiinnon. das Werk kryiilonym drucken zu lassen. 

') Man vergleiche z. H. die LitUdiTäclieii, Petorsüchen u. Kataloge mit den 
BearLeituugen elastischer Werk« in diesem Verlage. 
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parsden das Entere, bei Kirchenmusiken das Letztere. ^ Daher kann 
eine mttndliche Ankündigung im Gonoertsaal vor der Aufführung 
(z. B. in Folge einer Programniänderung) die Aufitthrung zu einer 
alethonymen machen, aber nicht die Verkündigung gleich nach der 
AnfRlbrung, (daa geschah im Wiener Mosikverein 1863 als Verkündi- 
gung des Urhebers der gekrOnten und soeben aufgeführten Preis- 
symphonie,) am Allerwenigsten aber ein zufiUliges Bekanntwerden des 
Urhebers, ohne dass er bei der Anfführung angekündigt wird. 

Ein Eryptonym kann nun ein Anonym und ein Pseudonym sein. 
Ersteres besteht im Fehlen jedes Urhebemamens, Letateres im Setzen 
eines unwahren Urhebemamens. Als wahrer Urhebemame ist aber 
nach richtiger Auslegung von «wahr* (d. h. aus zureichenden Gründen 
folgend) jeder Name zu betrachten, der den wirklichen Urheber ver- 
rftt, mithin auch der Name, unter welchem der Urheber sonst allge- 
mein bekannt ist, mag dies ein angenommener Name sein, oder der 
Familienname. Wenn z. B. ein Opernsänger unter seinem allgemein 
bekannten und stets geführten Sängernamen Lieder veröffentlicht, so 
rind sie gewiss nicht als pseudonym zu betrachten. Ja, es muss da- 
her in solchen Fällen gerade der Gebrauch des Familiennamens als 
ein Pseudonym gelten, indem der Urheber^ obwohl er ihn hat, daranter 
sonst nicht bekannt ist, dieser Name also den wirklichen Urheber 
anstatt zu bezeichnen, verbirgt; auch der Gebrauch des weniger üb- 
lichen Familiennamens von zweien, die einem zukommen (z. B. des 
Praedicates), oder auch des Gebrauches der blossen Vornamen, wie 
wenn z. B. der Dichter Karl Gottfried Leitner sich Karl Gottfried 
nennt, bildet ein Pseudonym, wenn er zur Bezeichnung des Urhebers 
gebraucht wird. Dies Alles muss um so mehr gelten, als der Ge- 
brauch des Familien- oder Personennamens in einem solchen Fall 
gewiss nur mit der Abdcht stattfindet, den wahren Urheber zu ver^ 
bergen. — Zum Pseudonym genfigt aber jede individuelle Bezeich- 
nung, mag sie auch nur in Anfangsbuchstaben (wie das erwfihnte 
£. H. V. S.) in eigentümlichen Zeichen, oder in einem charakteristiBchen 
Adjectiv oder Substantiv bestehen, so z. B. wenn sich ein bekanntes 
Ehrenmitglied des Wiener akademischen Gesangsvereins als Compo- 
nist .der alte Doctor* nennt, denn immer ist in solchen Fällen eine 

') Eine Aufführung mit Nennnng des Urhebers, aber oline indi viduello He- 
seicbDUDg des Werkes, z. ß. aLieder von Schumann* ist aieÜioD_)iu. Knie blusse 
Amdenng d«r Nftmeinorthograpfaie kann, aber rnuM nicht «ia Paendonym bildeD, 
vol aber nma diea die Hnweglaaaang oder AofDgnng einer Silbe, oder aonat eine 
tdlweise Aenderung des Namens. 

B. Scbnaier. Daa Urtaebcfrechl der Trkukuiut, 7 
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subjektive Gharaktensirung vorhanden. Dass dieser Unterschied 
zwischen Anon}nii und Pseudonym juristisch wichtig sein kann, davon 
später. Uebrigens ist Pseudonym nicht nur ein erdichteter Name, 
sondern auch ein angenommener fremder Name, wie z. B. Auber unter 
dem Namen seines Lehrers Lamarre, Fanny Mendelssohn-Bartholdy 
unter dem ihres Bruders Felix Compositionen veröffentlichte. ') Femer 
ist al er zum Pseudonym und selbst zum Anonym nötig, dass diese 
Verbeigttng des Namens auf Veranlassung oder doch mit Willen und 
Wissen des wahren Urhebers geschehen sei. Sobald also bewiesen 
wird, dass ein Werk gegen den Willen des Urhebers mit einem 
falschen Namen veröffentlicht wurde, mag dies vom Träger eben dieses 
Namens geschehen sein, was das eigentliche Plagiat bildet, oder von 
einem Dritten, z. B. dem Verleger, um mit einem berühmteren Namen 
dem Werk grösseren Absatz zu verschaffen, ja mag dies auch nur 
irrtOmlich getan worden sein, so kann man von Pseudonym nicht mehr 
sprechen. Freilich muss dies beweisen, wer es behauptet. 

Der Zweck, um dessen willen die Kryptonymität durch eigene 
rechtliche Bestimmungen ausgezeichnet wird, gilt teils den kr>pto- 
nymen Urhebern, teils dritten Personen. Erstens sollen die Urheber 
auch dann verborgen bleiben können, wenn sie ihre Hechte geiicht^ 
lieh geltend nmclien,») zweitens sollen andern Personen die Schwierig- 
keiten erspart werden, die aus der Notwendigkeit entspringen wQrden, 
den Nachweis für den Ablauf der Schutzfrist durch den Tod des Ur- 
hebers zu erbringen, o^ne dass sie im Stande wären, diesen Urheber 
aus dem Werke solb^t al» solchen nachzuweisen. — Dem Urheber 
gewähren nun zur Geltendmachung seiner Rechte das Reichsgesetz 
und das Patent einen gesetzlichen Stellvertreter, und zwar das Reiclis- 
gesetz den Herausgeber, mangels eines solchen den Verleger, g 28 
Rg.,') das Patent aber nur den Verleger, während es dem Ueraue- 

') Was freilich nicht gestattet sein soUto, s. die Ahsohn. III dt Abhsodlitiig. 

«) Dambach, S. 179, G. 

,Bei «noDymen und paeudonymoi Werkm t»t d«r HttimMgeW, vaA wtos 
«n Boloher nielit angegeben ist» der Vorleger bereebtigt, die dem Urheber xostehen- 
den Reebie wahrzuDehmen". Dms ei sich darnach um die Rechte und Interessen 
drs rrhphcrs selbst handelt, d. h. om jene, die der l'ihfbor, nicht der Verleger, 
auch nach dem durch den Vcrlagsvertrag für den Let/torcn bcgrüudeten Rechtser- 
werb noch hat, geht m. E. schon aus den Worten .die dem Urheber zustehenden 
Beebte* herror. Aber andi sonat ist es nreifellos. Denn, wOrden vir das Gegenteil 
annehmen, so mllssten wir schon nach spraebUobsn Regeln ea andi fBr den Heraua- 
geber annehmen, nachdem von Ibm in demselben Satz dasselbe gesagt wird mit 
eben dooBelben Praedicat. Ferner aber leigi gerade der SoblnaasatB: «der aof dem 
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gebor, ünternefamer und Besteller weitergehende Rechte einräumt, 
§ 14. Diese gesetslielie Stellvertretung hat also die YorOffontUehung 
im Druck zur VorausBotzung. Nach beiden Gesetzen aber gibt oh 
keine solchen Stellvertreter für jene kryptonymen Werke, die nur 
durch 4nffDhrung veröffentlicht sind, und es kann auch vortragsinassig 
Niemand als solcher bestellt werden» da es eine offene Stellvertretung 
ohne Bezeichnung des Vertretenen nicht geben kann, ein bo^. stiller 
Stellvertreter aber zu diesem Zweck undenkbar ist Dem Urheber 
bleibt also, wenn er das Werk nicht im Druck verOffbntlicht» Nichts 
fibrig, als unter seinem sonst im Lebensverkehr gebrauchten Namen 
au&utreten, wobei er aber seine Urheberschaft noch beweisen muss, 
somit kann die Berücksichtigung der Kryptonymität hier nur eine 
Begünstigung anderer Personen bedeuten. 

Auf den ersten Blick erscheint dieses Fehlen eines gesetzlichen 
Stellvertreters in unseren Gesetzen (und auch in anderen) als Ifangel 
und Inconsequenz, aber es lisst sich eben in diesem Fall keine zum 
gesetzlichen Stellvertreter geeignete Persfinlichkeit aulfinden. Die 
Unternehmer der AufRlhrung taugen nicht dazu, weil sie in kein 
dauerndes Verhflltnis zum Urheber treten und weil ihrer mehrere sein 
können. Uebrigens kann der Urheber durch kryptonyme Druck- 
legung sich die Möglichkeit zur Wahrung der Verborgenheit auf 
eine Weise schaffen, auf welche er zugleich seine Betete wahrt. 

Den Verleger aber ermächtigt das Reichsgesetz nur dann zur 
Geltendmachung der Urheberrechte, wenn ein Herausgeber, d. h. der^ 
jenige, welcher die Öffentliche Drucklegung, (sei es beim Drucker 
oder Verleger bewirkt hat), nicht genannt ist Ist ein Herausgeber 

Werk angpgpbenp Verleger gilt ohne weitern Nachweis als der Rechtsnachfolger 
des anonymen und Pseudonymen Urhebers*, indem er sich mit dem Verleger als 
Reohtsnachfolger beschäftigt, dass der yorhergeheode Satat den Verleger nicht als 
Beobtnuwhfolger im Auge halte. Dtmik atitmnen Mieh D«ml»cb 8. 179. IBO and 
Endemnnn S. 61 B* 1 ilbcrcin. Es ist also unbegrfindct, wenn Wächter S. 98 die 
Stelle so versteht, dass durch sie der Verleger auch 1>o/.ii^lich der in Absatz 1 ge- 
nannten Urheberrechte, also in jeder Beziehung als Kocht.snachfolger des Urhebprs» 
bezeichnet werde, und somit hier eine Erhebang der tatsüchlichen Kegel dr« wirk- 
lichen, Dioiii bloM eomnuaioinweiMn Verlagen »ir reehtiidien Vennntung eintrete. 

«Ein gleidiw Schote in der Dannr von SO Jahren . . . vom AUanfe deej. 
.... in welchen dan Werk saerst erschienen ist, w. sogeatattden .... a) ... . (ano- 
nymen) . . . b) . . . Pseudonymen Werken . . jedodi . . vorausgesetzt, das-'s nicht auf 
dem Titelbl., unter der ZuciKnunp oder am .Stlilus<t> der N'orredo «irr Herausgeber, 
Unternehmer, Besteller l) genannt ist, welcher in das volle Hecht eines Urhebers 
tritt. — Üelnrjgena ateht die Wahrnehmung der Bedhte dea anonymen oder paendo« 
nymen Aatora dem Verleger dea Werkes ala Stellvertreter in.* 

7* 
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genannt, dann erscheint er ak der einzig dazu Bereehtigte, und der 
Verleger als nicht berechtigt, selbst wenn der Heransgeber es ver- 
säumen sollte, die Rechte des Urhebers zu wahren. Dem Inhalt nadi 
ist aber die Berechtigung und Verpflichtung des Herausgebers die- 
selbe, wie die hier normirte des Verlegers, und Letztere ist wieder 
nach dem Reichsgesets ganz so geregelt, wie nach dem Patent, wir 
können daher im Folgenden den Herausgeber und Verleger nach dem 
Reichsgesetz gemeinsam mit dem Verleger, (aber nicht mit dem Heraus- 
geber) nach dem oesterreichischen Patent behandeln. 

Daraus nun, dass diese gesetzliche Stellvertretung f&r die 
.Rechte des ürhebers*, nicht des Verlegers (und nach dem Reichs- 
gesetz auch nicht für die Rechte des Herausgebers) angeordnet ist, 
geht hervor, dass auch ihre Geltendmachung nur zu Gunsten des Ur- 
hebers stattfinden darf, nicht zu seinen Ungunsten, also insbesondere 
nicht wider seinen Willen. Sie ist eben für den Urheber weder mate- 
riell noch formell eine Zwangsstellvertretung, ee wird ihm also dadurch 
nicht verwehrt, selbst unter seinem wahren Namen klagend aufzu- 
treten, auch im Einzelnen ist der Stellvertreter verpfliditet, sich gSnz- 
lich nach dem Willen des Urhebers zn richten, also au£sutreten, wenn 
dieaer es veriangt, oder es zu unterlsasen, wenn er es untersagt,') 
oder davon abzulassen, oder ihm die Weiterführung des Processea zu 
überlassen, wenn er will, auch auf seinen erklärten Willen hin davon 
abzustehen. Jedoch kann der Stellvertreter auch ohne besondere Bevoll- 
mächtigung des Urhebers auftreten, auch dem Beklagten gegenüber gilt 
Alles als vom Urheber autorisirt, so lange dieser nicht ausdrüddich da- 
gegen Widerspruch erhoben hat, insbesondere kann der Beklagte dem 
Urheber, der selbst neben dem Stellvertreter auf dem Civibechtswege 
klagen will, die Einrede des seh webenden Streites entgegensetzen. 
Femer kann der Stellvertreter, insbesond^ der Verleger auch jene 
Urheberrechte wahrnehmen, die er nicht oder nur beschränkter Weise 
erworben, so z. B. das Recht der Aufführung, der Nennung der Quelle 
bei einem Oitat, und der Verieger hat diese Rechte selbst dann, wenn 
die Auflagen, zu welchen er berechtigt war, ganz vergrilTen rind, ob- 
wohl er dann nicht mehr ein eigenes Recht hat, eben darum, weil 
es sich nicht um ein solches handelt, und weil das Gesetz diesen Fall 
nicht ausnimmt 

Mithin braucht der Stellvertreter auch für das spedell geltend 



1) Naturlidi dies All«! nur basOgltch dca Recbtes dea TTrb«b«n, nidit d«r 
«igmien Baebto. 
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za machende Recht keine Sachlegitimatioo nachzuweisen, er brancht 
aber nicht einmal nachzuweieeni dass er wirklich der Verleger ist» 
aondoii «der auf dem Werk angegebene Verleger gilt ohne weiteren 
Nachweis als der Rechtsnachfolger des anonymen oder Pseudonymen 
Urhebers' § 28 Rg. zum Schluss, und damit auch vermOge des übrigen 
Inhaltes des Paragraphen als befugt zur Geltendmachung der Rechte, 
bezüglich welcher er nicht Rechtsnachfolger ist Dasselbe muss aber 
vom Heransgeber per analogiam gelten. Im Patent ist das zwar f&r 
den Verleger nicht eben so deutlich gesagt» aber in diesem Punkt 
dürfen wir auch für das oesterreichische Recht die Analogie mit dem 
Herausgeber annehmen, obgleich f&r diesen sonst nach dem Patent 
Anderes gilt Nach § 14 tritt nämlich der, welcher auf dem Titel- 
blatt etc. als Herausgeber, Unternehmer oder Besteller genannt ist, 
schon dadurch ohne weitem Nachweis in das volle Recht des Urhebers. 
Folglich genügt für den Herausgeber u. s. w. zur Geltendmachung 
seiner Rechte die Nennung auf dem Titelblatt, daher muss sie auch 
f&r den Verieger zur Geltendmachung der Urheberrechte genflgen, 
heisst es doch § 14 b .Uebrigens steht die Wahrnehmung der Rechte 
• dea anonymen oder Pseudonymen Autors dem Verleger des Werkes 
als Stellvertreter zu*. In der Tat ist diese Rechtsvermutung geradezu 
notwendig, um den oben erwähnten Zweck der Stellvertretung durch 
den Verleger nicht zu vereiteln, denn, mttsste er seine Verlegerschaft 
erst beweisen, so mttsste er den Urheber nennen und somit verraten, 
während dann, wenn es Sache des Gegners ist, ihm seine Nichtver» 
legerschaft zu beweisen, man ihn wenigstens nicht nötigt, selbst einen 
solchen Verrat zu ttben. — Aus demselben Grunde gilt das Gleiche 
in dem Fall, wenn der Verleger nicht die Rechte des Urhebers, son- 
dern seine eigenen Verlagnechte geltend machen will, aber auch hier 
ist ein Gegenbeweis möglich. 

Anders ak die Stellung des Verlegers ist, wie schon erwähnt, nach 
§ 14 des Patents die Stellung des Herausgebers, Unternehmers und Be- 
stellers eines kryptonymen Werices mit Eintritt »in das volle Recht eines 
Urhebers*, mit andern Worten; jene Personen werden vermöge ge- 
setzlicher Fiction wie Urheber behandelt, daher wird davon.zu sprechen 
sein, wenn wir von Entstehung des Urheberrechtes durch fremde 
Urhebertätigkeit ndexk werden. 

Mit dem deutschen Rechte stimmt von ausländischen Gesetzen 
das norwegische Art. 42, und auch das ungarische in 9 28 Qberein, 
nur dass es zuerst statt vom Verleger vom .Commissionär* spricht, 
and dann der ,auf dem Werke genannte Verleger, beziehungsweise 
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Commissionär bis zum Nachweis des Gegenteils als liechtenach- 
folger des Pseudonymen oder nicht genannten VeiÜMsers betrachtet 
wird*. 

Das hoUftndiache Gesetz lisst in Art. S den Herausgeber und 
mangels eines solchen Namens auf dem Titelblatt oder ümscblag 
den «Drucker*, d. i. Verleger -solange als Urheber gelten, bis ein 
anderor sich als berechtigt ausweist, was das belgische Oesetz in 
Art. 7 sogar dahin ausdrückt, dass er Dritten gegenüber als Ur- 
heber gelte, übrigens eine gesetzliche Fonnulirung der in Frankreich 
üblichen Doctrin und Praxis, die sich also aus dem Unterschied zwi- 
schen originärem und abgeleitetem Urheberrecht hier wenig macht. So 
Pouillet 147 (siehe weiter unten). Dasselbe enthält das spanische 
Gesetz in Art. 3 und das portugiesische Civilgesetz in Art. 586, 
während das dänische und das schwedische Gesetz darüber Nichts 
sagen. 

Bekanntlich hOrt bei kiyptonymen Werken manchmal die Kryp- 
tonymität auf, als solche zu bestehen, der wahre Urheber wird eben 
als Urheber offenkundig, allbekannt, notorisdi, oder wie man es sonst 
nennen mag.<) Dies kann a) dadurch geschehen, dass der Urheber * 
bei einer wiederholten Veröffentlichung des Werkes nch dazu bekennt. 
Dabei wird er aber nur aus dieser neuen VerOffimtlichung als Ur^ 
heber ersichtlich, nicht aus der alten, daher auch nicht für die alte 
Veröffentlichung und solche Personen, die nur die alte Veröffentlichung 
kennen. Es kann jedoch b) der Urheber auch ohne das offenkundig 
werden, und diese Notorietät ohne Nennung bei der etwaigen neuen 
Veröffentlichung, oder ganz ohne neue Veröffentlichung teilt sieh ancb 



') Aneh b« anoaymen Weiken kann der Uiheber oflfeDkandig werden, m s. 

B. ist heute als Componist der Weibnacbtshyiniie «Stille Nftcht" d< r Sduilnieister 
Franz nt-uLor am Hallein bekannt. Kciii'^'^vvcgs wäre es unbecrflndet, aucli für dieso 
anonyiiH-n \N erko mit notorischem Urluibrr zu verlangen, dass sie von Roclitswogon 
wie aletbuu^uie Werke behandelt werden sollen, da auch hier dem Werke selbst, und 
swwe in jeder Ausgebe die Notorietftt des Urhebers anheftet» imnieriun ist aber hier 
kein Namen yorhandeo, der den wahren Urheber Terrllt, also lisst sieh hier die 
Wirkungslosigkeit der Notorietät doch noch eher hören, als beim notorisch gewor- 
denen l's'Midonym. — Von dem Fall, daas der Urheber trotz Anonym oder Pseudo- 
nym für du» eiiuelue Werk von allem Aufang an bekannt ist, (wol zu uriterscbeiden 
von dem später im Text ErürterteOi dass das Pseudonym fQr alle damit bezeicbnoUm 
Werke notorisch wt, dase aleo die NotwietSt eine bleibende ESigenaohaft dieses 
Paendonyms ist,) Hesse sich dasselbe sagen, indessen Sei diese Fordemng noch 
weniger gestellt, als jene obige bezQglich des etst spiter notoriseh gewordenen 
Anonyme. 
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der alton YdrOffentlicIittiig mit und aolchen Leuten, die bloss sie 
keoneii. 

üben aus dieeem Qrunde sollte niindestene die Notorietftt der 
unter b) genannten Art auch vom fiedit berlloksiditigt werden, da ja 
sonst doch das Recht allgemein die Notorietftt als erhebliche Tat- 
sache behandeltw Nach der Natur der Sache mflsste man vielmehr 
der Eryptonymität keine rechtliche Wirkung mehr beilegen, sobald 
sie die tatsichliche Wirkung, den wahren Urheber za verbergen, ver^ 
loren hat GehOrt ja doch die Notoriet&t des Urhebers zu jenen 
olfenkundigen Tatsachen, die besonders in den Kreisen notorisch eand, 
für welche ihre rechtliche Wirkung Bedeutung hat, in den Kreisen 
von Verlags-» Theater- und Conoerfaintemehmem. 

Gerade die Notorietät kryptonymer Urbeber ist also für das 
Beeht weniger relativ, als jede andere Notoriet&t, aber nicht bloss 
aus dieser Betrachtung ergibt sich dies, sondern auch, und noch weit 
mehr, aus Folgendem. Da die Notorietät in der Allbekanntheit des 
Verfassers von einem kryptonymen Werke eben als Verfasser davon 
besteht, kann der Verfasser dieses Werkes als solcher nicht allbekannt 
sein, ohne dass das Werk selbst allbdkannt, also berühmt wäre. 
Wenn also, sagen wir z. B. dreissig Jahre nach dem öfifentlichcn Er- 
scheinen der Urheber schon oder noch notorisch ist, ao ist das Werk 
nach dreissig Jahren schon oder noch berühmt, daher muss, wer das 
Werk nach dieser Frist neu auflegen oder aufführen will, nicht nur 
dieses, sondern auch den Urheber kennen, es ist undenkbar, dass er 
im guten Qlauben an die Kryptonymität handle. Gar, was Pseudo- 
nyme betrifft, ist bei den meisten das Pseudonym als solches Ursprung* 
lieh gar nicht erkennbar, nämlich bei allen jenen nicht, wo das Pseu- 
donym in einem ausgeschriebenen Eigennamen, nicht in einem 
Gattungsnamen (wie ,Germanicus, Austriacus") oder in blossen An» 
fongsbuchstaben besteht. Bei jenen T-oudonym-Eigennamen muss 
also, selbst bei einem obscur gebliebenen Werk und VeHasser deijenige, 
der es nach dreissig Jahren wieder veröffentlichen will, den wahren 
Verfasser erfahren, indem er erst dadurch, dass er erfahrt, es sei ein 
Psoüdonym, veranlasst werden könnte, es neu zu veröflfentlichen, da-_ 
mit erfahrt er aber auch, von wem es herrührt Für Musikalien 
kommt noch hinzu, dass sogar hei Pseudonymen, die als solche er- 
kennbar sind, eine Erkundigung zu dem Zwecke, um sie neu zu 
drucken, stattfinden muss, weil nach dem modernen Brauch die Jahres- 
zahl des Erscheinens auf dem Werk nicht vermerkt wird, für die 
Wiederaufführung bloss aufgeführter, aber nicht gedruckter Pseudo- 
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nyme ist ohnehin die Erkundigung nach der Zeit der ersten Auf* 
führung selbetverständlich, und mitbin auch die Gowissheit, den Ur- 
heber kennen zu lernen, wenn er notorisch ist. 

Dennoch wird der Offenkundigkeit des Urhebers hentzutage fast 
nur von den fremden Rechten Wirkung beigelegt. 

Am weitesten gehen darin die Franzosen, deren Doctrin und 
Praxis den Satz aufstellt, daas jedes Bekanntwerden des Urhebers die 
Anwendung der gewöhnlichen Begeln zur Folge hat, während, so 
lange der Urheber unbekannt ist, der Verleger so betrachtet wird, 
als ob er Urheber wäre.') Nach dänischem Recht genügt die Be- 
kanntmachung des Urhebers bei einer neuen Ausgabe, oder durch eine 
Erklärung nach den bei Bekanntmachungen voigeschriebenen Regeln.*) 
Aehnlich ist das schwedische Gesetz vom 10. August 1877 Art 8: wenn 
der Verfasser vor Ablauf von 50 Jahren nach der ersten Ausgabe 
der Schrift sieh auf dem Titel einer neuen Ausgabe zu erkennen gibt, 
oder durch eine Anmeldung im Justizdepartement und eine dreimalige 
Ankündigung in öffentlichen Blättern, hat er dasselbe Recht zu ge- 
niesseo, wie nach g 7 (d. i. bei benannten Werken), damit stimmt 
das norwegische Gesetz fast ganz fiberein, nur dass statt der An- 
meldung eine Deelarataon im Amtsblatt und im Buchhändlerblatt 
stattfinden soll, Art. 9. Portugal verlangt in Art. 586 dee neuen hfirget^ 
liehen Gesetzbuches zu diesem Zweck nur, dass sich der Urheber ge- 
setzmässig zu erkennen gebe, ebenso Spanien in Art. 26 eine legale 
Form für den Beweis der Autorschaft, während Belgien den Urheber 
seine Rechte austtben läset, sobald er sich flberhaupt zu erkennen 
gibty Art. 7, also auch darin die französische Doctrin und Praxis 
legislativ anerkennt. 

Von der deutschen und oesterreichischen Gesetzgebung aber ist 
die Offenkundigkeit nur wenig, und merkwürdiger Weise gerade nur 
in älterer Zeit berfickaichtigt worden, nämlich im Bundesbeschluss 
vom 22. April 1841 Art. 2, ued auch da nur so nebenher, indem es 
u. a. heisst «hat jedoch der Autor die Auffährung seines Werkes ohne 

*) Pouillet 147 cit. Quid, si I'ouvrage est anonyme? — De denx choees Tim«, 
ou ratst<»ur tinira jar se r^v^ler, et alors los rdglee nrdinaircs reprondront lear em- 
pire c'est sur ea vie, que s« rd^lera Ja duree du druii de propnet4$; (oü bien le 
voUe qui eaehe aon iMua ne m» jamiüt hvi^ et alore l'iditour, c'oat ä dire, celui, 
qui auFB solon TexprenioD de la loi» mis rottvnge da joar, aera oonsidert oomme 
Stellt raiiteur mhmt 6» Toeam, et 1a dorte da droit aera riglte comme a*ü Viiaii 
en effet. 

Gesetz von 1857 Art. 6. 
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Nennung seines Famüien^ oder offenkundigen Autornamens 
irgend Jemanden gestattet, so findet auch gegen andere kein aus- 
flchliesslicbee Recht statt» dann z. B. im Braunschweig'edien Landes^ 
gesetz von 1842 § 5. Wächter Verlagsr. S. 435 Anm. 13 und in der 
Theorie ist noch Wächter daselbst, S. 434 f. dafttr eingetreten. >) 

In der Gesetzgebung zeigt jedoch schon das Patent den Anfang 
der entgegengesetzten Anschauung. § 23 b daselbst lässt den Schutz 
gegen unbefugte Aulffihrung fttr kryptonyme Werke nach zehn Jahren 
erltechen «ohne Unterschied, ob der wahre Name des Verfassers 
oder Tonsetzers nach geschehener, wenngleich nur einmaliger Cflfent^ 
lieber Auff&brung bekannt wird oder nicht*, was fttr das oester- 
reichische Recht keine Ausnahme, sondern eine Regel bedeutet. Indem 
es in B 14 als kryptonym jedes Werk behandelt, bei welchem auf 
dem Titelblatt oder untcur der Zueignung, oder am Schlüsse der Vor- 
rede der Name des Urhebers nicht ersichtlich ist (lit. a daselbst, der 
analog auch für lit b gilt). In dieser Richtung hat sich die deutsche 
Doctrin und Praxis weitergebildet, indem sie heutzutage ausdrücklich 
und fast flbereinstimmend läugnet, dass die Kiyptonymität, zumal die 
Pseudonymitat duro^ Offenkundigkeit des wdiren Urhebers aufge- 
hobeo werde. Auf die Gesetzgebung in Deutschland hat das aber 
den Einfluss gefibt, dass daselbst vom offenkundigen Urhebemamen 
nicht einmal mehr die Rede ist, und dass man durch besondere Ein- 
richtungen denselben Erfolg von Rechtswegen zu erreichen trachtet, 
wie ihn die Offenkundigkeit tatsächlich mit sich bringt, insbesondere 
tut dies das Reichsgesetz. 

Dennoch bleibt es mit meinen Begriffen von Redlichkeit und 
Gerechtigkeit unvereinbar, die Offenkundigkeit zu ignoriren, so- 
weit die Gesetze zu diesem Ignoriren nicht geradezu zwingen. Vor 
Allem wissen wir schon, dass der vom Urheber nicht 'bloss als 
Urheber, sondern auch in andern Eigenschaften gebrauchte Name 
kein Pseudonym ist, sollte er auch nicht der Familienname sein, 
er ist der «wahre Name*, wdl er den wahren Urheber verrät, 
das G^nteil ist eine nicht juristische, sondern polizeiliche, nämlich 
von dem Polizeibegriff der Falschmeldung entlehnte Anschauung. 

*} Der Bundesbesehltiss erscheint durch § 8 Fnt. für Oeefcmreich mfgehobeD, 

woldier jpdo Anfführung ungcdnuktcr Werke verbietet. 

Di© iilirigens in Deutßcliiaml wirklich litri.srlit So hat mm da.s preuflsi- 
Bclte Obertribuijal (Erk. vuiu 4. März 1870) die üedichte Lienau's, der «ich bvlbst in 
Briefen and im penftnlichen Vwltekr nie enders nannte, ale Pseudonym erkliri! Dam- 
badi 8. 110. 
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Aber auch der blosso Urhebornaiiie hört wenigstens für die Zu- 
kunft auf, ein Piseudoiiym zu sein, sobald es allgemein bekannt wird, 

wer sich darunter verbirgt, also für alle Werke, die geschaflfen sind, 
nachdem er notorisch gewonlen ist, ebenso wie eine durchlöcherte 
oder durchsichtig geworderio \ eriiüllung aufhört, eine Verhüllung zu 
bilden, l'e lege ierenda wäre dies, wie oben gezeigt worden, auch 
für die VN'eiko /ti behaupten, ili ' \ür dein Xulorischwerden des Pseu- 
donyms entöianden sind, insbesondere würde bei zugelassener Kiick- 
wirkung der Notorietät vermöge ihrer nachgewiesenen unausbleib- 
lichen Wirksamkeit in den urheberreclith'ch interesöirten Kreisen die 
von Wäcliter S. 140 Anm. 7 boliauptete Misslichkeit der Grenze 
zwischen grösserer und geringerer Notorietät gar nicht besteben. 
Aber naLlidi in unsere Gesetze ausdrücklich von pseudonyni erschie- 
nenen Werken sprechen, andererseits für solche durch das Offen- 
knndigwerden der Urhebers keine Verlängerung des 1h ^ lit-srhut/.o 
eintreten lassen, so wird durch oigenmäclitige Vei-fügung über bolch*^ 
Werke nach Ablauf der für i'.-i ine beöLiuiialen Schutzfrist kt iiie 

Uechtsverletzung begangen. 1 liiiLn'L'cn für jene erst nach Xotoriscli- 
werden des Pseudonyms erschienenen \\ erke, die dennoch unter diesem 
, Pseudonym' erscheinen, fehlt auch in unseren Gesetzen die Möglich- 
keit, sie unter den gesetzliciien Begriff von Pseudonymen Werken zu 
zu subsuniiren, eben weil das Heichsgesetz in § 11 von einem Schritt- 
werk spricht, »welches entweder uuter einem andern, als dem wahren 
Namen des Urhebers veröffentlicht ... isl" und ebenso das Patent 
in § 14 von den „unter einem andern als dem wahren Namen des 
Autors erschienenen Werken", sie legen also Beide grundsätzlich 
das Gcwiclit darauf, dass die ])etrefTenden Werke beim Erscheinen 
pseudonyni sind, und das sind sie schon zu dieser Zeit nicht mehr, 
sobald der Urhcbername sofort beim Erscheiueu den wahren Urheber 
verrät, mag jener Urheliername auch nicht der Familienname sein. ^) 
Wirklich kann die Offenkundigkeit des Urhebernamens so weit gehen, 
dass Jemand auch im bürgerlichen, d. h. nicht schriftstellerischen oder 
künstlerischen Leben, nur durch und somit auch nur unter seinem 
Urhebernamen bekannt ißt'} 

*) bio Motive zum iieichsg. Dauiback S. III, b üprecben nicht dagegen, denn 
auoh diese reden nur von .sonstiger Ptoblioalioii' des wahran Nameom also von «pic 
torer BekanntmMhiuig. 

Eine aotehe Persönlichkeit war der Haler CSanoB in Wien, und ist noch da- 

pHbst der Coroponist Gotthard, die Niemandem ausser ihren nächsten Verwandten 
uud der Poiixei je unter anderm JSamen bekannt waren, obwohl ihre ii'amiUcnnamcn 
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Aber nicht nur kann ein ursprttnglichee Kryptonym diese Eigen- 
fichalt für sp&ter endidnaide, aber damit nodi beseicbnete Werke 
verlieren, sondern es kann zweitens auch selbst ftUr das mit dem 
Kryptoiiym veröffentlichte Werk die Eryptonymität aufhören, und 
das trifft zu bei kryptonym nicht gedruckten, sondern nur aufgeführten 
Werken, indem diese durch jede Veröffentlichung mit dem wahren 
Namen die Kryptonymitftt verlieren. Dies muss zunSchst vom Patent 
behauptet werden, obwol ^ darin nicht gesagt wird, aber es ergibt 
sieh aus der Natur der Sache, denn .anonyme oder Pseudonyme 
Werke* können die auf keinen Fall mehr genannt werden, die einmal 
sdion alethonytn gedruckt oder öffentlich aufgeführt wurden, mag 
auch die erste Auffahrung in der Oeffentlichkeit kryptonym gewesen 
sein, diese Eryptonymität war etwas VorQbergehendes und wird durch 
jede sp&tere Veröffentlichung des Werkes mit dem wahren Namen 
getilgt; dem steht auch § 2db nicht im Wege, ja er spricht vielmehr 
dafür, denn dieser erklftrt bloss das Bekanntwerden des wahren 
Namens «nach* geschehener öffentlicher AuffDhrung für wirkungs* 
los, aber nicht das Bekanntwerden durch und bei der Autf&hrung 
und durch den Druck. — Genau dasselbe gilt fUr das Reicbsgesetz, 
wo sogar § 52 fOr »anonyme und Pseudonyme Werke, welche zur 
Zeit ihrer ersten rechtmässigen öffentlichen Aufführung noch nicht 
durch den Druck veröflfontlicht sind* ausdrüdLlich gesagt wird: »wenn 
der Urheber das' Werk innerhalb derselben Frist (von dreissig Jahren) 
unter seinem wahren Namen veröffentlicht (also ohne Unterscheidung 
des .Wie*) so gelangt die Bestimmung des § 8 (dreissig Jahre vom 
Tod des Urhebers ange&ngen) zur Anwendung*. Dies gilt allerdings 
nur für den AuffQhrungsschutz, fDr den Schutz gegen Druck ergibt 
sich aber das Aufhören der Eryptonymität durch den Druck mit 
i^rahrem Namen bei vorher kryptonym aufgeführten Werken daraus, dass 
für diesen nach g U es genügt, dass der wahre Name des Urhebers 
auf dem Titelblatte u. s. w. angegeben ist, also die Beschaffenheit des 
Druckes für die Frage nach der Benanntheit das fintacheidende 
ist, sobald das Werk einmal gedru^t wurde, nicht die Beechaffenheit 
der Aufführung, offenbar, weil, wie schon gesagt, der Druck etwas 
Bleibendes ist. Damit stimmt auch § 55 des ungarischen Gesetzes 
über^. 

Hingegen werden kryptonym gedruckte Werke durch neuerliche 

fßsu andcra laut«o. Uebrigens ist di^ ¥on dem vorhin erwähnten Fall, dass Je- 
inuid unter ragenoiniii«nein Namen in anderer Bigenseliaft» dem ale Urheber be- 
kennt ist, ztt ttttteneheiden. 
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VerOffentlichiuig mit wahrem Namen, sei es auch im Drackei des 
Sehutzee alethonymer Werke naeh unsern Gesetsen sieht teilhaftig, 
und zwar mit Recht Denn diese neue Veröffentlichung ist etwas 
weit Schwächeres als das Notorischwerden des Urhehers, weil dies, 
wie dargelegt, nur bei Berühmtheit des Werkes sintritt, und somit 
dem, der das Werk neu veröffentlichen will, bekannt werden muss. 
Die neue Veröffentlichung mit wahrem Namen aber kann stattfinden, 
auch ohne dasa das Werk berOhmt geworden ist, folglich kann sie 
trotz aller Erkundigung dem verborgen bleiben, der es neu drucken 
oder aufführen will. Nur diese neue Ausgabe als solche somit mit 
den etwa darin enthaltenen Veränderungen ist ein Aletbonym f&r den, 
der sie kennt, aber es wird dadurch nicht die alte kryptonyme Ana* 
gäbe fUr den, der eben nur Letztere kennt. 

Somit gibt es für das Patent Oberhaupt kein Mittel, um einem 
kiyptonym gedruckten Werk allseitig den Schutz des Alethonyms 
zu verschaffen, denn die alethonyme AuffObrung gewährt den aletho- 
nymen Schutz nur gegen Aufführung. 

Hingegen das lleiohsgesetz benützt (sowie zum Vorbehalt des 
ausschliesslichen Uebersetzungsrechts bei litterarischen Werken und 
der Fortdauer eines früher begründeten particularrechtlichen Privi- 
legiums, C und no) auch zu diesem Zweck nach dem Vorgange 
des Frankfurter Entwurfes, Mandry S. 339 Abs. 2, jenen formalen 
Ueberrest der alten Privilegien, den wir schon wiederholt kennen ge- 
lernt haben, die Eintragsrolle, § 11 Abs. 3: 

«Wird innerhalb dreissig Jahre von der ersten Herausgabe an, 
der wahre Xame des Urhebers von ihm selbet, oder seinen hiezn 
legitimirten Rechtsnachfolgern zur Eintragung in die Eintragsrolle 
angemeldet, so wird dadurch dem Werk die im § 8 bestimmte längere 
Dauer des Schutzes erworben." 

Somit kann der kryptonyme Urheber (anders, als der aletho- 
nyme im sächsischen Gesetz von 1844 und im bayerischen von 1865 
der aletho- und Pseudonyme) sich ohne Bescheinigung eintragen lassen. 
Die Folge davon ist, dass die Eintragung nicht, wie nach diesen 
Rechten eine Vermutung für die Urliebersdiaft bildet» sondern bei 
klageweiser Qeltendmachunir He Urheberschaft bewiesen werden muss. 
Andererseits kann aber die Eintragung auch angefochten werden; dasa 
dann der Eingetragene seine UrheberBcliafi nicht beweisen muss, 
sondern der Anfechtendo die von ihm behauptete, erficht sich aoa 
allgemeinen processualisc-lion Grundsät^fien. Nur dann muss sogar der 
Eingetragene seine Urheberschaft beweisen, wenn dem Kläger die 
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Vermatiuig davon zur Seite steht, also z. B. wenn das Werk unter 
dem Kamen dea KIfigers aufgeführt oder nen gedruckt worden ist 
Dasselbe trifft zu, wenn der wahre Urheber nicht in eigener Person, 
sondern um verborgen zu bleiben, durch seinen gesetzlichen Stell- 
vertreter, den Verleger des kryptonymen Werkes die ESntragung an- 
fechten lisst. Denn «der auf dem Werke angegebene Verleger gilt 
ohne weitem Nachweis als der Nachfolger des anonymen oder Pseu- 
donymen Urhebers* (8 28 Abs. 3) er braucht also weder die Recht- 
mtaigkeit des Erwerbes, noch seine Herkunft vom wahren Urheber 
zu beweisen, daher ist weiters damit schon eine Vermutung gegen 
jenen gegeben, dessen Urheberschaft er anficht Letzterer muss so- 
mit den Beweis des Q^enteils fahren, wie aus der Natur der Sache 
auch schon für § 14 b des Patentes auf S. 101 dargetan wurde. 

Die Eintragung muss vom Urheber selbst ausgehen, der Ver^ 
leger hat dem Urheber gegenüber kein Recht dazu (s. Endemann 
S. 36), aber er braucht die Ermfichtigung dazu nicht zu beweisen, 
andereneits kann der Urheber ihr widersprechen und sie wieder 
streichen lassen, wodurch sie auch ihre Wirkung verliert.*) 

Die Beendigung der Kryptonymität durch Eintragung des wahren 
Namens in die Eintragsrolle ist vom ungarischen Oesetz dem deutschen 
Reichsgesetz nachgeahmt worden, Art 13, 55, während die Gesetze 
anderer Nationen, wie gesagt, auf andere Art die Kryptonymitftt auf- 
boren lassen. 

IV) Dem Begriff des Urheberreclites widerspricht es, dass Je- 
mand durch fremde Urhebertätigkeit, und doch mit der Wirkung, als 
ob er selbst als Urheber tätig gewesen wäre, somit ein originäres 
Urheberrecht erwirbt. Nun erscheinen aber im Patent, das doch grund- 
sätzlich den Urheber zum Herrn und Eigentümer seines Werkes er- 
klärt, sowie in fast allen ältnen und teilweise auch in neueren Ge- 
setzen, originäre Urheberrechte zuerkannt an Personen, die ganz oder 
zum Teil Nichturheber sind u. zw. zuerst im Patent g 1 Abs. 2 ff.: 

«Dem Urheber wird, sofeme nicht besondere Verträge entgegen- 
stehen, In Beziehung auf den durch dieses Gesetz gewährten Schutz 
^eidigehalten: 

') Auch «iii Beleg fQr den ZnMunmenhang des Urhebeireohtcs mit der Per- 
son des Urbebers und den Uebergang nur einzelner VerrOgungsmöglicbkeiten auf 
Andere, dahfr auch pin Beweis dafür, wie unrichtig: os theoretisch tind legislativ 
ist, diese VerfUgungsmöglicbkeiten zu besoudcrn einzelnen hechten zu machen, an- 
statt das Urhebenecbt «Js Henscbtll im Uriisba» im Ganzen aufzufassen, von 
walchcr dia einiahieii BaftisBina nur AnaflOtaa und Evachenmngaroiinsn sind. 
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a) der Besteller eines Werkes, welcher dessen Bearbeitung und 
Ausführung nach einem gegebenen Plane und auf seine Kosten an 
dnen andern Obertragen hat, 

b) der Herausgeber oder Unternehmer eines Werkes, welches 
durch die Lieferung selbständiger Beiträge mehrerer Mitarbeiter g»> 
bildet wird, 

c) der Herausgeber eines anonymen oder Pseudonymen Werkes 
(§ 14 a, hy 

Also ist hier, wie noch zum Ueberfluss in der Einleitung aus- 
drücklich gesagt wird, nur eine Dispositivnorm statuirt, die Parteien 
können Anderes festsetzen, woraus sich schon ergibt, dass auch dieses 
Urheberrecht nur vom Urheber her erworben werden kann, auch im 
Fall c, in welchem nämlich dies nicht schon aus dem Wortlaut des 
betrefifenden Absatzes hervorgeht. Dennoch wird das abgeleitete Ur- 
heberrecht in diesen Fällen vom Patent und in manchen auch von 
andern Gesetzen wie ein durch eigene Tätigkeit Erworbenes be- 
handelt, es ist ein abgeleitetes Urheberrecht, das einem urspriing- 
liclien rechtlich gleichgestellt wird. Die Ableitung zeigt sich in der 
schon erwähnten Notwendigkeit des rechtniiissigen p]rwerl)es von 
einem andern Urheber oder Miturheber her. in allen übrigen Bezieh- 
ungen wird das U rhoberrecht kraft der positiven Erklärung des Ge- 
setzes wie ein ursprüngliches behandelt. Folglich muss die subjective 
Urheberroc'htsfähigkeit, und die Dauer regelmässig nach der Person 
dieses Erwerbers, der ganz oder teilweise Nichturheber ist, beurteilt 
werden; zweitens kann dieser ohne besondere Uebertragung regel- 
mässig jene Vorbehalto machen, die sonst nur der originäre Urheber 
machen kann, wie Uebersetzung, Arrangement, Aufführung, aucli ist 
die Geltendmachung aller Rechte an dem Werk nicht Pflicht, sondern 
nur Recht dieses „Urhebers", auch kann dieser T'^rheber, und nur er 
sich der Kxecutiou auf das Werk widersetzen. Offenbar haben wir 
es hier mit einer Tsnchwirkung jener älteren unklaren Anschsüintip; zu 
tun, der die Uriieberschaft noch als Willensact, oder als etwas da- 
rauf Beruiiendes erschien, und die Geisteskraft des Urhebers als eine 
solche, die gegen Entlohnung tränzlich in fremden Dien«t treten 
konnte, wie dies freilich in noch höherem Masse bei Haydu gegenüber 
dem Fürsten Esterhazy der Fall war. 

Am meisten gilt dies von der in a enthaltenen lk»stimmung, die 
niimlich spätere deutsche Gesetze nicht mehr enthalten, was schon an 
sich für ihre Altertümlichkeit spricht, bicsci altertümliche Ursprung 
ist aber allbekannt» indem sich im Wesenthchen dasselbe im preussi- 



Digitized by Google 



V. Entstebong und äubjeet des Rechtes. 



III 



seilen Landrecht I, 11. § 1021 f. findet, von wo es in das badische 
Landiecht § 577 d. a.. ') dann in das oestei reichische bürgerliche Ge- 
setzbuch § 1170, in die Mciningen sche Verordnung von 1829*) und 
endlich in einer ausdrücklich bis zu einem Originalurhebenecht ge- 
steigerten Form in das Patent übergegangen ist.') Dass aber dei- 
Inhalt aller dieser gesetzlichen Bestimmungen mit Einschluss des 
Patentes wirklich ein Ausdruck jener alten Anschauungen über den 
Willen als Grundlage von Urheberrechten ist, wird durch den Com- 
mentar Zeillers zu § 1170 heatätigt: 

,In dem gegebenen Falle wird im Grunde der Schriftsteller von 
dem Verleger gedungen, ein Geißteswerk der Bestellung gemäss fUr 
einen ausdrücklich oder stillschweigend (§ 1 152) verheissonen Lohn 
m liefern. Dadurch wird der Besteller Eigentümer des goliofeiten 
Werkes, worüber er frei zu verfügen berechtigt ist Er kann das 
Manuscript zum Druck befordern, oder ungedruckt lassen; er bestimmt 
die Auflage, und kann nach Belieben eine neue Auflage, oder nucli 
eine neue Ausgabe mittelst eines andern Schriftstellers veraustalten. 

') Preuaa. Ldr. cit. § 1021 : aVorstehendc Eiuscbrüukuugou (des Veriagsrecbtes aaf 
4m «rate An^gmbe il b. w.)cnin Berten d«a Schrifliiellera faUm weg, wenn der Bneh- 
hlndler die Aaetrbeitung eines Werks naoh einer von ihm gefaaalen Idee dem Schrift- 
steiler zuemt fibertragen, und dieser die ÄusfDhrung ohne besonderen schrifllichcn Voi> 
behalt (ihrrnnramen; oder wenn der BuclihUndler mehrere Verfasser zur Ausführung 
einer solchen Idee als Mitarbeiter angestellt hat. § 1022: ,In diesem Falle gebohrt das 
volle Verlagsrecht vom Anfange an dem Buchhändler, und der oder die Verfasser 
können steh wif femer» Auffallen oder Ans^iben weiter kein Recht umsasen, als 
was ihnen in dem schriftlichen Vertrage ausdiacklieh ▼erbehalfcen isL* Bad. 
Ldr. cit.: «Jede niedergeschriebene Abhandlung ist ursprüngliches Eigentum dessen, 
der sie verfasst hat, wenn er nicht allein aus fremdem Auftrag und für fremden 
Vorteil sie entwarf, in weichem Falle sie Eigentum des Bestellers wäre*. Also hier 
wird nicht einmal eine .Idee* oder ein Plan des Verlegers vorausgesetzt. 

Das bOrgerliohe Gesetzbuch Dormirt: «Wenn ein Sobrifteteller nach einem ihm 
TOD dem Verleger vorgelegten Plan die Bearbeitang eines Werkes ttbemimmt» so 

hat er nur anf die bedungene Belohnoog Anspruch. Dem Verleger steht in der 
Folge das ganze freie Verlagsrecht zu." Die Meiiiint;en"s( he Verordnung lautet Art. 8. 
,Das Recht des Verfassers kommt donji'nigen Verlegern zu, welche den Plan eines 
Werkes, eines Repertoriums, einer Encyclopädte u. dgl. durch einen oder mehrere 
Sohriftsieller haben ausarbeiten lasssn*. 

') Aber wol nur in der Fenn des Aasdruekes fand eine Steigerung statt. 
Sadilieh ist das originSre ürhebeireehtk wie im prensaischen Landreeht («das volle 

Verlagsrecht vom Anfange an") so auch im bürgerlichen Oesetzbuch („das ganie 

freie Verlagsrecht*). Dies gegen Wiichtcr Verlagsr. S. 188, wap aucli diirans hervor- 
geht, dass die Materialien nicht.s Hi-sonderes dazu bemerken, also offenbar die Be- 
stimmongen la für keine Neuerung halten. 
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Ueborhaupt ist dieses Verhältnis nach den obigen allgemeinon tiechis- 
verh&ltnissen zwischen einem Besteller und Beeteliten 11dl — 1157) 
zu beurteilen;* 

wogten sofort zu bemerken ist, dass der noch so enteobiedene Wille, 
ein litterarisches oder künstlensches Werk ins Lebon zu rufen, dies 
nicht zu bewirken vennag, sondern nur die Qeistestätigkeit, dass so- 
mit nicht die Anregung des Verlegers, sondern nur die Leistung des 
Verfassers das Werk zu Stande bringt, weshalb gerechterweise aueb 
in diesem Fall dem Verfasser und nur dem Verfasser ein ursprüng- 
liches Urheberrecht gebührt, dem Verleger höchstens ein abgeleitetes 
Recht (und auch das nicht mit gänzlichem Verlust jedes Rechtes des 
Urhebers), selbst in dem Falle, dass der Verleger den Plan dazu ent^ 
worfen, d. i. nicht bloss den Gegenstand, sondern auch die (inindge* 
danken und die Grundlinien des Gedankenganges angegeben hat. Denn 
dann verdient er nur dafür ein ursprüngliches Urheberrecht, somit 
für das Ganze nur ein ursprüngliches Miturheberrecht, zu dem er 
freilich durch den Verlag das andere Miturheberrecht, nämlich das des 
Verfassers, als abgeleitetes hinzu orwirbt. Die von Schürmann I Cap. 12 
citirte Kritik Heydemanns an § 1U21 des preussischen Landrechts ist 
daher ebenso zutreffend wie die neuesten Versuche von Schürmann, 
nicht nur diesen Paragraphen, sondern überhaupt das „Urheberrecht 
verlegerischen Ursprungs" zu rcclitfertigen, missglückt sind. ') 

Nun ist aber dieses Ihheberrcclit des planentwerfenden Ver- 
legers untl Bestellers nur in der Litteratur, nicht in der Tonkunst 
und bildenden Kunst möglich, ubwol es Ves(iue S. 47 ohnewoiters als 
zulässig betrachtet, ebenso Wächter, Verlagsr. I S. 186 A.nm. 12.^) 

*) TrelTeiid ist die Kritik, die er von Dembaek (Detttacbe Littenitiiiiml;g. Tom 
14. Jani 1890, XI, 24 «rfUirt: «Dis vorliegende Baeh gibt wiedenmi einen Beweis 
dafür, wie bedoiklicb es ist, Uber Gegenstände n sobxeiben, die msa wiMenaehaf^ 

Jich nicht im vollsten rmfans beherrscht' 

') »Wie bei iiiedeni Arbeiten um I/chn (locatio r oiul. tipcrar.), so kann es auch 
bei geistigen Arbeiten vorkonuncn, dass ein Verluger, Bealellur, Lnternehiuer die 
Anordnnng nnd Mtende Idee gsb, »nur die Atnftbning einMlner Arbeiten dem be- 
treffenden Schriftsteller auftrug. Ist dessen Arbeit nnr die eines Geblllfai» und 
bleibt ihm die Autorschaft des Ganzen als solchen fremd, so steht das ursprüng- 
ürhp Vrrlagsrecbf hierin dorn ppnnnntfn Yorlogor oder Untonuhmer zn. Khonso 
kann es bei musikalischen Compositionen, oder hvi Ausführungen bildender Kunst 
sein*. Vor allem ist dagegen zu bemei4(en, dass auch in der Litteratur der, welcher 
einoi gegebenen Plan snsfllhTt, nicht bleaser GebQlfe deqenigen ist» von dem der 
plan berrührt Noch weniger ist dies in der Musik und bildenden Kunst der Fall» 
mag nun der .Plan" in blossen Worten, oder in künstlerischer Skizzirang, also in 
Tönen, bexiehungeweiae Linien, Farben und Fonnen gegeben sein, wie oben im Text 
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Das ist aber unrichtig, und zwar wegen der TJrhebert&tigkeit, die das 
Patent § 1 a vom Besteller fordert. Dieaer soll» was insbesondere 
gegen Vesqae a. a. 0. ') geltend 2U machen ist, darnach nicht bloss 
moralischer Urheber, sondern geistiger Mitarbeiter sein, der Plan ist 
als der Inbegriff der Hauptgedanken und als ümriss des Oedanken- 
ganges gedacht, somit als Bestandteil des Werkee' selbst. Einen 
derartigen Plan kann es aber für ein Tonwerk gar nicht geben. Denn 
besteht der »Phin* in wörtlichen Angaben über die geforderte Be- 
schaffenheit des Tonstückes und seines Ganges,*) so bildet er keinen 
Bestandteil des Werkes, weil ein solcher doch in kflnstlerischer Ge- 
staltung eben desselben Materials bestehen muss, aus welchem das 
Werk tlberhanpt besteht, also in Gestaltung von TOnen; der Urheber 
jener wörtlichen Angaben hat also nicht Anteil an dem Werk im 
Sinne des § la des Patents. -— Aber auch, wenn das vom Besteller 
Gegebene aus Tönen besteht, kann doch von keinem Plan im Sinn 
des Patentes gesprochen werden. Themen oder Motive sind für einen 
Plan zu wenig, sie sind blosse Ausgangspunkte, keine Entwicklung; 
auch die GrundzOge der Letzteren muss aber ein Plan vorzeichnen, 
femer verhfilt sich die Verarbeitung zum Thema keineswegs, wie das 
Besondere zum Allgemeinen, sondern wie das Besondere zu einem 
andern (höchstens im Allgemeinen mit ihm übereinstimmenden) Be- 
sondem, während gerade darin das Charakteristische der Ausführung 
nach einem gegebenen Plan liegt, dass die Ausführung eine Speciali- 



dn Nfthere' dargelegt wird. Feraer ist aber aach da« eine gti» unbegrilndeto An- 

■icbt, dass der GebQlfe keinen Anspruch auf Urheberrecht habe, sondern man muss 
meines Erarbtoris untcrsclu'idon zwischen einom Gnlifilfcn. (icr ürhebortitigkeit ent- 
wickelt (z. H. die Von ( »!(>, Anmerkungen, auch alphabetische Verzeichnisse geschrieben, 
wie des Karajan-i'ugatsoher'sohe zu Orimins R.A. Setzbarger Reelecbulo 1877, 
die Bekletdeng, den Hintergrand n. dgl. bei ebem Portrll gemein die Begleitung in 
gewissen Mittelstimmon compenirt hat) und einem Geholfen ohne UrhebertAtigkoit 
(wie dem Cojpi.sten, dem grammatisclicn (h1i_t urtho^raiiliihciu'ii Conoofor, beide in 
Litterntur und Mii.^ik, dem rarl)L>ureiber. Lciinv atidcrzeuger u. dgl. in der bildenden 
Kunst). Krsterem steht bezüglich des von ihm geleisteten ein Urheberrecht, also 
bezfigKch des Genzen ein Miturheberredit zu, letzterem netttrÜch ger kein Ur» 
hebemeht 

') Er sagtn. a.: , Wen Jet man diese Beetlmmung (§ 1 a) speciell auf mosiks* 
li.Hclic Wf'ikt; an, so duiftc die .Ausfiilmini? nach einem gcgfln-iuMi Piano" wp;»- 
fallen, ingofcrn es sich um den Inhalt, um <li n iniioni Ran eines Tmistückes, welciicr 
nicht wol dem Componistcn vurgezeichiiet werduu kann, suudern der Krtindung des- 
eelbea «nhdakgeetellt bleiben mnee. Die Beetelloog wird liob deher nur auf die 
Qettaog des TonstOekee, und deeeen flnaeere Ferm bezieben. 
*) Z. B. yFugirt, canonisch, elegisch, peetotnl* n. e. w. 
B. Behviter, Dm Urtotorrecht der TookniMfe, 8 
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Birnng des Planes bildet, üeberdies erklSri ja das Patent in § 6 
Compoaitionen Uber fremde Themen als selbständige Geistesproducte, 
mithin ihren Urheber fDr alle Fälle als Alleinurheber, und selbst bei 
der Yollendung von Skizzen und Brochstocken liegt im Verhältnis 
dieser zur Ausf&hrung nicht dasselbe vor« wie im Verhältnis des 
Planes zur Ausfuhrung» nicht das Verhältnis des Allgemeinen zum 
Besondem. Nun scheint Letzteres zuzutreffen, wenn (wie bei Schul- 
aufgaben) das Gegebene ein abstracter Umriss ist, innerhalb dessen 
sich die Melodieschritte bewegen sollen, ein sog. .cantos firmus*, oder 
ein bezifferter Generalbass, aber auch hier verhält sich das Gegebene 
zur Ausführung nicht wie der Plan eines litterarischen Werkes zum 
Werk selbst. Denn zunächst bei der Ausführung des gegebenen 
cantus firmus wird das Werk selbst, nämlich seine künstlerische 
Form und seine Wirkung nur durch die Ausführung, nicht durch den 
abstracten Umriss bestimmt^ während für das litterarische Werk 
dieser als der Hauptgedanke sehr wesentlich ist, für das musikalische 
hingegen gar nicht in Betracht kommt So besteht der dem An- 
fange des zweiten Satzes in Beethovens C-moll-%mphonie zu Grunde 
liegende Cantus firmus aus den aufeinanderfolgenden, fast durchaus 
leitereigenen Dreiklängen Asd«, Desd., Bm., Cd., Fd., Bm., Esd., Asd.; 
in den daraus sich ergebenden Schritten liegt noch keine Spur von 
der überwältigenden Macht des bei Beethoven darauf gegründeten 
Themas. Dasselbe gilt von der Ausführung des Generalbasses, auch 
an dieser Ausführung hat der Urheber des Generalbasses nur einen 
theoretischen und abstracten, nicht einen künstlerischen und realen 
Anteil, so sehr er scbdnbar den Plan der Ausführung entwirft» es 
kann bei dem schönsten Generalbass die Ausfährung durch einen 
Andern vortrefflich oder elend ausfallen, man vergleiche z. B. die 
Bassarie ,Quia fedt mihi magna' aus Bach's «Magnificat" in der 
Ausführung von Robert Franz mit derselben Arie in der Ausführung 
von Ulrich (Edition Peters). Am Ganzen besteht allerdings Miturheber- 
recht, aber nur, weil der Generalbass concreto nicht bloss als Plan dabei 
ist; auf welche Art immer also in der Musik Angaben des Bestellers 
über das »Wie" gemacht werden, 0 g 1 des Patents ist unanwendbar 



') Ein Beispiel dieser Art bildet Keitliovcns sytnpbonisches Tongom&Ide 
»Wellingtons Sieg bei Vitoria*. — Von dicsoin Worko Wrichtet nämliob insbeson- 
dere Tbayer III S. 253; «Mälzel arbeitete den Plan aus, und legte ihn dem Coinpo- 
nisten vor» weldi«r wirkUch in diesem »HflidiiigB eimig daateheBdeii FeUe mmniiigte, 

die Ideeeo eines Andern sussuf&Iuren, Von dem hiw AngeAhrten stdit niohls 

init MoBcheles* bestimmtem und nnsnfeehtberem Zen^ime Uber den Uisfurang dieses 
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aut iüiikunst schon do lege lata, geradeso wie sein Inhalt nach dem 
weiter oben Dargelegten de lege ferenda überhaupt unanwendbar er- 
scheint, und auch in keioer heutigen europäisch-abendländischen Qesetz- 
gübung mehr gilt. 

Hingegen haben auch andere Gesetze, und insbesondere das 
Reichsgesetz § 2 *) ein ursprüngliches Urheberrecht an einem aus Bei- 
trägen Mehrerer gebildeten Werk anerkannt, wobei die Bedingung 
der Bildüiig eines einheitlichen Ganzen im Reichsgesetz eigentlich, 
und so aucli im Patent in der Bezeichnung des Gegenstandes als 
eines Werkes offenbar im litteransch-artistischcn, nicht bloss buch- 
häiullerisuhen oder geschäftsniaiiiiiöL.hen Sinn enthalten ist. Eine Samm- 
lung, die nicht ein einheitliches Ganzes bildet, also z. B. eine Zeitschrift, 
ist kein Werk, d. i. kein zusammenhangendes Gedankt ngebilde, (die Op- 
position Ilarums S. 117 Aum. 2 gegen diese l'nterscheidung steht mit 
seiner eigenen Definition eines Werkes, ö. 74 § tJ ,Kin litti rai isclies 
Werk muss etwas in sich Abgeschlossenes, ein Ganzes sein'" und 
S. 178 § 47 zu Ende mit seiner Unterscheidung vun § Ib u. ^ IG Abs. 2 
in Widerspruch). — Ein derartiges Ganzes aus Beiträgen Mehrerer 
kann auch in der Tonkunst vorkommen, künstlerische Unternehmer 
entwickeln dabei nicht nur als Urheber des Planes, sonderil auch durch 

Werl» im Widarspnioh«. «Idi war Zanj« yon d«iii üniiraiig« und d«ni Fort^ 
•dmiteB dieses Werkes (schreibt er in einer Anmerkung zu seiner englischen Aus- 
gabe von Schindlers Biographie) und erinnere mich, dass MübccI nicht alUin mit 
Entschiedenheit Beethoven überredete, dasselbe zu schreiben, sondern ihm sugar den 
ganzen Plan desselben vorlegte; er selbst schrieb alle Tromm elmärscbe und Trom- 
petensignale der fraazQeisehen vnd englischen Armeen (d. h, wol er selwieb sie «nf, 
Sob.), gab dem Componisten mancherlei Winke, wie er die englische Armee beim 
Erklingen des ,Rule Britannia' ankündigen, wie er das „Malbrook' mit ungeheurer 
Kraft einführen, die Schrecken der Sclilacht schildern, und das ,God save the King" 
mit Effecten versehen sollte, welche die üiirrah's einer grossen Menge diur&tellen. 
Sogar der UDglQckUdie Einfall, die Melodie des ,God save the King" zum Thema einer 
Fn^ in scbneUer Bewegung zu machen, slammt von Hilid. Alles dies sah ich in 
Skttsen und PattUnr. die ▼on Beetihoven in Mälzel's Werkstatt gebracht wurden, 
damals dem einzigen angemessenen Räume, mit welchem er (Hftlsel oder Beetiioven?) 
Tnaehcn war, um Jemaudeu zu empfan^jen." 

Wenn also Tbayer III, Anh. Vü, 8. 471 von , Mälzel's Anteil an der Compo* 
aition des Werkes" spricht, so ist das nach Obigem doch gana nnnttreffend. 

*) Trotsdem kSnnte doch die Frist von ^ Jahren nach dem Tode des He- 
rausgebers bestehen, ebensogut wie mit der gleichen Frist, nach dem Tode den 
Län^tlebeiidtn die teiiwris derivative Naiur des Mitiirlielierrechtes vereinbar ist. 

•) ,L)em Urheber wird in Hezn^liuiifi; auf den durch das gegenwärtige Gesetz 
gewährten Schutz der Herausgeber eines aus Beiträgen mehrerer bestehenden Werkes 
gleichgcachtet, wenn dieses ein einbeiUicbea Ganne Inldet,* 

8* 
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Auswahl und Zusammenstellung der Beiträge eine Tätigkeit, dnreh 
welche ein concretes Werk zu Stande kommt, wiewohl aucli hisr 
ihre Urhebertätigkeit im Vergleich zu derjenigen, wodurch die Bei- 
träge entstehen, eine eehr geringe ist, die daher de lege ferenda in 
Musik und bildender Kunst nur bedingt als hinreichend ftlr ein ur» 
sprfinglichee Urheberrecht gelten sollte, de lege lata aber unbe- 
dingt in allen geltenden Urheberrechten anerkannt wird. Uebrigens 
wird jenes Urheberrecht natürlich nicht erst durch die Herausgebung, 
sondern bereits durch die planmässige Sammlung und Auswahl er- 
worben, was im Patent § 1 b dadurch angedeutet wird, dass es dem 
Urheber den Herauageber oder Unternehmer eines derartigen W^kes 
gleichstellt, und dasselbe ist für das Reichsgesetz (vgl. Dambach 
S. 29) zu behaupten, wie für alle andern Rechte. Dann erstreckt ea 
sich nach dem Patent und nach einigen modernen Gesetzen weiter, 
als nach dem Reicbsgesetz und andern neueren Gesetzen, insofern, als 
es nach dem Patent und den darin ähnlichen Rechten auch den 
einzelnen Beitrag in seiner Originalgestalt, nur nicht in veränderter 
Gestalt, umfasst, nach dem Reichsgesetz aber sich auf den einzelnen 
Beitrag als solchen ganz und gar nicht erstreckt. Fttr das Patent 
geht das Behauptete hervor aus § 15 Abs. 3: , Veranstaltet der Ver^ 
fasaer eines zu einem solchen Werk gelieferten Beitrages eine für sich 
bestehende, vermehrte oder verbesserte Ausgabe dieser seiner Arbeit, 
so gilt dafHr die im g 13 bestimmte Schutzfrist*. Harum freUich ist 
der Ansicht» dass sich das Urheberrecht des Herausgebers auch nicht 
auf den unveränderten Beitrag erstrecke, S. 119; aber die Ausdrücke 
.vermehrte oder verbesserte Ausgabe* mögen zwar im Buchhandel 
bedeutungslos sein, wie er hervorhebt, im Gesetzestext sind sie es 
gewiss nicht. Dies geht schon aus der Wichtigkeit hervor, welche man 
fHlher dem Unterschied von « Ausgabe* und , Auflage* beilegte (s. Schfir- 
mannll 147, a. b. G. § 1168 und hier Abschn. X). Mit dem Rg. stimmen 
von heutigen Gesetzen überein das ungarische g 2*) Abs. 2 und 3, das 
italienische Art. 7, das portugiesische Gesetz Art. 581 und 576, das hol- 
ländische Art. 2 a u. Abs. 4, das russische Art. 10, während das schwei- 
zerische in Art. 1 Abs. 3 demselben Gedanken, wie das deutoehe Urheber- 
recht Ausdruck gibt, aber in sehr ungeschickter Weise, nämlich so, dass 

') § 2 Abs 2: ^Daa Urheberrocht aa deu einzelnen Beitrtt^n steht den ür- 
hebeni dorselben zu*'. 

*) We der Schals derMtiger Werke aueh vor dem Encheinou ausdrücklich 
■mgeeprechen ut, Alis. 3 das., Audi für den Fall, d«M der einaebte Bettiag des 
Schutwe nicht teilhaftig iei 
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man an ein derivatives Urheberrecht glauben mOcbte, während es als 
originSres behandelt werden soll (vgl. Orelli S. 35—37). Das dänische 
Gesetz, Art. 7, gewührt nicht nur f&r mnheitliche Werke, sondern 
auch fDr periodkche Sehriften und Sammelwerke originäres Urheber^ 
recht und daneben dem Urheber der einzelnen Beiträge auch, jedoch 
mit der Beschränkung, den Druck erst eine gewisse Zeit nach dem 
Erseheinen des periodischen oder Sammelwerkes vorzanehmen, ebenso 
wie das norwegische in Art. 4, das schwedische in Art. 5, das spani- 
sche ohne diese Beschränkung des Einzelurhebers, Art 29. In Eng- 
land entsteht nach dem Statut Vict. dt. cap. 18 das originäre Urheber^' 
recht und das Einzelurheberrecht erst nach 28 Jahren. Das Wich- 
tigste an der Diiferenz des genannten Gesetzes vom deutsehen und 
oesterreiohischen Rechte ist die Nichtunterscheidung von einheitlichen 
und niditeinheitlichen Sammelwerken, insbesondere die Yermenguiig 
von periodischen Schriften mit einheitlichen Sammelwerken. 

Ebenso, wie der vorige Fall, lässt sich für die Tonkunst denken 
der im Patent § Ic erwähnte Fall der Herausgebung eines anonymen 
oder Pseudonymen Werkes durch einen als solchen genannten Heraus- 
geber, obwohl dies für Tonwerke sehr selten vorkommen dürfte. In- 
dessen ist dies ein sehr entschiedener Erwerb eines Urheberrechtes 
durch fremde Urhebertätigkeit, denn es ist in diesem Fall nicht 
mnmal jene vage geistige Urheberschaft vorhanden, welche bei dem 
Besteller eines Werkes nach seinem Plan gefordert wird und bei dem 
Herausgeber von Beiträgen; es ist der reine Willensact des Heraus- 
gebens, der zum Rechtsgrunde des Urheberrechtes hinreicht, und zwar 
derart, dass das Urheberrecht des Urhebers, wenn es noch bestanden 
hat, völlig aufhört, indem der Herausgeber nach dem vom Gesetz 
selbst angefahrten § 14 «in das volle Recht des Urhebers tritt". 

Unmöglich ist dies bei Werken, von welchen weder der Urheber, 
noch ein Rechtsnachfolger mehr vorhanden ist» denn nach den gg 3, 
8 u. 19 ist auch bei nichtveröffentlichten Werken die Veröffentlichung 
nur gegen den Willen einer berechtigten Person verboten, ist also 
mangels einer solchen frei. Andererseits liegt aber das Recht zu 
einer derartigen Ausgabe nicht schon in der Ermächtigung zum Heraus- 
geben überhaupt, sondern muss vom Urheber besonders erteilt sein, 
oder von seinem Rechtsnachfolger. Aber ein solcher, insbesondere 
ein Erbe oder Legatar, kann sich nicht selbst zu einer derartigen 



1) W«8 in DentBohlsad nicht iBr «inheilliohe SammelirArke, wol ab«r fttt pe- 
nodtMlw Werke gilt» Rg. § 10. 
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HerausgebuDg ermächtigen, denn er w&re dann Berechtigender nnd 
Berechtigter in einer Person, was nicht angeht, ebensowenig, wie dass 
er derart betrügerischer Weise die längere Schntzfrist för das Werk 
sich erwerben wttrde. Wol aber kann jeder von dem Erben oder 
Legatar sich zn einer derartigen Ausgabe ermächtigen lassen, und 
dadurch das volle Recht des Urhebers (s. oben) bis zu 30 Jahren 
nach seinem, des Urhebers, Tode erlangen. Zu den sonstigen Wir^ 
kungen des originären Urheberrechtee kommt hier noch insbesondere 
hinzu, dass die Notorietät des wahren Urhebers stet« unerheblich ist. 
Also liegt in Patent § 1 c weit mehr als die blosse Präsumtion der 
Urheberschaft, wie Wächter Verlagsr. S. 198 f. glaubt. Deutlich geht 
dies aus der Zusammenstellung mit den Urheberrechten des Bestellers, 
sowie des Herausgebers oder Unternehmers eines Sammelwerkes 
hervor, und vollends aus den Motiven zu § 1 (Entwurf von 1843): 
„Die weiteren Bestimmungen n c des 1. Paragraphen dienen bloss 
zur näheren Bezeichnung derjenigen Personen, welche nach den 
Umständen wie sie der Paragraph enthält, an die Stelle des Au- 
tors mit gleichem Rechte treten, wenn nicht etwas Anderes für 
diese vorbehalten wurde*. Hichtig ist von Wächters Behauptungen, 
S. 199, nur, dass der Verfasser oder seine Rechtsnachfolger be- 
weisen können, dass der Herausgeber zu jener Ausgabe nicht be- 
rechtigt war, das aber versteht sich von selbst; andererseits ist 
es unrichtig, dass die .Präsumtion" von der Urheberschaft des 
Herausgebers selbst dann gilt, wenn von irgend einem Dritten das 
Gegenteil nachgewiesen werden könnte; dies gilt allerdings für die 
oesterreichisch-italienische Convention, Art. 5, aber gerade die Ab- 
weichung davon im Wortlaut von § Ic zeigt, dass man f&r Oester^ 
reich selbst etwas Anderes wollte. 

Nachdem also ein derartiges Rocht des Herausgebers nur an 
Werken erworben werden kann, bezüglich welcher es ein Recht des 
Urhebers oder seines Nachfolgers noch gibt, so ist klar, dass es nach 
dem Patent (ebensowenig wie nach dem Reichsgesetz) ') ein Urheber- 
recht des Heransgchors alter Volkslieder, Manuscripte und dergleichen 
mehr gibt, was z. B. im russischen Recht ^) der Fall ist, ausser er 
hätte eine bammiung oder mit kritischem Apparate versehene Aus- 

') Ein dieäl>ti2üglicher AtUiag Kwalii» wurde verworfen. 

*) Eb«&da»6llwfc Ali. 4, weoa mch mii Bcaobiilnkiiiigeii f&r Uannscripte, 
oJbiüich dM» eine Aiug«be nadi andern, vollständigem oder bessern Vorlagen ge- 
btuttet ist. Ebenso im spanischen nach Art. 4 für den ersten Herausgeber von 
Werken unbekannter Urheber, oder freigewordenen Werken bekannter Urbeber. 
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gäbe veranstaltet, wo ihm dann für diese als Bcldie ein Urheberrecht 
gebohrt. 

Katürlicherweise kann ferner ein solches Urheberrecht des He- 
raaegebers nur unbeschadet eines frohem Rechtserwerbes erworben 
werden. Wenn z. B. der Urheber vorher bereits andern das Recht 
zur AuffOhruog elugeiänrnt hat, so bleibt dies unberührt, und wenn 
etwa gar eine kryptonyme AuftOhrung vor bereits 10 Jahren statt- 
gefunden hätte, so kann der Herausgeber kein ausschliessliches Auf- 
fOhrungsrecht mehr sich vorbehalten, weil dies durch Ablauf der ge- 
setslichen Frist seit der AuffOhrung nach § 23 Fat. erloschen ist. Eine 
bereits vorher veranstaltete kryptonyme Ausgabe darf Jeder 30 Jahre 
nach dem ersten Erscheinen nachdrucken. WOrde gar Jemand etwas 
alethonym Veröffentlichtes dann kryptonym durch einen andern in 
Druck herausgeben lassen, z. B. durch den Redacteur eines ,Tanz- 
albums* ein TanzstOck, so würden andere es ebenfalls nach Ablauf 
der gesetzlichen Frist vom Tode des wahren Urhebers an, veröffent- 
lichen können, es wftre auch hier kein Recht für dca Wiederheraus- 
geber erworben. 

Hingegen im belgischen Recht Art. 7, spanischen Art. 26, hol- 
ländischen Art. 3, im portug. Art. 886 hat der Herausgeber nur so 
lange der Urheber kryptonym bleibt das Urheberrecht Das Reichs- 
geeetz hat mit Recht, so wie andere Gesetze den Herauageber eines 
kryptonymen Werkes, wie wir schon wissen, zum blossen Stellver- 
treter des Urhebers in der Geltendmachung seiner Rechte gemacht, 
ohne Eigenberechtigung. 

Koch viel weiter als die bisher betrachteten Urheberrechte 
von Nichturhebem geht es aber, wenn in % Ih des Patents auch 
«Akademieen, Universitäten und andern unter dem besondern Schutz 
des Staates stehenden wissenschaftlichen oder artistischen Instituten 
und Vereinen* ein noch dazu verlängertes Urheberrecht, und damit 
juristischen Persönlichkeiten Überhaupt, ein Urheberrecht zuerkannt 
wird, nicht bloss jenen, die unter dem besondem Schutz des Staatee 
stehen, und in § 18 insbesondere fOr ,die von der Staatsverwaltung 
unmittelbar ausgegangenen Acte*, und zwar betrachtet das Patent 
dies Alles oonform jener ältern Anschauung, welche die moralische 
Urheberschaft im Gegensatz zur geistigen iOr hinreichend zu einem 
Urheberrecht erachtet, als etwas ganz Selbstverständliches. In Wahr- 
heit ist das aber die allerstärkate Verläugnung der leitenden Grund- 
sätze fOr das Urheberrecht, denn hier wird nicht nur durch fremde 
Urhebertätigkeit Urheberrecht erworben, sondern noch dazu von 



Digitized by Google 



120 



Y. EntitolraBg und Sutject d«e Boehtet. 



doem Subject, das einer eigenen ürhebertätigkeit ganz unfähig ist. 
Es findet hier eine doppelte Fiction statt, nämlich nebst der Fiction 
der Willensfähigkeit und Persönlichkeit der corporativen Vereioigung 
noch die Fiction ihrer Fähigkeit zur Urheberschaft, wozu man als 
dritte noch die erwähnte des Erwerbs durch fremde ürhebertätig- 
keit rechnen kann, ohne dass die beiden letztem ein Erfordernis der 
juristischen Anschauungsmdglichkeit wären, wie es die Fiction der 
juristischen Persönlichkeit doch noch ist. Dennoch hat wenigstens 
das Urheberrecht juristischer Personen überhaupt, sich in allen Rechten 
und speciell auch im Reichsgeeetz bis heute erhalten. Dabei ist es 
auch für die Tonkunst von Bedeutung, da von mudkalischen An- 
stalten, Z..B. Coneervatorien, oft Studienwerke herausgegeben werden; 
ja für die Herausgabe älterer Tonwerke mit neuerer Bmrfoeitung und 
kritischem Apparat besteben eigene Vereine, wie z. B. die deutsche 
Bach- und die deutsche HändelgeseUschaft, ebenso eine englische 
Händelgesellschaft. 

üm nun zunächst beim oesterreichischen Recht zu bleiben, kOnnen 
auch diese Vereine ein Urheberrecht zunächst an kryptonymen Werken 
haben, indem offenbar die Bestimmung des § 14 b auch auf Vereine 
als Heranageber etc. passt, und dieee blosse Willenstätigkeit schon 
nach allgemeinen juristischen Anschauungen auch bei Vereinen mOg^ 
lieh ist Gerade ein Herausgeber, Unternehmer und Besteller eines kryp- 
tonymen Werkes entwickelt gar keine geistige Urhebertätigkeit, son- 
dern fibt nur einen WiUensact. Wenn man also diesem Willensact 
schon als solchem ein Urheberrecht zuerkennt» so ist es auch de lege lata 
wirklich recht gleichgültig, ob dieser Willensact der Willensact einer 
physischen Person oder vermOge der bekannten allgemeinen juristischen 
Fiction Willensact einer juristischen Person ist, Uber dieses Urbeberrecht 
ist daher nur auf das früher Gesagte zu verweisen. — Hingegen für Werke, 
welche von einem Verein unter Kennung des Urhebers herausgegeben 
werden, ist § 15 massgebend. Daraus geht aber hervor, dass ein derartiges 
Urheberrecht von Vereinen an benannten Werken nur dann ezistirt, 
wenn Sammelwerke von ihnen herausgegeben werden, denn das ist 
die ganz deutliche Voraussetzung dieses Paragraphen, welche aus 
seinem letzten Satz erhellt: „Veranstaltet der Verfasser eines zu 
einem solchen Werke gelieferten Beitrages eine für sich be- 
stehende vermehrte oder verbesserte Ausgabe dieser seiner Arbeit, so 
gilt dafür die im § 13 bestimmte Schutzfrist". Daraus ist aber des 
Weitem ersichtlich, dass dieses „Urheberreclit" sicli mir auf das 
Sammelwerk als solches, und daher nur auf die erste Ausgabe der 
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betrdÜBDilen Beiträge, und zwar in seiner Eigen»)baft als Sammel- 
werk, erstreckt, jedoch derart, dase der wirkliche Urheber diese nicht 
unverftndert seihet verOffentliehen kann, also ganz dasselbe Recht be- 
steht, wie für eine physische Person als Herausgeber eines Sammel- 
werkes. Dass aber für beide wirklich das Recht soweit geht, dass 
der Urheber selbst das Werk ohne Verftnderung nicht wieder ver^ 
Öffentlichen kann, Iftsst sich, ohne dem Wortlaut und der Absicht des 
§ 15 Gewalt anzutun, wie wir gesehen haben, nicht Iftngnen. 0 

Endlich aber geht daraus hervor, dass es ebenso nur ein Recht 
auf Vervielfältigung im Druck, mithin kein Recht zur Aufführung 
ist, sondern dieses dem Urheber allein verbleibt. 

Dass nun die Vorstoll uag von einem ursprünglichen Urheber- 
recht juristischer Personen auch auf den Staat Anwendung fand, und 
dass diesem noch sogar besondere Hechte beigelegt werden, darf zu- 
mal für die ältere Zeit, sowol wegen ihrer Auffassung des Urheber- 
rechtes, als auch wegen ihrer Vorstellung von der hervorragenden 
Bedeutung des Staates auch als Subject von einzelnen Rechten, und 
seiner Fähigkeit dazu nicht W under nehmen. So gibt es denn zu- 
nächst im Patent ein Recht der schriftlichen Rei)roduction, wenn auch 
nicht der Aufführung für den Staat, also weni^stcnf? ein sachlich be- 
schränktes rrheherrecht für die von der ►SUi.iLsveivvaltung unmittel- 
bar ausgegangenen Acte, § 18 dauernd bis zur Aufhebung durch die 
Staatsverwaltung und ebenso ausdrilcklich auf Befehl der Regierung 
und mit diesem Vorbehalt erschienenen Werke. Harum freilich behauptet 
§ 18 S. 140, dass der Ausdruck ,Acto der Staatsverwaltung* nicht Ge- 
setze, Verordnungen, richterliche Erkenntnisse, Erlasse, Verfügungen 
der Behörden u. dgl. bedeuten könne, weil diese schlechterdings nicht 
litterarische oder artistische Erzeugnisse genannt werden können, dass 
daher J; 18 auch nnl , Acten der Staatsverwaltung* Werke bezeichnen 
wolle, und zwar solche, die im Gegensatz zu den nur auf Befehl der 
Regierung Erschienenen unmittelbar von der Staatsverwaltung ausge- 
gangen seien, d, i. ohne Xennung eines individuellen Autors, sondern 
unter dem iS'anien derselben (der Staatsverwaltung) im Sinne des § 1 
herausgegeben wurden. Diese Anschauung ist aber erstens an sich 
unrichtig, denn auch Acte der Staatsverwaltung sind Gedankengebilde, 
mithin litteruriäche und möglicherweise künstlerische Erzeugnisse, wie 



') Die Materialien enthalten darüber nirgends etwas, ea scheint alsu allen 
den ftm ZnstandekomiiMii des Patente beteiligten Factoren dieser WorÜsni gwui 
klar nnd somit auch dieae Intention gans nnanfSechtlNur gewesen «a «ein. 
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z. B. gesetzlich publicitie Tonsignale, wenn auch ihr Zweck kein ]itterar 
rischer, d. h. iheoretiBcher Ist, und der praktische Zweck als Willens- 
act jenen Charakter flberwiegt, und de lege ferenda verlangt, dass 
an ihnen kein Urheberrecht bestehen solle. Ja es können Gesetze 
und Erlasse zu den bedeutendsten litterarischen Erzeugnissen überhaupt 
zfthlenJ) Zweitens aber widerspricht die Behauptung Harums der 
Rechtsanschauung der ganzen Sltem Zeit von Erfindung der Buch- 
druckerkunst angezogen bis in unser Jshrhnndert hinein, welche in 
Deutschland schon im 16. Jahrhundert darin zum Ausdruck kommt, 
dass gerade GesetzbQcher durch Privilegien gegen Nachdruck ge* 
schützt werden, in England darin, dass seit jeher Urheberrechte der 
Krone nicht nur an Bibeln und gottesdienst liehen Büchern (wol 
hergeleitet ans ihrer kirchlichen Suprematie), sondern auch an 
Statuten und Yerwaltungsacten anerkannt wurden, ebenso hat die 
französische Praxis und Theorie immer fast einstimmig eiü ür^ 
heberrecht des Staates behauptet, und ^?e1l>st aus einer positiven 
Anordnung herleiten wollen, aus dem Decret vom 20. Februar 
1809 und seiner Nttnnining des „Staatseigentumes* an Hand- 
schriften in Staatsbibliotlieken -) und insbesondere finden wir diese 
Anschauung auch in den Materialien zum Patent, und zwar der- 
art, dass die juristische Möglichkeit eines ursprünglichen Urheber- 
rechte des Staates den Kedactoren ganz zweifellos erschien; nur 
das wurde für fraglich gehalten, ob auch dieses Urheberrecht zeitlich 
beschränkt werden solle, und wenn ja, ob ihm eine längere Dauer 
zuzuerkennen sei als den Urheberrechten anderer Rechtssubjccte. 
Nftmlich zu § 21 des Entwurfes von 1843 (= 18 des Patents) heisst 
es: , Neuere Schriftsteller eifern zwar gegen den Vorbehalt besonderer 
Begünstigung von Seite der Staatsverwaltung für die auf ihre Veran- 
lassung veröffentlichten Werke. Oeflfentliclie Rücksichten führen jedoch 
demselben das Wort, und keine der beratenden Hofstellen hatte 
Etwas dagegen zu bemerken. Sollte auf eine Beschränkung dieses 



>) Und gerade hier ist das ideale Inkerewe an der Richtigkeit des Drucke 
besonders stark, wau auch mit veranlasst haben mag, dass an jenem Vorbehalte in 
manchen Staaten noch festgehalten wird, (s. weiter unten). Freilich ist, wie !<chon 
U. bemerkt, dieses ideale Interesse gerade hier bei Jedem, der die Gesetze kennen 
lemen und yerlireit«! vili, is eben eo hohem Mub Toclianden, weelinlb es de lege 
ferenda für ein Urheberrecht an ihnen nicht hinreicht. 

>) Pouillct 131 S. 119, ee bandeli aieh hier nAmlich am ein wirkliches Ur^ 
heberrecht, nicht bloes um ein kSrperlichee Eigentum an der Materie der Hand- 
«chrift. 
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Vorbehaltes (der sich fibngens weder im preussischen noch im baye- 
rischen Gesetz findet) einzugehen sein, so dürfte sie in der Art rät* 
lieh erscheinen, dass sich der Vorbehalt nur von den von der 
Staatsverwaltung ausgegangenen Acten, sowie von den von 
ihr selbst veröffentlichten oder verlegten Werken, nicht aber auch 
auf (sie) die einer andern Eunstanstalt oder einem Privaten zum Ver- 
lag oder zur sonstigen Veröffentlichung überlassenen Werke ver- 
stehe*. 

Worauf Kaiser Ferdinand resolvirte: 

,g 21 hat die Fortdauer des Schatzes über die gesetzliche Frist 
hinaus jedenfaUs nur dann zu gelten, wenn aus diesem Werk selbst 
ersichtlicb ist, dasa es auf Befehl der Regierung, und mit Vorbehalt 
dieses fortdauernden Schutzes erschienen sei. Die von der Staats- 
verwaltung unmittelbar ausgegangenen Acte geniessen 
jedenfalls des verlängerten Schutzes.* 

Im Entwurf von 1845 erfolgte dann die Fonnulirung, wie sie 
ins Patent Übergegangen ist. — Demnaoli ist wol nicht zu bezweifeln, 
dass die Worte: ,von der Staatsverwaltung ausgegangene Acte* wirk- 
lich im Gegensatz zu .Werken*, also im Sinn von amtlichen Erlassen 
zu nehmen sind, fUr Erstere soll also nicht nur ein Urheberschutz 
aberhaupt gewährt werden, sondern sogar noch ein zeitlich von vorn- 
herein nicht beschränkter, während für Letztere diese unbestimmte 
Verlängerung nur dann stattfindet, wenn die (in Wirklichkeit nur 
moralische hier aber offenbar der geistigen Urheberschaft gleich- 
gestellte) Urheberschaft der Regierung äusserlich ersichtlich ge- 
macht ist, dann aber ohne Unterschied, ob dies im Kegierungs- 
oder Privatverlag geschehen ist, also nach andern Gesichtspunkten 
als im Entwurf, bei Werken, aber nach denselben bei Acten. Zu 
diesen zählen aber nicht nur imperative Erlasse und eigentlich amt- 
liche Schriftstllcke selbst« sondern alle Werke, die durch einen solchen 
Erlass und als Beilage dazu imperativ publicirt werden, so z. B. wie 
wir schon im Abschnitt IV berfihrt haben, militärische und Post- 
Signale, GesangbOoher ffir Volksschulen, wenn sie als Beilage eines 
darauf bezfiglichen Erlasses erscheinen, sonst zählen solche Werke 
zur Kategorie der in § 21 genannten, vorausgesetzt, dass die mora- 
lische Urheberschaft der Regierung in dieser Art ersichtlich ist, wie 
es dort heisst JedenfaUs ist das Eine wie das Andere auch in der 
Musik möglich, in beiden Fällen gilt es auch dann, wenn das Werk 
nur einen wirklichen Urheber hat. (Ob die privilegirte Dauer auch 
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beim Erscheinen in einem andern als dem Staatsverlag gilt, ist 6i»&ter 
zu erörtern). 

Dem gegenüber ist es Tatsache, dass wenigstens in nenerer Zeit 
oesterreichiscbe Gesetze aller Art von den verschiedensten Unter» 
nehmem nachgedruckt wurden, ohne dass der Staat Widerspruch er- 
hoben hätte, und so müssen wir sagen, der Staat hat in Oesterreich 
für seine Acte ein Urheberrecht, nur macht er jetzt fiactisch bei Ge- 
setzen keinen Gebrauch davon; hingegen für Werke, die auf Befehl 
der Regierung und mit privilegirter Dauer erschienen sind, ist wol 
anch tatBftchlich noch das Gesetz in Uebang, obgleich derartige Pu- 
blicationen ziemlich selten sind. Der ,k. k. Schulbücfaerverlag' Ist 
nicht hieher zu z&hlen, denn hier werden Schulbücher veröffentlicht, 
ohne dass der Befehl der Regierung und die privilegirte Dauer aus- 
drücklich darauf vermerkt wäre. 

Im Rflichsgesetx wird nun ein Erwerb von originärem Urheber- 
recht ausser für physische Personen ausdrücklich nur für ,Akade- 
mieen, Universitäten, sonstige juristische Personen, Öffentliche Unter- 
richtsanstalten, sowie gelehrte oder andere GeseUschaften* aber nicht 
für den Staat ausgesprochen, § 13 daselbst. Offenbar sind darunter 
zunächst alle jene Rechtssubjecte gemeintt bei welchen die Rechte 
auch nicht einmal pro parte physischen Personen zustehen, sondern 
der gedachten Person, dem Zweck, wenigstens nach Aussen hin, zu- 
stehen, es sind also des Rechtserwerbee nach § 18 alle wirklichen juri- 
stischen Personen fähig, mag ihnen auch die nach dem Landesgesetz 
zur vollen Rechtsfähigkeit erforderliche „Verleihung der juristischen 
Persünlicbkeit* fehlen, jene wirkliche Qualificat iou ist aucli bei öffentlichen 
Unterrichtsanstalten erforderlich, denn eine Rechtssubjectivitut muss 
ja doch bei jedem zu erwerbenden Kedit vorhanden sein, und es kann 
ganz gut Unterrichtsanstalten mit Oeffentliclikeitsrecht geben, denen 
die Natur der juristischen Persönlichkeit ganz fehlt, d. h. wo die snm 
Anstaltszweck zusammenwirkenden Personen nicht zugleich Reprä- 
sentanten und Willensorgane der Anstalt auf dem Privatrechtsgebiete 
sind, gibt es doch von Privaten eingerichtete und in Betrieb erhaltene 
solche Anstalten mit Oeffentlichkeitsrecht. Bei Unterrichtsanstalten 
einer öffentlichen Corporation aber, wie des Reiches, des Staates, 
des Landes oder der Gemeinde, ist ein solches Urheberrecht wieder 
möglich, und zwar, da sie eben jnrislische besondere Repräsentanzen 
und Organe dieser Corporation sind, derart, dass es diesen Letzteren 
zusteht. Aber auch abgesehen von dieser Vermittlung ist ein Urheber- 
recht nach ^ 13 auch fUr den Staat und jede öffentliche behördliche 
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Corporation mdglicb, einfach darum, weil auch sie unter den Begrüf 
einer juristischen Person selbst im privatrecfatlicben Sinne fallen, 
Warum sollte z. B. an einem statistischen Sammelwerk, das im Staats- 
auftrag von Amtspersonen redigirt wird, der Staat nach dem Reich»' 
gesetz nicht ebenso gut Urheberrechte haben, wie jede andere juri- 
stisehe Person? 

Während nämlich nach dem Patent fQr juristische Personen 
tlherhaupt, und für den Staat speciell unter Umständen auch an dem 
Werk eines einzigen wirklichen Urbebers ein ursprüngliches Urheber- 
recht möglich ist, bei kryptonymen Werken, und C^esetzen wie W^en 
von gesetzlichem Charakter, ist nach g 18 Rg. dieses Urheberrecht nur 
für den Fall, .wenn sie als Herausgeber dem Urheber gleichmachten 
sind' mit ausdrücklichem Hinweis auf J 2 also nur für ein aus Bei- 
trägen Hehrerer bestehendes Werk normirt,'} und niemals für (be- 
reits ▼erOffentlichte) Gesetze, indem der Abdruck von solchen im 
§ 7c mit Rttcksicht auf ihre auch von uns schon hervorgehobene 
eminente Bedentang als Willensacte, ausdrficklich vom Nachdrucks- 
Terhot ausgenommen wird. 

NcUuilich ist es bei diesem Urheberrecht juristischer Personen 
nach dem Heichsgesetz auch für die Beiträge gleichgültig, ob sie kryp- 
tonyin sind oder nicht, auch au den eröteron behalten die Urheber 
das Urheberrecht wie an andern kryptonymen Werken. Auch in 
andern Staaten herrscheu bezüglich der Voraussetzungen lüi die Ur- 
heberrechte juristischer Personen trotzdem, dass sie überall anerkannt 
sind, noch vielfache Verschiedenheiten. Viele Gesetze ^) erkennen sie, 
wie das Patent und das K^ichsgesetz, nur an einem Sammelwerk an, 



') Die hervorragendätcn SchrifLutelJer, wie Dürnbach und WäcliUir scheinen 
anderer MeinnDg su eein, d« sie in ihren nMh dem Rdcbageseii erscbieneiMa 
Werken das Urheberrecht dee Staates gar nicht mehr erwlhnen. 

*) Also auch nur an dem Werk im Ganzen, nicht an den eittidnen Beitrflgen. 
Dass die .Beitrage" von den Urhebern her rechtmässig erworben sein mOsson, er- 
gibt sich schon aus ihrer Bezeichnung als solche. Doch auch fQr ein Saitiiuelwt.>rk 
aus freigewordenen Einzclbeiträgen läast sich ein Urheberrecht, sowie dee cinzeiucn 
Sammlers, so aach der jitrisüaohen Person bebanpfen. Das migarisehe Geaeis ent' 
scheidet ausdrUcldich diesen Fall so, § 2, Abs. B. 

^) § 1" des Ungar. Ges. lauttt in der ufficiellen Uebersetzung: ,Akadeniicen, Uni- 
versitäten, Cürporationen und sonstigp jtiristischo Personen, femer öffontlicbe Lehran- 
stalten gemessen, insofern sie bezüglich der von ihnen herausgegebeneu Werke als 
Yer&Bser betraohtot «erden, dreissig Jahre long von dem ersten Krscheinen des 
Wsrkes gwechnet den Antotsohnts* es wird aber nirgends gesagt» wann sie als Ter 
ftaser belraohlet werden. 
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80 das dänische Art. 7, das ital. Art. 11, das norwegische Art, 8 mit 
Hinweis auf Art. 1, auch wol das ung., s. umstehende Anm., während es 
vom schwedischen nur zweifelhaft erscheint. In Frankreich aber ^1 
die Theorie noch heute gar nicht einsehen, dass es ein Urheberredit 
juristischer Personen nicht geben könne ohne positive Anordnung, 
oder eine besondere Grundlage. Hier, wie in England, dann in 
Spanien, wo Art. 4 Abs. 2 den wisBenschafUichen, Utterariachen und 
künstlerischen Instituten ebenso wie Ab«. 1 dem Staat, Provindal- 
und Stadtcorporation^ achlechtbin den Gennas des Urheborgesetzes 
(Jouiasent ... des benefiees de la presente loi* üebenetzung bei 
Conatant) zuerkennt, muss wol der Erwerb vom wirklichen Urheber 
her au<^ bei Einzelwerken die daa originäre Urheberrecht der juri- 
stischen Person erzeugende Tatsache bilden, während im niederländi« 
sehen und portugiesischen Gesetz (Art 1 beziehungsweise 580) die 
Veröffentlichung und Besorgung dies ist, im schweizerischen aber nach 
Art. 3 Abs. 2 die Veröffentlichung und Eintragung in die Rolle, ebenso 
wie bei einem nachgelassenen Werk oder einem solchen, »das vom 
Bund oder von einem Canton verOffentlicht wird'. In diesen sechs 
Rechten kann es daher ein Urheberrecht juristischer Personen auch 
bei einem von einem Urbeber herrrQhrenden Werk geben, yg^. f. 
schweizer. R. Orelli S. 43 f. Uebrigens dürfte fttr Tonwsrke, die juri- 
stischen Personen zugeschrieben werden, der Schutz auch für Auf- 
führung gelten, soweit er nicht bloss Sammlungen zu Teil wird. 

' Auch bezüglich des ausdrücklich anerkannten Urheberrechtes 
des Staates oder öffentlicher Behörden bestehen heute noch grosse 
Unterachiede. In England ist seit Langem ein Urheberrecht der Krone 
anerkannt von der Theorie und Gewohnheit, an allen behördlichen 
Acten und den Parlamentsaeten, femer au gottesdienstlichen Büchern 
und befugten Bibelübersetzungen; erstere werden von der ausschliess- 
lidien Befugnis der Bekanntmachung aller Staats- und Verwaltungs- 



') l'ouillot 128 S. IIG: ,Nul ne doutc, qniine soci<''t<5 savanto ... n'ait la 
propriöto des ouvragcs qu'elle produit (!) et qu'ellc public. Pour Ja lui refuaer, il 
Inidnil «ne di8p<«ifcion qu'on ekerdMfMt vatnement dang U loi. Pourqaoi la lui 
refÜMr d'aillaun? A qn«! titre? Ne coD8titiie«t*el1e pa», dans aa eolleetivit^. une p«r> 

sonne moralo, capable d'avoir dos droits et autoris<''e par la loi ii les dc f. luln ?' etc. 
In England nlicr i.st diirdi den ( itidt-Ti 5. u. 0. Art. 27 ^Yi^■d<•^llol( das Urbeberrecht 
der Universiiäten Oxford, C'ainluidm" n. a. anerkannt, ,anything to tlio contrary 
bero in contamed uutwitb »tauding". bm iranzüsiache Tbeorie scheint aucb iu 
Bdgimi an gelten, weil dort der juriafeiachen Personen ian Geaetz gar keine Erwäb- 
nnng geacluebi 
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acte, letztere von der preiatlic-luMi Suprematie hergoleitet. ') EVunso 
behauptet in Frankreich die Tlieorie ein Urlieberrecht des St.;aies, 
l'ouillct 128—133. Diese Theorie hat al)er auch sogar Au.sdruclv in 
verschiedenen neuereu Gesetzen erhalten, wenn auch vielfach mit Aus- 
nahmen fiir behördliche Acte, im italienischen Gesetz, Art. 11, ist dem 
Staat, den Provinzen und Gemeinden ein aus^bchliossiiches Repro- 
ductionsrecht (in schritt liclier Form) für die auf ihre Kosten und 
Rechnung verößeutlichten Werke mit Ausnalunc der Gesetze und 
öffentlichen Acte gewährt, bezüglich der Letztem jedoch mit Vorbehalt 
der der Verwaltung aus öffentlichem Interesse zustehenden l\ecbte. 
In Spanien, Art. 4, werden Staat, Provincial- und Muuicipalcorpora- 
tionen in erster Linie als Kechtssubjecte dos Urheberrechtes genannt, 
jedoch nach Art. 28 mit gewissen Ausnuhm n für öflFentliclie Acte (Ab- 
druck in Zeitungen und in Commentaren, aber nicht separat, allein 
oder gesammelt). 

Aelinlich ist das ungarisclic Gesetz, insofern in ^ 10 den Ge- 
setzesartikel LIII vom Jahr 1880 festhält, wonach die schlichte Veröffent- 
lichung von Gesetzen und Uegieruugsacten, sowie ihre üebersetzung 
in Spraclien des Königreiches Ungarn nur dem Staate zusteht, hin- 
geg«^n mit Anmerkungen und Comiucntaren allgemein erlaubt ist; im 
übrigen erwähnt es kein Urhcberreclit des Staates. Die Schweiz lässt 
in Art. 2 die Möglichkeit eines Bundes- oder cantonalen Urheber- 
rechtes durch Veriitfentlichnng von Seiten dieser Rohördon zu. aber mit 
Ausschluss von Beschlüssen und Verhandlungen der Behürd«'n und 
von ottentlichen Verwaltiing-bon'chten zu Art. 11. womit Belgien, 
Art. 11, fast vollständig überemstimnit (actcs ulüciels de l'autiuite 
frei, autres publicatious de l'Etat ou les administrations publiques 
donnent lieu au droit d'auteur), nicht minder Portugal in Art. 571 
und 580. In allen dieson Staaten (luit Ausnahme von Spanien viel- 
leicht) ist also die Tatsin lie der Veri)fTentlichung durch den Staat und 
auf seine Kosten Kechtsgrund des staatlichen Urheberrechtes. 



') Stephen C'ommentaries IT, S. 07 citirt Lei Wiictiter Verla ssr. II, 7G9: ,It ia 
laid down, that flie soveroi^ii us tbo cbiof magii^tiate hus tlio ligbt of promulgatiiig 
to the peopl(3 uil ucU uf btutu and govornemoDt, and hy cousequcocc the cxclusive 
privilege of printiug at the rojal preas all acta of parliament mobona, and ordon 
in ooimdl, Aa aupramo baut of tho dmreb, too. it ia aaid ibat tbe aovoreign haa 
tbe saine prcrogativc with tho TCspcct to the liturgiea, the Looks of divinc service, 
and tho autborized tran'^Jation of the Biblo. thongh, as rogaid tbo iattcr, the rigbt 
has beon considercd depending in part upon the circumstance of that translotion 
having bcen made at the crowna expeDSc." 
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Aacb das norwegische spricht nur yon der Freiheit bebOrdlicher 
Erlasse vom Urheberrecht, Art 18, ebenso das niederländische, Art 4, 
und es läset sich daraus durchaus nicht a contrario auf ein origi- 
nftres Urheberrecht des Staates oder der Behörden im Uebrigen 
schliessen; das schwedische Oesetz erwähnt bloss das Urheberrecht 
der wissenschaftlichen Gesellschaften und anderer Corporationen, das- 
selbe tri£H: bei Rnssland zu, ohne dass man daraus den gleichen 
Schluss neben könnte, wie fQr das deutsche Reich, Norwegen, Schweden 
und die Niederlande, nämlich den, dass in diesen Ländern dem Staat 
grundsätzlich nur in seiner Eigenschaft als juristische Person ein 
Urbeberrecht zukommt, also nur unter den Voraussetzungen, unter 
welchen dieses eines geniesst Das Gleiche mOdite ich aber auch für 
das dänische Recht behaupten, welches umgekehrt in Art. 16 jede 
Publication von öffentlichen Erlassen ohne besondere Erlaubnis ver^ 
bietet, im Uebrigen aber vom Urbeberrecht des Staates nichts er- 
wähnt Denn diese Auffliahme ist rein positiv, um so mehr als in 
Art. 15 die Publication der Reichstags veriiandlungen erlaubt ist 

So verschieden aber diese juristischen Grundlagen des staat- 
lichen oder behördlichen Urheberrechtes in verschiedenen Staaten sein 
mögen, so gewiss ist es, dass ttberall ein rechtmässiger Erwerb, sei 
CS verraOge Abtretung, oder amtlichem Auftrag, vom wirklichen Ur^ 
heber her, vorausgesetzt wird. 

Nachdem in allen den bisherigen Fällen es zum Erwerb eines 
ursprünglichen Urheberrechtes durch fremde Urhebertätigkeit nach 
richtiger Tlieorie einer besonderen positiven Anordnung diesm In^ 
haltes bedurfte, so bedarf es wol keiner näheren Ausführung, dass 
ein solcher Erwerb durch Stellvertretung unmöglich ist, d. h. dadurch, 
dass Jemand für einen Andern mit der Absicht ihn als Urheber 
gelten zu lassen und ihm zu erwerben, geistig producirt, wenigstens 
ohne besondere positive Anordnung, und wir haben nirgends eine 
solche. Derlei beabsichtigte Stellvertretungen sind aber gerade in 
der Tonkunst öfter vorgekommen, so hat Mozart für Michael Haydn 
zwei Duette für Violine und Viola componirt, die unter Haydn's 
Namen wenigstens dem Erzbischol von Salzburg präsentirt wurden. 
Solche Fälle sind eben wie andere Pseudonyme zu behandeln, was 
freilich praktische Bedeutung nur dann hat, wenn (z. B. dem, der sie 
nachdrucken will) der Nachweis gelingt, dass die betreffenden Werke 
nicht von dem angegebenen Urheber herrühren, oder dieser sie des- 
avoiiirt, oder der wahre Urheber den Beweis seiner Urheberschaft 
erbringt. Ja nach dem Eeichsgeaetz könnte selbst Jemand sich als 
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der Urheber oinos ^^'erkes in die Eintragsiolle einschreiben lassen, 
das unter tlciii wahren Namen eines Andern erschienen ist, mit dem 
Vorgeben, er hätte ihn als Pseudonyui gewählt, und es müsste ihm 
dies ubiio Untei*suchung gewährt werden! Keineswegs aber darf der 
Verabredung, die Urheberschaft nicht geltend zu machen, eine abso- 
lute Geltung beigelegt werden, schon deshalb nicht, weil dies für 
diittc Personen, und ihr Recht, dass die Dauer des Urlieberschutzes 
nach der Person des wahren Urhebers beurteilt werde, keine Wirkung 
haben kann, aber aiicli unter den Parteien kann es nieines Erachtens 
nur die Wirkung Ijubon, dass unter gewissen Voraussetzungen, inner- 
halb einer beschränkten Zeit die Urheberscliaft nicht geltend gemacht 
werde, weil das Gegenteil die Verabredung zur permanenten Aner- 
kennung einer Unwahrheit, und somit doch wohl contra buiius 
mores wäre. 

V) Die Frage, inwiefern die inländische Staatsangehörigkeit zum 
anerkannten ursprOnglichen oder abgeleit<'t*Mi Erwerb von Urhe])er- 
rechten nötig ist, soll im Abschnitt vom internationalen Urheberrecht 
beantwortet werden. 

VI) Auch die Ausübung des Urheberrechtes (und auch hier mit 
Unterscheidung von ursprünglichem und abgeleitetem Urheberrecht) 
könnte ein besonders zu betrachtendes Problem bilden, namentlich die 
Frage, ob ein Unmündiger oder Minderjähriger eine bei Volljnlirigen 
für das Urheberrecht präjudicirliche Ausübung mit solcher präjudi- 
cirenden Wirkung vornehmen kann, z. B. eine Voröftentlichung durch 
eigenhändigen Stich (wie sie C. M. v. Weber gerade in seinen Jüng- 
lingsjahren pflog) ohne Aufführungsvorbehalt, daher mit Verlust des 
ausschliesslichen Aufführungsrechtes, aber auch bei nicht präjudicir- 
lichen Veröffentlichungen wäre die Frage ganz wol d(!nkbar, ob dem 
Vormund nicht zustehen sollte, sei es nur auch aus künstlerisclieu 
Gründen, eine vom Minderjäh ii<'fn ohne seine Znistiinniung vorge- 
nommene Veröffentlichung etwa durch Bcschlagnalnne rückgängig zu 
machen, indessen will ich derlei höchstens de lege ferenda erwähnen 
und de lege lata völlig dahin gestellt sein lasseo. Aber auch de 

') Daiitiii hat schon Renouard I S. 233 aufmerksain gemacht: ,Le probJ^me 
ponmdt ac<iu(^rir quelque intertt mtoe poor les tien« b'U s'agimut de detMruiiiier 
la dni^e du priviläge» poisqu« cette dnr^ W' mesut« «d egard i U date du dt^ces 
do l'autcur*. Er meinte aber, die Kurzk ^i^!kt it solcher l'roductc lasse ein« solche 

Fr;»go niclit » iii-t II. linn II. Die oben erwäiintcii lU'i>piele bewoiacu das Gegenteil. 
1 i'hri^'iMis liiittc iliv l"iag<* audi für diiB iiilt i iiatiuiialo Urlieberrecht, kurz überall 
wo die iV*i-son di'S walireu IJrliebeis. lu Iletniclit kommt, Ijiteresse. 

B. aoiitiiter, Dm Drhebenaebt dw Tookvnat. 9 
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lege lata i&t aiclier, dass der Vormund eines mindeijShrigen oder 
sonstwie nnselbständigen Urhebers eine rechtmässige VerOffentUdbung 
seiner Werke wider dessen Willen nicht vornehmen kann, hSchstens 
der Gurator eines Wahnsinnigen könnte es, femer dass alle jene Ver- 
fügungen, die in einer Gew&hrung von Urheberrechten an bestimmte 
andere Personen bestehen, von unselbständigen Personen nicht für sich 
allein mit RechtsgOltigkeit stattfinden können. 

Vn) Während der ursprüngliche Erwerb von Urheberrechten 
auf Urheberschaft beruht» und zwar so sehr, dass auch die positive 
Statuirung des Gegenteils sich auflöst in einen vom Urheber her- 
rührenden Erwerb, dem nur gewisse Wirkungen des ursprünglichen 
Erwerbes beigelegt werden, so ist andererseits die Möglichkeit, Ur- 
heberrechte Andern zu gewähren, also der abgeleitete Erwerb von 
solchen eine fast unerlässliche Bedingung für die wirkliche Ausübung 
und Ausnützong des Urheberrechtes, denn nur in den seltensten 
Fällen wird es dem Urheber technisch und wirtschaftlich möglich sein, 
selbst eine Veröffentlichung im Druck oder durch Aufführung vorzu- 
nehmen, letzteres wenigstens bei dramatischen und Orchester- wie 
CShorwerken, sondern nur jenen Personen und Unternehmern, die be- 
ruferoässig solchen Veröffentlichungen sich widmen. 

Dieser abgeleitete Erwerb ist schon als solcher im Gegensatz 
zum ursprünglichen für alle zugänglich, die überhaupt Rechte er^ 
werben können, eben weil der Erwerb dieses Rechtsgrundes ein all- 
gemdner ist, andererseits enthalten Urheberrechte aodi Nichts, das 
von Nichturhebem nicht auch ausgeübt werden könnte. Insbesondere 
läset sich die Ausübung dieser Rechte, wie von anderen Rechten, und 
daher ihr abgeleiteter Erwerb auch bei juristischen Personen denken, 
den Staat mit inbegriffen, und zumal naoh dem oesterrdddschen Patent 
kann sehr wol der Staat auch ein abgeleitetes Urheberrecht haben, nicht 
bloss das fictiv-originäre des § 18 daselbst, denn dies tritt, wie schon 
erörtert, durchaus nicht vermöge des Verlages des Staates schon 
ein. Würde also z. B. die Hof- und Staatsdruckerei zu Wien etwas 
in Verlag nehmen, so würde dafür in jeder Beziehung dasselbe gelten, 
wie bei andern Verlegern, namentlich für die Dauer des Urheber- 
rechtes. Ebenso können auch willensunffthige physische Personen das 
Urheberrecht abgeleitet erwerben. 

Diese logische uiiii UUjäcbiicliä Müglicbkeit scbliosst die Forderung der 
Gereohtigkait nicht aus, dass gewisse ßefugniaso zur Wabniug der unübertragbaren 
Urhebenntenaieii, s. B. Anspruch «if BesbmfaDg wegen Cituten ohne QuellenMigabe 
dem Urheber verbleiben mdssen. 
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Eine andere Frage geht dahin, ol) der abgeleitete Erwerl) von 
Urheberrechten einen trunalativen oder einen conötitutiveu Erwerb 
von Rechten bildet. 

Zunächst nach dem Patent (und nach allen Uocbten, die das Ur- 
heborrcclit als geistiges Eigentum auffassen), wird dei abgeleitete Er- 
werb von Urheberrechten meistens ein constit iitiver Erwerb sein, da 
das Patent das Urheberrecht als Unterwerlung des \S'erkes unter den 
berechtigten Willen des Urhebers schlechthin auffasst. Mitliin ist 
jene Gewährung von Rechten, welche gerade bei der wirtschaftliclien 
Ausnützung des Urheberrechtes die liegel bildet, die Gewühiunt: nur 
einer Art von liClugnissen, des Druckes oder der AuHührung, iiacli 
dem Patent nur als constitutiver Erwerb zu betrachten, sollte auch 
diese üefugnis ohne Beschränkung gewährt sein; die Folju'e haben wir 
anderswo besprochen, s. Abschn.II. nämlich, dass die gewuhile Befugnis 
nur ein das iiecht des Urhebers beschränkendes jus in re aliena ist, mit- 
hin, wenn der Befugte ohne Ilechtsnaclifolger von Todeswegen stirbt, 
das Recht des Urhebers wieder unbeschränkt auflebt, und somit auch 
diese Befugnis ihm dann wieder zusteht. Nach dem Reichsgesetz, 
sowie nach den meisten heutigen Gesetzen dagegen findet bei unbe- 
scliiänkter Ueberlassung einer einzelnen Befugnis, sei es des Druckes 
oder der Aufführung, ein solcher lleimfall an den Urheber nicht statt, 
weil eine solche Befugnis nach diesem Gesetz ein besonderes Recht, 
nicht Idoss eine der aus dem Urheberrecht sich ergebenden Ver- 
fOgungsmöglichkeiten darstellt, aber auch nacii dieser heute vorherr- 
schenden Auffassung der urheberrechtlichen Befugnisse ist ein bloss 
constitutiver Erwerb mit der oben erwähnten Consecjuonz möglich, 
sobald nämlich eine solche Befugnis nur beschränkt oder nicht aus- 
schliesslich gewährt wird, wie z. B. nur eine bestimmte Auflage oder 
nur eine nicht ausschliessliche Befugnis, zumal der Aufführung. Dann 
ist auch nach dem Reichsgesetz und jenen andern modernen Gesetzen 
nur ein jenes Urheberrecht, das beschränkt andern gewährt wurde, 
beschränkendes jus in re aliena gegeben. Ferner haben wir schon 
in der Anmerkung erwähnt, dass auch bei vollständiger Veräusserung 
des Urheberrechtes unter Lebenden dem Urheber doch gewisse Befug- 
nisse verbleiben, die rein ideelle Interessen wahren, wie die auf Quellen- 
angabe bei der Aufführung bezüglichen, bei kryptonymen Werken die 
Entscheidung über die Eintragung oder Nicbteintragung seines Namens 
in die Eintragsrolle. Hingegen versteht es sich beim £rwerb von Todes- 
wegen von selbst, dass auf die Erwerber auch die Wahrung dieser 
Interessen übergeht, zum Mindesten übergehen kann. 
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Ob urheberrechtliche Befugnisse vom ableitenden Erwerber weiter 
Terinssart werden kSonen, daa ist eine Frage, die je nach den versdiid- 
denen Befugnissen ziemlich verschieden beantwortet werden muse, daher 
nicht in diese aDgemeine Erörterung gehört, ebenso die Frage, ob 
der Erwerb ein aussdiliesslicher ist Hingegen kann hier darnach 
gefragt werden, inwieweit ein solcher Erwerber gegen Ezecatioii 
auf das von ihm erworbene Urheberrecht geschützt ist. Hier kommt 
es anf die Art und Absicht des Erwerbes an. Im Erwerb des ge- 
samten Urheberrechtes, oder nach dem Beichsgesetze aller urheber- 
rechtlichen Befugnisse von Todeswegen (durch Erbgang oder Ver- 
mächtnis) liegt zugleich, wie in der Absch. II citirten Arbeit ange- 
fahrt ¥rird, die gesetzlidie oder wiUk&rliehe Uebertragung der Wah- 
rung der idealen Interessen und der Pietät gegen den Erblasser, 
die ehie Exeeulaon gegen jenen Nachfolger von Todeswegen ebenso 
auaschlieset, wie gegen den Urheber selbst Eine solche Uebertragung, 
und zwar vorwiegend zur Wahrung jener kflneüerischen Interessen 
Hesse sich unter Lebenden auch denken, wird aber nur selten vor^ 
kommen, und daher ohne besondere Ursachen unter Lebenden nicht 
anzunehmen sein. Vielmehr hat die Gewährung solcher Befugnisse 
unter Lebenden (and auch von Todeswegen kann ee so sein, zumal 
wenn es sich um einzelne beschränkte Befugnisse handelt), regelmässig 
den Sinn, dass der Urheber damit die Verö£Fentlichung beabsichtigt, also 
dazu den Erwerber verpflichtet und für diesen nur vermögensrechtliche 
Interessen und Befugnisse entstehen, dass daher regelmässig gegen 
diesen eine Execution vorgenommen werden kann, nur freilich, insoweit 
wieder er ein unveräusserliches, an seine Person klebendes Recht er- 
worben hat, da kann die Execution nicht in Uebertragung an einen 
andern bestehen, sondern- nur im Zwang zur Veröffentlichung und 
Ausübung durch ihn selbst, sowie Execution auf den Ertrag. 

Das französische Recht gewährte schon 1810 der Witwe und 
1860 ausserdem auch dem Witwer der Urheberperson einen gesetz« 
liehen Anspruch an den hinterlaasenen Werken, 1810 (Decret vom 
5. Februar, PouUlet S. 688) entsprechend den Conventions matrimo* 
niales, 1866 die „simple jouissance* der Urheberrechte, Uber welche 
die verstorbene Person nicht verfttgt hat, und selbstverständlich bei 
unveröffentlichten Werken nur soweit die Erben der Veröffentlichung 
zustimmen, Pouillet 218 S. 202 f. Diese vielfach auch in Frankreich 
getadelte, weil mCtgl icherweise das Recht der Erben durch mehr als 
50jährige Lebensdauer des Ueberlebenden ganz vernichtende Bestim- 
mung hat teilweise Nachahmung in Dänemark und Norwegen ge> 
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fiiaden, in ersterem Lancl ui«prOng1ich auf den überlebenden Ehegatten 
ausgedehnt (Art 3 des Gesetzes von 1857) und durch die Novelle 
vom 23. Februar 1866» Art 1, auf die Oattin beschrftnkti so dass das 
Urheberrecht nach dem Tode des Gatten zunttohst auf die Gattin sich 
vererbt und erst dann auf die Verwandten nach der sonstigen Intestat- 
erbfolge, in Norwegen (Art 6) hingegen hat man 1876 vom franzö- 
sischen Muster auch die Erbfolge des Witwers beibehalten, und zwar 
seheinen beide Rechte noch weiter als das französische Recht in 
der Hinsicht zu gehen, dass sie das Urheberrecht der betreifenden 
Eheperson schlechthin, nicht bloss bezüglich der edirten Werke, also 
nicht bloss in vermögensrechtlicher Hinsicht zuerkennen, und im not- 
wegischen Gesetz wird diese Stellung auch in vermögensrechtlicher 
Hinsicht pointirt, nämlich »ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit der 
Hasse.' 

Vni) Rechtsgemeii^diaft an Geisteswerken kann durch Mitur^ 
heberschaft entstehen und durch gemeinsame Rechtsnachfolge. 

Während nun das Zusammenwirken mehrerer Personen im Ge- 
werbe bekanntermassen etwas Gewöhnliches und Notwendiges ist» ge- 
hört es in der Wissenschaft zum Ungewöhnlichen, selten ist es in 
der Poesie, noch seltener in der bildenden Kunst, am seltensten in 
der Musik, indem diese als reine Empfindungswelt, und daher als 
subjectivste von allen Künsten das Eindringen einer fremden Indivi- 
dualität am Wenigsten verträgt. Dennoch kommt es auch in der 
Tonkunst vor, dass Geistesverwandtschaft und persönliche Freund- 
schaft zu einem gemeinsamen Schaffen führen. So gibt es ein Duo 
für Ciavier und Violoncell von Chopin und Franchomme, Variationen 
für zwei Claviere über den Zigeunermarsch aus „Preciosa* von Mo* 
Scheies und Mendelssohn u. dgl. m. In älterer Zeit aber war eine 
solche gemeinschaftliche Tätigkeit sehr üblich zwischen Meistern und 
Jüngern, indem, wie auch wir schon wiederholt erwähnt haben, jene 
vielfach nur die Hauptstimmen ihrer Werke und den bezifferten oder 
auch unbezifferten Qeneralbass aufschrieben, dessen Ausführung, d. h. 
die Ergänzung durch Neben- oder Mittelstini men auf der Laute, 
Orgel oder dem Ciavier aber dem Schüler überliessen, Ulnilich dem 
Verfahren grosser Maler, die auch oft nur das Hauptsächlichste selbst 
machten, das Ucbi igo von Schülern arlteiten Hessen. Bekanntlich hat 
sich in der Tonkunst dies Verfahren bis über die Mitt« des vorigen 
Jahrhunderts erhalten (und noch heutzutage besteht ein Rest davon 
in der bezifferten, aber in der Kegel ganz unwesentlichen Orgelstamme 
der Kitchencompositionen). Da nun damals solche Ergänzungen ent- 
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weder gar nicht oder nur selten aufgeechrieben wurden, sind die 
grOesten Werke der alten Meister nur in solchem skizzenhaften Za- 
afcand auf uns gekommen. Auch für die Nachwelt ist daher die Noi- 
wendii^i angetreten, die Compositionen jener Meister zu ergänzen, 
und solche Ergänzungen haben unter dem bescheidenen Namen von 
Begleitungen und Bearbeitungen verschiedene Componisten zu ältem 
Werken geliefert, ^ so schon Mozart zu Händeis , Messias", «Acis und 
Galathea* und , Alexanderfest " ; Mendelssohn zu Hftndels .Israel*; 
Robert Franz zu Werken von Händel, Bach, Astorga, Durante und 
Tartini, in neuester Zeit auch Otto Dresel zu Händel'schen Arien, 
von welchen schon die Mozart'schen Bearbeitungen durch wahre Con- 
genialität hervorragen, am allermeisten aber die von Robert Franz, 
welche in Stil und Ausdruck geradezu als Divination der Intentionen 
jener alten Meister bezeichnet werden müssen, und längst schon als 
solche von Autoritäten, wie Liszt, Ambros, Julius Schäffer, Aug. Saran, 
Niecks, David und aiulorn anerkannt sind. Natürlich haben an 
aolchen Ergänzungen, weil auch diese ein Tonsatz und somit ein Teil 
des Ganzen sind, ihre Urheber das Urheberrecht, und somit an dem 
durch ihre Hinzufügung zu der ursprünglichen Skizze entstandenen 
Ganzen ein Miturheberrecht, auch selbst dann, wenn sie nicht so ge» 
lungen sind, wie die erwähnten, und dasselbe gilt nidit nur von Eii> 
gänzungen im harmonischen Sinn, d. h. der Begleitung, sondern auch 
in melodischem, von P'ortsetzungen; solche werden meistens bei jenen 
Skizzen und Bi uchstücken vorkommen, welche aus andern Ursachen 
von ihren Urhebern unvollendet hinterlassen wurden, z. B. weil sie 
durch den Tod an der Vollendung gehindert worden sind, wofür es 
ein sehr illustres Beispiel gibt, Mozarts Requiem, an welchem ohne 
Zweifel der Ergänzer Süssmayer ein Miturheberreclit erworben hat, 
soweit die Ergänzung wirklich von ihm hciTührt. Uehrigens können 
nicht nur Compositionen, sondern auch Einrichtungen, Bezeichnungen 
und selbst Sammlungen in unfertigem Zustande vorliegen, und dann 
von andern ergänzt werden, nicht minder können solche auch von 
vornherein von zwei oder mehreren Personen gemacht werden, ja es 
lässt sich bei diesen drei Gattungen musikalischer Werke eine Ver- 
einigung zu gemeinsamer Tätigkeit viel leichter denken als bei Com- 
positionen. 

') Kines der seltenen liekpiclo aus älterer Zeit ist die übrigens nicht sehr ge- 
lungene (angeblidb Kimberger'sche) Ergänzung der IMoaooate fttr Ciavier, VieKne 
und FlAto et» dem amuaikelieeheo Opfw* Bedia («leh in der Editien Pete» enlr 
halten). 
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Uin indess auf Compositioiieii zurückzukommen, so können auch 
20 voUatändigen Werken anstatt der vorhandenen Fortsetzungen und 
Schlfisse andere Fortsetzungen und Schlüsse componirt werden, aus 
praktischen Gründen, so z. B. für GoncertauffÜhrungen zu Opern- 
ouverturen, welche im Original ^eich in die Einleitung des ersten 
Actes ühergehen, einen solchen Schlnss der herrlichsten Ali hat Ri- 
ehard Wagner bekanntlich zur Ouvertüre der Gluck'scheu .Iphigenie 
in Anlis" hinzucomponirt. — Aber selbst durch Zutaten zu fertigen 
und ganzen Musikstücken kann ein Miturheberrecht an dem ver- 
mehrten Ganzen erworben weiilen. Solche Zutaten sind erstens Har- 
monisirungen von «Melodieen", Liedern und andern Stücken, welche 
bisher bloss in einstimmigem Satze besteben J) Denn die Harmonie 
und folglich auch die Harmonisirung ist keineswegs das, wofür man 
sie meistena hilt, etwas bloss Malerisches, entsprechend dem Licht, 
der Schattengebung, dem Halbdunkel, der Färbung u. s. w., sondern 
sie ist eine der gegeboien »Melodie* entsprechende neue «Melodie*, oder 
bei mehr als zweistimmiger Harmonisirung der Inbegriff der zur ur- 
sprünglichen «Melodie" als Begleitung hinzutretenden neuen «Melo* 
dieen*, deren tonale Verhältnisse allerdings durch die der gegebenen 
«Melodie" mehr oder weniger bestimmt sein werden, aber auch nur 
bezüglich der Hauptnoten, zu welchen noch die verschiedenartigsten 
Neben- (Wechsel- und Durchgangsnoten) konftnen kOnnen und ausser- 
dem lassen Haupt- wie Nebennoten sich in rhythmischer Beziehung 
selbständig behandeln, ebenso in Hinsicht der Setzweise: die Harmo- 
nisirung kann homophon, aber auch polyphon, z. B. eanonisch sein. 
Also harmonisiren ist in Wahrheit ein Hinzuoomponiren. Denn selbst 
das, was gewöhnlich Harmonisiren heisst, das Hinzufügen der Haupt- 
harmonieen ohne Nebenharmonieen, ohne rhythmische oder durch 
Polyphonie herbeigeführte Neuerung kann auf mehrere Arten ge- 
schehen, folglich gewährt sie dem Urheber ein Urheberrecht, wenn 
nicht durch Bezifferungen oder andere beschränkende Angaben, oder 
in den tonalen Verhältnissen der gegebenen Melodie die Harmonio 
(d. i. die Hauptharnionie ohne oben erwähnte Zutat) schon so deutlich 
vorausbestimmt ist, dass sie nur ausgesetzt, d. h. nur in Noten ge- 
schrieben zu werden braucht, eine derartige einfache „Harmonisirung" 
gewährt, weil keine Urheberschaft enthaltend, auch kein Urheberrecht. 

'J Also hier und im i- uigenden iat das Wort .Molodie" niobt blow im eogsiea 
SiniH» der melodiscben Intervalle, sondern im weitern «nd wlglmi Snm eiiie« ein- 
atimmigen TonsAtses gebmelit, und daher dieoer Sinn dnrcb AnflÜinuigsceidien aa- 
gedeuteL 
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Hingegen ist das YorhaDdensein eines Urheberrechtes wieder sehr 
einleuchtend bei allem dem, was man Harmonisirung im nicht vulgftren 
und im weiteren Sinne nennen mnsst nftmlieh bezflglich jeder zu einer 
einstimmigen Melodie hinzugefügten rhythmischen und in der Setz- 
weise frei behandelten Begleitung, wie sie z. B. zu schottischen und 
irischen Yolksliedem durch Haydn und Beethoven, zu deutschen durch 
Robert Franz (als Beilage zur Schrift »Robert Franz* von Saran) durch 
Brehms, Sarau und Andere hinzugefDgt worden sind. 

Somit wird in allen diesen F&llen an dem Ganzen zwar kein 
Allein-, aber doch ein Miturheberrecbt für den Harmonisator oder Be- 
arbeiter entstehen, so dass eine VerfDgung über die »Melodie* zugleich 
mit der »Begleitung* oder »Bearbeitung* oder »Harmonisirung* nur 
vom Urheber der »Melodie* und dem Urheber der »B^leilnng* u. s. w. 
reep. ihren Rechtsnachfolgern zusammen getroffen werden kann, soweit 
nicht die Urheberrechte des einen schon erloschen sind. Hingegen 
Uber die »Melodie* für sich allein kann der Urheber verfügen oder 
bei erloschenem Urheberrecht Jedermann, d. h. sie allein oder mit 
seinen Ergänzungen versehen drucken und aufführen. 

Hinzugefügte Stimmen können aber auch mehr als blosse Be- 
gleitung oder Ergänzung sein, nämlich mit gleicher Selbständigkeit, 
wie die gegebene Melodie auftreten, nicht untergeordnet, sie kOnnen 
daher mit einer sie fiberwiegenden Bedeutung ihr verbunden werden, 
in polyphon oontrapunktischer Weise, wie dies oft in der älteren 
Musik geschieht, z. B. in Bach's Choralvorspielen und Motetten, so der 
Choral »Weg mit allen Schätzen* in der Motette »Jesu meine Freude* 
oder in. Cantaten u. s. w., z. B. der Choral »Wie schön leuchtet der 
Morgenstern* in der gleichnamigen Cantate oder »0 Lamm Gottes 
unschuldig* in dem Einleitungschor der Matthäuspassion, auch im 
Requiem von Mozart das »Te decet hymnus* auf die Choralmelodie 
»In ezitu Israel* (Jahn II 557, I 200 f.) gehört hieher, sowie der 
Choral »Ach Gott vom Himmel sieh darein* im Gesang der gehar- 
nischten Männer in der »Zauberflöte*. Da nun eine solche polyphone 
Einflechtung der gegebenen Melodie selbst, auch ohne de zu verändern 
eine ganz neue Bedeutung verleiht und in der also entstehenden Com- 
Position eine Leistung bildet, die nur durch die originellste Gestaltungs- 
kraft zu vollbringen ist, da eine Reihe der gröesten Meisterwerke 
solche Einflechtungen enthält, und somit geschichtlich und tatsächlich 
diese stets als schöpferische Leistungen (in der deutsdien Tonkunst 
wenigstens) gegolten haben, so wäre es absurd, in einem solchen 
Falle dem Componisten an dem Ganzen nur ein Miturheberrecht, und 
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nur ao sdnen Zutaten ein Alleinurheberrecht zuerkennen zu wollen, 
auch dann» wenn an der also eingeflochtenen Melodie noch ein Ur- 
heberrecht besteht, was allerdings selten der Fall sein wifd,0 und 
auch bei den oben erwähnten Beispielen nicht der Fall war, dennoch 
aber vorkommen kann, so kannte z. 6'. Jemand ,die Wacht am Rhein* 
derart ohne Veränderung, aber doch polyphon einfleohten. Natürlich 
wird auf diese Art nur an diesem neuen Ganzen ein Alleinurheberrecht 
und Oberhaupt ein Urheberrecht erworben, das Urheberrecht an der 
gegebenen «Melodie* für sich allein, und die Frage darnach wird 
davon gar nicht berührt, der CSomponist eines Stückes der beschriebenen 
Art kann darüber ohne Zustimmung des Urhebers der in das poly- 
phone Gewebe eingeflochtenen Melodie verfügen, aber über diese Me- 
lodie allein nur dieser Letztere, Jedermann, wenn kein Urheberrecht 
mehr darin besteht. 

Gar, wenn die üarmonisirung so ausftllt, dass sie die Melodie 
auf ganz neue harmonische Fundamente*) stellt, dann wird aus der 
ursprünglichen Melodie selbst eine ganz neue Melodie gemacht, weil 
mit der Veränderung der harmonischen Fundamente auch die melo- 
dische Bedeutung der melodischen Schritte sich ändert, weshalb dann 
die Melodie auch bei strengster Festhaltung des concreten Tonsatzes 
eine neue und daher zum Gegenstand des Urheberrechtes für den 
Harmonisator wird. Denn schon die einfechste melodische Folge, 
z. B. c^d hat einen gauz andern melodischen Sinn, wenn sie auf die 
Fundamente c— g gestellt wird, ab wenn mann sie auf die Funda- 
mente F— B stellt — Derartige Umwandlungen hat gleichfalls Bach 
mit Choralmelodieen vorgenommen, eines der schönsten Beispiele bietet 
die phrygische Harmonisirung der Weise .0 Haupt voll Blut und 
Wunden", welche im Weihnachtsoratorium höchst tiefeinnig zu den 
Worten coinponirt ist: »Wie soll ich Dich empfangen!". Auf die- 
selbe Art hat ein eigenes Thema behandelt Beethoven in der vierten 
Variation seines A-dur Quartettes op. 18 (vgl. darüber Th. Helm 
«Beethovens Streichquartette* S. 29), ebenso im 3. Satz der Sonate 
op. 28, und zwar im Trio. Also nochmals: £ine solche Umschaf- 
ffung und Verwandlung würde dem, von welchem sie herrührt, die 
freie Verfügung nicht bloss über die Begleitung, sondern audi über 
den also begleiteten Tonsatz mitsamt der Begleitung ebensogut, 



■) Wefl dum meMttns berOhmte typische Melodieii gewählt werdeo. 

') D. h. bekanntlich Stammacceirde, und ihre GnmdiSiH» im Sinn der Har- 
monielehre. 
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ja noch besser* erwerben, als bei jenen polyphonen Einflechinngea, 
und auch hier in derselben Weise, d. h. auf den fraglichen Tonaatz 
allein würde sich jene Verfügung nicht erstrecken, bezogen auf jene 
Fundamente aber allein dem zustehen, von welchen Letztere her- 
rühren. 

Aber nicht nur zu einzelnen Melodieen, sondern auch zu mehr- 
stimmigen Stücken sind begleitende Zusätze gemacht worden, so hat 
schon Bach Vivaldi'sche VioUnconcerte für Glavier oder Orgel be- 
arbeitet, und aus unserer Zeit sei als ein bekanntes Stück dieser 
Gattung Gounod's »Meditation* zum ersten Präludium aus dem wol- 
temperirten Glavier genannt, auch die Ciavierbegleitungen Schumann's 
und Mendelssohn's zu Bach'schen Violinsonaten und die sehr bedauer- 
lichen Hinzuffigungen eines zweiten Ciaviers zu Mozart'schen Sonaten 
von Orieg gehören hieher. Femer, wie Begleitungen, hat man auch 
Vor- und Nachspiele zu fertigen Tonsätzen gemacht (was z. B. viele 
Scbubert'sdie Lieder erdulden mussten), combinirt mit ebenfalls hin- 
zugefügten Begleitungen finden sie sich auch in den Beethoven'sehen 
Bearbeitungen schottischer Volkslieder. — Auch hier gehOrt das Ganze 
Beiden zusammen, von welchen es herrührt. 

Endlich gibt es noch ein Zusammenwirken von Künstlern ver- 
schiedener Art am zusammengesetzten Kunstwerk, namentlich bei 
Vocaloompositionen zwischen dem Dichter und dem Coniponisten, abör 
wenigstens für die deutsche Kunst ist im Gegensatz zu Frankreich der 
künstlerischen Uebung und kunstgeschicfatlicheu Entwicklung zufolge 
hier das Rechtsverhältnis auf eine Art geregelt, die \ielniclir einen Ein- 
griff in das Urheberrecht des Dichters aus künätlerischen Rücksichten 
bildet, als ein Miturheberrecht. Wir wollen dies daher in einem 
eigenen Abschnitt bmfHnechen, in welchem wir auch das Zusnmmen- 
wirken der Tonkunst mit den bildenden Künsten, Tanz, Plastik und 
Malerei, mit Ersterem im Ballet, mit Letzterer im Musikdrama, nament^ 
lieh auch im Wagnerischen Gesammtkunstwerk erörtern werden. Jetzt 
aber sollen die aus der Miturheberschaft sich ergebenden Verhält- 
nisse und die gesetzlichen Bestimmungen über Miturheberrecht der 
Betrachtung unterzogen werden. 

Wie bei körperlichen Sachen von Miteigentnm nur dann die 
Rede sein kann, wenn es sich um ein- und dieselbe Sache handelt, 
aber nicht, wo zwei oder mehrere verschiedene Sachen in Frage 
stehen, so kann Miturheberrecht an litterarischeu und Kunstwerken 
nur bezüglich eines und desselben Werkes gedacht werden, also bloss 
da, wo die Beiträge verschiedener Urheber zusammen ein einziges 
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Ganzes bilden» aomit in der Tonkunst allein nnter der YarauBsetxang, 
dass sie zusammen eine musikalische Einheit, d. h. nur einen einzigen 
ganzen Tonsatz ausmaehen. ^) Wahres Miturheberrecht besteht daher 
nicht an mehrafttzigen Werken, wie Sonaten, Variationen, Messen 
u. s. w., wenn jeder Tonsatz seinen besondem Urheber hat,^) denn 
jeder ist etwas für sich Abgeschlossenes, durch ihre Zusammenstel- 
lung entsteht kein neues Kunstwerk, sie bildet kein künstlerisches 
Schaffen einer neuen Einheit (in ihr liegt nicht einmal jene Urheber- 
tfttigkeit, wie in der Zusammenstellung zu einer Sammlung, wodurch 
doch ein neuer künstlerischer Zweck verwirklicht wird). Selbst dann 
hören die einzelnen Teile nicht auf, jeder für sich ein abgeschlossenes 
Ganzes zu sein, wenn sie dem Gehalt nach in einem Zusammenhang 
atehen, demzufolge sie sich innerlich ergänzen und der vorhergehende 
den nachfolgenden zur ethischen Befriedigung verlangt, wie dies z. B. 
in Beethoven's C-moll-Symphonie der Fall ist: so lange ein Satz nur 
formell abgeschlossen ist, bildet er künstlerisch und daher auch für 
die juristische Betrachtung ein Ganzes. Daher besteht auch wahie 
Miturheberschaft nicht an einem Oratorium oder einer Oper, bei welcher 
verschiedene Nummern von verschiedenen Urhebern sind; nur Musik- 
dramen in Wagner'scher Form, wo vermittelst der leitmotivischen 
Entwicklung wenigstens jeder Act eine musikalische Einheit ist, wären 
anders zu beurteilen, vollends gilt aber wieder das vorhin Gesagte 
von einem Heft Lieder von mehreren Urhebern, wozu wir auch schon 
in der Anmerkung ein hervorragendes Beispiel angeführt haben. 

In allen den genannten Fällen mit Ausnahme der Wagnerischen 
Dramenfonnen findet bei einer Verüffentlichung nur eine gemeinsame 

') MitnrheV>erscb.ift an firit in Sammelwerk liesso sich nur in dvr Art ilenktn, 
dabs fiue Mituriiebcrttcljaft an der Idee des kQustleriachca Zweckes besteht, z. B. 
der Eine den Gnindgeduken (etwa eine üebeniolit nadi neuen Oesichtqpiinkten 
oder Pflege einer gewinen Art von Knnstfoügfcnt, wie s. B. die geeohichtliehe Ent- 
wicklung (los T^iotles, oder die Schule des Octavcnspicles (Ciavier), des l'isszicato- 
««pielcH iS*rficliiiis>trimn'nt) und df>r Andoro die Entwicklung ilcs (n'dankons, etwa 
dia hkiuikruiig der \ ur^chiedüncn btiigatiuugcn oder Schwicrigkeit8»tufen. Das aber 
wird hüchät seUeii vorkommen, sondern eine Sammlung wird durch Zusammenwirken 
If rirnnw CMt immer ao entstehen, daee ▼on dem Einen die Idee» ven dem oder den 
Andern die BeitrBge kerrOhren, also das VerbSltnis von Herausgeber und Redaotenr 
m den Mitarbeiten! vorliegt, welches wir sehen wiederholt kennen :;elornt haben, 
und bei dem niemals ein gemeinsames Urkeberreoht zwischen den JUiturhebern 
entstellt. 

Beispiele dafür sind das Variationcnwerk „Hexamcron" von Chopin, Czeru^, 
Hen, Liest, Pixts und Thslberg wid die Lieder ans Bfickert's UebesfiUhlmg von Bobert 
und Clara Schnmaon, op. 87. 
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Herausgebuog statt, welche weder unter den Urhebern, noch dritten 
Personon gegenül)or eine Miturheberschaft bewirkt, denn auch diesen 
gegenüber, z. B. bei der Frage nach dem Erlöschen des Urheberrechtes 
an den einzelnen Stücken handelt es sich nur um den Beweis, welches 
von dem £inen, welches von dem Andern herrührt. Wollte man das 
Entgegengesetzte annehmen, so könnten Urheber ihren Werken leicht 
dadurch einen langem Schutz verschaffen, dass sie sie gemeinsam mit 
Werken anderer jüngerer Urheber herausgeben würden, ebenso und 
noch mehr könnten dies Verleger, in deren Verlag Werke von Beiden 
erschienen sind, was doch Alles gewiss der Absicht des Gesetzes zu- 
widerlaufen würde. Somit könnten nach richtiger Auffassung von den 
früher in der Anmerkung erwähnten Werken die Chopin'schen Bei- 
träge zum „TTexameron", und die Robert Schumann'schen Lieder nach- 
gedruckt werden, und wirklich ist in neueren Ausgaben jener Schu- 
mann sehe Liederkreis mit separater Bezeichnung der Urheber eines 
jeden einzelnen Liedes und in nachgedruckten Ausgaben, was seit 
1887 bezüglich Robert Schumann's gestattet ist, ohne die Lieder Clara 
Schumann's erschienen. 

Femer ist nur dann wahre Miturheberschaft und somit wahres 
Miturheberreclit vorhanden, wenn die Leistung von beiden Teilen 
nicht nur diisselbe Object, sondern dieselbe Art der f. c istung an dem<- 
selben Object ist, da nur dann die Leistung jedes Einzelnen im Ver* 
gleich mit der dos Andern als Urhebertätigkeit bezeichnet werden 
kann. Wenn also bei einer Composition von dem £inen der Tonsatz, 
vom Andern aber nur die Instrumentation herrührt, wenn bei einer 
Einrichtung der Eine diese selbst, der Andere aber nur die Bezeich* 
nung gemacht hat, so ist keine Blitnrhebcrschaft vorhanden, sondern 
nur dn Urheber einerseits, ein Bearbeiter andererseits, es kann 
also immerhin von dem Componisten, das von ihm Geschaffene in 
anderer Bearbeitung ohne Zustimmung dieses ersten Bearbeiters heraus- 
gegeben werden, selbst dann, wenn zwei sich vereinigt haben, 
um Jeder etwas von anderer Art zum Tonstück beizutragen, z. B. 
der Eine das Stück oomponirt, der Andere es instrumentirt hat, 
derart, dass sogar die ei*ste Instninientation des Stückes von einem 
Andern als der Tonsatz selbst ist. Würde nämlich das Stück in 
und vermöge der Originalinstrumentirung im Miturheber! eelit des 
Componisten und des Instmmentators stehen, so müsste der Instm- 
mentator das Recht haben, zur Ausgabe in einer andern Instrumen- 
tirung, als von ihm, die Zustimmung zu verweigern, was sofort als 
widersinnig erkennbar ist Vielmehr kann der Componist trotz der 
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fremden Originalinstruincntation das Werk in anderer Einrichtung 
ohne Zustimmung des Originalinstrumeniators drucken und auffuhren 
lassen, nur er kann andere Einrichtungen als Nachdruck klageweis 
verfolgen, es liegt nur bezüglich jener Originalgestalt des Werkes in 
der Vereinigung zu der sie hervorbringenden Tätigkeit die Einräumung 
eines Mitverfügungsrechtes,*) der iDstrumentator allein darf Qher 
diese Gestalt daher andererseits nur verfDgen, soweit das Urheber^ 
recht des Componisten erloschen oder ihm ausdrücklich abgetreten 
ist, im ersten Fall darf er aber Verfügungen Anderer Uber das Werk 
IQ apderer Gestalt nicht hindern. 

Die Miturheberschaft kann auf verabredeter gemeinsamer künst- 
lerischer Tätigkeit beruhen, sie muss es aber nicht, wir brauchen 
nur an manche der früheren Beispiele zu erinnern, bei welchen Mit- 
urheberschaft ohne Verabredung stattgefunden hat; notwendig ist nur 
die Tatsache, dass verschiedene Teile desselben Werkes in der be- 
schriebenen Weise von verschiedenen Personen herrühren. Allerdings 
aber wird die Vervollständigung eines unvollständig gebliebenen Werkes, 
woran noch Urheberrecht ezistirt, meistens nur auf Grund eines dies- 
bezüglichen Anbotes der Rechtsnachfolger des Urhebers und vermöge 
daraus entstandener Einigung mit ihnen unternommen werden, was z. ß. 
wieder bei der Vollendung des Mozart'schcn Requiems durch Süss- 
mayer geschah. Aber es könnte auch sehr wol ein Schüler oder be- 
freundeter Fachgenosse eines verstorbenen Künstlers ein ihm durch 
seine persönlichen Beziehungen zum Verblichenen zugängliches, von 
diesem unvollendet hinterlassenes Werk ohne solche Aufforderung 
ausarbeiten und gar bei solchen Skizzen und Bruchstücken, woran 
vermöge Ablaufes der Zeit kein Urheberrecht mehr besteht, die anderer- 
seits, wie die Bach 'schon und Händerschen Werke im Druck vor- 
liegen, ist das schon durch die Natur der Sache bedingt. Nicht nur 
in diesem Fall könnte dann z. B. ein Verleger das ergänzte Werk 
erwerben, sondern auch im vorigen, indem er von den Erben des 
einen Künstlers das unvollständige Werk, vom andern Künstler die 
Vervollständigung erwerben und beides zusammen dann als ein Ganzes 
veröffentlichen würde.-) Dann würde noch immer in andern Be- 



*) Was nioht «Mchlietti, dus die Alnichi der Beteiligten weiter gebt, dae 
isfc aber ansdrllekJich zu statniren und begrttadet anch nur ein abgeleitetoa Mitiir> 

heberrccht. 

Kill Vi\]] (liosci Art war wnl die nai Iigolasisenc fragniPiifarlschc Symplionio 
voD Hubert liurgmQllcr, die mit Ergänzung von Robert ä«buuiann veröffeoUicbt 
wurde. 



Digitized by Google 



142 



T. EntBtehnng und Snbjeefc des Beehtoa. 



Ziehungen, z. B, hinsichtlich der vorhehaltenen AuffQhning ein Beeht, 
mithin auch eine Rechtsgemeinschsft zwischen den Erhen des Ver- 
storbenen und dem lehenden Vollender des Werkes bestehen. XatOr- 
lieh wäre dasselbe fUr den allerdings kaum denkbaren Fall zu sagen, 
dai^ Jemand bei Lebzeiten des Urhebers ein von diesem nicht vollendetes 
Werk vollenden würde, ohne sich mit ihm diesbezfiglich zu verabreden. 

Eine ICiturheberschaft ohne Verabredung kann aber stets nur 
eine communio pro diviso begrflnden, denn die Tatsache» worauf sie 
beruht, die beiderseitige Urheberschaft kann ja an sich ein Urheber- 
recht nur bezüglich jenes Teiles bewirken, bezüglich dessen eben 
Urheberschaft besteht und kein Recht an dem Teil gewähren, be- 
züglich dessen sie nicht besteht. Es kann also Jeder der Miturheber 
oder ihrer Rechtsnachfolger über den von ihm herrührenden Teil für 
sich allein verfügen, nur zur Verfügung über beide Teile zusammen 
bedarf es der Uebereinstimmung beider Miturheber, ebenso kann Jeder 
sein Recht an seinem Teil, .aber nur für diesen Dritten gegenüber 
geltend machen. Femer können hier die Regeln der modernen Ur- 
hebergesetze über Rechtsgemdnschaft nicht angewandt werden, ins^ 
besondere nicht die von § 9 des Reichsgesetzes wonach «bei einem 
von mehreren Personen als Miturhebern verfassten Werke sich die 
Schutzfrist auf die Dauer von dreissig nach dem Tode des Letzt- 
lebenden derselben* sich erstreckt. Es wäre ja zu absurd, wenn Je- 
mand z. B. durch Ergftnzung einer Bach'schen Skizze, woran längst 
kein Urheberrecht mehr besteht, ein soldies auf bezüglich des von 
Bach herrührenden Teiles für sich und seine Erben erlangen könnte, 
vielm^r erwirbt er ein solches nur für seinen Teil; diesen kann 
er z. B. wenn er in neuen dazu gesetzten Orchesterstimmen beeteht, 
und zwar nur er allein separat ^drucken, (er kann dies aber auch, 
wenn am andern Teil noch Urheberrecht besteht). So hat Robert 
Franz und nur er das Recht, die Zusätze zu Bach'schen Skizzen, die 
von ihm herrühren, zu drucken, au&uffihren etc. und daher, nachdem 
es an Bach'schen Werken kein Urheberrecht mehr gibt, auch er , nur 
das Recht, die Bach'schen Werke damit zu veröffentlichen, diese allein 
oder mit andern Zusätzen, steht aber Jedem, resp. dem Urheber der 
andern Zusätze zu. Aber auch wenn am andern Teil noch ein Ur- 
heberrecht besteht, kann der Urheber des einen Teils diesen allein 
veröffentlichen, z. B. in einem Studienwerke, worin ja oft für das 
Studium interessante Fragmente aufgenommen werden.*) — Daher 

Schon dflshalb bestobt das Wesen der MilbereditigaDg nidit, wie Kobler 
S. 268 meint, darin, daaa die Anabentang dea Rechtagatea eine gemeinaobafttieho iat, 
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Ist auch unanwendbar die Bestimmung von § 8 des Patentes: »Aus 
mehreren gemeinschaftliehen Verfassern .... wird im Zweifel jeder 
fttr berechtigt gehalten die Aufführung zu gestatten, sobald das Fehlen 
einer Verabredung zweifellos ist, womit Art. 5 des italienischen Ge- 
setzes ähnlich ist, femer Art. 16 u. 17 des italienischen Gesetzes, dass 
eine Expropriation des (ganzen) im gemeinschaftlichen Urheberrecht 
stehenden Werkes gegen Entschädigung stattfinden kann. 

Hingegen bei der Einigung zwischen Zweien oder Meliieren zur 
gemeinsamen Hervorbringung eines Werkes will Jeder nicht nur für 
sich, sondern auch für den Andern tätig sein, die gleiche Absicht 
gegenseitiger Zuwendung liegt wol auch dann vor, wenn die Rechts- 
naclifolger eines Verstorbenen (oder Repräsentanten eines Geistes- 
kranken) Jemanden Andern zur Vollendung eines unvollendet ge- 
bliebenen Werkes bestellen, wie dies bei Mozart's Requiem der Fall 
war. Die Absicht der darOber sich Einigenden ist, dass über das 
Werk in allen seinen Teilen nur von ihnen zusammen verfügt werden 
soll, kein Miturheber will zwar die Verfügung über seinen Teil gegen 
die Verfügung über den Teil des Andern austauschen, wol aber will 
jeder Miturheber dem Andern oder dessen Rechtsnachfolger ein Mit- 
verfügungsrecht auch tlber seinen Anteil einräumen, und ein gleiclies 
Mitverfugungsrecht über den Anteil des Andern erwerben. Diese am 
Anteil des Andern erlangte Mitberechtigung kann natürlich nur ein 
abgeleitetes Urheberrecht sein, hingegen bewahrt die jedem Urheber 
an seinem Anteil verbleibende Verfügung vollkommen die Natur eines 
ursprünglichen Urheberrechtes. Die gegenseitig zugestandene Mitver- 
fÜgung kann nämlich am Wesen und Inhalt des Rechtes, welches 
jeder an seinem Teil noch hat, darum Nichts; ändern, weil ja eine 
solche Aenderung bei keinem Recht durch Einräumen einer Mitbe- 
rechtigung bewirkt wird. Was im geltenden Recht davon abweicht, 
beruht nur auf positiver Norm, nicht auf der Natur der Sache; wir 
werden es übrigens alsbald erOrtem. Daher liegt femer in der Ver- 
abredung zum gemeinsamen Schaffen keineswegs schon die Zustimmung 
eines der Mitarbeiter zur Veröffentlichung des Werkes, einfach darum 
nicht, weil der Entscbluss, etwas zu schaffen, nicht an sich den 
weitern Entscbluss zur Veröffentlichung schon enthält, und nach dem 
Gesagten die eingeräumte MitverfUgung kein originäres Recht und 
kein apriorisches Zugeständnis einer bestimmten Art von Verfügung 



wir werden aber sofort sehen, dass überhaupt nicht die Ausbeutung und ihre Ge- 
meiuMunkeit das Wesen der Hifbereohtigung soBniselii 
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bildet. Am allerwenigsten setzt aber, wie Klostennann Urbeberrecht 
S. 112 meint, die Hervorbringung eines einheitlichen Werkes not- 
wendig eine Verabredung voraus, «welche bei einem zum Verlage 
oder zur Öffentlichen Aufführung geeigneten Werke auch auf die ge- 
meinscfaafUiche Verwertung des Geistesproductes gerichtet ist*. Schon 
darum ist dies fslscb, weil, wie wir gesehen haben, gemeinsame ein- 
heitliche Qeisteswerke auch ohne Verabredung entstehen kOnnen, 
zweitens aber deshalb, weil gerade die Absicht der Verwertung die- 
jenige ist» welche an eich durchaus nicht in dem Entsehluss zum 
geistigen Schaffen liegt. Ist doch, wie eben derselbe Klostermaiin 
an einer andern von uns schon zu Beginn dieses Abschnittes dtirten 
Stelle treffend bemerkt» die geistige Tätigkeit kein Rechtsgeschäft, 
noch viel weniger ist sie daher ein Geldgeschäft und am allerwenig- 
sten ist die Vereinigung zweier Personen zum gebtigen Schaffen eine 
Erwerbsspeculation. Vielmehr mflssen wir, nachdem wir erkannt 
haben, dass das Urheberrecht kein blosses Vermögensrecht ist, aufs 
Entschiedenste betonen, dass es auch durch Vereinigung zum ge- 
meinsamen Schaffen nicht zum blossen Vermögensrecht herabsinkt. — 
Wirklich ist auch abgesehen von diesen Erwägungen nicht zu be- 
greifen, warum sich ein Miturheber einen Zwang zur Veröffentlichung 
gefallen lassen soll, den ein Alleinurheber sich nicht gefallen lassen 
muss, so z. B. wenn einer der Miturheber das Werk nicht veröffent- 
lichen will, weil er es für misslungen hält. Warum soll hier der 
andere Miturheber ein grosseres Zwangsrecht zur Veröffentlichung 
haben als ein Dritter, .etwa ein Gläubiger? Denn rQhrt des Miss* 
lungene von jenem Miturheber her, der gegen die Veröffentlichung 
ist, 80 kann er sich gewiss gegen den begründeten Nachteil wehren, 
den ihm die Veröffentlichung bringen würde, rührt aber das Miss- 
lungene von dem Andern her, der es veröffentlichen will, so kann 
der Nichturheber dieses Teils sich erst recht der Veröffentlichung 
widersetzen, weil ihn dann unbegründeter Nachteil an litterarischer 
und künstlerischer Ehre träfe, es würde ihm dss Misslungene in die 
Schuhe geschoben. Das Richtige ist also, dass die Entscheidung Über 
die Veröffentlichung des ganzen Werkes ebensosehr von der Zustim- 
mung jedes Miturhebers abzuhängen bat» als ob er der AUeinurheber 
des Ganzen wäre, und ein Zwang zur Veröffentlichung durch einen oder 
den andern Teil der Miturheber wäre ein ebenso empörendes Unrecht, wie 
eine zwangsweise Veröffentlichung durch einen Dritten. Dass daher 
im Falle der Uneinigkeit die richterliche Auseinandersetzung der Ge- 
meinschaft ganz anders auszufallen hat, als es die bisherige Litteratur 
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und auch einige Gesetze sagen, werden wir alsbald sehen, znnächst aber 
haben wir von den R-echten bei währender Gemeinschaft zu 54prechen. 

Diese besteht darin, dass nicht nur die Verwei tuiig, sondern 
auch jede VeröfTentlichung ohne Verwertung (und umgekelirt, z, 
B. bezahlte Erlaubnis privaten Druckes) nur von allen Miturhebern 
zusaiunien ausgehen kann, ausdrQcklich ist dies für die Auffüh- 
rung in § 51 des Reichsgesetzes anerkannt: „Sind mehrere Ur- 
heber vorhanden, so ist zur Veranstaltung der öffentlichen Aufführung 
die Genehmigung jedes Urhebers erforderlich", und nur als Beweis- 
regel, nämlich als Uechtsvermutung spricht § 8 des Patentä das Gegen- 
teil aus: »Aus mehreren gemeiuschaltlichen Verfassern eines drama- 
tischen Werkes wird im Zweifel jeder für berechtigt gehalten, die 
Aufführung zu gestatten". 

Für das Reichsgesetz ergibt sich ^ 51 als ausdrikkliche Aner- 
kennung des liier von uns behaupteten allgemeinen Principe^ aus den 
Motiven zu § 53 des ursprünglichen Entwurfes die dem gegeriwärtigen 
§ 51 entspricht: ,Es versteht sich von selbst, dass bei drama- 
tischen, musikalischen, oder dramatisch-musikalischen Werken, die 
von TTifltreren Autoren herrühren, die Genehmigung jedes Urhebers 
zu einer lilrDtlii Ik n Anttiil i ang erforderlich ist", die Materialien zum 
Patent schweigeu iilii'i die Auffassung der Miturheberschaft, wir 
können daher ancli Iih r beim richtigen Princij) bleiben und jene schein- 
bare Abweichung des § 8 wie gesagt, als biuüse, aus Opportunitäts- 
erw'ägungen hervorgegangene Beweisregel betrachten, so, dass nach 
Oesterreich ischem Recht zwar das Stillschweigen der übrigen Miun- 
heber zur Aufführung als Zustimmung gedeutet wird, keineswegs aber 
ist § 8 sü zu verstehen, dass ein gemeinsames Verfügungsrecht der 
Miturheber besonders ausgemacht sein müsse, um zu br-sfehen, schon 
darum nicht, weil er nicht vom Verhiiltnis der Miturhebui unter sich, 
sondern der Miturheber nach Aussen spricht, überdies wegen seiner 
Ausd nick s weise. ,Für berechtigt" soll nämlich offenbar so viel heissen 
wie ,für bevollmächtigt" von den andern Miturhebern, und damit 
wird ja ein principiell feststehendes Recht dieser Miturheber zur ge- 
meinsamen Mitverfügung anerkannt. Andererseits ergibt sich gerade 
aus der kleinen procossnalischen Abweichung des 8 vom richtigen 
Princip dieses als anerkannt vom Patent, in dem diese Abweichung 
offenbar als etwas Ausnahmsweises gedacht ist. ') 

Dieses Princip tuusä auch uuch frauzähiHcliem Utecht gelten, obwol Pouiiiet 
106 8. 100 das Oegviiteil bdisuptet: ,Si lea collaborateon, oni en debom de lui, 

B. 8<hiiater, Dtt ürbftbtnMiht der Tamkaml, 10 
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Also durch eigenmächtige Verfügung eines verabredeten Mitur^ 
hebers Ober einen Teil, sei es auch über den von ibtn herrfibrenden, 
wOrde eine Verletzung der dem Ändern zustehenden Mitberecbtigung 
verObt werden. Andererseits bildet für jeden Miturheber die Ver- 
fügung des andern Miturhebers oder eines Dritten auch Aber den nicht 
von ihm herrührenden Teil des Werkes eine Verletzung in urheber^ 
rechtlicheni Sinne, also Nacbdrock oder unbefugte Aufführung, und 
er ist befugt, eine solche auch fOr sich allein ohne Zustimmung der 
Andern oder ihre Mitwirkung klagbar zu verfolgen. Dabei aber 
steht ihm natürlich nur bezüglich eines Teiles der Entachftdigung ein 
Anspruch zu, wiewohl er sonst alle Folgen einer solcliMi Verletzung, 
Confiscfttion und Strafe vollständig verlangen kann. InaofiBra, aber 
auch nur insofern, hat Wächter S, 92 Recht, wenn er von einer Qe- 
teiltheit des Rechtes nach Quoten spricht Die Beatimmung der 
Quote aber ist nach freier Würdigung zu treffen, also nur, wenn alle 
innerlichen und änsaerliclien ümstftnde für bdde Tdle so ziemlich 
gleich sind, nach Eopfteilen, sonst aber nach dem Verhältnis, welches 
als das materielle Wertverbältnis der Anteile aus andern ümsttnden 
hervorgeht, z. B. aus dem durch das Hinzutreten des Andern ge- 
steigerten Mehrgebot des Verlegers, aus dem fär eine allfällige Ver- 
wertung unter den Miturhebern verabredeten Teilungsplan n. s. w. 0 

Haben sich die Miturheber mm wirklich zu einer gemeinsamen 
Veröffentlichung und Verwertung entschlossen, was allerdings auch 
schon bei der A'erabredung zur gemeinsamen Tätigkeit geschehen 
kanii, und niancliuial sclion aus den Umständen bei jener Verabredung 
hervorgehen mag, ^) aber keineswegs im Zweifel anzunehmen ist, daim 



nutoris^ la pubiication ou la reprt^pritntioii, il n'y a pas contre eux l'action cn coiitre- 
fa9on, puisque ceux-ci coproprictaires do l'ocuvru pouvaient, en ce qui lea concenie, 
donner eette «atomution* im Widenpnich mit fleinem eigenen 8bIs ebendaeelbei: 
,Clieque oolUboratear eet antour*. Debef tat auch der Tadel unhegrflndel, den 

Kobler, S. 2<i9 6vin § 48 des Hcicbsgosctzes erteilt, selbst im Verhältnis »i § 51 
beiöph'ch der Auffiilinitis: von Vorahvork^n, Anrh davon spüter. 

'j Nur soviel i.st also an Klosttniianii, und wie schon j^esagt an Wächter, 
cit. u. S. 93 A. zuzugestehen. Wenigstens ist der LetÄtore vorsichtiger, wenn er nur 
im Zweifel die VerOffentliebang des gemeinsamen Werkes ab schon bei der Ab- 
fiwsnng beabsichtigt Mnimmt. 

') Z. ß. wenn sie Boidc zusaminon für einen Dritten, z. B, einen Theateruoter* 
nehmor tütig sind. Natiulidi ist nur die Verabredung zu einer «ppciellen Veritusse- 
rung für die verabredenden Miturheber ^egen einander biudeiul,. eine Verabredung 
zum Veröffentlichen und Verwerten im Allgeuieinen Lindert niclit, dass ein Teil 
einer ihm nicht genehmen Verwertung nnd VerBlfentlidinng sein Veto wirksam ent* 
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allerdings kann ein späterer Widerspruch eines Teils ^ogcu die Ver- 
öffentlichung nichts mehr nützen, und es tintlet eine Teilung des Er- 
trages statt, natürlich kann jeder Miturheber auch in diesem Fall 
gegen jeden, mit welchem ein cianiiif hezüglicher Vertrag geschlossen 
worden ist, sein Teilrecht geltend machen und ebenso gegen die 
andern Miturheber. 

Dahor kann auch freiwillig eine Aufhebung der Gemeinschaft 
derart stattfinden, dass dem Einen die Verfügung über das Ganze . 
für blosse materielle Entschädigung überlassen wird, jedoch wider 
den Willen eines Miturhebers (oder der Nachfolger eines der Mit- 
urliri(er). also durch blosse richterliehe Auseinandersetzung nicht, 
denn dies würde zu der Möglichkeit einer zwangsweisen VeröflFent- 
lichnuL' wider den Willen eines Miturhebers füliren, welche oben 
verneint worden ist. ') Mithin bleibt in einom solchen Falle nichts 
übrig, als dass Jedem ein separates Verfügungsrecht über seinen An- 
teil zugesprochen wird, also dass er ihn. so wip (»r ist, z. B. in einem 
Unterrichtswerk, oder mit eigener Ergänz uuir verbunden, weiter ver- 
wenden kann,') Unausführbar wäre dies nur dann, wenn nicht mehr 
nachweisbar ist, von wem der eine Teil und von wem der andere 
herrührt, was aber, so ImiL'p Heide wissen, was sin geschaffen haben, 
nicht stattfindet. ^) Knnueru aber sie oder ihre Erben sich nicht mehr 

gegeoBetie, m s. B. kann er der UebralMeaiig wax Auffdlirnng n ein mumllDglidies 

Kuostinetitat widersprechen. Freilich aber mwu er sieli bei einer solchen al1;^'omeineit 
Vei abredung doch eine riebterlicbe Änswahl der Angemessemeii Vevftffinkilichapg ge- 
fallea lassen. 

') Dies scheint auch Pouillet in Uebereinstimroung mit dem von ihm citirteu 
Rcnonard sDsnerkennen, 112 S. 106: pfl ne s'agit paa en elFet de drnta peenninires 
nenlement; it s'agit d*une qaeslien dlumnenr, de CMwiddntitMi de digniU*, wobei er 

aber doch dem Richter Qewalt zuerkeoncu will, ,un arbitre eenverain* su ftUen «et 
ce sera la justice rjui tonant compte des faits, dee motife inToqnde {mt cbneon des 

ooUaborateutiB, les deparLagera*. 

Also nicht, wie bei der Teilung einer körperlichen Sache. Das von ihm 
aalbsfc Herrllbrende wird niebk weiter geteilt nnd es wird durch diese Teilung nicht 
die frühere Arbeitsleistoag im Rftwi vernichtet. 

') Wenn Wächter S. 92 f. als mögliche Fälle aufführt 1) Ununterscheiiibarkeit 
der Teile 2) rntcrschcidbarkcit, zugleich mit riiziitronnlichkeit 3) riitoisclipiilbar- 
k» it so kann ich mich dem nicht nnsrhliesson. Krst«rer Fall cxLstirt olijcctiv ge- 
noiunien, wenigstens in der Tonkunst nicht, in der Littcratur, wo z. B. der Inhalt 
mid die metrisohe Form von verschiedenen Personen sein können, nrass er« so- 
wie der sweite FsU, vor der Freiheit vom Veröffentlidinngstwang mrackweioben, 
der dritte Fall ist nach dem von Wächter gegebenen Beispiei, dsss drei sosammen 
eine Erzählung schreiben tind mitt r t inom gomoinsamen Namen hf»ran?!ppbcn M-oIh-n, 
identisch mit dem sweitea, weil jeder Teil doch fQr sich allein kein Ganzes bildet» 

10 • 



Digitized by Google 



148 



V, Entileliang trnd Sabjeet des Rw^tM. 



daran, dann ist eine ricbterliche Auseinandersetzung ebenso nnmOg^ 
lichf wie z. B. eine solche Auseinandersetzung über einen Oegenstand» 
der tatsttchlich oder reebtlich onveräusserlich ist» oder wie eine Aus- 
einandersetzung von Eltern über ein Kind. 

Endlich gibt es noch in einigen Gesetzen besondere Bestim- 
mungen Ober das ErlOscben des Urbeberrecbtes im Fall der Mitur- 
heberscbaft, wovon wir in dem darauf bezQglichen Abscbnitt reden 
werden. 

Freilich sind nun unsere Anschanungen mehr oder weniger mit den 
modernen Oesetzen im Widerspruch, welche nach dieser Seite das Ur- 
heberrecht fast nur vom wirtschaftlichen Standpunkte aus betrachten. 
Am Misslungensten dfinkt mir Art. l des ungarischen Gesetzes, wel- 
cher bei Unterscheidbarkeit der Teile jedem Urbeber das Recht der 
Zustimmung zur VerfDgung Qber seinen Teil einräumt, was wie ge- 
zeigt, der verabredeten Miturheberschaft, also der Natur gerade des 
Falles, den das Gesetz im Auge hat, widerspricht, noch unglfickliclier 
ist aber die Bestimmung, dass, .wenn die Teile der einzelnen Autoren 
nicht abgesondert werden* (können), zur VervielfiUtigung, Veröffent- 
lichung und zum Vertrieb bei vorhergegangener Entschädigung jeder 
der übrigen Autoren berechtigt ist. Auf diese Art könnte also (zum 
mindesten bei gleichzeitiger Verfügung) jeder Urheber einem Andern 
Verlagsrechte gewähren, und somit dieses als ein ausschliessliches 
Recht des Verlegers illusorisch werden, daher haben wolweislich andere 
Gesetze, nur bezüglich des AuffQhrungsrecbtes, wo der abgeleitete 
Rechtserwerb kein ausschliesslicher sein muss, eine derartige Solidar- 
berechtigung jedes Hiturhebers anerkannt, und dass die Veröfifeot* 
lichung ohne Zwang zur Namensnennung stattfinden soll, ist kein 
grosser Gewinn. Freilich ist in diesem Punkt, wie wir alsbald sehen 
werden, das belgische Recht noch schlimmer. Am nächsten dem 
ungarischem Recht steht indessen im Grundgedanken das italienische, 
Art 5, wonach »quando il diritto esclusivo di pubblicare, di riprodurre 
0 di spacciare un' opera appartiene in comune a piti individui* 
(also nicht bloss fQr den Fall der Miturheberschaft) im Zweifel 
gleicher Anteil und solidarische Ausübungsberechtigung (.ciascuno di 
essi pu6 esercitare per intiero quel diritto') gegen Entschädigung der 
Uebrigen gilt, mit solidar. Verpflichtung des cedirenden Mitberech- 
tigten und desCessionars, der um die Mitberechtigung des nicht Cediren- 
den weiss, was bei unentgeltlicher Geasion sehr wenig helfen wird. 
Besser ist das belgische Recht, insofern es in Art. 6 doch die MOg^ 
lichkeit eines ungeteilten (indivis) Urheberrechtes zugibt, was es aller- 
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dings von der ünteübarktiit im Sinne einer Unmöglichkeit der Schei- 
dung nach sinnlich wahrnehmbaren Teilen zu verstehen scheint, in 
welchem Falle es zuerst die Verabredung, mangels einer solchen aber 
richterliche Entscheidung gelten läset, femer iür jeden Miturheber 
Verfolgung des Rechtes an dem Ganzen gegen jeden Dritten und fUr 
das Gericht die Freiheit Ober VerOlTentHohung, Teilnahme an Kosten 
und Ertrag. Diese gerichtliehe Gewalt und die Nichtunterscheidung 
von ursiHilnglichem und abgeleiteten Miturheberrecht ist die bedenk- 
lichste Seite daran. In beiden Beziehungen besser ist die Bestimmung 
des holl&ndischen Rechtes, Art. 2 zum Schlüsse, wonach mangels ent- 
gegengesetzter Verabredungen jeder Miturheber das Recht der Ver- 
fügung über seinen Teil hat, was freilich fQr währende Gemeinschaft 
von vertragsmässigen Miturhebern nicht passt. Richtig, nur zu be- 
schränkt im Ausdruck ist Art. 31 des norwegischen Rechtes, wonach 
zur Aufführung die Zustimmung aller Miturheber nOtig ist, richtiger 
das schwedische, Art. 20, dass sie im Falle gemeinsamer Berechtigung 
zur Veröffentlichung überhaupt nOtig ist; hier wird freilich nicht ge- 
nflgend zwischen verabredetem und nicht verabredetem, ursprünglichem 
und abgeleitetem Miturheberrecht unterschieden. In Portugal gehört 
nach Art. 581 bei Miturheberschaft im eigenen Namen das Miteigen- 
tum allen gemeinsamen Urhebern, also ein richtiger Gedanke ist hier 
etwas schief ausgedrückt 

Weit leichter ist das Miturheberrecht zu bebandeln, wenn es nur 
auf gemeinsamer Rechtsnachfolge, z. ß. auf gemeinsamem Erbgang 
beruht. Denn obwol gegenüber dem Erben oder legatweisen Erwerber 
eines Urheberrechtes (wie im Abschnitt II citirten Aufsatz eingehend 
auseinandergesetzt wurde), kein Zwang zur Veröffentlichung seitens 
dritter Personen möglich ist, obwol also Miterben und legatweise, 
kurz alle Miterwerber, welchen nicht schon der Natur der Sache 
nach das Urheberrecht zum Zweck der VeHtfentlichung überlassen 
ist, (wie Verlegern und AuffUhrungsunternehmem), wenn sie diesbezüg- 
lich unter sieh einig sind, von Dritten zur Veröflfentlichung nicht ge- 
zwungen werden können,') steht es doch anders bezüglich des Ver- 



') Auch wenn Urlieber in (iemoinscbeft mit oinom Nichturhcber stehen (z. B. 
dorn Erben eines Miturhebers) ist ein Zwang zur Vcriiffoiitlicliting nicht zu recht- 
fertigen, und diii ent^,'Ofjpnpe9etzte Bestiniimini; in Art It» des italienischen fipsetzes 
erscheint trotz der Wnhrung der Vermögeusrechto des Urbebers unter den Mitbe* 
reebtigteD verpflichtet, selbet wenn es m m veratehen ist, dsss diese Execution nur 
bei AnsprlteheD gegen den Niehtuvlieber gefllhrt werden dsrf, Sbrigens heiest es 
aber: apno essere esproptistie s dsnno di cisscnno di lero, a ooi spetts*. 
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hältnisses der durch lieclitsnachfolge berechtigten uneinigen Erwerber 
unter sich, selbst wenn sie Miterben sind. Denn auch dann repräsentiren 
SRI nur in ihrer Gesanimtheit den Urheber, und als \\'ille dieser Ge- 
sammtheit hat hier nichts anderes zu gelten, als das was als Wille 
jeder andern Gesammtheit betrachtet wird, der Wille der Mehrheit. 
Sollten ursprünglich aber schon mehrere Miturheber vorhanden ge- 
wesen sein, dann natürlich haben die Nachfolger eines Jeden, wenn 
sie Erben oder Legatare sind, gegenüber den Xachfulgern eines jeden 
andern Miturhebers eine Stellung wie der ihr Recht begründende 
Urheber selbst, bezüglich seines Anteiles. — Um aber auf den 
früheren Fall zurückzukommen, wo nur genieinsame Rechtsnach- 
folger desselben Urhebers sich gegenüberstehen, so kann dieser auch 
noch im gemeinsamen Krwerb von Urheberrecht und zum Zweck und 
mit der Absicht der Veröflfentlichung bestehen u. dgl., also ein ge- 
meinsamer Erwerb von vergesellscliafteten Verlegern oder ebensolclit n 
Concert- oder Theaterunternehmern. Dann ist es gar zweifellos, dass 
für diese gemeinsamen Hechtsnachfolger unter sich kein andereß Ver- 
hältnis besteht als. Ijli uiuit ten Gemeinschaften, dius also durch Stimmen- 
mehrheit oder richterliehe .\useiiuindersetzung beendet werden und zu 
einer Verweit uu^^ und dalier \'eröffentlichung des Werkes führen 
kann und dann ist auch von dritter Seite Zwang zur VeruÖentlichung 
niüglich. 

Der Vollständigkeit halber sei noch ein möglicher Fall erwahrt, 
der der verschwiegenen Miturheberschaft, was von kryptonyuicr iiiui 
selbst anonymer Miturheberschaft wol zu unterscheiden ist, bei welchen 
doch das Vorhandensein noch eines Miturhebers angedeutet wird, bei 
verschwiegener Miturheberschaft wird aber die Tatsache, dass über- 
haupt noch ein Miturheber an dem Werk beteiligt war, gänzlich ver- 
schwiegen, wie z. B. in dem unlängst pnblicirten Fall Meissner-Hedrich 
von Letzterem behauptet wurde. Während bei kryptonymer Mitar^ 
heberschaft dasselbe gilt, wie bei sonstiger Kryptonymität and bei 
sonstiger Miturheberschaft, also die Regeln über Kryptonymität und 
MiturheberBchaft combinirt anzuwenden sind, nur mit der Ausnahme, 
dass der genannte Urheber als von dem Nichtgenannten zu Dispositionen 
ermächtigt gilt, auch zur processualen Vertretung gegen abgeleitete 
Erwerber und gegen dritte Personen überhaupt, so ist bei (natürlich 
nur mit Zustimmung des betreffenden Miturhebers) verscliwiegener 
Miturheberschaft zwar zweifellos eine stillschweigende Zustimmung 
zu den vom genannten Urheber Dritten gegenüber getroffenen Dis- 
positionen auch gewährt, aber die Mittel, welche die Gesetze dem 
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kryptonymen Urheber zur Geltendmachung seiner Urheberschaft ge- 
\\'ähreii, wie z. B. die Eintragung in die Holle, sind hier wol ausge- 
schlossen. Dennoch kann auch darin nicht ein gänzlicher Veracht 
auf Geltendmachung der Urheberschaft, als welcher contra bonos mores 
wäre, liegen, zum mindesten kein solcher Verzicht dritten Personen 
gegenüber, und mithin steht es einem solchen Miturheber stets frei, 
im ordentlichen Rechtswege seine Urheberschaft und ilire Geltend- 
machung durchzusetzen, soweit er nicht contractlich auf Zeit gebunden 
ist, und auch dann ist ihm die Klage nicht schlechthin versagt, son- 
dern sie kann höchstens durch dilatorisclie Einrede zurückgewiesen 
werden, und ein solcher Contract kann keine Wirkung gegen Dritte 
haben» also das Klagerecht gegen sie nicht alteriren. 

VI. 

Inhalt des Rechtes a) schriftliche Mitteilung (Schutz 

gegen Nachdruck). 

1) Musik ist allerdings bestimmt, nicht bloss gelesen, sondern ge- 
hört, und somit vorgetragen zu werden, aber durch das Gehör allein 
wird ein Tonwerk, zumal ein complicirteres, dem Gedächtnis ebenso 
selten, ja noch seltener vollständig eingeprägt als ein litterarischos 
Werk ; sowol zur Ueberlieferung, als auch zur lebendigen Heproduction 
l>edarf es daher regelmässig der schriftlichen Aufzeichnung. Sie ist 
daher die Grundlage für die Aufführung, sowie die wesentlichste Form 
fUr die Erhaltung und Ueberlieferung von Tonwerken, mithin ist auch 
für den Musiker die ausschliessliche Mitteilung seiner Werke in 
schriftlicher Gestalt, der wichtigste Vorbehalt, welchen ihm das Ur- 
heberrecht einräumt, sowol vom praktischen, als auch vom idealen 
Standpunkt, vom praktischen Standpunkt, weil bei jener Unentbehr- 
lichkeit zur Aufführung die schriftliche Form auch zur Hauptform 
der wirtschaftlichen Ausnutzung des Werkes wird, wenn schriftliche 
Exemplare nur vom Urheber oder seinem Nachfolger erzeugt und 
mithin verwertet werden dUrfen, ferner deshalb, weil dadurch, ebenso 
wie bei ütterarischen Werken, ein Ersatz für den mit dieser Form 
verbundenen wirtschaftlichen Aufwand erzielt wird, welcher sonst 
nicht erzielt werden könnte; vom idealen Standpunkt ist aber dieser 
Vorbehalt der wichtigste, weil eine richtige Aufführung und Ueber- 
lieferung ohne richtige schriftliche Aufzeichnung unmöglich ist, diese 
letztere hängt aber wieder von der allein durch diesen Vorbehalt dem 
Urheber gewährten Müglichkeit ab, die schriftliche Aufzeichnung zu 
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ttberwacbeo und zu berichtigen, und jede unrichtige schriftliche Auf- 
jseichnung zu unterdrücken. ^) 

Begreiflicherweise hat sich auch in dieser Beziehung das prak- 
tische Interesse vor Allem geltend gemacht, um so mehr, als bei der 
ursprünglichen Art des Schutzes filr Geisteswerke, dem Verlagsschutze. 
eigentlidi nur ein soldiea Interesse in Frage kommen konnte. Ferner 
konnte der Verlagsschutz natOrltch nur der Erscheinung in schrift- 
licher Form, nicht der AufiÜhrung zu Teil werden, aber selbst, nach- 
dem der VerlagsBchutz auch fUr Musikalien durch einen wahren Ur- 
heberschutz ersetzt war, blieb, wie uns die Geschiebte des musikali- 
schen Urheberrechtes gezeigt hat, auch bei Musikalien der Schutz 
der schriftlidien Form in Deutschland wenigstens lange die Haupt% 
ja die einzige Art des Urheberschutzes, und bildet bis heute noch 
seinen Mittelpunkt derart, dass an ihr und an ihrer allmftlicben Aus- 
bildung die Entwicklung der wesentlichsten Prindpien wahrgenommen 
werden kann, welche im litterarisch-musikalischen Urheberrecht zur 
Geltung gekommen sind. 

Zunächst ist indess auf einen scheinbaren Stillstand hinzuweisen; 
während nämlich eine apriorische Betrachtung dem Urheber jede schrift- 
liche Darstellung und Mitteilung seines Werkes vorbehalten wird, und 
demnach geneigt sein dürfte, als Nachdruck jede eigenmächtige schrift- 
liche Reproduction zu erklären, ist, zumal in Oesten'eicb und Deutschland, 

') Dieser Bcweisgnind könnto scheinbar auch zu Gunsten eines ewigen Ur- 
heberrechtes vjTwcrtet werden. Aber es reicht prfahrnnicpfiPtnHss zur Rrzielung der 
Correctheit auch bei den nach der Frciwerdung veranstalteten Ausgaben hin, wenn 
dafür eine Grundlage ia Ausgaben geschaffea worden ist, welche durch den Uriielier 
eelbsi und eeine Neebfolger contro]irt worden, und dieee H^tglicbkeit der Gontroie 
darch die Zeit andauert, welche bei uns als ^'chutzfriät gewährt ist. Auch wird 
nach mehr als 30 Jahren seit dem Tode des Urhebers selten ein Erbe noch vor- 
handon sein, der ein pcrsfinlichos Interesse der Pietät an der Correctht-it «Icr N\ i-rke 
seines Erblassers hätte, so dass sich von einem ewigen Urheberrecht keine bessere 
daraufbezflgUche Fareorgc aus subjectiven Bew^ggrUnden «rwatten liease. Welche 
MnnatBrende Fehler aber bei ginzKchem Mangel einea Sehotaea gegen Nachdruck 
eich in Geisteswerke einachli iclic-n können, ist aus älteren eigenmächtigen Ausgaben 
unserer poetischon nnd musikalischen Classiker, z. B. Händel, (vgl. ill)or ilio Sciiick- 
sale seines ..lubilato" (Iii» Vorrede zur Atisgabe die^fs Werkes dtuih d'w deutsche 
liändelgesellschaft üd. und ßach bekannt genug, und zwar nicht nur durch Un- 
anfmerkaamkeit, eondwn aneh dareh abeiehüicbe Aenderung. Bei Gesellen tat 
allerdiDga dieae Gefahr nicht ee groea, weil die praktieche Brauchbarkeit hier schon 
eine f^^l l'n::e Ueberoinstimmung mit dem Originaltext erf«>rdert, Überdies man sich 
nur auf ilie nuthrntisc lim Ausgaben berufen kann, wie schon Hamm 8. 85 A. 1 
gegen Heaouard bemerkt bat. 
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der Urheber noch jetzt nicht gegen jede schriftliche Daretellung und 
Mitteilung geschützt, und auch gegen diejenige, wogegen Schutz 
gewährt wird, nur unter gewissen Voraussetzungen. Es schützen ihn, 
wie wir sehen werden, beide Gesetze nur gegen mehrfache Darstel- 
Jung und Mitteilung, gegen Vervielfältigung und Verbreitung, was 
wol seinem wirtschaftlichen Interesse wenig schaden kann, immerhin 
aber dem ideellen, zumal dann, wenn Werk noch nicht veröffent- 
licht ist, welchen Fall jedoch unsere Gesetze von dem Fall der be- 
reits stattgefundenen VerOifentlichung in dieser Hinsicht nicht unter- 
scheiden. 

Auch dies rOhrt meines Erachtens nicht bloss aus den au& 
Praktisch-Wirtschaftliche gerichteten Anschauungen unserer codi6- 
cirenden Factoren her, sondern ist ebensosehr aus geschichtlichen Ein- 
wirkungen hervorgegangen, nftmlich abermals aus dem ursprünglich 
als Verlagsschutz gestalteten Schuta von Geisteswerken, der ja not- 
wendi^rweise bloss ein Schutz gegen Vervielfältigung und Verbrei* 
tung sein konnte. Übrigens, wie wir wissen, auch aus rein wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten entstanden war. Nur die französische An- 
schauung ist über den Schutz gegen Vervielftltigung und Verbreitung 
hinausgeschritten, wenigstens behauptet z. B. Pouillet, 528 S. 423, 
dass schon ein einziges Exemplar, oder dessen Mitteilung an andere 
eine Rechtsverletzung bilde, wenn auch die Absicht nicht auf Er- 
zeugung von mehreren Exemplaren gerichtet war; sogar mit vorzugs- 
weiser Berücksichtigung des materiellen Interesses verteidigt er dies.') 
Hingegen hat nicht nur die deutsche Gesetzgebung bis zum Reichs- 
gesetz, sondern auch die gesamte deutsche Rechtswissenschaft derart 
den Grundsatz festgehalten, dass der Rechtsschutz nur gegen 
schriftliche Vervielfältigung, wie Verbreitung zu gewähren sei, 
dass auch das Reichsgesetz und zwar in sehr entschiedener Weise 
zum Ausdruck dieses Grundsatzes geworden ist. Als «ausschliess- 
liches Recht des Urhebers (Ueberschrift für § 1—3) wird nur «das 
Recht, ein Schriftwerk auf mechanischem Wege zu vervielfältigen* 



*) Nachdem er ausmiwnilergttaetxt hat, d«u eine Aboobrifi zu petaOnliehem 

Gebrauch keine cuntrefa^on, sondern nur ein ,aid( -UH moire naturel* iat, fährt er 
fort JI rn scrait aulrpmcnt si ct'ttc copip mnnusti ito etait vendue, si en im mof 
cclui ([ui la poesöde en ttmit uu beuetice pucuniaiic vi la faisait servir a uiie veti- 
taUe ezploitation oommeicialc''. Ich muas Pouillet (gegenüber in der Tbat gestehen, 
data mir eio solcher Fall vorgekommen ist, ein Frans'achea Ued handacbrifUich 
transponirt habe ich in einer MoailtalienbaoiUimg in einem ottutelnen Exemplar anter 
den kioflichen Liedern gefunden. 
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bozoichnet, es steht genau auf deniselljen Standpunkt mit ^ 2 des 
Patents: »Dem Urheber eines litteraiischen oder Kunstwerkes steht 

ausschliessend das Heclit zu, mit seinem Erzeugnisse nach 

Willkür zu verfügen, dasselbe in beliebiger Form zu vervielfältigen 
und m verüffent liehen". Dass nämlich im Patent trotz der im übrigen 
principiell und praktisch wichtigen Anerkennung einer totalen Herr- 
schaft über das Werk der Schutz nur gegen Verviclfliltigung erteilt 
wird, geht f\vio wir. schon wissen) daraus hervor, das § 2 nur die 
Vervieifältigimg als Nachdruck bezeichnet, ebenso ist die Verbreitung 
gedacht und vorbehalten nur als successive oder gleichzeitige Mit- 
teilung von mehreren Nachdruck-oxemplaren, § 2 und 25 des Pa- 
tentes, ja das i^itent verfolgt aof^r nur die Verbreitung in iTorm des 
Handels, wovon später. 

Zweitens aber ist .seit der Verwandlung des blossen früheren 
Privilegienschulzes in einen gesetzlichen Schutz, also seit dem An- 
fang dieses Jahrhunderts der Urheberscliutz in Oesterreicli und Deutsch- 
land in einem Punkt sogar vermindert worden, und weder das Patent 
noch sonst irgend ein deutsches Gesetz mit Einschluss des Keiehs- 
gesetzes hat den früheren Znstand wiederhergestellt. Nämlich die 
Privilegien bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts gestatteten dem 
Geschützten, Nachdrucksexemplare überall, wo er sie fand, einzu- 
ziehen, also nicht bloss beim Verleger, Drucker oder Biuliliandler, 
sondern auch bei jedem, der sie nicht zum Handel erworben hatte, 
dies tindet sich z. B. ebenso in dem Abschnitt 1 angefüll ten Artaria - 
sehen Privilegium von Joseph II., wie in dem Otto sehen von Fer- 
dinand I.; es wurde also nicht nur die Handlung des Nachdrucks 
und der Verbreitung, sondern auch das Erzeugnis des Nachdrucks 
wie etwas an sich nicfd zur Existenz Berechtigtes verfolgt. Indess 
bildete diese so weit gehende Verfolgung eine für das litterarisch- 
künstlerische Publicum sehr widerwärtige und absclireckende Chicane, 
indem der Käufer selbst zur Zeit des Privilegienschutzes zwar die 
Gesehütztheit gegen Nachdruck beim gescliützten Exemplar zn er- 
kennen vermochte, nämlich durch Erwähnung des Privilegiums da- 
selbst, aber nicht die Xachdnicksciualität am Nachdrucksexemplar. 
Gar der allgemein gesetzliche Schutz hobt nun in Folge dessen, 
dass er nicht besonders erwähnt wird, vollends jeden wahrnehm- 
baren Unterschied zwischen Nachdrucks- und berechtigtem Exem- 
j)lar auf, mit vollem Hecht ist daher M-it Anfang dieses Jahrhun- 
derts der Grundsatz zur Geltung gekouinien. dass der Nachdruck nur, 
soweit er beim Nachdrucker oder beim Verbreiter noch vorhanden. 
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bauptBflchiicli aber, Boweit er im Handel feil ist, verfolgt werden darf, 
nicht soweit er im Besitz des eigentlichen litterarischen Publicuma 
sich befindet. Und zwar findet sich das schon im Anbalt'-Oöthen'- 
schen Qesetz von 1828 Abs. 11: «Es versteht sich indessen hierbei 
von selbst, dass diese Unsere Befehle keinen Binfloss etwaiger Vor- 
schritte darnach auf Privatpersonen haben, welche für ihre eigene 
Bibliothek sich ein nachgedrucktes Werk nach einer ergangenen An- 
kündigung anschaffen*, welche ausdrückliche Bemerkung deshalh 
nötig war, weil aus dem daselbst noch teilweise aufrechterhaltenen 
Privüegienschutz und aus der dem alten PrivUegienstyl ähnlichen 
Textirung von Abs. 8 b »Confiacation sämtlicher in unsern Landen 
sich vorfindenden Exemplare" das Qegenteil abgeleitet werden konnte. 
Jene ausdrQckliche Bemerkung ist nun in den neuen Gesetzen ganz 
ttberflQssig, indem hier von vornherein auch als objective Rechts- 
widrigkeit nur der Nachdruck oder die Verbreitung selbst bezeichnet 
wird, und somit nur diese beiden Handlungen, nicht die Anschaffung 
oder der Besitz eines Nachdruckes Rechtsfolgen nach sich ziehen 
können. Das ergibt sich für das oesterreichische Recht aus § 2: 
,Jede ohne Genehmigung des Urhebers oder seines Rechtsnachfolgers 
auf mechanischem Wege unternommene Vervielfältigung* u.s. w., 
aus § 12 und § 25—32 des Patents, sowie aus dem formell zum 
Teil an Stelle dieser Paragraphen getretenen § 467 des allgemeinen 
Strafgesetzes, wo nur auf den Nachdruck und Handel damit Strafe, 
Entschädigung und Confiscation gesetzt sind, und ebenso aus § 1—7, 
wie § 18—25' des Reichsgesetzes insbesondere aus § 21, wo selbst 
von Einziehung nur beim Veranstalter oder Veranlasser des Nach- 
druckes und § 25, wo von eben derselben Rechtsfolge nur beim Ver- 
breiter die liviU ist. Nur die französische Anschauung hat auch in 
diesem Punkt die Tendenz bewährt, den Urheber so viel als möglich 
zu schützen, und hat somit das alte Princip, dass der Nachdruck 
sogar beim Privatbesitzer verfolgt werden kann, auch für die Gegen- 
wat t geltend gemacht, Pouiliet 708 S. 539,') jedoch ohne irgendwelchen 
Einflttss auf unsere (wenigstens interne) Gesetzgebung und Theorie. 



') »Q'i«' proft'ssi ur do bonnc foi d'un oiivraprc reconnu contrefait soit ä 
l'abri de toutc coiulcmnation civilu ou p<iuale| nouä l'admettons voloniiers. Sa bonae 
foi «ui» mftme eet effot, de lui aasurer un rec4xii» eonin eeUii, qui lui aun venda 
l'oavnige. Hais peot-elle avoir poar rteoltat d'ompdoher que le jage na pfononee 
la conflacation de rouvrage trouv^ cntrc ses inains? Cost ce qae nous nu saurions 
admettre. Pniaqne lacquittenieiik ne (aii poiot, en principe, obatade k la eonfia- 
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Im Zuaamroenbang damiti dass nicht sowol das Pioduct des 
Naebdruckea, sondern die Handlung des Naehdruckens als Unrecht 
qualifidrt ist, steht es, dass die neueren Gesetze scharfer zwischen 
der Herstellung dee Nachdruckes und seiner blossen (nicht im Namen 
oder Auftrag des Nachdruckers geschehenden) Verbreitung unter- 
scheiden, derart, dass auch wir daher im Folgenden den Nachdruck 
selbst und dessen Verbreitung getrennt behandeln müssen. 

Soviel sei nur hier £llr beide Arten von Rechtsverletzungen be- 
merkt, dass gerade in der Art und Weise, wie jede von ihnen be- 
stimmt und behandelt wird, sich der grosse Fortschritt des Reichs- 
gesetzes Uber das Patent hinaus zeigt Hier beginnt somit die oben 
berührte Dai'stellung der Entwicklung, welche der Schutz und aus- 
schliessliche Vorbehalt der schriftlichen Form überhaupt und speciell 
für Musikalien in neuerer Zeit durchgemacht hat, und wir wollen 
daher, wie gesagt, zuerst den Schutz gegen Nachdruck und dann den 
Schutz gegen Verbreitung jedesmal mit Sonderung unserer beiden 
Rechte betrachten. 

II) Gleich zu Beginn finden wir das Patent auf einem älteren Stand- 
punkt bezüglich der Mittel des Nachdruckes. 

()l)wol es nämlicli in § 2 dem Urheber eines litterarischen oder 
Kunstwerkes ^nnter den im ijegenw artigen Gesetze festgesetzten Be- 
dingungen"' ausscliliessend das liecht zuschreibt, sein Erzeugnis iu 
beliebiger Form zu vervielfältigen und veröffentlichen, so ergeben 
erstens doch schon die bespiuchenen ') Auslegungsregeln, dass es ganz 
von der früheren deutschen Anscliauung erfüllt ist, vermöge welcher 
die unerlaubte Vervielfältigung den technischen Namen „Nachdi iick" 
bükonimen hat, indem sie dem Urheber nur die mechanische \ er- 
vielfältigung seines Werkes vorbehält, dagegen die nichtmechanische 
Vervielfältigung, das blosse Abschreiben, gestattet. Denn nach § 3 
wird nur .jede ohne (Jenehmigung des Urhebers oder seines Rechts- 
nachfolgers auf mechanischem Woge unternommene Vervielfältigung 
.... als verbotener Nachdruck erklärt" mithin jede nichtmechanische 
Vervielfältigung als straflos bezeichnet. Gerade im musikalischen 
Urheberrecht bildet aber diese Verkürzung des Schutzes der schrift- 
lichen Form einen grossen Nachteil, indem ja bekannter- und be- 
sprochenermassen die handschrittliche Vervielfältigung von Musikalien 

cation. quell« raison y SfirH d'«n exon^r eelai qni a aoheU Touvrage iii6me en 
vue de aoii wag«, on de son agrömenl peroonnel?* 
1) Siehe die Abechnilit Hl eitirte Abhandlnog. 
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noch heutzutage vielfach stattfindet und von einer Bedeutung sein 
kann» welche der Bedeutung einer mechanischen Vervielßlltigung 
nahezu gleichkommt. Aus diesem de lege ferenda ganz richtigen Ge- 
sichtspunkt hat daher v. Vesque Abschn. IV cap* 19, S. 83 f. för Mu- 
sikalien die für litterarische Erzeugnisse auch von ihm zugestandene 
Unerlaubtheit des Abschreibens nach dem Patent geläugnet, indem 
er alle die Grttnde geltend macht, welchen zufolge das Abschreiben 
als Beeitttrichtigung des Absatzes für das gedruckte Werk er- 
scheint. 

Unter Anderm hebt er hervor, «dass nicht selten Musiklehrer 
gedruckte Tonstttcke, welche sie von ihren Schülern einstudiren lassen 
wollen, abschreiben, und diese Gopien den Schfllem verkaufen,* femer 
erwähnt er auch die Vervielf&ltigung der einzelnen Stimmen einer 
Partitur zum Zweck der Aufführung als .empfindlichen Schaden fQr 
deo Verleger*. Dabei beruft er sich auf eine Praxis, die derlei f&r 
unerlaubt hftlt, worin er allerdings den von ihm citirten Renouard II 
p. 41 u. a. französische Schriftsteller zu Vorgängern hat. Kun ist 
diese Rechtspraxis wol nach französischem Recht mOglich, indem 
dieses den Begriff einer edition contrefaite oder contrefacon weder 
in Art. 5 noch sonst in einer Stelle des Gesetzes vom >*/i4 Juli 1793 
als mechanische YervielAltigung definirt hat, (vgl. Pouillet 681« Re- 
nouard I S. 827) und Überdies kümmert sich ja die französische Juris- 
prudenz nicht um die strafrechtlichen Bedenken, welche einer aus- 
dehnenden Interpretation im Wege stehen. In Deutschland aber 
bestand diese Praxis niemals, vielmehr war allgemein, wie wir schon 
gesehen haben, ein Verkauf von geschriebenen Musikalien durch 
Copisten und Musikalienhändler üblich, weil, wie wir noch des Näheren 
sehen werden, die Gesetzgebung zu sehr auf dem der französischen 
Anschauung entgegengesetzten Standpunkt stand;*) insbesondere mit 
dem Wortlaut und der Tendenz unseres Patentes ist ein solcher £in- 
fluss der angeblichen Praxis, und daher die von Vesque gewollte dies- 
bezügliche Unterscheidung des musikalischen und litterarischen Ur^ 
heberrechtes schlechthin unvereinbar. Ganz deutlich wird, wie schon 



') Denn Mlbst das bayrische GeMti von 1840 hat mit dem Ausdruck .Ver* 
5fFentljch»*n* offenbar nur Auffülirungpu von litterarläcli-muaikalischen Werken UDd 
Ausstellungen von Werken der bildenden Kunst im Auge, wenn es in Art. 1 sagt: 
»Erzeuguisae der Litteratur, oder der Kunst dQrfen ohne Einwilligung des Urhebers, 
■emer Erben oder Rechtsnachfolger weder veröffentlicht, noch ohne daes ein solches 
Kneu^mis zu eigenUlmUcher Form verarbeitet worden, nodigebildei, noch «uf nie* 
cbnniacbcm Wege vervielffeltigt werden.* 
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Harum § 2 S. 68 f. dargetan hat, fUr das gesamte Urheberrecbt die 
ErlauMheit des Absehreibens dureh die Worte In § 3 gezeigt: «ohne 
Unterschied, . ob hierbei das nämliche oder ein anderes Verfahren als 
bei der Erzeugung des Originals angewendet worden ist*. Denn von 
einem »Verfahren* und einer meehanischen Vervielfältigung bei Her- 
stellung eines Schriftsatzes spricht man ja doch nur, wenn man ein 
mechanisches und künstliches Vorgehen im Sinne hat, man meint 
damit nur den physischen Mechanismus, d. h. das körperliche Ver- 
fahren bei Herstellung der sinnlich wahrnehmbaren Erscheinung, das 
sinnlich wahrnehmbare Handeln, nicht den geistigen Mechanismus, 
also nicht das geistige, sinnlieh unwahrnehmbare Verfahren bei Her- 
stellung eines den gegebenen im Wesentlichen gleichen Werkes nach 
feststehenden abstracten Regeln, oder in blosser Nachbildung ohne 
Erfindung, die mechanische Oedankentfttigkeit wie dies allerdings z. 
B. in Art 6 des Darmstädtischen Gesetzes gemeint, ist 0 Femer 
ist im späteren Verlauf des Gesetzestextes nur von .Abdruck* die 
Rede, ohne dass sich dies als technische Bezeichnung auch fDr die 
unmechanische Nachbildung nachweisen lieaae. 

Durchaus nicht als mechanische Vervielfältigung im Sinne des 
Patentes und Überhaupt des ganzen bisherigen Urheberrechtes ist 
aber anzusehen ein eigentlicher Musikmechanismus, d. i. eine Maschine, 
welche, mechanisch in Bewegung gesetzt, ein Tonstttck nicht schrift- 
lich, sondern in Tönen reproducirt, wie z. B. eine Drehorgel, ein 
Glockenspiel, eine Spieluhr, Musikdose u. a. derlei «Musikwerke*, denn 
schon der Umstand, dass die diesbezöglichen Bestimmungen zunächst 
f&r litterarische Werke gegeben sind, dann aber alle sich daran 
schliessenden näheren Bestimmungen zeigen deutlich, dass sie sich 
nur auf Vervielfältigung der schriftlichen Form beziehen können, 
denn nur solche Vervielfältigungen kommen bei den Beatimmungen 
des § 4 und 5 Ober Nachdruck und des § 5 (Ausnahmen vom Nach- 
drucksverbot) in Frage, ja schon der Name »Nachdruck* besagt dies. 
Höchstens könnte die einzelne öffentliche Aufführung eines StQckes, 
dessen Aufführung vorbehalten Ist mittelst eines solchen Apparates 
als verbotene Aufführung, nimmermehr aber das Instrument und 
seine Erzeugung selbst als etwas Verbotenes, geschweige denn als 
verbotene mechanische Vervielfältigung im hergebrachten Sinne, wel- 
cher sich mit dem des Nachdruckes deckt, gelten. Denn mit dieser 
mechanischen Vervielfältigung hat so ein Instrument nur die Art, 

') Vgl (Urttbcr auch Mandty 8. 27 f., Wftchter Verlagsr. II & 511 ff. 
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aber nfcbt den Gegenstand der Heproduction gemeinsam; jene ist 
mechanische Erzeugung der scliriftliclien Aufzeichnuti;:. diese mecha- 
uische Erzeugun^j der Tontolgcn selbst, ja streng genommen geht 
der Untarschied noch weiter, die sehiirtliche Vervielfältigung stellt, 
was sie wahrnehnihiii machen will, die »Sciniit, sofurt her, jener Musik- 
mechanismus mu.ss aber auch, wenn er fertig ist, erst in Bewegung 
gesetzt werde», um das, was er zur Walirnehmimg bringen will, 
auch wirklich da/u gelangen zu hissen. Praktisch genommen ist 
aber nicht dieser Gegensatz, sondern der erwähnte im Product der 
Entscheidende, die mechanische Vervielfältigung im urheberrechtlichen 
Sinne, erzeugt Noten ohne Töne, der Musikmcchanisuius Töne ohne 
Noten, und selbst ein Erzeuger solcher Mechanismen könnte nur 
dui-eb lungsames fachmännisches Untersuchen des ganzen Mcchanisums, 
vielleicht annähernd das Stück herausbringen, welches es spielt, ab- 
lesen kann man es davon nicht. 

Daher kimnte die rechtliche, zumal urheberrechtliche Unzulässig- 
keit der Tehertragung eines TonstOckes auf einen MusikmecluiniBmus^ 
nur auf ausdi ückliclier positiver Anordnung beruhen, und umgekehrt 
bedarf es daher nicht der positiven Erklärung meiner Erlaubtheit so- 
lange man von richtigen Theorieen ausgeht, und zwar gilt dies für 
alle liechte. Frankreich hätte daher nicht nötig gehabt, aus Kiick- 
sicht auf die Schweiz durch das Gesetz von 1866 und durcli Art. 11 
des Vertrages mit der Schweiz von 1882 ausdrücklich zu erklären, 
dass mechanische Spielwerkc, resp. die üebertragung darauf nicht als 
contrefa9on gelten solle. Und ebensowenig hätte es der Erklärung 
gleichen Inhaltes im schweizerischen Gesetz Art. 11 c. 11, und der 
Berner Convention, Scblussprotoooll Abs. 3, bedurft, wenn nicht die fran- 
zösiscbe Theorie in ihrer masslosen Auedehnung des Begriffes contre- 
laooD solche Musikmechanismen auch dafür reclamirt hätte und zwar 
vor 1866 in gerichtlichen Entscheidungen und selbst nach 1800 in 
der Litteratur; so spricht Pouillet 562 S. 449 von „picots desiin^ (!) 
^ repreaenter Im note« et & produire les sods' und Herim^e in der 
von Pouillet ebendaselbst citirten Rede ver^leieht dies mit einem 
Drude der nur in andern ala den gewöhnlicben Lettern stattfindet. 
Nicht einmal ein Druck in Hieroglyphen oder Keilaohrift würde mit 
aolchen Mechanismen zu vergleichen sein, denn was wftre das für 
ein Druck, den nicht einmal ein Drucker (NB. ein solcheri der d^se 
Lettern kennt) nicht lesen, aondem höchstens durch allerlei statische 
und dynamische Berechnungen in wirkliche Lautzeichen umsetzen 
konnte. Seihet von den sog. Ariston's, Herophon's und ahnlichen 
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barbarischen Erfindungen der Neuzeit ist das Gleiche zu sagen, bei 
welchen eine .Notenscheibe* oder ein «Notenblatt* eingefügt wird. 
Denn diese sind keineswegs mit wirklichen Noten, d. i. mit Schrift- 
seichen Ittr Töne versehen, die man ablesen konnte, sondern mit 
Lochern und Einschnitten, durch welche beim Drehen die Luft 
schwingt, so dass, ähnlich wie bei der aus der Akustik bekannten 
Sirene vermittelst dieser Schwingungen TOne hervorgebracht werden. 
Niemand, selbst (wie dem Schreiber dieser Zeilen sowohl von Er- 
zeugern solcher Instrumente, als auch von Musikalienhindlem ver- 
sichert wurde), ein derartiger Fabrikant nicht im Stande wäre, diese 
.Notenscheibe* als Noten zu benützen und danach ein Stück auf 
einem andern Instrumente zu spielen. Somit trifft wol die Begrün- 
dung des Urteils, womit das deutsche Reichsgericht am 19. Dezember 
1888 solche Apparate für unerlaubte mechanische VervielfiUtigungen 
im Sinne des Reichsgesetzes erklärte (abgedruckt bei Bauer, musik. 
Urheberrecht S. 10 u. 11) nicht zu, dass der .der Tonsprache Kundige 
'aus ihnen selbst ohne besondere Schwierigkeit den musikalischen Ge- 
danken erkennen wird und denselben auf anderen Instrumenten zum 
Ausdruck bringen kann, dass sie also den Noten ähnlich wirken 
können*. Immerhin ist aber dabei der richtige Gesichtspunkt fest^ 
gehalten, nur eine unrichtige tatsächliche Anwendung gemacht, wäh- 
rend die Erwägung ebendaselbst juristisch unzutreffend ist, dass die 
.Beeinträchtigung, welche der berechtigten Nutzung der Composition 
widerfährt*, hier deswegen grösser sei, als bei andern Husikmecha- 
nismen, weil bei solchen Aristons die .die Tonfolge vorbildende Vor- 
richtung der constructiven Verbindung mit dem Tonkörper nicht be- 
dOrfe*, und auch .fQr sich Gegenstand des Vertriebes werden kann*. 

Das würde höchstens de lege ferenda ein Grund zur Unter- 
scheidung sein, niemals aber de lege lata nach den bestehenden Ge- 
setzen, und zumal nach dem Beichsgesetz, dessen Wortlaut und Geist, 
wie wir sehen werden, sowie dem Wortlaut und Geist der Bemer 
Convention die Entscheidung des Reichsgerichtes von 1888*) derart 
widerspricht, dass sie eine Verletzung des Grundsatzes nullum crimen 
sine lege, und seiner (s. die Abschn. II dtirte Abhandlung!) Bedeutung 
im Urheberrecht bildet. 

Also können die Musikmechanisnien den Druoknoten keine eigent^ 
liehe Cottcurrenz machen, und auch aus einem weiteren Grunde nicht, 

*) Die Bauer, mnaik. DtkebeiT. S. 83 eine anUieiiÜsche (!) Intef{Hr«i«ti(Ni § 3 
d«8 Bemer Sdiliiwprotokolls (I) aennt 
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weil sie nämlich stets üebcrtragungen auf ein anderes Klangmittel 
als das des Originals und der üblichen Arrangements, folglich für den 
unbrauchbar sind, der diese spielen und hören will. Am meisten 
Concurrenz machen sie nicht den Urhebern, sondern den ausübenden 
Musikanten; ein Wirt, dessen Gäste es mit dem guten Geschmack in 
der Tonkunst nicht besonders genau nehmen, kann durch derlei Me- 
chanismen ein Wirtshausorchester u. dcrgl. ersetzen und ersparen. 
Immerhin aber kann durch sie für Componisten auch die Möglichkeit, 
die Aufführung selbst zu veranstalten nnd auszunützen, geschädigt 
werden, und somit könnte man de lege ferenda mit einer vorwiegend 
präventiven Massregel einverstanden sein, darin bestehend, dass Tnn- 
werke ohne Einwilligung des Urhebers nicht auf solche Mechanismen ge- 
setzt werden dürfen, es wäre dies vorwiegend eine l'räventivniass- 
regel, denn die Auf'fülirung selbst, wenigstens die öffentliclie, vermittelst 
jener Apparate wäre im Falle des gesetzlichen oder gewillkürten Auf- 
führungsvorbehaltes ') jedenfalls sclion nach geltendem Gesetz oliiie 
deren besonderes Verbot unerlaubtf und nur mangels eines solchen 
Vorbehaltes erlaubt. 

Andererseits gehört aber nach dem Patent zum Nachdruck keine 
bestimmte Absicht, denn i:; daselbst erwähnt von einer öolchen 
Nichts; insbesondere bedarf es also zur Widerrechtlichkeit nicht der 
Absicht, d.'is Frodnct der schriftlichen Vervielfältigung zu verbreiten, 
sondern es genügt dazu schon das blosse mechanische Vervielfältigen. 
Auch dies ist znnHcliRt geschichtlich zu erklären, als Ueberrest des 
Verlags'^chutzes, der si inor Natur nach gegen eigenmächtige Verlags- 
unternchmungen gerichtet war, also gegen etwas, wobei sich die Ab- 
sicht der Verbreitung schon von selbst verstand, daher nicht besonders 
crwälmt zu werden brauchte. Immerhin aher mochte hier auch die 
Tendenz der Prävention mitwirken, wenngleich mehr gefühlt als klar 

*) Daran bat naiifirlioh iiubeeondftre die fmaBenehe Pnuut mul Theorie aach 
nach 1866 feetgehaUen, s. die Casaationfleotacheidiing vem 21. Jnli 1881 bei Cod* 
Btant S. 158 f. (Anm.). Uebrigens könnt« man weit mehr ana iathetatchM als aiia 

urheberrecbUichcn GrUndcn fClir da-s Vtrliot der Uebortragung von geschätzten 
Werken auf Miisikmechanismon sein, woil Holche ihre Bolif^bthrit hoim gromen Musik- 
pöbel hauptsächlich den von ihnen gespielten Neuigkeiten verdanken, und somit 
wenn Nenigkeiteii ihnen entzogen wflrden, ihre Yerhreitang aehr abnehmen, und 
damit der mnaikaliaehen und ailgemeinen Civiliaation, aowie dem Rnhebedllrfnie 
ein groeser Dienst erwiesen würde. Nennen doch ilio Fnuizo^^cii nii( Recht die 
Hauptart davun, «Ii»» Drcliorm'fln, nrgiios dt- l»aibarif. Aher fi> ili Ii. durch ein derartiges 
Gesetz könnte sich ein Kleinhaixltl niedrigster Sorte in der Kunst entwickeln, der 
erst recht jene Landplage vergrössern würde. 

B. Sahttsier* Du Uriielwmebt d«r TooknnsW 11 
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bewusst; sie ist übrigens auch von Harum, § 66, für das Patent be- 
gründet worden. Indessen bildet sie keine Kigentümlichkeit des Pa- 
tentes, sondern die ganze frühere deutsche und wie früher, so auch 
noch heute die gesamte fremdländische Gesetzgebung betrachtet die 
(mechanische) Vervielfältigung schon ohne die Absicht der Verbreitung 
als Nachdruck. Dass jene Auffassung in der Doctrin zu verschiedenen 
Anschauungen Ober Versuch und Vollendung, und dann später auch 
zu einer neuen gesetzlichen Feststellung und Behandlung des Nach- 
drucksbegriffes in Deutschland geführt hat, werden wir bei Besprechung 
des Keichsgesetzes sehen. Für das Patont aber ist es somit das 
Wichtigste, den Begriff der mechanischen Vervielföltigung genau zu 
erkennen. 

Nämlich eine mechanische Vervielfältigung im Sinne des Ur- 
heberrechtes ist keineswegs jede Vervielfältigung, die mit Hülfe eines 
Mechanismus geschieht, sondern nur jene, bei welcher der „Mecha- 
nismus'' die Dienste leistet, welche er boiiii Druck leistet, dass er 
also bezüglich der Quantität und der Schnelligkeit der Herstellung 
ein Resultat liefert, wie es ohne derartigen Mechanismus nicht mög- 
lich wäre. Dies leiston nicht die in neuester Zeit erfundenen Apparate 
zum Schreiben für Ganz- oder Halbblinde, wo durch Tasten Buch- 
staben in Bewegung gesetzt und auf Papier abgedruckt werden, noch 
jene „Mechanographen" wo durch Application gewisser Teile der 
Maschine an eine Zeichnung diese getreu durch Nachfahren mit dem 
Bleistift nachgezeichnet werden kann; ebensowenig wäre dies der Fall 
bei einem Automaten in menschlicher Gestalt, der vermöge eines ver- 
borgenen Mechanisnuis Wort für Wort wie ein Mensch schreibt. Denn 
hier unterstützt oder ersetzt der Mechanismus die menschliche Tätig- 
iii anderer Beziehung, eine schneilere und massenhaftere Vervielfälti- 
gung wird dadurcli nicht erzielt, wir können daher eine nieclianische 
Vervielfältigung im Sinne des Urheberrechtes nur jene nennen, wo 
der Mechanismus eben die sofortige Herstellung einer Mehrheit von 
Exemplaren bezweckt, ohne dass, wie das S. IGü citirte Judicat sagt, 
bei den ferneren Kx^niplaren der ganze Process von Anfang wiederholt 
7M v.erden braucht, also solclie Hülfsmittel, wo nicht jni!es einzelne 
tSchnftzeichen eines besonderen Actes niensclilicher Tätigkeit zur Her- 
stellung bedarf, sondern durch einen einzigen spontanen Act sofort 
eine Mehrheit von Schriftzoichen oder bei Werken der bildenden 
Kunst, sichtbaren Zeichen, Linien, Formen, Färbungen '} hervorgerufen 

Dies geschieht bekanntlich beim Farbendruck. 
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Wird, mag dies gleichKoitig mit den spontanen Acten stattfindeo, 
welche die ersten Zeichen hervorigenifen haben, oder nachher, und im 
physikalischen Sinn durch mechanische oder chemische oder sonst 
welche Naturkräfte. Nämlich sowol die HerstelluDg der mehreroi 
Exemplare zugleich mit dem ersten als auch die nichtroechanische 
(chemische oder elektrische) fände statt bei jener Erfindung, von der 
einmal zu lesen war, dass durch eine »elektrische" Feder oder che- 
misch eigentümlich zubereitetes Papier es möglich sein soll, nicht nur 
auf dem Blatt, auf dem unmittelbar die Feder sich bewegt, sondern 
auf einer Reihe von darunter gelegten andern Blättern gleichzeitig 
mit der Schrift auf dem ersten Blatt genau dieselben Sehriftzügc 
oder anderweitige beliebige Zeichen hervorzubringen, also gluichzeitig 
mehrere geschriebene Exemplare zu erzeugen. Auch hier bedürfte 
es nur eines Actes, um eine Reibe von Schriftzeichen hervorzurufen, 
obwol nicht, wie beim Abdruck, durch jeden einzehien Act eine Reihe 
von mehreren Schriftzeichen in einem Exemplar, sondern durch jeden 
Act jedes Schriftzeichen sofort in einer Reihe von mehreren Exem- 
plaren, und daher auch die mehreren Exemplare, in so wenig Acten als 
sonst eines entstehen. Daher gehören hieher Druck, Stich, Lithogra- 
phie, Photographie, Lichtdruck, Hectographie u. s. w. 

Wenn also Nachdruck im weitesten Sinn eine eigenmächtige, 
sichtbare, also hei Litteratur- und Tonwerken schriftliche Reproduction 
(f&r Andere) ist» so ist er nach dem Patent eine derartige mechanische 
Reproduction. 

Wie nach dem Pai, so ist nach dem Rg. trotz des Judicates S. 160 
und anderer, unter Nachdruck nur unberechtigte schriftliche Vervielfäl- 
tigung zu verstehen, wenn nicht jede gesetzliche Bestimmung f&r sich, 
im Znsammenhang mit den andern und der ganzen Entstehung des Ge- 
setzes Gewalt leiden soll. Sagt doch § 4: ,Jede mechanische Ver- 
vielfältigung eines Schriftwerkes, welche ohne Genehmigung des 
Berechtigten'^ hergestellt wird, heisst Nachdruck und ist verboten*, 
ferner werden in § 45 als Grundprincipien für den Rechtsschutz der 
Tonkunst die in § 1-^5 aufgestellten Sätze erklärt, die nach ihrem 
ursprOuglichen Gegenstand, dem Schriftwerk, nur auf schriftliche Ver^ 
vielfältigung anzuwenden sind, zumal da der Phonograph, >) der münd- 

') Fine Ut'bertragung auf den rhonogmphcn Wi'lro naih f;< li< lulfin Rechte 
zwar ühenill erlaubt, jedoch nicht die öti'entliche i'ioductiou des jirson diese ge- 
schützten Werltes damit. De lege ferenda wUrde hier weit mehr, als bei Musik* 
m«oIitt»iMD das Vwbot der Uebettragung ein«« StQckes angezeigt sein, wdl d«r 
Phonogn^li all«« in d«r OrigiMUnBtnuneDtetiMi wiedergibt also der nichtmeehtiii' 

11* 
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liehe Vorträge mechanisch reproducirt» damals noch unbekannt war, 
und auch abgesehen davon, kann man eine mechanische Yerrielfölti- 
gnng der Laute schon darum nicht YervieUlUtigung des Schriftwerkes 
nennen, weil jene eine gleichzeitige, diese nur eine successive mehr- 
foche Existenz des Tonwerkes zur Folge hat, des Unterschiedes der 
mittelbaren und unmittelbaren Existenz nicht zu gedenken, der bei 
dem Einen In einer vom Andern sehr verschiedenen Weise vorhanden 
Ist — Folglich kann auch f&r Tonwerke die ^mechanische Verviel- 
ftUtigung* der g§ 1—5 u. s. w. nur schriftliche VervielfiUtigung sein, 
denn eine Rechtsregel erlangt nicht dadurch Erweiterung, dass auf 
sie ohne ausdrOckltche solche Erweiterung \m Behandlung eines Gegen- 
standes verwiesen wird, bei dem eine solche Ausdehnung denkbar 
wäre, vielmehr sagt ein schlichter Hinwels darauf, dass hier die 
Regel genau im urspriloglichen Sinn zu verstehen ist — Dasselbe 
erhellt aus der Unterscheidung in § 53 von dramatischen, musikalischen 
und dramatisch-musikalischen W«?ken, »welche noch nicht mechaniseh 
vervielfiUtIgt, aber Öffentlich aufgeführt worden sind*. Auch dieser 
Gegensatz zeigt, dass nur an schriftliche VervleUUtigung gedacht 
'wird. Noch deutlicher geht dies aus § 4(f— 48 hervor, den be- 
sondem Bestimmungen fOr Tonwerke, wo von herausgegebenen Be- 
arbeitungen, Abdruck von einzelnen Motiven, Aufnahme in wissen- 
schaftliche Werke, Verpflichtung zur Angabe des Urhebers, und auch 
vom Abdruck des Textes die Rede ist Endlich spricht dafUr die 
Begründung in den Motiven zu § 45 und den ganzen 3. Abschnitt: 
,Da die musikalischen Compositionen ähnlich wie Schriftwerke durch 
Druck und Stich verbreitet werden* etc. (Dambach zu diesem Paragnqphen 
S. 219) speciell die zu § 4: »dass selbstredend nicht jedes Absehreiben'' 
verboten werden solle; auch der Commissionsbericht und die Beicfas- 
tagsverbandlungen sprechen von nichts Anderem, man sieht, dass an 
eine andere, als eine schriftliche Vervielfältigung bei § 4 nicht einmal 
gedacht wurde. Dies ist insbesondere auch geltend zu machen gegen 
Kohler S. 232; gegen seine Begründung aber: „Es ist ebenso, wie 
wenn Jemand etwa einen Automaten herstellen und verkaufen wQrde, 
welcher nur aufgezogen zu werden braucht, um ein bestimmtes Ge- 
dicht zu recitiren* das schon vorher Ausgeführte, dass auch ein solcher 



sehen Autfüiirung des Original» weit mehr Concurreiiz macht, als ein Musikmecha* 
ninnus, ja man kennte von iU«8Mn Geriehtspnnkt ans nicht nur einen Urbebeincimti^ 
Bondern aaoh einen Sdinls der Virtnoeeu, Concertgeber und dniDBtieelien KOnstler 
^egen phonograplmdie Reproduetion ihrer Leietangen befDnrorien. 
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Automat keine schriftliche und daher keine verbotene Vervielföltiguug 
eines Geisteswerkes ist. 

Mithin ist auch der Begriff der mechanischen Vervielfältigung 
für das iieichisgesetz ganz, derselbe, wie für das Patent und alle 
übrigen Urhebergesotze, daher kann für die nähere Bestimmung dieses 
BegriflFes nach dem lleichsgesetze auf das verwiesen werden, was 
schon vorher zum Patent erörtert wurde. Aber das Reichsgesetz 
begnügt sich nicht damit, die mechanische Vervielfältigung der 
schriftlichen Form dem Urheber vorzubehalten, sondern räumt ihm, 
wie das französische Recht, auch die ausschliessliche Befugnis zur 
nicht mechanischen Vervielfältigung mittelst Abschreibens ein, und 
darin besteht der erste von den grossen Fortschritten, welche es über 
das Patent hinauhgeniaclit hat, dieser ist aber zugleich ein Fortschritt 
Ober die ganze bisherige deutsche Gesetzgebung. Denn noch das 
bayrische Gesotz von 1865 hatte (nach dem Frankfurter Entwürfe) so 
entschieden den hergebrachten Standpunkt festgehalten, dass es in 
Art. 5 sogar ausdrücklich erklärte: „Das Abschreiben litterarischer 
Erzeugnisse selbst um Lohn, und für Mehrere, gilt nicht als Nachdruck", 
Mandry S. 135. So recht im Gegensatz dazu lautet § 4 letzter Ab- 
satz des Reichsgesetzes: „Als mechanische Vervielfältigung ist auch 
das Abschreiben anzu -eben, wenn es dazu l)estininit ist, den Druck 
zu vertreten", und zwar liat sich die Heichsgesetzgebung zu dieser 
Erweiterung des Vorbehaltes der scliriftliclien Form nicht sowol aus 
principiellen Gesichtspunkten (die ja vor Allem schon dafür s])rechen) 
bewogen gefunden, sondern aus praktischen Gründen, zumal wegen der 
schon erwähnten, von Vesquo so eingehend besprochenen Verbreitung 
und Bedeutung des Abschreibens von Musikalien, welche sowol von 
der Regierung in den Motiven, als auch von verschiedenen Mitgliedern 
des Reichstages in der Debatte hervorgehoben wurde. Dennoch ist 
diese Erweiterung des Urheberrechtes, obwol auf eine derartige Be- 
gränzung in deo Verhandlungen angespielt wurde, nicht bloss für 
musikalische Werke vorgenommen worden, beiläufig bemerkt, mit 
Recht, da ja mOndliche, zumal akademische Vorträge*) leider eben- 
sosehr durch Abschrift eigenmächtig verbreitet werden, wie Musi- 
kalien. Uebrigens wäre «8 wol beeser gewesen, anstatt »als mecha- 
nische Vervielfältigung* zu sagen: .Als unerlaubte VenridfUtigung" 
oder «als Nachdruck", denn nur eine gleiche Behandlung durch das 



') Von welchen merkwUrdigerweine in den Reichsta^verfaandlangen gar nicht 
geHpr<Hdi6n wurde. 
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Gesetz, nicht eine begri£flic]ie Identit&t mit der mechanischen Ver- 
vielfiUtigung soll dadurch aosgedrficict werden. 0 

Die Bestimmung den Druck m vertreten, besteht aber» wie weiter 
unten bewiesen werden soll, nur darin, dem Zweck der Verbreitung 
zu dienen, also in der Absicht der Verbreitung, dies ftihrt uns auf 
den zweiten grossen Fortschritt des Reicbsgesetzes Uber die bisherige 
Gesetzgebung, es ist dies die Aufnahme dieser Absicht unter die 
Merkmale der widerrechtlichen eigenmächtigen VervielfiUtigung. Allere 
dings wird dieses Erfordernis nicht bei der eigentlichen Bestimmung 
des Nachdruckes in g 4 aufgestellt, welche lautet: .Jede mechanische 
Vervielfältigung eines Schriftwerkes, welche ohne Genehmigung des 
Berechtigten hergestellt wird, heisst Nachdruck und ist verboten' 
aber nach g 18 —25 treten Rechtsfolgen des Nachdruckes offenbar 
nur dann ein, wenn die Vervielfitltigung entweder in 'der Absicht der 
Verbreitung veranstaltet, oder die Verbreitung schon geschehen ist. 
Sogar die Einziehung kann nur bei Absicht der Verbreitung oder bei 
wirklicher Verbreitnng stattfinden, von welcher wir, wie früher an- 
gedeutet, jetzt nur die Erstere besprechen wollen. Bndemann freilich 
behauptet zu § 21, dass zur Einziehung der objective Tatbestand nach 
g 4, unangesehen des subjectiven Tatbestandes des g 18 ausreiche, 
und tadelt dies lebhaft als masslose Uebertreibnng des Schutzes, 
S. 49 II A. f. Aber das Willensmoment, das nach g 21 zur Einziehung 
nicht erforderlich ist, kann nur das Verhalten gegenfiber der Be- 
rechtigung anderer Personen, von welchen man weiss oder wissen' 
kdnnte, d. h. eine wissentliche, daher dolose, oder wissbare, daher culpose 
Verletzung eines fremden Urheberrechtes sein, und die Absicht der 

') Es geht also zu weit, wenn Wächter wegen dicäcr gesetzlichen i>leich- 
Btellung auch eine begriffliebe Identität zwischen mechanischer Vervielfältigung und 
Abschreibra fttr das deatscbe Reiohsreelit «onstrairl, Aotoirr. 8. 177 vorl. Abs., indem 
er SAgt: .Diese Teclwik (der kSrporlichen Herstellung' diM NsohdruaksezempJars 
mtjss eine solche sein, welche die Herstelltini: einer Vielheit von Exemplaren be- 
wirkt Anilf'rx Ifest »ich der Hi'jLrHflF des mocliaiiistlion Verfahrens nach dem pof?i- 
tiven H«cht nicht fassen, nachdem dasselbe als mechanische Vervielfältigung auch 
dm Abschreiben beseiehnet, wenn letiteres dstn bestimmt ist, den Druck zu ver* 
treten*, üebrigens liist sich jene Definition schon mit Bfleksicht «»( 22 des 
Reichsgesetzes anfärbten, wonach schon die Herstellung eines Nachdrucksoxemplsrs 
dM vollendete Vergehen bildet, es sollte statt «bewirkt* hcisscn , bezweckt". 

Mit Hecht bemerkt Klostermann Urhebeir. 8. 222 Anm. 4, S. 223 gegen die 
gesetzliche Ausdrucksweisc : , Die gewählt« Fassung ist nicht als besonders glücklich 
ZV bezeichnen. Dss Abschreiben kann nnmOgUeb nb eins Art der meebinisdien 
VervielfUtignng sngesehen werden, dn es gerade den eimdgen denkbaren Gegen, 
«atz zu den mechaniscben Tervielfllltignngsweisett bildet*. 
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Verbreitung kann ja doch sicherlich auch ohne jede Kenntols von 
einem fremden Urheberrecht vorkommen, selbst dann, wenn die darauf 
bezügliche Unkenntnis vollkommen entschuldbar ist, wenn also der- 
jenige, der den Nachdruck in der Absicht der Verbreitung anfertigte, 
nicht einmal culpos, also nur objectiv Unrecht verfibt hat Daes nun 
wirklich zur Einziehung stets die Absicht der Verbreitung gefordert 
wird, geht weiter daraus hervor, dass die Motive ausdrücklich die 
Einziehung für den Fall des unvors&tzlichen oder unfahrlfissigen 
Handelns zu § 22, erster Absatz, als Sicherung gegen Fortsetzung 
oder Wiederholung des Nachdruckes bezeichnen, eine Fortsetzung 
oder Wiederholung will und darf man ja nur bezüglich solcher Hand- 
lungen verhindern, deren Vollziehung auch ohne schuldbares Moment 
eine Verletzung, keine blosse Gelährdung fremden Interesses bilden, 
es ist dies eine Repressivmassregel, gegründet auf ein objectives Un- 
recht, keine Prftventivmassregel, wie das Verbot des Nachdruckens 
auch bei mangelnder Abeicht der Verbreitung in andern Gesetzen. 
Eine Verletzung fremden Interesses im Gegensatz zur blossen Gefähr- 
dung könnte aber ein Druck nicht bilden, der ohne Absicht der Ver- 
breitung angefertigt worden ist Ferner wftre auch durch die Ein- 
ziehbarkeit eines Druckes ohne Verbreitungsabsicht die Freiheit illu- 
sorisch, welche nach § 18 ff. ein Jeder hat, fUr sich selbst, also ohne 
diese Absicht etwas abzudrucken. Wirklieh erklärt auch Dambaeh, 
S. 185 Abs. 3, dass nach dem vorliegenden Gesetze die Absicht der 
Verbreitung «ein notwendiges Erfordernis zum Tatbestand des ver- 
botenen Nachdruckes* sei. Das Fehlen dieses Merkmals in § 4 er- 
klärt sich also höchstens aus dem Zusammenhang mit S 25, d. h. 
aus der Absicht, bezüglich des in § 25 definirten selbständigen De- 
Kctes der wirklichen Verbreitung (im Gegensatz zum Delict des Nach- 
druckes) die Meinung ausznschÜessen, dass diese wirkliche Verbreitung 
nur bei einem .solchen Nachdruck verpönt sei, der bereits mit der 
Abeicht der Verbreitung angefertigt wurde, was indessen, wie wir 
sehen werden, dennoch beim Nachdruck durch blosses Abschreiben 
zutrifft, worin natürlich ein Mangel des Gesetzes liegt. 

Uebrigens ist die Aufnahme der Verbreitungsabsicht in den 
Nachdruckstatbestand, ebenso wie ihre Ausschliessung bei den Drucken, 
die nachträglich wirklich verbreitet wurden, ein Beleg für die zu An- 
fang dieses Abschnittes behauptete schärfere Unterscheidung von 
Beiden und eine Frucht deutscher Wissenschaft und Rechtssprechung, 
demgemäss fehlt sie auch in den nichtdentschen Gesetzen, selbst 
der neuesten Zeit. In der deutschen Litteratur tritt zuerst bei 
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Wäclitcr Verlagsr. S. 613 das eigentlicli nur theoretisclie i'ostulat 
nuf. i]n^H die wirkliche Verbreitung zur Vollendung notwendicr sei, 
sü dass in der A'ervielfältigung an sich nur der Versuch zu erblicken 
wäre. Durch die spiitere Literatur und Kechtssprechung, hesonders 
durch die des ussisrlu;n Obertrihunals (Danibach S. lo4) hat sich 
dann die richtige Anscliauung festgesetzt, dass zwar nicht die Ver- 
breitung selbst, aber doch die Absicht der Verbreitung zum Tatbe- 
stand des Nachdrucks gehi^re (vgl. auch Mandry S. 274, wo insbesondere 
auf die praktische Bedeutung der Frage, bezüglicli der Absicht, den 
Druck erst nach Ablauf der Schutzfrist zu verbreiten, hingewiesen 
wird, \) welche nämlich den Nachdruck ausschliesst (Danibach S. 135). 

Dass es nun gleichfalls» <lie Absicht der Verbreitung, und nur 
sie es ist, die diis Abschreiben zur unerlaubten Vervielfältigung 
macht, geht einerseits schon daraus hervor, dass selbst die mechani- 
sche Vervielfältigung ohne diese Absicht erlaubt ist, ferner aber dai aus, 
dass der Zweck der Verbreitung von allen Zwecken, zu welchen eine 
Abschrift statt des Druckes dienen könnte, am \\ ei testen geht, und 
somit die Bestimmung, deu Druck zu vertreten, in sich begreift, ja 



') Es seien hier die bi-i der Debatte im Koichstag geltend gemachten Mei- 
nungen der Abgeordneten dem Hauptinhalte nach mitgeteilt, welche, wie schon ge- 
sagt, hauptsächlich du Absehreiben von Miisikali«n betnfen: 

Bfthr: MosikalietUkbschrifleil «ar EfspanuB einiger Silbergroschen, also zum. 
Pnvatgebrauch seien ganz unerheblich, hingegen von Wichtigkeit die Fälle, dass 
Partituren, die von VerlH!»8handkinf?en nicht gedruckt, sondern nur in Abschrift ver- 
kauft werden, eigenmächtig abgesclirii-tx n werden, dem gegenüber sei kein allge- 
meines Verbot des Abacbreibens uü(ig. sondern nur das Ahsohreibea «taer H«ad- 
schrift xtt verbieten, welche (deo nicht die Abechrift, sondern deren Vorlege!) im 
Verkehr den Druck zu vertreten bestimmt ist. 

Hennig: Von Musikalien wtirden insbesondere geistlichf Werke wegen dor 
grossen Kosten selten in Partituren gedruckt, sondern gewöhnlich nur abgeschrieben, 
forner werden kleinere iStUcko zum Zweck der Veränderung in der Composition, 
z. B. (!) zur Tnnq^tion abgesehrieb^. Das Abschreiben, welches «bieranter ge- . 
troffen werden soll*, beäehe sieb immer auf die Pftrtitnren, besOglich welcher der 
Verleger, und auf diese Art mittelbar, weil dem Verleger die Zahlung eines höhcreti 
Salairs an den Autor nur dadurch ermriu^lii lit winl. auch der Aufor ^yeschfStzt werden 
musfl. Der Bäbr'»>che Vorschlag scheint ihm (ll.j unzureichend, er wolle indeaa nicht 
sofort darüber urteilen. 

Dnneker tsdelt die Casuistik in Abs. 3. Man sollte es dem Richter fiber^ 
lassen, zu bestimmen, was mechaniscbe Nnehbildang sei. 

Ueyer leognet dies, und ist fUr Verbot des Abschreilieas eines nicht im 
Druck erechienencn Schrift woi kos. 

Kndomann: Nach Abs. U muss jodcä Abschreiben verboten werden, er stimmt 
daher gegen diesen Absatz. 



Digitized by Google 



VI. Iiilwlt des ReditM ft) «chrifaidie M ittoilang (ScbaU gegen Nacbdniek). 1 69 



sich damit völlig deckt. Dagegen meint Endemann S. IS, dass 
bei jeder Abschrift eines gedruckten Werkes ipso facto gewiss sei, 
dass sie den Druck vertreten soll; aber das gilt doch nur bezüglich 
eines eioaselnen Druckexemplares, hier jedoch handelt es sich offenbar 
nicht um die Bestimmung, den Druck in jener Weise zu vertreten, 
deren Vertretung durch die Schrift ipso facto gewiss ist, sondern um 
eine solche Vertretung, welche das leistet, was regelmässig nicht die 
Handschrift, sondern nur der Druck leistet, es handelt sich also nicht 
damiDf vennitteist der einzelnen Handschrift das einzelne Druck- 
exeraplar, sondern vermittelst des Abschreibens das Drucken zu er- 
setzen, also durch blosses Schreiben dieselbe vielfache Erzeugung von 
Exemplaren und dieselbe Beeinträchtigung von IVheberinteressen zu 
bewirken, wie dies sonst durch den Druck stattfindet. Dies kann 
eber nur durch Verbreitung geschehen, die Absicht der Verbreitung 
ist es also, welche das massenhafte Abschreiben erst zur Absiebt den 
Druck zu ersetzen, also zum Nachdruck macht« geradeso wie sie 
anderseits zu dieser Beschaffenheit hinreicht. 

Kehren wir jedoch zu den wirklichen Drucken und der Bedeu- 
tung der beabsichtigten oder wirklich stattgefundenen Verbreitung 
zurück. Was zuerst die Absicht ohne wirkliche Verbreitung betrifft, 
so muss sie, um den Druck zum Nachdruck zu machen, schon bei 
der Anfertigung des Druckes gehegt worden sein, ihr späteres Ent- 
stehen bewirkt an sich diese Qualification noch nicht, sondern nur 
die wirklich stattfindende Verbreitung. Die bei Anfertigung dm 
Druckes gehegte Absicht der Verbreitung aber genügt, wie schon 
angedeutet, auch ohne wirkliche Verbreitung dazu, ferner braucht die 
Absicht nicht auf eine Verbreitung gerichtet zu sein, die im Wege 
der Oeffentlichkcit stattfinden soll, ebensowenig auf Verbreitung gegen 
Entgelt, und selbst die entgeltliche Verbreitung kann auch eine andere, 
als die Verbreitung durch Verkauf sein, so z. B. (für die erstere Art) 
wäre die Absicht, eine Sammlung von eigenmächtig gedruckten fremden 
Kirchenliedern durch private Verteilung unter Schulkinder ohne Ent- 
gelt zu verbreiten, wie dies manchmal frommen Eiferern einfallt, hin- 
reichend, um den Druck widerrechtlich zu machen, ebenso wäre dies 
die Absicht des Verhreitens mit oder ohne Entgelt. ') Ferner ist 
verbotene Ver])reitung auch dann beabsichtigt, wenn die fraglichen 
Exemplare andern nicht zu ihren Zwecken und zu ihrem Gebrauch 



') Wulilgt nierkt. der eigeniiinditig angefertigten scbrifUichen VervielflÜtigttDg, 
nicht etwa von rcchtinäaügen Exemplaren. 
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mitgeteilt werden, Müdem darum, weil der Mittmlende zu sdnen 
Zwecken und zu seinem Gebrauch dieser Exemplare die Htttdlung 
an andere nOtig hat, wenn z. B. Jemand zur Auff&brung eines Chor- 
oder Orchesterwerkes eigenmScbtig Stimmen vervielfilttigt, z. B. nach 
einer Abschrift autograpliirt, um sie den Mitwirkenden bei der Probe 
und AufiRlbrung vorzulegen, möge dies auch selbst von einem Verein 
gegenüber den Yereinsmitgliedern geschehen, denn selbst wenn man 
dagegen mit der Fiction der juristischen Persönlichkeit operiren wollte, 
so wären sie doch auch als Vereinsmitglieder andere Personen als der 
Verein selbst; das Richtige ist aber, daas diese Fiction hier gar nicht 
in Betracht kommen kann, denn in Wahrheit haben die Vereinsleiter, 
welche das Werk anschafften, die Absicht, Vervielfältigungen unter 
die Vereinsmitglieder zu verbreiten. Wirklich würde der Verlag von 
Chor- und Orchesterwerken dadurch um den ganzen Schutz und um 
seine ganzen Koston kommen, wenn man eine solche Verbreitung 
innerhalb eines Vereines nicht als Verbreitung in verbotenem Sinno 
auffassen würde, denn solche Werke sind bezüglich des Kaufes und 
Ertrages auf Vereine und Anstalten' als Käufer angewiesen, zumal 
was die einzelnen Stinimon betrifft. Wäre es erlaubt, dass diese vom 
Verein „zum eignen Giltrauclie" vervielfältiget werden, so bliebe gar 
keine Mi)gli('likeit übrig, Kiiufer dufür zu tiiiden, und auch nur dio 
Kosten für den Druck dieser Einzelstimmen hereinzubringen. Dicbo 
Auffassung ist auuli schon (lun h eine Entscheidung des Keichsober- 
handelsgericliteti vun IbTj bustütigt worden, welche es als Nachdi-uck 
erklärte, dass ein Ohormeister für seinen Ciesangverein Stimmen eines 
gedruckten Munuerchors autugraphiren liess.') Genau dassellie gilt daher 
vom Abschreibon zu diesen Zwecken. Iv wiid mitliin das mohr- 
fache Abscln-iMhen von einzelnen tstiniruen, hei es aucli nur zur Aut- 
führung im hüuislichcü Kreis, immer als eine ^'erhreitllug gelten 
müssen, wo hingegen ein Werk oder jede einzelne Stimme eines 
Werkes zu diesem (ichrauch nur einfach abgeschrieben wird, (was 
zumal bei bolchon leichter geschehen wird, wo die einzelnen Stimmeu 
nur einfach besetzt zu worden brauchen, wie bei einem Kannner- 
musikstück, aber aucli für häusliche Aufführung eines Chores denk- 
bar ist), da tindet keine Vervicllältigung und auch keine Verbreitung 

'} Nur ist der dabei angewandte Vergleich mit dem für die Uürgcrkindcr 
hesfiinin<<^n N.irhdriirk v'mon Srhiilhurlios durch einp Hflr^rorsomeinde falsch, denn 
dio Bnrgcrkinder verhalten sich zu der Ucmeinde nicht wie ( iesangvereinsmitglieder 
zum Verein. 
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iiD eigentlichen Sinne etatt, dies ist also erlaubt, natQrlich ebenso das 
einfoohe Absehreiben des ganzen Stückes, es ist aber nicht nur das ein- 
fiacheAbBchrdben eines ganzen Stückes zum eigenen Gebrauch, sondern 
auch das mehrfache Abschreiben zu demselben Zweck gestattet, z. B. 
wenn man je ein Exemplar des Werkes an verschiedenen Orten, wo man 
sich abwechselnd aufhält, bereitliegeu haben will. Ganz selbstver- 
ständlich ist die Erlaubtheit des Abschreibens zum Zweck des theo- 
retischen Studiums, im Gegensatz zur AuffQbrung, was aus musika- 
lisch-didaktischen Gründen sehr wichtig ist, denn für jenes Studium 
bildet dies ein Hilfismittel, welches nicht durch blosse Lehren, mithin 
auch nicht durch die Anschaffung gestochener oder gedruckter Exem- 
plare ersetzt werden kann, dessen sich (s. Abschn. III) daher die 
grössten Moist«r stets bedient haben. Hieher zählt auch Mozarts Aut- 
zeichnung des nur gehörten , Miserere" zum eigenen Gebrauch. 

In dieseni Fall wird ja das Werk nicht einmal weiter mitgolcilt. 
geschweige denn verbreitet, sondern nur von (kMnjenigen, dem es 
bereits mitgeteilt ist, in derselben Form festgehalten, es ist nicht 
anders, als wenn er es sich auswendig merken würde, wie sdion 
Poiiillet bemerkt hat, dalier haben wir bereits im 3. Abschnitt kennen 
gelernt, dass dies völlig ausserhalb des Hcehtsbereiches liegt, ja es 
bildet (lies selbst dann keinen Nachdruck, wenn sieh der Abschi'ei- 
bende ohne Erlaubnis des Originals hemäclitigt, wie liacli als Knabe 
tat,') nach unsern Gesetzen selbst nieht bei dem nocli vom l iheber 
geheim gehaltenen Original, denn auch dann würde er keine Mitteilung 
oder Verbreitung an und unter Andere in schriftlicher Form vonielnnen. 

Nach dem Gesagten beantwortet sich auch die Frage, nacb 
dem Abschreibenlassen und Abschreiben für Andere. Vor Allem ist 
es gewiss, das« der keinen Nachdruck begeht, d»M' etwas für 
seinen Privatgebrauch abschreiben lässt, weil keine Verbreitung im 

Daher wird die Inteotion des § 4 theoretisch nicht erkl&rt durch die ofige> 
nannte AenaBening dee BundeekemmiasSfar Sit«mg 42 Ber. 8. 818 »was verboten 
werden aoli, ist nur das Abeohreiben im Groesen' und, «daaa nicht jedes Ab> 
achreiben, auch das privative verboten sein soll und es sich von selbst ver> 
8t«be, dass ich «in Bach oder Lied mir absclirrihcn kann, wonn ps mir Vpr- 
gnOgen macht'', denn offenbar ist nicht nur das A bricht eibeu im rossen m ver- 
bieten, sondern jedes mehrfaches Abschreiben mit Verbreitungsabsicht, welches aller- 
dings mit dieser Abmdit sich meist nur in einer Ansdefanang lohnt and daher wirk> 
lieh vorkommt, die Ahsebreiben im Grossen genannt werden kann. Aber ebenso, 
wie zum Nachdruck durch nieohaniscbe Yen'ielßiltigung ein Druck auch nur von 
wf>nigr>n ExfmplareD genügen wQrde, 7.nm Narbriruck durch Abschreiben, wenn 
es nur in der Absicht der Verbreitung geschehen ist. 
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auseinandergesetzten Sinne vorhaiidün ist; .sollte mich der Copist die He- 
legenheit zur Anferti^'iiiig nielirercr Abschriften und zu deren \*erbreitung 
benützen; (würde ja der Besteller selbst dann keinen Nachdruck l>egeben, 
wenn er für sich ohne die Verbreitungsabsicht eine Copie drucken würde), 
sondern nur der < 'opist begeht einen Nachdruck. Ferner begeht auch der, 
welcher für andere etwas abschreibt, keinen Nachdruck, so lange er dies 
ohne die Absicht der Verbreitung tut, also so lange er nicht in dieser 
Absicht eine Mehrheit von Abschriften eines und desselben Werkes an- 
fertigt; dnicb eine Mehrheit von Abschriften, die aus dieser Absicht 
hervorgegangen sind, würde er nilmlich schon dann einen Nachdruck 
verüben, wenn auch jede einzelne Copie von einem Andern bestellt 
wäre, als die übrigen, nicht erst dann, wenn er ohne Bestellung und 
zum Zweck der Feilbietung eine Mehrheit von Exemplaren anfertigt. 
Die Absicht der Verbreitung kann daraus hervorgehen, dass er auf 
einmal die Bestellung von mehreren Exemplaren angenommen hat, 
unter Umständen, insbesondere bei gewerbeniässigen Abschreibern 
auch aus der Annahme von successiven Bestellungen; übrigens ist 
es aber nicht notwendig zum Beweis dieser Absicht, dass das Ab- 
schreiben ge werbe- oder berufsmässig betrieben wird, auch ein ge- 
legentliches Abschreiben in mehreren Exemplaren für andere, also 
zur Verbreitung, wäre schon Nachdruck, s. Dambach S. 51 f. Ebenso 
ist es gleichgültig, ob das Abschreiben entgeltlich oder unentgeltlich 
statttindett und auch letzteres kann sich ereignen, z. B. durch ein 
Ge8ang^'e^ein8nlitglied für den Verein, — Andrerseits bildet das Ab- 
schreiben eines Werkes für Andere in einzelnen Exemplaren von 
Fall zu Fall, oder gar das nur einmal geschehende keinen Nachdruck, 
auch wenn es gegen Bezahlung geschieht. Das freilich versteht sich 
wieder von selbst, dass der einen Nachdruck begeht, der bei Gelegen- 
heit der Bestellung eines einzelnen Exemplares gleich eine Mehrheit 
von Exemplaren abschreibt, um für künftige Bestellungen einen Vor- 
rat zu haben, es geniigt also, dass eine der Personen, welche an dem 
Abschreiben moralisch beteiligt war, diese Absicht hatte, mag dies 
der Besteller oder der Ausführende sein.') Umgekehrt kann die 

'1 Dit's nioint wol Kruk'niann S. I?-* (nach dem VotIi«^rgphenden: ,Es ist nicht 
go8Hgt. d«8s der Vervielfältiger, oder der lle«t*?ller derselben, oder der Kmpfäng^er 
spccicil gerade die Alioicbt, oder das Bewusstsein haben müsse, dass durch die Ab- 
adurift der Druck erseist wird/) mit dem jedenfalls widerapruehavoll augedrQckfcen 
Salbt: „ea heiaat objeeiiv, wenn die Abschrift dazu bestimmt ist", was bei Wftchter 
in noch wenigw gelungener Fassung 8. 180 ausgedrückt wird: ,Die BesÜmmuDg 
den Druck zu Terlretea, ist nicht eine sobjeotivei welche in der Intention dee Ab> 
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üebemahme von Copien verschiedener Werke in je einem Exem- 
plare, selbst wenn sie gewerbemässig stattfindet, keinen Nachdruek 
bilden. 

Ganz gewiss ist daher die Behauptung, die oft Verleger Com- 
poeitionen, namentlich Vocaloompositionen .znr Warnung' Vordrucken, 
dass jedes Abschreiben gegen Entgelt, gesetzliefa nach g 4 verboten 
sei, in dieser Allgemeinheit unrichtig, denn ein eiomaliges gelegent^ 
Uches Abschreiben, wird durch Entgelt ebensowenig zu einer Ab- 
schrift, die den Druck im Sinn des g 4 vertritt, wie dadurch, dass 
sie gelegentlich wiederholt wird, selbst wenn abermals gegen Entgelt. 

Betrachten wir uns nun die fremden Rechte bezüglich der Stel- 
lung, die sie gegenüber der handschriftlichen eigenmächtigen Repro- 
dttction einnehmen, so finden wir, wie schon erwähnt, das französische 
von aUem Anfang an auf dem Standpunkte, dass schon diese und 
zwar nicht bloss, wenn sie zu massenhafter Reproduction, sondern 
wenn sie überhaupt nur zur Mitteilung dienen soll, verboten ist, wozu 
viel beigetragen haben mag, dass der Ausdruck .contrefa^on* das 
Merkmal der mechanischen und massenhaften Vervielfältigung nicht 
enthält Dies ist auch beim englischen Wort Copyright und din- 
fringement of Copyright nicht der Fall, immerhin wird hier geäetslich 
dazu ein ausschliessliches Recht »of priniing or otherwise multi- 
plying copies* gefordert (Vici cit, Abs. II), also wenn Abschreiben, 
jedenfalls auch ein solches, das auf massenhafte Verbreitung wie beim 
Druck abzidt.1) Hingegen hat das dänische Gesetz von 1857 aus- 
drücklich den älteren Standpunkt festgehalten, indem es in Art. 1 
nur von mechanischer VervielÄItigung spricht, ebenso Russland Art. 14, 
darin sind ihm von den Gesetzen 1870 nur die der stammverwandten 
Länder Schweden und Norwegen (Art 1 von jedem derselben) gefolgt, 
hingegen nach den übrigen neuern Gesetzen allen ist Abschreiben im 
Allgemeinen auch als Mittel verbotener Reproduction anerkannt, und 
zwar im ungarischen, Art. 5 letzter Absatz, in genauer Nachahmung 
des deutschen Reichsgesetzes, die Gesetze Italiens, Spaniens, Portugals, 
Belgiens, Hollands und der Schweiz, also von ganz West- und Söd- 
curopa aber verbieten schlechthin jede Reproduction, denn sie ge- 



mhreibwideii litgen mättto, Bondent «ine olijediTe'' ; jede Beetimmang geht ja ans 
der Abnebi des bestimmenden Snbjeetee hervor, ist also etwas Subjeetivee, nidita 
ObjecHves/ auch wenn sie nkhl aus der Abmcbt des Altschreibenden bervorgeht, 
sondern desjenigen, der ihm den Auftrag dazu gegebfn hat. 

') 81ater, S. 180, liält es wetiigNtens bei Workeu der bildenden Kumtt fUr 
sweifelhaffe, ob eine Freihandcopie verboten ist 
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braucben nur diesen AuBdruck eo dasB jede faandflcIirifUkhe Repro- 
duction aucb, ohne dass sie aaf Eroats des Druckes hinzielt, verboten 
ist, sobald sie nur fUr Mitteilung an andere bestimmt erscheint. Ita- 
lien, Art 32, Spanien, Art 7, Portugal, Art. 573, Belgien, Art 1, 
Holland, Art 1, Schweiz, Art. 1, sie stehen also alle auf französischer 
Grundlage und leiden an dem Fehler zu grosser Ausdehnung und ünhe- 
stimmtheit dieses Gedankens, denn es bleibt nicht nur praktisch, sondern 
auch moralisch genommen eine krämerhaft-egoistische und kleinliche 
Pedanterie, das gelegentliche einzelne Abschreiben, sei es auch für 
andere, zu verbieten, denn durch solche sporadische Abschriften leidet 
die Gorrectheit der Ueberlieferung nicht, und eine derartige Benutzung 
fremden Gutes muss ebenso gestattet sein, wie nach den Legalservi- 
tuten beim kürpcrlichen Bigentum, obwol sie mne Ausnahme vom 
Prindp bildet. Auch hier zeigt sich die Wahrheit von Richard Wag- 
ners Wort: «Der Regel Güte daraus man erwSgt, dass sie auch *ma] 
'ne Ausnahm' verträgt*. 

ni) Das Bisherige gilt sowol vom musikalischen, wie vom litterari- 
sdien Urheberrecht, denn es betrifft Zweck und Mittel der schrifb- 
lichen Mitteilung, also gemeinsame Fragen beider Urheberrechte. 
Nunmdir gelangen wir aber bezflgUch der schrifUicben Mitteilung 
zum rein musikalischen Urheberrecht« indem es sich im Folgenden 
um die Bedeutung jenes Elementes handelt, das den Unterschied 
zwischen litterarischem und muaikalisehem Urheberrecht bildet, es ist 
das Wesentliche des Werkes. Dieses kommt nftmlich in Betracht 
auch, soweit es sich um. eine Reproduction mit Veränderung des 
Unwesentlichen handelt, da auch eine solche, nicht bloss eine ^bix- 
lich, also auch im Unwesentlichen unveränderte Reproduction dem 
Urbeber des Werkes von Rechtswegen vorbehalten sein muss, und 
zwar ist dies theoretisch ebenso einleuchtend, wie praktisch fühlbar. 
Letzteres durch die Concurrenz, welche diese Nachbildung dem Ori- 
ginal bereitet, wie durch den daraus entstehenden Gewinn für den 
Nachbildner, der doch nur durch den Wert des nachgebildeten Ori- 
ginales verursacht ist. Demzufolge ist aber anderei*seits eine Pro- 
duction mit Veränderung des Wesentlichen keine Reproduction, mit- 
hin bedarf es zur Grenzbestimmung zwischen erlaubter und vorbehalten er 
Reproduction der richtigen Unterscheidung des Wesentlichen vom 
Unwesentlichen, und wir haben schon in der Einleitung darauf hin- 
gewiesen, dass das Wesentliche, und damit auch der Unterschied 
vom Unwesentlichen in der Tonkunst ganz anders ist, als in der 
Litteratur; daher ist auch das musikalische Urheberrecht, soweit es 
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darauf ge1>aut ist, ein ganz Anderes als das litteraiische Urheber- 
recht. Kurx gefasst lAsst sich der diesbezügliche Gegensatz also 
ausdrucken: in der Litieratur ist die Reproduction des abstracten 
Gehaltes, d. i. des Gedankenganges in anderer concreter Form, eine 
unerlaubte Nachbildung, entsprechend der Tatsache, dass der abstracte 
Gehalt das Wesentliche bildet, was indess für die Poesie, wo auch 
Hichtabstractes wesentliche Bedeutung hat, vielfach Modification er- 
leidet; in der Tonkunst ist aber selbst das Wesentliche stets nur ein 
Concretes, sinnlich Wahrnehmbares, neben diesem ^VeseIltliclKli und 
Concreten gibt es aber auch in der Tonkunst ein Uiiwesentliclies mul 
doch Concretes, und die Unterscheidung von Beidem und demgemäss 
die Behandlung einer Reproduction des Wesentlichen mit ^ eränderung 
des Unwesentlichen als Naclidruck ergil>t sich zum Teil aus gewissen 
allgemeinen Grundsätzen, zum Teil ist sie besonders und ausdrücklich 
in unsern Gesetzen anerkannt. Natürlich ist aber bei Allem dem 
nur insofern Nachdruck vorhanden, als auch die bereits entwickelten 
Mei krtuile des Nachdruckes in Bezug auf Mittel und Zweck zutreffen. 

A) Unter dieser \' oraussetzung ist nun erstens vorbehalten, daher 
andererseits Nachdruck eine Transponirung in eine andere Ton- 
art, und zwar ganz im nämlichen Sinn, wie die Reproduction in 
der Uriginaltonart. Denn ein- und dasselbe Tonsttick kann iu ver- 
schiedenen Tonarten wiedergegeben werden, ohne dadurch auch nur 
im Mindesten sich zu verändern, weil ja, wie wir bereit« in der Ein- 
leitung berührt haben, der Tonsatz nicht durch die absolnte Tonhöhe 
und Tonlage, sondern durch das Verhältnis der Töne zu einander be- 
stimmt ist, welches bekanntlicli aucli bei Transponirnng das Gleiche 
bleibt. Auch das Verhältnis des Tonsatzes zum Khiuginaienal, näm- 
lich die Art der Anpassung daran erleidet bei Tranaponirung keine 
Aeuderung, wenn auch manchmal das Klangmaterial selbst (z. B. bei 
Transponirung eines Sopranliedes für Bass), es wird in keiner Be- 
ziehung etwas musikalisch Eigenartiges geleistet, mit andern Worten, 
es findet nicht einmal eine Bearbeitung statt, sondern nur eine nach 
äuöücrlichen scbahlonenhaften Regeln vor sich gehende Beluindlung; 
man kann hier am Allermeisten von mechanischem Vorgehen in gei- 
stiger Beziehung (wie es das alte darmstädtische Gesetz für die Be- 
arbeitung tat), sprechen. 

B) Natürlich gilt dasselbe, wie von der Transponirung, von blosser 
AenJciüiig der Schriftzoichen, z. B. Umschreibung in einen anderen 
Schlüssel, etwa aus dem Sopran- in den Violinschlüssel, von der Ver- 
wandlung der Basöbeziüerung in Noten (wenn es ohne rhythmische 
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und melodische Neubildung geschieht, und wo diese Beziffeningen 
ganz einfach und unzweideutig sind), und umgekehrt vom Ausschreiben 
gewisser Vortragsmanieren und Verzierungen (Gruppetto, ^'^^schläge, 
Pralltriller u. s. w.), auch dies ist etwas Feststehendes, mithin ist die 
Auflösung derartiger Zeichen in Notenzeichen nur graphisch, und nicht 
dem Wesen nach vom Original unterschieden. 

G) Famer ist es auch in Verbindung mit Eigenem unerlaubt» 
Fremdes eigenmächtig, zumal in schriftlicher Form zu reproduciren; 
kennen wir ja^doch schon als unzulässig die einseitige DruckleguDg 
oder sonstige Reproduction durch einen Hiturheber auch, ja insbe- 
sondere fttr den Fall der nicht verabredeten Miturheb««chaft, in 
welchem, wie wir S. 142 gesehen haben, nur eine coromunio pro di- 
viso, nur ein VerfQgungsrecht Ober den eigenen Anteil entsteht, Bei- 
spiele haben wir ebenfalls an der Bach-Oounod'schen Meditation, >) 
und andern HinzufUgangen zu ganzen oder nicht ganzen Tonwerken 
kennen gelernt Ebenso wisaen wir schon, dass in diesen Fällen 
einer Verbindung von Eigenem mit Fremdem die Nachdmckseigen- 
Schaft nicht auf den ganzen Druck sich erstreckt, sondern nur auf 
das vom Nichtherausgeber HerrObrende, was noch geschfltzt ist. 
Ein solcher Druck ist aber zugleich, wenn ein Nachdruck des ganzen 
fremden VITerkes stattfindet, eine Verletzung des fremden Rechtes 
seinem ganzen äussern Umfang nach, man konnte sagen, er ist teil- 
weiser Nachdruck in Rflcksicfat auf ihn selbst, vollständiger Nach- 
druck in Rücksicht auf das Nachgedruckte, sprachlich wäre es daher 
jedenfalls das Richtigere und Deutlichere, einen solchen Nachdruck 
, teil weisen Nachdruck' zu nennen, und einen Nadidruck, wo nur 
ein Teil eines fremden Werkes nachgedruckt wurde, dann aber der 
ganze Nachdruck Nachdruckseigenschaft hat, als «Nachdruck von 
Teilen* zu bezeichnen, indessen wird (z.B. von Dambadi) auch letzterer 
„teilweiser Nachdruck* genannt, was dadurch gerechtfertigt ist, dass 
für die Bezeichnung die (Grösse der Rechtsverletzung massgebend sein 
soll; immerhin bleibt aber eine Undeutlichkeit zurück, und wir wollen 
daher wirklich im Folgenden, wo davon die Rede sein soll, dass nur 
ein Tdl des fremden Werkes nachgedruckt wird, von Nachdruck von 
Teilen sprechen, umsomehr als das Gesetz nicht zum andern Ausdruck 
nötigt, indem das Patent überhaupt keinen solchen aufweist, das 
Reichsgesetz von »teilweisen VervielfiUtigungen" spricht (g 4). 



') Welche von Vesque S. 89 in sehr unklarer und unrichtiger Weise als Va- 
mtien «ufgefaeBt wird. 
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Nämlich von beiden Gesetzon enthält nur dieses die ausdrück- 
liche Bestimmung, dass es hinsichtlich dos Verbotes des Nacbdi uckes 
keinen Unterschied macht, ob das Schriftwerk ganz oder nur teil- 
weise vervielfältigt wird (a. a. ().). In der Tat ist sie überflüssig, 
denn sie folgt und zwar für alle Gesetze schon daraus, dass die Teile 
ebenso geschützt sein müssen, wie das Ganze; würde doch im ent- 
gegengesetzten Falle auch der Schutz des Ganzen illusorisch werden. 
Somit rechtfertigt sich die besondere Hervorhebung dieser Wahrheit 
für ältere Gesetze, z. B. den Code penal, nur durch das noch unge- 
klärte Kechtsbewusstsein und die laxe Praxis früherer Zeiten, für 
neuere Gesetze, wie das Reichsgesetz, aber wol durch das Bestreben, 
die in einigen Paragraphen enthaltene Erlaubnis leilweisen Nach- 
druckes recht deutlich als blosse Ausnahme erscheinen zu lassen. 
Wenn nun zufolge der Möglichkeit von harmonischen Ergänzungen 
in der Musik auf eine nur ihr eigentümliche Art ein Druck mit nur 
teilweiser Nachdruckseigenschaft statttiuden kann, so gilt dies zuiulge 
der Möglichkeit h u m inischer Zergliederung in noch höherem Grade 
für den Nachdruck lil isser Teile, haben wir doch schon in der Ein- 
leitunir auf dieses urheberrechtliche Ergebnis aus dem Wesen der 
nieiubtuiuuigen Musik und dem Verhällriis ihres G<inzeu zu den Teilen 
hingewiesen, welches weder in der Litfpiatur nuch in der bildenden 
Kunst vorkommt. Demnach stellt nichi nur der Abdruck einzelner 
Stücke und Bruchstücke eines Tonwerkes dem Urheber allein zu, 
solid, rn es ist ihm allein auch der Abdruck einzelner Stimmen vor- 
behalten, daher bildet deren Abdruck einen Nachdruck von Teilen 
selbst dann, wfMni sie niclit oder nur in Abschrift besondprs- rrsebienon 
sind, wie dies bei vielen Orchesterwerken und für die Singsiininien 
fast immer bei Liedern mit Clavierbcgleitung zutrifft, ja die Verviel- 
fältigung aller eiuzeineu stimmen als solcher, oder wenn sie in recht- 
mässiger Ausgabe nur einzeln erschienen sind, in Partitur, würde 
sogar einen Nachdruck des Ganzen ausmachen. 

D) Sowol Druck mit teilweiser Naclidrnck^oigenschaft, als auch 
Nachdruck von Teilen bilden jene Ueberai beilungen fremder Werke, 
bei weklitii der ursprüngliche einfache Satz teilweise durch einen 
complicirteren und brillanteren ersetzt ist, dazu gcliüren z. B. die 
Huinmerscben Ausgaben Mozart schcr Glavierconcerte, denn es werden 
hier nur u'(',\isse Teile des fremden Werkes unverändert wiederge- 
geben, nämlich die ,Tutti*-Sätze, sie sind Nachdruck von Teilen, 
hingegen andere, die Solosätze mit Hummei'schen Solosätzen ver- 
tauscht, diese sind kein Nachdruck, folglich bildet diese Bearbeitung 

H. Bchuater, Dm UrbQiwrrecbt der Tuukuoit, 1^ 
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nur in den andern Partieen, also nur einen teilweiaen Kaehdrock. 
Endlich eine Yereinigung von einzelnen Teilen fremder Werke, aonut 
mehrere Nachdrucke von Teilen bildet das Potpourri, nach dem Pa- 
tent muss es daher auch als mehrfacher teilweiser Nachdruck be- 
handelt werden, so lange nicht durch Verhindungs- und Variations^ 
Sätze ein Ganzes hergestellt ist Nach § 46 des BeichsgesetaBes ist 
aber selbst das Potpourri aus lauter fremden Tonsfttaen und ohne eigene 
Verbindungssfttze nur dann einen Nachdruck, wenn die Themen durch- 
weg demselben musikalischen Werk entnommen sind, wovon wir 
teilweise sdion S. 69 gehandelt haben,, teilweise bei den jetzt in ihrem 
VerhftltniB zum Nachdruck zu besprechenden Bearbeitungen handeln 
werden. 

E) Nämlich der Begriff jener Bearbeitungen, welche als Nachdruck 
zu betrachten sind, Inldet tOr das rein musikalischd ürbebarecht 
geradezu den Kernpunkt, und in seiner rechtlichen Behandlung tritt 
am schärfsten die- Yersdiiedenhdt der Kunst* und Beohtsanffassung 
verschiedener Zeiten und Volker, zumal der Deutachen und Franzosen 
hervor. Wie soeben* betrachtet, kOnnen aber durch Ergänzungen oder 
teilweise Aenderungen sog. Bearbdtungen entstehen, die nur in einzelnen 
Teilen eigentümlich dnd. Dieselbe Betrachtung hat uns gelehrt, daas 
der Druck solcher Bearbeitungen eines noch geschützten Originals 
ohne Zustimmung des Urhebers von Letzterem einen teilweisen Nach* 
druck u. zw. schon nach dem ursprünglichen Nachdrucksbegriffe bilden 
würde, wie er z. B. in § 3 des Patentes und g 4 des Reichsgesetzes 
enthalten ist, ebenso wie ihr DrudL durch den Nichtbearbeiter, sei 
dies auch der Originalurheber teUweiser Nachdruck, nämlich gegen- 
über der Bearbeitung und ihrem Urheber sein würde. Also der 
Schutz für und gegen solche Bearbeitungen folgt keineswegs erst aus 
den besonderen Bestimmungen über Bearbeitungen, Arrangements 
u. dgl. nach Art von § 6 des Patentes und § 46 des Reichsgesetzes 
und den analogen Bestimmungen anderer Gesetze, sondern aus den 
allgemeinen Nachdrucksverboten, was für das Patent insoferne be- 
sonders wichtig ist, weil es den Nachdruck durch Bearbeitung im 
engern und von ihm mit Arrangement gemeinten Sinne nicht so weit 
verpönt, wie den Nachdruck ohne Aenderung. 

Gerade unter letztern Begriff fallen aber wie gesagt solche 
»Bearbeitungen* der vorhin erwähnten Art, sow^eit das Original reicht, 
sowie die eigenmächtige Reproduction der Letzteren durch den Nicht- 
bearbeiter, soweit die Bearbeitung reicht, Beides ist daher nach jedem, 
speciell uuuh uesterreichischem Redii utiätutthafi, so lan^'u der äckuU 
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des Originals oder der Originalfassung der Bearbeitung dauert, ferner 
bedarf es dazu keines Vorbehaltes von Seiten des betreffenden Ur- 
hebers. Vollends zweifellos ist die Nachdruckseigenschaft im Sinne 
eines unveränderten Abdruckes beim Abdruck eines fremden Werkes 
mit hinzugefügten blossen Bezeichnungen, weil hier das Original nicht 
geändert, sondern nur Etwas hinzugefügt wird. Sogenannte „Adapta- 
tionen" dagegen sind nichts Feststehendes, sondern können bald in 
blossen Veränderungen des Tactes, bald in blossen Weglassungen, 
bald in wirklieben Einrichtungen bestehen. 

1) Somit bleibt als einziger Gegenstand, der unter den gesetzlichen 
Begrifi der Bearbeitungen fällt, die Einrichtung über, d. i. die Ver- 
änderung in Beziehung auf das Klangnuiterial bei unvcrändeiicia iuii- 
satzo, mag sie in Acnderung des Klangmaterials oder der Anpassung 
daran (z. B. zweihändig statt vierhändig) bestehen, wie schon S. 71 
gesagt wurde. 

Vor Allom ist hervorzuheben, dass in Deutschland für die ur- 
Leberrechtliclio I-lcliahdluiig dur }'diii'R-lit ungcn anfangs, und zicuiJich 
lange, die Ligeiiscluift eines besondci n künstlerischen Werkes als vor- 
handen und massgebend angesehen wurde, es waion Einrichtungen 
nicht nur ebenso wie andeiö \V' erke gegen Nachdruck geschützt, sondern 
galten auch nicht als Nachdruck des Originales. Die französische 
Tlieorie und l'ra.xis aber hat bei ihrem Bestreben, den Begriff der 
contrefa90n auszudehnen, diesen aut Linnclitungen, wo dies übrigens 
ganz zutreffend war, sofort de lege lata augewandt, obgleich auch 
diese Ausdehnung in den franzbaischcn Gesetzoa nicht ausdrücklich 
enthalten ist. Wirklich ist dies der Punlit, Ins zu welchem der Nach- 
drucks- und Repioductionsbegriff für die Tüukinist \ un jeder Gesotz- 
gebung ausgedehnt werden muss, welche der Nutui- der Sache ent- 
sprechen will, derart, dass hier die Grenzen zwisclien dem (ohne aus- 
drückliche Bestimmung des Gegenteils) de lege lata und dem de lege 
ferenda Geltenden fast aufhören, d. h. eine richtige Theorie muss 
wirklich auch, wenn die Gesetzgebung über diese Frage schweigt, auf 
den Standpunkt der Unerlaubtheit von Einrichtungen eines geschützten 
Originales kommen, sobald sie nur daran festhält, dass jede Hepro- 
duction des geschützten Originales, die im WeseoUicben stattfindeti 
unerlaubte Heproduction ist. 

Denn die Einrichtung bei unverändertem Tonsatz ist Reproduction 
des Wesentlichen in noch weit höherem Grade, als die Uebersetzung 
des iitterarischeu Werken, 0 ^Qcl als die farblose Nachbildung des farbigen 

') Dmt adum in den MotiT«ii xam Entwurf Ton 1843 $ 7 =^ § 6 d«e pAtento * 
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BUdwerkdB oder omgekelurt Denn die Uel>enetzang, die litterarischen 
Wert haben soll» ist stets auch von einer teüweisen Aendemng des 
(^edankengehaltes, also des Wesentlichen^ bedingt, man muss, wie 
Schopenhauer sagt (Parerga II § 309), den Gedanken umscfamelzen 
und umgieesen, weil jede Sprache Ausdruck einer beeondem Vor- 
stellungs- und Denkweise ist» namentlich bei Uebersetzungen poeti- 
scher Werke kann dies bekanntlich so weit gehen, dass sich in poetisch 
sehr bedeutenden Nebengedanken, wie z. B. Gleichnissen und Bil- 
dern, die üebersetzung vom Original unterscheidet, oder selbst in 
Hauptgedanken, so dass man, wie bei der Sohlegerschen Shskespeare- 
Uebersetzung, oder bei der Heyse'schen der Leopardi'schen Sonette 
von Nachdichtung spricht, der SSgentfimlichkeit im Metrischen, welche 
dem Uebersetzer ganz angehört, gar nicht zu gedenken. Ja soweit 
kann die Selbständigkeit der Gedanken in der Uebetvetzong reichen, 
dass sie nur das Thema, aber gar nicht mehr den Gedankengehalt 
mit dem Original gemeinsam hat, wie z. B. bei manchen Rückert'sehen 
Reproductionen von orientalischen Dichtungen, wo vielfach nnr der 
Gegenstand und das Problem identisch mit dem Original sind, aber 
nicht die AuefOhrung, wo somit der ganze Gedankengehalt, also das 
Wesentliche, wie Unwesentliche etwas Anderes bildet als im Original, 
so etwa in den meisten Rflckert'schen Makamen nach Hariri, wo 
schon die gestellte Aufgabe (so die Bittschrift ohne B, Mak. 5) im 
Deutschen einen ganz andern Gedankengehalt erfordert, als im Ära* 
bischen. Auch in der bildenden Kunst kann (ganz abgesehen von 
der Versdiiedenheit zwischen plastischer Nachbildnng und nichtplu- 
stischem Original oder umgekehrt), in der Naehbilduug etwas wesent- 
lich Neues liegen, z. B. in einer nur gezeichneten Landschaft durch 
farbige Nachbildung eine Stimmung, ja eine nnr durch Farben, nicHt 
durch Linien darstellbare Verschiedenheit von Umrissen, z. B. bei 
Wolken, weldie daraus etwas ganz Anderes macht, auch dem geistigen 
Gehalt nach; dasselbe gilt von Porträts, es kann also eine Üeber- 
setzung, wie eine Nachbildung Aenderung des Wesentlidben zum 
grossen Teile oder ganz sein. Hingegen eine Einzichtung für andere 
Elangmittel oder andere Behandlung desselbeii Khmgmittels kann den 
Tonsatz selbst und damit das Wesentliche des StQckes niemals indem, 
selbst in der gl&nzendsten Instrumentirung bimbt das Triviale trivial, 
und das Erhabene bleibt es bei den einfachsten Tonwerkzeugen, 



onthalteue uod auch von Andern bis in die neueste Zdt vielfach gemackte Vergleich 
' mit der Cebenetsung ist also nur teilweise richtig. 
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höchstens, dass die Wirkung sich dem Grad nach steigert, in der 
Art wird sie keine andere durch jene Yerändernng. — Dazu kommen 
aber noch folgende, mehr praktische Erwägungen. Die Ueberaetsung 
macht das litterarische Werk jenen vnstftndlich, die es im Original 
nicht verstehen, die Nadibildung eines Gemftldes schafft jenen eine 
Art von Ersatz, die dss Original nicht erwerben kOnnen, beide sind 
also auf ein anderes Publicum berechnet, als die Originalwerke, haben 
daher fOr diese, wirtschaftlich genommen, nicht sowol die Bedeutung 
einer schädigenden Concurrenz, eines damnum emergens, sondern eines 
lucrum cessans. Hingegen die Einrichtung, wenigstens die gebräuch- 
lichste Art davon, die vereinfachende Einrichtung, der Auszug, z. B. 
ein vierhändiger Ciavierauszug macht das Werk für solche Kräfte 
ausführbar, die es im Original nicht ausführen können, also bei eben 
denselben, die fähig sind, es im Original zu hören und zu geniessen, 
und teilweise auch anzuschaffen, z. B. ein vierhändiger Clavieraus- 
zug eines Originaltrio's, er macht dem Original Concurrenz; wo 
aber Letzteres niclit der Fall ist, bei einem Orchester- oder Clior- 
werk z. B. bildet der Auszug sogar die einzige schriftliche Verviel- 
rältiguiig, bei welcher auf einen den wirtschaftlichen Lohn bringenden 
Absatz im Grossen zu rechnen ist. Also Uebersetzungen litterarischer 
und Nachbildungen bildnerischer Werke können bei richtiger Auffas- 
sung ilires Wesens nur lüs zu einem gewissen Grade verboten sein, 
während Kim icliUmgen vou musikaUschen Werken principiell und uü- 
bedingt als damnum emergens verboten sein müssen. 

Der auseinandergesetzten wirtschaftlichen Bedeutung entsprechend 
gingen die ersten Bemühungen uni Unterdrückung von eigernnauhtigt- ii 
Kim irlitungen in Deutschland von den Verlegern aus, welche am 
2U. Mai 1829 die schon Ab.sclm. II S. 41 erwähnten Conventionalacte 
vereinbarten und in Nr. 5 der Zusatzartikel vom 12. Mai 1830 die 
niclit auf die Mi i Mlio im eigentlichen Sinn, sondern aal den Tonsatz 
zielenden Erkiui lujg vou der Melodie als Eigentum des Verlegers ab- 
gaben, was eben aus der weitem Verpflichtung zu entneiiiuen ist, 
die den Anfang der ünerlauhtheit eigenuiachtiger Einrichtungen bildet, 
Sie lautet, dass jedes Arrangement, „das die Töne des Componisten 
\viedergi1)t, und nur auf nun hanischer Vorriclitiiiig beruht, als Nach- 
druck angesehen, und der Strafe von 50 Louisd'or unterworfen sein 
soll", und fast gleichzeitig beginnt dieselbe Bewegung in der deutschen 
Gesetzgebung obwol Kramer (S. oben 8. -10) für Arrangements eintrat. 

Zuerst hat das hessen-daruistiidtische Gesetz vom 2o. September 
1830 eigenmächtige Einrichtungen mit den Worten iu Art. G Abs. 2 
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verboten: »In Bezog auf mumkalische GompositioneD ist jede Vemel- 
fiUtigung in veründerter Fonn erlaubt, wenn die Scbaffnng der ver^ 
linderten Form als GeiBteeprodaci angeseben werden kann. lat die 
Schaffung aber nur mechaniecber Natur, dann steht sie unter dem 
Verbote des Nachdrucks." Die Beaeichnung »mechanischer* Schaf- 
fung als geistiger Mechanismus deutet auf Nachahmung jener Leip- 
ziger Convention. Besser, nämlich mit Vermeidung jenes vieldeutigeD 
Ausdruckes erklärt das preussische Gesets von 1837 g 20 dasselbe 
mit den Worten: .Einem verbotenen Nachdruck ist gleichauachteiit 
wenn Jemand von musikalischen Compositionen AuszUge, Airange- 
ments für einzelne Instrumente oder sonstige Bearbeitungen, die 
nicht als eigentümliche Compositionen betrachtet werden 
k&nnen ohne Genehmigung des Verfossers herausgibt*. Diese hier 
hervorgehobene Formulirung des springenden Punktes trifft, und zwar 
absichtlich, aber, wie wir S. 178 sahen, Uberfltlssiger Weise, auch 
gewisse unveränderte teilweise Nachdrucke, vielleicht ist sie aber 
gerade deshalb schon in die nächsten deutschen Gesetze, das Wei* 
mar'sche von 1839 § 20 und das Brannschweig'sohe von 1842 § 3 
übergegangen, wie später in das Beiohsgesetz. 

Von den übrigen deutschen Gesetzen von 1866 enthält nun nur 
das Patent ein ausdrückliches Verbot eigenmächtiger EinrichtungeD, 
aber, obwol es, wie § 6 zeigt, ihr Wesen klar erkennt, so geht es in 
ihrem Verbot nicht soweit, wie die älteren soeben genannten Gesetze, 
sondern zeigt sich noch von der Kramer'schen Ueberschätzung musi- 
kalischer Arrangirarbeit beeinflusst, indem es § 6 sagt: Es «ist als 
verbotener Nachdruck oder Nachstich nicht anzusehen .... c) das 
Arrangement oder die Einrichtung eines Tonsiüdces für andere oder 
weniger Instrumente, als es ursprünglich gesetzt ist*. Andererseits 
kann es sich der richtigen Einsicht doch nicht verschliessen, und so 
entsteht die in der Fortsetzung ausgedrückte Halbheit: ,Hat sich 
aber der Tondichter das Vorrecht der Herausgabe eines Arrangements 
im Allgemeinen oder doch für bestimmte Instrumente auf dem Titel- 
blatte seines veröffentlichten Werkes ausdrücklich vorbehalten, so ist 
jedes vor Ablauf eines Jahres nach dem Erscheinungsjahre der Original- 
composition ohne Einwilligung des Tonsetzers oder seiner Rechts- 
nachfolger veröffentlichte Arrangements als verbotener Nachdruck sa 
behandeln*. 

Und zwar ist diese Behandlung der Arrangements, wie auch 
im a. u. Vortrag vom 30. August 1843 erwähnt wird, das Resultat 
einer mittlem Richtung zwischen der bei den Bedactoren des 
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Patentes vereinzelt auftretenden Ansiclity dass das Arrangement 
gänzlich freigegeben werden eoUe, und der Ansicht der geheimen 
Hof- nnd Staatskanzlei, nnd zwar, was einen bemerkenswerten Bei- 
trag zur Charakteristik des berflhmten Staatsmannes bildet, Metter- 
nichs selbst, welche dieser in seiner Note aus KOnigswart vom 17. August 
1842 an Sedlnitzky über den Entwurf von 1840 äusserte, worin die 
Yorbebaltafrist fQr Arrangements gar nur auf sechs Monate bestimmt 
war. Darin wird die Entziehung des ,zu der lucrativsten Benützung 
einer in Beliebtheit kommenden Gomposition* gerechneten Arrange^ 
ments für Autor oder Verleger als Versagung »einer der vorzQglich- 
sten Erwerbsquellen, die aus den ihm eigentümlichen Werk hervor^ 
gerufen werden kann* bezeichnet, und somit dessen Vorbehalt iQr 
den Druck, nicht wie im Entwürfe für sedis Monate, sondern für die 
ganze überhaupt dem Werke gewährte Schutzfrist verlangt, sechs 
Monate seien schon wegen der erst viel s^ter eintretenden Nach- 
frage, und der daraus sich ergebenden Art und Rätlichkeit dee Ar- 
rangements zu wenig. Dann wird auf § 3 des Braunschweig'schen 
und § 20 des preussischen Gesetzes und die (offenbar in Folge der 
Leipziger Convention) gleiche Praxis in Oesterreich hingewiesen. Selbst 
wenn man das Interesse des Publicums berücksichtigen wollte, »das 
durch den Eigensinn oder die üngeschicklichkeit des Autors oder Ver- 
legers um gute Arrangements gebracht werden konnte, so wäre die im 
Entwürfe bestimmte Frist von sechs Monaten doch wenigstens auf fünf 
Jahre auszudehnen*. Sedlnitzky aber beantragte im Entwurf von 1843 
die Beibehaltung des im 1840er Entwürfe angenonmienen Prindpes mit 
blosser Ausdehnung der vom Gesetz gewährten Vorbehaltsfrist auf 
ein Jahr. In den Motiven dazu (g 7 des Entwurfes von 1843) weist 
er auf die Notwendigkeit hin, das Arrangiren von den anderweitigen 
im Paragraphen genannten Benfitzungsarten zu unterscheiden und auf 
die zu denselben legislativen Fragen wie bei der XTebersetzung füh- 
renden Analogie des Arrangements mit der Ersteren. Den von ihm 
angeführten Anschauungen der H. u. Hofkanzlei begegnet er (unter 
Erwähnung des von Einzelnen eingenommenen Standpunktes, jedes 
Arrangement freizugeben), damit, dass der oben erwähnte ünter- 
achied in andern Gesetzen, z. B. im preussischen, gänzlich ausser Acht 
gelassen worden sei, welch Letzteres das Arrangement »auf ganz 
gleiche Linie mit jeder sonstigen Bearbeitung* stelle und ,nach Um- 
ständen als eigentümliche Composition* gelten lasse. — Daher ge- 
währe der Entwurf besseren Schutz, das Publicum gebe dem gewiss 
besseren Arrangement des Componisten ohnehin vor fremden den Vor- 
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zug, grössere Work© würden in einzelnen Nummern herausgegeben, 
J)ei mindern aber, z. B. Tanzmusiken* gienge die Neuheit und somit 
der einzige Wert derselben durch das gftozliohe Verbot der Arrange- 
ments oft ganz verloren. Die Friet von einem Jahr statt sechs 
Monaten wird nicht besonders begründet. Trotz dieser, wie man 
sieht» insbesondere zum Schluss ganz verkehrten, ja gerade das Ge- 
genteil ergebenden Begründung (denn der Wert soll ja auch bei Tanz- 
musiken dem Urheber erhalten werden, gienge also durch das Verbot 
der Arrangements diesem nicht verloren) blieb es bei dem Princip 
nnd der Ausfilbrung des Entwurfes von 1843. Es gilt also, diesen 
§ 6,c wenigstens so einschränkend als möglich auszulegend) 

Vor Allem betrifft er nur im Druck veröfifentlicbte Tonwerke. 
Denn es .wird jede Veröffentlichung von Ifanuscripten dem verbotenen 
Nachdruck gleichgeachtet " (§ 6 zu Anüuig), femer ist der Vorbehalt 
zugleich mit der Veröffentlichung zu machen, folglich kann erst durch 
(vorbehaltlose) Veröffentlichung das Freiwerden eigenmfiditiger Ein- 
richtungen eintreten. Die der veröffentlichten eigenmftchtigen Ein- 
richtung folgende Veröffentlichung des Originals ändert natürlich 
Nichts an der tlnerlaubtheit des Erstem: ebensowenig können bei 
stattgefundenem Vorb^alt eigenmächtig vor Ablauf eines Jahres ge- 
druckte Einrichtungen durch Ablauf des Jahres Rechtmässigkeit er- 
langen. Femer hat nur die Veröffentlichung des Originals das Frei- 
werden von Einrichtungen sofort oder nach Jahresfrist zur Folge, 
nicht die, obgleich rechtmässige Veröffentlichung einer Einrichtung, 
denn es heisst: Vor Ablauf eines Jahres nach dem Ersoheinungqahre 
der Originalcomposition.*) 

So dfirfte z. B. Niemand eine Einrichtung der erst vierhändig,, 
noch nicht im Original erschienenen Stranss'schen Kaiserwalzer heraus- 
geben. Zwar gilt im Zweifel jede erste Ausgabe als Originalausgabe, 
aber jede das Gegenteil dartuende Tatsache kann geltend gemacht 
werden, z. B. eine öffentliche AuffOhrang in anderer, ausdrücklich als 
Originalgestalt bezeichneter Einrichtung, oder der Widersprach zwischen 
Kunstgattung und Einrichtung der ersten Ausgabe,, z. B. eine vier- 
händige erste Ausgabe eines als Symphonie bezeichneten Stflckee, 
dann natörlich die ausdrückliche Bezeichnung der ersten Ausgabe als 
blosser Einrichtung. 

') Upbrigens sind fast allf fH-sturreichischcn Verleger Teilnehmer an der S. 181 
erwähnteil Conveotion, und daher jene Mängel des Patent« ziemlich bedeutungslos. 
*) bo aneh Vesqne 8. 101. 

*) Dies ist TOD Veaqne, weil nicht erwSlmt, wdü aheraeben. 
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Selbstverständlich hat nur eine rechttnüssige Originalerscheinung 
im Druck die Wirkung des Freiwerdens der Einrichtung, nicht eine 
unrechtmässige, und nicht eine blosse Aufführung. 

Ist aber das Originalwerk rechtmässig ohne Vorbehalt erschienen, 
oder die Vorbehaltslrist abgelaufen, so ist jede Einrichtung gestattet, 
wenn sich nicht darunter gänzlicher oder teilweiser unveränderter 
Nachdruck verbirgt, z. B. wenn sie bloss in Zusätzen von andern In- 
strumenten zu den bereits im Original Vorgeschriebenen bestttnde, 
oder nur in Veränderung an bestimmten Stellen oder in bestimmten 
Sätzen. Ein specieller Vorbehalt wirkt nur für die vorbehaltene Art 
der Einrichtung, z. B. der für Cither nicht für Mandoline oder Gui- 
tarre, wol aber kann man sich nach ausdrücklicher Erklärung des 
Patentes das Arrangement nicht nur ,für andere oder weniger In- 
strumente*, sondern auch »im Allgemeinen* (also auch für mehr In- 
strumente) vorbehalten, also auch für mehr Instrumente, für ganze 
Gattungen von Instrumenten oder Klangmitteln mit den vagsten Be- 
zeichnungen, denn offenbar ist diese Bestimmung so ausdehnend als 
mOglich auszulegen, d. h. nicht so zu verstehen, dass der Berechtigte, 
nur wenn er das Wort im Allgemeinen gebraucht hat, einen allge- 
meinen Vorbehalt gemacht hat, sondern dass er im Allgemeinen und 
daher auch in jedem speciellen Vorbehalt» insbeeondere auch den von 
Einrichtungen für mehr Instrumente oder Klangroitteln machen kann. 

Der Vorbehalt steht dem ürheber und seinem Rechtsnachfolger 
in das gesamte Urheberrecht, dem in einzelne ürheberbefügnisse, 
alflo insbesondere dem Verleger nur bei ausdrücklicher Gewährung, 
oder wenn es aus den ümsi^den hervorgeht, zu. Letzteres muss 
aber überall da angenommen werden, wo die Hauptform der wirt- 
achaftlichen Ausnfltzung durch Druck nicht die Originalform, sondern 
eine Einrichtung ist, also insbesondere bei Orchester- und Chorwerken; 
hier ist also stillschweigend auch der Vorbehalt und Verlag der Übli- 
chen »Arrangements* dem Verleger des Originals überlassen. Hin- 
gegen da, wo Arrangements nicht eine Hauptfonn der Ausnfitzung 
sind, wie bei zweihändigen Clavierstückea und dgl. m., gilt der Ver- 
lag von Arrangements nicht als stillschweigend mit dem des Originales 
gewährt, und selbst bei Werken, die vorzugsweise in Arrangements 
begehrt werden, nur die üblichen Arrangements.*) — Uebrigens 
werden meistens ausdrückliche Bestimmungen wegen dieses Punktes 
in den Verlagsverträgen getroffen. 

') Also 7 [{. (las Arrangement oincs StrcichquartcUos für Clavicr zu vier B&aden, 
aber uiclit das Im Orchester mit Bläsern eic. 
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Das Eeichsgesetz aber hat Grundsatz and AuBdruckaweiae dea 
preusaiacben Gesetzes nicht nur angenommen, sondern erstere aogar 
zum ausachliosslichen Recht des Urhebers auf Bearbeitungen annes * 
Werkes, nämlich auch auf die Aufführung von solchen erweitert, 
§ 50 letzter Absatz, und zwar Beides für die Schutzftiat des Originals, 
so dass hier eigenmächtige Einrichtungen ebenao, wie unveränderte 
Keproductionen als Urheberrechtsverletzungen behandelt werden, imd 
vermöge notwendigen Ergebnisses aus ihrer Natur. BezQglidi dea 
Ueberganges auf den Recfatanachfolger, insbeaondeie auf den Yerieger 
gilt für die Befugnis zum Terdffentlichen von Einrichtungen indeaa 
dasselbe wie nach dem Patent, spricht doch auch § 46 dea Reichs- 
gesetzea von Bearbeitungen «ohne Genehmigung dea ürhehera*. 

Von andern Gesetzen aua später zu nennenden GrQnden apftter. 
Uebrigens ist hervorzuheben, dasa die für die Sohutzfthigkeit von 
Einrichtungen (siehe oben S. 73 f.) geforderte wirkliche Veränderung 
der instrumentalen oder vocalen Anpasaung auch zu ihrer Brlauhtheit 
nOtig ist, und zwar sowohl gegenüber dem Original, aJa gegenüber 
andern Einrichtungen. Eine derartige wirklich veränderte IBtnrich'- 
tung aber ist niemals Beprodnction einer davon abweichenden andern 
Einrichtung, selbst nicht der hei ihrer Herstellung benutzten, eondon 
nnr des Originales, denn nur damit hat sie Etwas, nämlich den Ton- 
satz gemeinsam. Die gegenteilige Mdnung Damhachs, L. V. S. 27, 
bezüglich der Uebersetzungen von Uebersetzungen kann nur, insofern 
Gedankenänderungen der ersten üebersetzung in die zweite ohne 
weitere Veränderung übergehen, gelten, daher auf Einrichtungen, die 
als solche niemalB Gedanken, d. i. Tonaatzändemngen sind, nicht 
angewandt werden. 

Daa Analoge wie vom Nachdruck von Einrichtungen gilt heim 
Nachdruck von Bezeichnungen und Sammlungen. 

2) Die Nachdrucksdefinitionen unserer beiden Gesetze sind aber 
am Bedeutsamsten durch daa, was sie auaschliessen, und zwar das 
Patent in 9 b: »Die Benützung einer Tondichtung zu Variationen, 
Phantasien, Etüden, Potpourri'a etc., welche als selbständige 
Geistesproducte angesehen werden.**) Dadurch wird nämlich 
die traditionelle, durch die höohaten und originellsten Meisterwerke 
bewährte deutsche Knnstanachauung feetgehalten, daas die Schaffung 
eines in abstracto mit einem gegebenen Tonsatz ttbereinatimmenden, 



^) B«iaglich der Potpoiini*8, wenigstens dem was in 1 47 des RütdisgMetMS 
dem Pstent enlsprielit ist allerdings Andwas zu sagen. Davon weiter onton. 
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in concreto neuen Tonsatsee eine ebenso schöpferiscbe Leistung, wie 
eine .Originakoniposition* ist. Nftmltdi die fransEÖdsche Anschauung 
wurde einigermassen 1886 im Gonunissionsvortrag vor der deutschen 
Bundesversammlung (Sitzung 18, ProtocoU 607 ff.) geltend gemacht: 
«Auch das Recht, Variationen eines Musikstttckes, veränderte Arrange- . 
ments oder sonstige Bearbeitungen im Druck herauszugeben, gebührt 
nur den Componisten des Hunkstflokes* aber doch mit dem Zusatz: 
.Es sei denn, dass die von einem Andern veranstaltete Be- 
arbeitung als eine eigentfimliche Gomposition zu betrachten wäre*, 
was eine zwar vorhandene, aber doch undeutliche, weil den festen 
künstlerischen Unterschied swischen Variationen und Arrangements 
verkennende Erkenntnis zeigt. Dem entsprechend nahm 1837 das 
preussisehe Gesetz zwei Arten von Bearbeitungen an, solche, die, 
und solche, die nicht als eigentümliche Oompositionen zu betrachtmi 
sind, ohne das Merkmal der Eigentümlichkeit nfiher zu bestimmen. 
Daher kt die obige Definition des Patentes als «selbst&ndigcs Geistes^ 
produet* besser, weniger gut sind von den Beispielen Potpourri und 
Etüde, letztere darum, weil eine Etüde an sich auch „Originalcom- 
Position* d. h. auch in abstracto selbständig sein kann, ja meistens 
ist, wie denn überhaupt die verschiedensten Compositionsgattungen 
ebenso gut, wie über eigene, über fremde Themen componirt werden 
können, weshalb ^e Etüde und überhaupt die ExempUflcation des 
Patentes nur eben beispielsweise Bedeutung haben kann. 

Unsere Rechtslitteratm hat nun der durcii das preussisehe Ge- 
setz (und später dmcli das Iieichsgesetz) veranlassten Unsicherheit 
des Urteils keinesweg» abgeholfen, sondern sie eher noch mehr in 
Geltung gebracht. Während noch ivranier 1827 jedes Arrangement 
für gesotzlich zulässig erklärt hatte (Vesque S. 98), was freilich ein 
arger Irrtum ist, haben die neuen deutschen Schriftstoller vielfach 
die französische Anschanung auf sich wirken lassen und sich sogar 
ziemlich unklar geäussert.') 



') Mnn -sohc z.B. Wächter Verlagsr. S. 595: ^Dio Vetflndpninü; der fiiusi- 
kaliscbt'D Furiu bebt nicbt unbedingt den Tatbestand dm Nacbdrucket» auf, und 
di«0M um BO wenjgw als dio Orandideen mnsikalueher W«rk« in Benig «nf 
Au^rigiiDg in Tersohi«dan«n inssern Formen sehr leieht zu lumdheben sind, 
eo daas das ureprOnglicho Werk durch geringe YerSndi' runden, ohne eigentlich 
in ein Ncnes sieh zxi wandeln, in eine Andere mnstkalischo Form gekleidet werden 
kann'. Was wird hier unt«'r Form und Voriindpriiui; verstanden? Die blosse In- 
»trumeutatiun uder Vocalisatiun, der concrete Tousatz oder das abstracte Grund- 

•ehems? Dem Verhuif der Wiehier^sehen Erftrtemng naeh ist dies Allee möglich, 
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Das kommt sidierlich von der Ignorirong unserer Meisterwerke 
über fremcto Themen; statt dieser haben sie offenbar die schlechte 
und mittelmSssige Dutzendwaare dieser Art» ja StQcke im Sinne, die 
nur dem Namen nach Compositioneoi in Wirklichkeit aber Uoase 
Vebertragungen sind, während doch theoretiseb und gesetzgeberiseh 
hier jene Werke massgebend sein müssen, welche die sehOpferischo 
Bedeutung dieser Eunstform in yoUer GMsse zeigen. Denn daa Ur* 
heberrecht darf nicht zum Hindernis schöpferischer Produetion werden, 
selbst wenn aus dieser Freiheit ein wirtschaftlicher Schaden fUr den 
Urheber oder Verleger des OriginalB entstehen konnte, was Übrigens 
so gut wie gar nicht der Fall ist Denn auch die Aussprüche von 
Musikern gegen Variationen etc. z. B. von Dessauer (Vesque S. 93 
Anm. 2) reden nur von Paraphrasen, d. i. in Wirklichkeit Arrange- 
ments, man merkt es ihnen deutlich an, dass sie aus einer Periode 
schlechten musikalischen Geschmackes und bloasen Virtuosentums 
stammen, wo zumal auf dem CJavi» blosse Traasacriptionen von 
Leopold Meyer, Willmers u. a. für Variationen fälschlich ausgegeben 
worden. So, wenn Dessauer sagt, diese Paraphrasen von Opern- 
motiven etc. hätten die edlere Richtung der Kammermusik verdrängt, 
die Beurteilung der 8elbetändi|^eit hänge vom Partei- und Schul- 
Standpunkt ab, das G^Mligste an derlei Werken sei das Original- 
thema u. dgl. m., während doch bei wirklidien Variationen Alles auf 
diese, Nichts auf das Thema ankommt. Gar die Meinung vom Schaden 
für daa Original in künstlerischer Beziehung (auch bei Dessauer) 
würde coneequent dahin führen, auch Origmalformen, worin meistens 
Schund componirt wird, wie z. B. Salonatücke zu verbieten; sie ist 
überdies unrichtig, denn die Schönheit des Originals als solches bleibt 
ja neben der misslungensten Veränderung bestehen. 

Unsere Juristen bekennen also meistens jene mit der Formu- 
limng des preussischen und des Beichsgesetzee zusammenhängende 
Anschauung nämlich, dass es auf den concreten Fair ankomme, ob 



> denn bei einer FonnTerlndenuig, die dm NMdidraok nicht anfhelit, kann man nur 
an die äneeere Form, beeaer geragt» dea toeeere Gewand des Klangmateriala denke», 

eboiijto bei den geringen VerfindoriiiiiLron, in wclrlion dtd nreprfini^iche Werk ge- 
kleidet worden kann, olino ci,Lcontlirh sich in ein Neues tu verwandeln, die Grund- 
idee alxT, wcitho in vorschiodent ti äussern Formen auggeprägt werden kann, 
kann sowol das abstracto Onindsciienia, als auch der coucretc Tonsatz des Origioal- 
Uiemaa eein, anf laicta» deutet dia AaoBBerung, de» die Aasprägung in venehi** 
denen ioseem Formen leicht zu hendhabon, denn ee iat ein alter Irrtum, daw Var 
riationen xu a. w. leiohf an maobm aind. 
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Variationen, Phantasieeii u. s. w. als Nachdruck zu betrachten seien, 
oder nicht. Dies wäre noch unschädlich, wenn es nur den Sinn 
hätte, dass man nicht durch den Namen, sondern durcli die wirk- 
liche Beschaffenheit des fraglichen Stückes sich bestimmen lassen 
mOsse, dass aber wirkliche Variationen u. s. w. niemals ein Nachdruck 
seien, aber es ist (wol auch schon bei frühern und gewiss bei neueren 
80 gemeint, dass auch wirkliche, aber dem Thenui ähnliche Variationen 
einen Nachdruck bilden können. So erklärt Kohler S. 22 1 die Erlaubt- 
heit der , Wiedergabe einer völlig geschlossenen Melodie, welche etwa 
lediglich zu künstlerisch gebildeten Variationen verarbeitet ist" {das 
ist schon nicht mehr Wiedergabe!) für fraglich und die Aiuialune für 
sehr naheliegend, dass nur eine Verarbeitung gestattet ist, „welche 
über da.s Mass der Ausbeulung des musikalischen Gedankens hinaus- 
geht, welche den gegebenen musikalischen Typus zu einer neuen musi- 
kalischen Individualität gestaltet. Dazu ITihrt der Excurs S. 347 
Tschaikowsky's V ariationen op. 19 mit der ßcnKikinig an: „Wiirt' 
daher der guuiale Kusse nicht selbst der Schöpfer des bezaubernden, 
sinnbestrickenden Thema s, hätte das Thema einem Dritten, Autor- 
berechtigttii angehört, er hätte meines Erachtens zwar die Variationen 
3- ü, 7, 9, 10, 11 und Coda publiciren dürfen, nicht aber Varia- 
tion l, 2, 8, 12", weil in diesen vieren die ursprüngliche Gestalt 
wieder erkennbar sei! 

') Wächter Verlagar. siehe oben. ~ Vesque S. 88 Anm. 1: .Die Annahino, 
dass der § 6 Ut. b des Patentes in jeder Variation, Phantasie, Etüde, Potpourri und 
dergl. schon eo ipso eine selbständige geistige Schöpfung durch Formgebung aner- 
kenne (Harum S. 105) musa als eine irrige bezeichnet werden*. — Mandry 8. 199 
aPie Frage nun, wann ans einem vorhandenen ein neaos Musikwerk geschaffen, 
wann bloaa das etate mä imweaeiiüiohen Aendenutgen wiedergegeben worden iatt 
liaat aieh als Tatfrfige nur im oonoreten Fall entscheiden". S. 193 f. «Die BenOtning 
za Variationen, Phantasieon, Etuden und fthnlichen Tonwerken . . . kann häufig und 
wird meistens in nichts Aiiderm bestehen (I), als in der Aneignung der Melodie". 

Endemann S. l'A vorl. Abs.: .Wann das neue Opus als eine eigcntümlicho 
CompositioD zu betrachten sei, luaai sich nur nach deu coucretcn Umstäudeu be- 
nrteilen''. 

Dam back m §46 8. 224 f.: «Wenn dagegen die Varisl»m oder Flianlaaie 

im WesentKoiheD nur das Original wiedergibt, ohne dasselbe selbattndig zu vcrar- 

beiteu und umzugestalten, wenn das Potpourri oder dia Etüde nur aus dem .Ab- 
drucke von einzelnen fremden Motiven oder Melodien besteht, die nicht kün.s tierisch 
verarbeitet, soudern lediglich durch küuätleri^ich uuaelbätäudige L'ebergkuge mit 

einander Terbunden aind (Uber daa Potponxri nnd die hier beeobriebeae .Stade' a. 
^•ler hn Text)» ao aind dieselben als Naebdmjdc dea Originalwerkea «azaaehen und 

daher verboten*. 

IHe richtige Aoifaflsang bei Kioetermaany ürheborr. 1 176. 
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Diese Ifetnung Ist aber gans unhaltbar. Eine Variation kann 
trotsE der völligen .»Erkennbarkeit* 0 des Thema's einen vom Thema 
gänzlich verschiedenen individuellen Charakter und gebtigen Gehalt 
zeigen, so verhält eich z. B. gleich die erste der dreiunddreissig 
Beethoven'schen Variationen eines Diabelli'schen Walzers op. 120 zum 
Thema, wie Beethoven selbst zu Diabelli (s. Marx, Beethoven's Leben) 
und doch ist das Thema oder die ursprQngliche Gestalt deutlich zu 
erkennen, dasselbe gilt von der vierten und der letzten, ja von allen 
Variationen Über la ci darem la mano von Chopin op. 2, so sehr dass 
bekanntlich Schumann daran Chopin's Genie erkannte.*) Ja die Va- 
riation kann Stil und Charakter des Thema's beibehaltend ein ganz 
neuer Tonsatz sein, so die erste der Goldberg'scben Variationen 
Bach's, der Volkmann'schen op. 29 Uber Händel's «blacksmith*, der 
Schttbert'schen Uber ein französisches Lied, der Nottebohm'scben 
fiber ein Bach'sches Thema und der Brahme'schen ttber ein Händel'- 
sches. Alle diese Husterbeispiele von Compositionen Qber gegebene 
Themen und Meisterwerke deutscher Tonkunst mflssten nach Kohler 
verboten sein. Aber noch mehr, es ist eine Art künstlerischer Regel, 
dass sich die Variationen in der Veränderung nur allmählich vom 
Thema entfernen, hie und da sogar wieder mehr im nähern, das 
Alles wäre nach Kohler bei Variationen Ober ein noch geschlitztes 
Thema unmöglich. Wirklich ist aber die Variation darum keine Be- 



') D. h. Erkennbarkeit aeiuer ubatractou Grundlage. 
Uebt igens erleidet tu jeoeii vier TMh.'aeh«a VwmtMmen adion die areprfing- 
liehe Qeatalt dei»rtigo VerinderaDgea, das« diese Teriatii»ieii eoUegend des Gegen- 
teil von Kohleis Behsaptniig beweisen. Tar. 1, Tkct 4 bat scbMi ein anderes liar^ 

momacheB Fondameat ^ ala der eorxaspondirende Text des Tiisma*a daher ancih 
andere melodische Bedeutung» von Dar im vorhergehenden Tact statt ^foll im Ori' 
pinal tn gpsrlm oi'^en. Noch grössere harmonische and daher auch melodische, aber 
auch urnprüngiicb melodische Aenderungen zeigt die zweite Variation, so den alti>- 

rirten Accord und die bodcutearoe melodische Entwicklung im 2. Teil, üar 

Variation ist melodisch, lnr:!ionisch und rhythmisch zu einem gänzlich neuen 
Charakter des Ganzen veraiuieit, und in Variation 12 wandelt allein schon der 
hDoliat merkwQrdige Orgelpunkt daa Qanae vOUig tun. Man sieht alao, daas aolehe 
Beatrebangen, welehe von andern ala mnaikalisch-teohniadien Ansehanungen tther 
Neuheit aoageheo, im Stande vftre, die originellste Kunst zu nnterdrtlcken und 
zu ruinircn. Gesteht doch Kohler seihst zu, dass die ursprüngliche Gestalt in den 
beiden eisten Variationen , nicht mehr statuaii.sch allein, sondern voller Loben, kosend 
mit den lieblichsten Werken der ^hüpfung auftrete, in N: 8 in ihrer erschütterud- 
aten Gewalt nnd in N: 12 in acheidend verUirter Weiae", mit andetn Worten es 
findet jedesmal eine Neaach(^|»fbng statt» nnd dennoch aoll sie verhotan sab! 
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prodüction des Thema's, weil das Beibehaltene nur das abstracte 
Grundbf licma, zumal der harmonischen Fortschreit ung ist, während 
der concrete Tonsatz ein Anderer wird. Darum wirken, besonders auf 
Kenner, Variationen, auch bei Kenntlitlikeit des Thenui's wie ein 
OriizinRlatück, übrigens i^t die Kenntlichkeit des Thema's so subjectiv, 
dass sie gai' nicht als Unterscheidungszeichen gelten kann. Ein 
Mensch mit schlechtem musikaiisi hem Gehör kann zwei seil st im 
Grundschema ganz verschiedtiio Tonsätze mit einander verwechseln 
(wie 7. B ein Engländer das J ind save the King" mit dem letzten Satz 
von Beethovens C-moll-Symphonie emmal verwechselte], ebenso kann uin 
solelioi oft das Allgemeine nicht lius dem Besondern herausfinden und 
daher ein Dilettant den Zusamnirnhang zwischen Variation und Thema 
verkennen, den ein Kenner merken, und doch dabei den Eindruck 
eines neuen Tonsatzes haben wird. 

Wir müssen also Patent und Reichsgesetz so verstehen, dass 
jede wirkliche Variation, Phantasie oder andere Composition über 
ein gegebenes, zumal em fremdes Thema keinen Nachdruck oder 
sonstigen Eingriff in fremde Urheberrechte bildet, mag sie Aehnlich- 
keit mit dem Thema haben oder nicht; beide Gesetze haben die Ab- 
sicht, alle jene Werke vom Nachdrucksbegriti auszuschliessen, welche 
die Compositionsiehre als selbständige Geistesprod acte betrachtet, d. i. 
jede im Tonsatz, d. h. in den sinnlich wahrnehmbaren oder concreten 
Tonverhältnissen selbständige Leistung, daher hängt die Bejahung 
der Frage, ob die Behandlung eines gegebenen Thema's als eigen- 

') Es genügt wenn nur einer von den drei Factoren Melodie, Harmouio und 
Rhythmus verändert wird, zu einem neuen und neuartigen concreten Tonsatz. Ein 
ficifipiel veränderter blosser Melodie bei gleicher Harmonie und Rhythuuk: üeethoven 
op. 109, letzter Si^, Var. 1, veränderter blosser Harmonie: (vergl. auch Seite 137) 
Beethoven op. 18, 2. 8. Tar. 4, yerlnderkOT bloeeer Rhythmik: Choinn op. 2, Var. 4. 
» Kbhiw sucht freiJich seiner Ansiebt auch einen ]io8itiven Halt damit zu geben, 
,daB8, wenn das Reichsgesetz die künstlerische Verarbeitung eines Motivs oder 
einer Melodie freigibt, dies offenbar In einem beschränkten Sinne zu verstehen ist, 
indem die Verarbeitung zu einem Arrangement auch eine kQnstleribcht» lat, sulcho 
aber im G^tz ausdrUckUch verpönt wird*. Aber das Reicbsgesetz spricht gar nicht 
Ton Tsrarboitong so einem Amogement, sondeni subaumirt die Attaagementa aua- 
diflddidi mtor Bearbeittmgen* weleheii ea die künstleriaohe Verarbeitong ebea 
Motivs oder einer Melodie geradezu gegenüber stellt, denn .gewiss mit Vorbedacht 
hat m»n einen anderen Ausdruck ergriffen« als in dem ersten Teil des Paragraphen* 
(findemanii S. 75, Abs. 3). 

Also ein droit de melodie im französischen Öiuuü, dun durch couerut dif* 
fetirende, aber nnr ahabraefc fihereiosymmMitk» popultr gesprochene llmliche Me* 
lodiaan* aunal in TariatioDen, Torletafc vflrde, s^U ea im doaiabhan and oeater' 
raickiBohea Reckt nidit, selliat nicki in dem Sinne, daaa bei gleickeiB Tone, aber 
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tttmlicfae Compoaitioii, und als erlaubt zu betrachten sei, davon ab, 
dasB sie unter jenes Merkmal, mithin unter eine Kegel paast.') Ebenso 

vcrtichiedeuer rhytbuiiächer Folg« eine iicclitüvcrlftzung stattfaode; dafür ist aber 
die Melodie keineswegs bloss im oberflächlichen, dilettantischen Sinne der Haupt- 
melodie oder .Gaotilene* geaehfltst, sondern der Tonaato ntdit nur der Ibniptetinuiief 
sondern nUer der Beglettangsstiminen, eben der ganze Tonaati. Man denke nnr m 
Stficke. wie die zweite D-dur, und die F-moll Etode von Gramer, Heft 1, ChopiD*s 
G-dur Präludium, Seeling's Loreley et<?. Dif ctitgep^'ngesetzte Behauptung Vesque's 
(S. 32) ist ganz falsch, gerade das von itini gewählte Beispiel (die Vioiinfiguren 
des Tannhäuservorspiels!) zeigen es schlagend. 

Da freilicb, wo die Begleitung nur eine rbythmisdia Bannoniefolge Ton typi- 
achem Charakt« ia^ wie s. B. bei einem Walaer, ist es andm. Fener infc die 
game Unlendieiduiig von Melodie und Begleitung auf polyphone Stucke, z. B. 
Fugen un;tnwr>rH71>Mr und schon das zeigt ihre Unbrauchbarkeit und Obtriiächlich- 
keit. — J>ami begründet auch ftine t<M"lweise concrete Uebcroinstiinniung der 
Thouten kuiucn Nachdruck uud kein Plagiat, da bui gleichem Anfang die Kichtuiig 
und somit der ganze Plan der Melodiebildnng Tenebieden sein können. Man vg^l. 
t. B. «Konnte jeder brave Mann* (Zanberflltte) und »Sah ein Enab «in Badem* 
(Sctuibi rt), und Mozarts U-moll-quint Salc. 8 und Beethovens .Freudvoll und leidvoll'*, 
insbesondere aber da.s 2. Thema im Allegro der Freischützonverture und Bdhners 
ClavJerconccrt, schon das Hinstreben zum Dominantvorhalt in Krstcreni zvif^t ein© 
Hulcbc (.irundventcbiedenheit von Letzterem, dat^s nur in boruirten Köpfen der viel- 

berofene Gedanke «nes Plagiates Web«s an BOhner entstehen kwuite. — Übrigen» 
acheint auch unser oberster Gerichtshof in Wien in seiner Entseheidang renn 

10. Februar 1890, wenn auch unter der (durch die äussere Autorität Vesque's vci> 
anlassten) Ausdrncksweise, dass die Melodie geistiges Eigentum des Tonkraisilers 
sei, den Tonsatz gemeint zu haben, soweit ic)f nline Vergleichung dos incrintinirton 
Nachdruckes aus mUndlichcn Auskünften det» unguiaJ Vorlegers entnehmen küUQt,e. 

Bei der Gelegenheit sei auch jg^eieh die Frage vom .Plagiat' endgiltig er- 
ledigt Diesss ist nJhDolieh, wie S4^n & 82 Anm. gesagt wurde, Anmassoiif dar 
Urheberschaft, also etwas vom Nachdruck theoretisoh und mO^ichnrweise eelhot 

praktisch Verschiedenes, so wenn ein Rechtsnachfolger des Frhebers, z. B. ein Krbe 
oder Verlet'iT das Werk, wodmch er ain dazu Berechtigter keinen Nachdruck Übt, 
unter seiucm ,Namen herausgibt. «So sehr ein voUkonuuenes Urheberrecht aucb da- 
gegen Sobuta gewihren nuss» so wenig kk es bisher der Fall, nur das nasinrih« 
bebandelt das Plagiat ausdrflekliob, und awar mit s^ strengen Strafen. Sfarafgrc«. 
Art 1684. Gewissermassen lässt sich auch durch das Verbot der wissentlich falschen 
Bezeichnung jedes G eistegwerkes, im belgischen Recht Art. 25, dem Plagiat bei- 
komnicn, obwol dies auf sein Gegenteil, die Bezeichnung einer eigenen Arbeit mit 
fremdem Namen, oder der eines unherühmtcn Urhebers mit berühmtem Kamen c:e- 
mQoat is^ also eine sehr gerechtfertigte Ansdebnnng des in § 6 des Reichsges^ftzeä 
von 1876 für bildnerische Kunstwerke nwmirten Verbotes. Naoh unsem flnsotmiui 
aber ist das Plagiat, wenn es nicht in Form des Nacbdruekes oder der eigenmftdh* 
tigon Auffahrung geschieht, ganz unangreifbar, ausser beim autorisirten Verlegw 
oder Aufführenden als etwas der bona hde» des Verlagsvertragcs Widersprechendes. 

') Die freilich, wie die vorstehende Anmerkung Abs. 2 zeigt in künstlexiach 
freier, nicht in ^cdantiBoher Weise anzuwenden ist 
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muss aber auch bei sog. ()riginalcom])0.sitionen untersnclit werden, ob 
sie wirklicli neue Tonsätzo siiul. und auch dies kiinn nur durch An- 
wendung jeiuT Regel erkannt werden, somit begründet die Erheblich- 
keit der concreten Umstände keinen Unterschied zwischen Com Posi- 
tionen über ein gegebenes Thema und „Originalcompositionen", und 
ist überhaupt in keiner andern Weise vorhanden, als überall da, wo 
es eine Regel gibt, d. Ii. es muss auch hier untersucht werden, ob 
die Regel auf den gegebenen Fall Anwendung findet, nmn darf nicht 
von concreten Umständen im Gegensatz zu allgemeinen Kegeln sprechen. 
Daher darf insbesondere zur (^ualitication als Nichtnacbdruck auch 
hei Com Positionen über gegebene Themen keine Eigentümlichkeit des 
Stiles, keine perstkilicbo Eigenart, keine vollständige Unähnlichkeit 
mit dem Thema gefordert werden. Dann müsste man ja auch „Ori- 
ginalcompositionen" ohne derartige Originalität unterdrücken, wie z. 
B. die ganz Mendelssohn selien von Ferd. lliller; es genügt also wie 
nach der Compositionslebrc, so auch nach dem Urbeberrecht Neuheit 
in concreto ohne Neuheit in abstracto. Uebrigens sind solche Coni- 
positionen, insbesondere Variationen ein einheitliches Ganzes, aller- 
dings aus mehreren kleineren Ganzen, nämlich dem Tliema und den 
einzelnen N'ariationen, aber in fortlaufender Entwicklung, Steigerung 
und Contrastirung bestehend, die einzelnen Variationen sind nur 
Teile: daher ist selbst teilweise Wiederholung des Themas erlaubt, 
und ist es unzulässig, einzelne Variationen für sich auf das hin zu 
betrachten, ob sie nicht im Wesentlichen Wiederholungen des Thema's 
sind, man sehe z. B. die Brahms'schen Variationen über ein äcbu- 
mann'sches Thema, op. 0. 

Während also schon aus der Natur der Sache sich Compositionen 
über fremde Themen als Nichtnacbdruck ergeben, ist vermöge künst- 
lerischer Entwicklung und Ueberlieferung der deutschen Tonkunat das- 
selbe von den S. 13G erwähnten polyphonen Einflechtungen zu sagen. 
Etwas raehr positiver Natur scheint die Berechtigung zur Reproduction 
der Themen selbst in Verbindung mit den Variationen zu sein, welche 
aber in Anbetracht des eben besprochenen Verhältnisses des Thema's 
Zttm Ganzen seit jeher in der deutschen Tonkunst und Gesetzgebung 
auch erlaubt war. Deutlich sagt dies das Patent mit den Worten, 
dass die Benützung einer Tondichtung zu Variationen u. dgl. keinen 
Xaelidruck bilde. Benützung im rechtlichen Sinn kann aber nur die 
Kcproduction des Thema's selbst 5;cin, nicht die seiner Verarbeitung. 
Zunn Ueberfliiss geht es aus den Motiven zum Entwurf von 1843 her- 
vor, nämlich aus der daselbst zur Rechtfertigung des Abdruckes von 

H.Belio«ier, Dm UrlieWmcbt der Xonkuo»!. 13 
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Thema und Yariatioii erwähnteo «Yerbindung der fremden mit eigenen 
Ideen*. — Dasselbe gilt fttr das Beichsgesetzt obwol es- nur die 
»eigentfimlicbe Gomposition* selbst aosdrOeklicb erlaubt, die Erlaubt- 
heit der Beproduction des Themars folgt nftmlich auch hier daraus, 
dass das Thema stets einen Teil der Composition darfiber bildet, ohne 
welchen sie keinen Sinn hätte, und die Erlaubtheit einer derartigen 
Compoeition muss ja für das Ganze gelten, also auch für das fremde 
Thema als Teil davon, während bei Combinationen dee Fremden mit 
dem Eigenen, wie den Abschn. V, 8 und in diesem Abschnitt S. 177 
erwähnten dies nicht stattfindet, sondern die Nachdrucksqualität für 
das noch geschätzte Fremde, die Nichtnachdruckseigenechaft f&r das 
Eigene fortdauert. Bei Fortsetzung eines Bruchstfickes kann daher 
die Frage entstehen, ob dies eben nur Fortsetzung oder eigentümliche 
Composition Über ein fremdes Thema ist, und zwar hängt die Ant- 
wort davon ab, ob das Yorhandeue mehr als blosses Thema ist, z. B. 
auch WeiterfÜhning, Yerarbeitung oder Einleitungssatz. Wenn nicht, 
dann ist die .Fortsetzung* selbständi^'e Composition über fremdes 
Thema. Bei dieser spricht übrigens auch g 46 am Schluss fUr die 
Erlaubtheit des Thema-Abdruckes, denn auch hier Ist nur der Ab- 
druck von einzelnen Motiven oder Uelodieen, die nicht künstleriseh 
verarbeitet sind« verboten, also der Abdruck davon, d. h. dieser Motive 
oder Melodieen selbst in künstlerischer Yerbindung mit der Yerar- 
beitung erlaubt Da ferner weder Patent noch Beichsgesetz eine Aus- 
nahme in der betreffenden Hinsicht machen, so ist der Abdruck des 
fremden Themars als Teil der daraus entwickelten eigentümlichen 
Composition auch dann gestattet, wenn dieses Thema nicht bloss aus 
einem fremden Werk genommen, sondern von dem ganzen fremden 



') Sognr ttusscrlich wird Uies wahrnehmbar, wenn die Vaiiationeu u. s. w. 
cincD Satz eines tnchrsätzigen Stückes bilden, indem zu diesem SsAz alvta das Thema 
gebSii. Solcher Art ist s. B. das Bsethorsa'scha ClariDsttrio in B, wo der letcte 
Ssls BUS VsrMÜoiion fiber ein fremdes Opemthema besteht Daher ist es maai- 
kaliäch genommen unrichtig, wenn Wächter Verlagsr. S. 595 f. die BenOtzung einen 
fremden niusikalisrhen Gedankens als Motiv von den doch als Bearbeitung fremder 
muKiknlischer (iedanken behandelten Variationen unterscheidet, auch Variationen 
kann ein blosses .Motiv' aus einer fremden Composition zu Grunde gelegt «erden, 
nicht nur eine ganu Composition, z. B. nicht bloM «n gansos Lied oder eine pinze 
Arie, sondern nach ein Hauptgedanke aus einem Sonatensals, jn seihst aus emem 
Lied oder einer Arie. Solche Variationen sii 1 ' ß. die von Chopin Aber „La ci 
dsrcm !e mrtno", wo nur der erste Teil diest-s Diii ttos als Thema benutzt ist, oder 
die von Heubcrgor über das Thema des 2. Satzes aus der Schubert'schen vierhftndi^^n 
B-Sonate. 
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Werk gebildet wird, wie 2. B. das Schtimaiiii'acho Thema zu den 
Brahms'schen Variationen op. 9, tnch mehr das zu op. 23 von 
Brahma, ferner das Diahelli'sche zu Beethoven's op. 120, ja es kOnnen 
vermöge der Allgemeinheit der Regel in Pat u. Rg. citt als Themen 
fremde^Stttcke und Teile von solchen selbst dann gedruckt werden, 
wenn sie vom Originalurheber noch nicht veröffentlicht sind, femer 
auch, ohne dass eine Rechtspflicht besteht, sie ausdrücklich als fremde 
Themen zu bezeichnen und den Urheber zu nennen, denn § 47 des 
Reichagesetzes, und § 6a des Patents mit der Analogie voi) § 5a u. b 
daselbst paast hier nicht. Beides muss als eine Härte bezeichnet 
werden, die Freiheit des Abdruckes ungedruckter Themen sogar als 
eine Inoonsequenz fQr das Reichsgesetz, denn wenn es ungedruckte 
Gedichte gegen Veröffentlichung als Compositionstezte schfitzt, ist 
nicht einzusehen, warum nicht ungedruckte Stflcke gegen Veröffent- 
lichung als Themen von Verarbeitungen geschlitzt sein sollen. 

An dieser gesamten hier entwickelten Auffassung wirklicher 
Compositionen Uber gegebene Themen muss auch stets de lege ferenda 
festgehalten werden, weil sie allein künstlerisch richtig und demzufolge 
wirklich die Tradition der echten, hohen Kunst ist, die eine Reihe von 
Meisterwerken dieser Gattung geschaffen hat Solche Werke, wie 
Bach's Choralfigurationen und die bereits erwähnten Goldberg'schen 
Variationen, MozaH's Requiem (im 1. und 2. Satz),0 Beethoven's 
Variationen op. 120, Brahms' Variationen op. 24, Volkmann 's op. 19 
wären nach der entgegengesetzten Gesetzgebung, wie S. 190 erwähnt, 
unmöglich, was hinreicht, um ihre Absurdität zu zeigen. Ja selbst 
Compositionen Ober ältere eigene Themen, die im fremden Verlag 
erschienen sind, wären nnznlässig. Also verlegerische und andere 
Velleitäten aus älterer und neuerer Zeit, die das französische Princip 
in unsere Gesetzgebung einf&hren wollen, sind abzulehnen, um so mehr 
als durch wkliche Compositionen Ober fremde Themen noch nie 
einem Verleger erweislicher Schaden geschehen ist. Selbst wenn dies 
der Fall wäre, müsste aber die Freiheit der Kunst höher stehen, als 
jenes materielle Interesse, unser Recht ist eben Urheber- und nicht 



>) Diese SBtie sind ntmlich fest mir auf fremdea üiemeii anfgebftat — Ja 
aelbat ein Qoodlibet im ftltesken- Sinn dee Woriea (der jüngere ist eine freie Mi* 

schung und Behandlung der Stile, so in der letzten der oben erwillintcn Ooldbcrg- 
Vuriationon, dcT jüngste oiti Putpoiirn" aus Wotkcii verschiedener Urheber) eine 
harnionische Combinatiuii von vcrsrliiedenen gegebenen Melodieen ?.. H. Volksliedern 
derart, doss ein neues lonwerk herauskomint (ein solcher Fall bei Schneider II 
369 ff.) mOeeie als erlaubt gelten. 

la* 
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Verlegerrecht. Und zwar vertritt der Vcrftisser dieses Buches dea 
riclitigon Standpunkt um so freimüti^'cr, aLs er schon im Voih^r- 
geheiiden UiImIhiii und WiK'uciu weit grössere Rechte, als das 
Uecht auf die Melodie vindicirt liat, und noch im Folfjenden schon hei 
Potpourris vielfach mehr iür sie in Anspruch imiunl, als ihnen die 
geltende Gesetzgebung zuerkennt. 

Ferner aber bezieht sich unsere bislierige Auseiiiandersetzuag 
nicht aui bloss scheinbare Variationen, also gerade auf das nicht, 
was von Verlegern u. s. w. bekämpft wird. 

Diese scheinbaren Veränderungen sind rhythmisclier Natur, und 
zwar 1) die sog. rhytlinnsche Augmentation, die Zerlegung einer Note 
in mehrere zusammen erst ihr gleichwertigen Noten, oder eines 
Accordes in eine Folge seiner einzelnen Töne 2) die blosse Aeutle- 
rung des Tnctes ohne Aeiidennig des lUiytiiimis wie dies oft bei Um- 
fonnung vun Tänzen in Mäisdie und umgekehrt geschieht, ein Bei- 
spiel besserer Art ist auch lias Wiederauftreten des ursprünglieli im 
^ 4 Tact gestliriebenen zweiten Themas der Preciosa-Ouverture in der 
darauf folt^t iulon Musik zum Tanz Preciosa's, wo das Thema int 
•■' i Tact eixliL'iiit. Aber in allen diesen suij. 1 — 2 genannten Fällen 
werden nicht neue iliytbmische Verhältnisse frei geschaffen, sondern 
nur ilie alten in ihre Teile aufgelöst, oder nach feststehender Uegel 
umgestellt,') es entsteht also nichts Neues, das bisher nicht imai?i- 
nirbar wäre, vorausgesetzt, das> ki ine melodisclien Aendt rungen und 
Zutaten, wie Wechsel- und Durchgaugsnoten hinzukommen. wodui Ji 
dann wirklich ein neuer Tonsatz entsteht. Wo also die ^'eräml.- 
rungen eines ijegebenen Tunsatzes oder ciiu^ ganze Hcilie davon mir 
sokho M iieinbaic \ eränderungen sind, wo eine soKlio pcheinbare 
V eränderung also mehr als höchstens episodisch aultritt, und ohne die 
erwähnten Aenderungon und Zutaten, da ist allerdings gänzlicli«r. 
beziehungsweise teil\vci>er Naclidriiek vorbanden, immer aber inn>- 
man nm dies ?.u erkennen, das V ariatujueuwerk im Gauzeu beurteilen, 
und nicht bloss einzelne herausgerissene Variationen. 

Ferner ist es möglich, dass die Behandlung eines gegebenen 
Tonsatzes teilweise nur im Arrangement, teilweise aber in wirklicher 



liier i»as«t dif !?(>z'»irhniHi£r nioi liani«?rh im h>iune des Darmstüdter CJcsetz«^. 
nümlici) eines {^icisligeii .MerhunisnuiH. Kiienso bei nieludiücher ZutAt ohne nieludi- 
sehe Aenderang. z. B. Voi«cblaganot«n in schablonenluifter Weise. (Eine schabloneo» 
harte Aendcrung der Uarmonio Jlaat sicii kaum denken.) In allen diesen Fällen 
findet keine wirkliche, sondern nnr eine scheinbare Aendening des concroten Ton- 
sataes statt. 
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Aenderung, oder wcnigsteus in llinzufügim^? oines neuen Tonaatzes 
besteht. Dies trifft z. B. ausser bei den Jliuniuursclien Mozartaiis- 
gaben bei vielen Tr<ms,scri{)tioiieii Schubert'scber und amlL'ier Lieder 
von Liszt zu, insbesondei o beim ^ Morgenständeben" (Text von Sbake- 
speare) von dem Vers „Wenn schon die ganze liebe Niu-bt" atii^e- 
fangen und bei der letzten Strophe des ,Ave Maria\ llitr ist el^en 
blosses Arrangement, soweit der Tonsatz nicht wirklich l:i i udcrt, 
sondern nur durch A'erdoppelung und andere Vervielfacbnug, liuiuh 
weitere Lagen der ilarnionieen. Octaven statt oinlaclier Gänge, Aug- 
mentationen in rhythmischer Beziehung etc.. eine veränderte Anpassung 
und Klangwirkung stattgefunden hat; so ctwa.s könnte vom Original- 
urheber unterdrückt werden, aber niclit so weit der Tonsatz wirk- 
lich geändert oder ein neuer Tonsutz hinzugefügt ist, und es kann 
dies soviel sein und ist manchmal bei Liszt soviel, dass die Eigen- 
schaft einer eigentümlichen Coniposition, die theoretisch in solchen 
Fällen stets vorhanden ist, auch praktische Bedeutung liütte, z. B. 
liosse sich ganz gut ein separater Abdruck fiii- Harfe bei der Liszt'- 
schen Begleitung zur letzten Strophe (ies Schubcrt'schen „Ave Maria* 
denken. Ebenso überwiegt bei der Tausig schen , Bearbeitung" von 
Weber's „Aufforderung zum Tanz" wirklicli das dem Tonsatz nach 
Eigentümliche, obwol nicht Bchime. Aber meistens findet bei solchen 
Bearbeitungen ein Ueherwiegen des Nicliteigentümliuhen statt, es 
kommt somit auf den einzelnen Fall in dem Sinn an, ob der über- 
wiegende Teil und der Plan des Ganzen unter den Begriff eines ver- 
änderten Tonsat /es gestellt werden kann oder nicht. Ist also in» 
Ganzen und Uel)er wiegenden ein veränderter Tonsatz vorhanden, so 
iRt das Werk eine neue Composition, wenu nicht, so ist es eine blosse 
Kinrichtung und als solche Nachdruck. 

8) Dieses Princip niuss ferner niigewandt werden bei Tonstücken, 
deren Bezeichnung keine bestimmte Kegel über Eigentümlichkeit in 
sich schliesst, haben wir ja doch gesehen, daas es selbst bei angeli- 
lichen Originalcompositionen Anwendung tindeu muss. Solche Stücke 
von schwankendem Charakter sind vor Allem das , Potpourri" und 
„Quodlibet". Noch zu Eiule der Drcissigerjahro wurde darunter „eine 
Mischung ijeliebtei- mit \'ariationen durchwehter und dnrch Wber- 
gänge verbundener Motive" verstanden ((nithy sub „Potpourri" ). auch 
Schilling verlangt wenigstens ,eine annnitige Ausführung dei' be- 
treffenden Melodieen". Dass auch nach dem l'atent nur ein solches 
einen eigentümlichen Tonsatz nel)en dem fremden enthaltendes Pot- 
pourri als erlaubt gilt, geht aus der FurderuDg eines «selbständigen 
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Geistesproductes hervor" und noch mehr aus den Motiven zum 
p]ntwnrf von 1843 zu § 7 =^ 6 des Patentes, wo für alle da- 
solhst erwähnten Tonstücke, also auch für Potpourri s diese For- 
deruui^ aufs Douth'chste so ausgesprochen wird, dass ,der Verfasser 
eiriA'lne Hauptgedanken des Originals benützt, sie jedoch mit ^^pin<'fi 
eigenen Ideen in Verbindung bringt" u. s. w. Hingegen w{is heutzu- 
tage allgemein als V. oder Qu. gilt, indess auch niam hen andern, 
albern-pretiösen Namen, wie , Anthologie, angereilito l^erlen" u. dgl- 
bekommt, d. i. ein blosses, kaum durch üehergänge verbundenes Flick- 
werk aus verschiedenen Nummern einer Oper oder anderer Werke 
meistens eines eiozigea Urhebers ist nach dem Patent unerlaubt. 

Merkwfirdigerweise steht hierin das Reichagesetz weiter rück- 
wftrta. § 46 erklftrt nur den Abdruck von einzelnen Motiven eines 
und deaaelben Werkes, die nicht »kttnstleriflch verarbeitet sind* für 
Nachdruck.*) Also das Potpourri aus verschiedenen Werken ist er- 
laubt, und es sind die abgedruckten Melodieen nicht, wie Endemann 
S. 75 meint, nach dem ersten Teil des Paragraphen darauf anzusehen, 
ob sie als eigentamliche Cömpositionen betrachtet werden dürfen. 
Denn dann wäre der zweite Teil ganz überflOssig gewesen. Also 
das Gesetz hat die Absicht als verbotene Potpourri's die aus Stücken 
desselben Werkes von den erlaubten aus StUcken verschiedener Werke 
zu unterscheiden, und bringt damit einen letzten Tribut jener aus 
dem Kunstverfall und der Speeulation entstandenen Anschauung, die 
im Gegensatz zur Anschauung edler und wahrer Kunst und ihrer 
Schöpfung, der Gomposition Uber gegebene Themen, das Flickwerk 
aus fremden Fetzen gemacht und für ein kflnstlerisches Werk aus- 
gegeben hat.-) Die reichsgesetzliche Unterscheidung ist Obrigens sehr 
ungeschickt, es kann ein Potpourri aus verschiedenen Werken') wegen 
einer einzigen sehr beliebten Melodie, zusammengestellt mit Melodieen 
aus andern Werken, dem Potpourri aus Melodieen desselben Werkes, 
ja dem Originalwerk nachteilig sein, z. B. ein Potpourri aus Strauss'- 



>) Die MAterialien enthalten Nichts daitu, 

'■') Jedenfalls mnss daher der Begriff ,oin und dasselbe Werk" noweit als mög- 
lich ausgelegt werden. Z. B. Motive aus verstliiodcnen zum ,Bing dos Nibelungen* 
gehörigen Musikdramen wären wegen der Einheit dieser Tetralogie als Motive aus 
»mem nnd denuMlben Werke la betnwfateii. 

') So spricht noch 3alij 8. 169 (cH-. b. Veeque 91, 1) von »ehrlicher Zosammeii- 
Btellung* eines Quodl. aus grossem Musiksttlcken, bei der jedenfalls ihre Verbindung 
.eine neue Zutai dos F.tTrrtkantcn solcher Ragouts* sei and nur ein bruchstttckweisc« 
also zulässiges Wiedergeben stattlinde! 
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ßclieii Operetten, enthaltend den Walzer ,Niir für Natur", einem sol- 
chen aus der Operette, der er angehört, (,l)er lustige Krie<4") allein. 
— Uebrigens ist ein Tulpourri keineswegs als das nach ?j 17 gegen 
Nennung der Quelle gestattete Anlühren einzelner Stollen eines Ton- 
werkes anzusehen, wie Dambach S. 225 meint. Denn zu einem An- 
führen gehört der animus citandi, der bei Potpourri s n. dgl. gänzlich 
fehlt, weil es dabei Nichts gibt, wofür oder wozu citiri werden könnte. 
Ks besteht eben nur aus jenen fremden Lappen, was bei dem. von 
uns noch keunea zu lernenden, allerdings möglichen, Citat in der Musik 
nicht der Fall ist. Ebensowenig sind i'otpourri's mit Wächter, 
Verlagsr. S. 595 den litterarischeii Sammelwerken gleichzustellen, denn 
solche bestehen nicht aus Bruchstücken, sondern aus mehreren ganzen 
Werken, das Potpourri will aber ein einziges ganzes Tonstiick aus 
mehreren Fragmenten sein, und leitet sogar seine, wenn auch noch 
80 zweifelhatte Berechtigung von diesem Scheine und Bestreben ab. 

Noch mehr als beim Potpourri kommt es auf den einzelnen Fall 
bei der sog, Travestie oder Parodie an, die wir bloss wegen ihrer 
breiten Belumdlung bei Vesque hier erwähnen. 8ie ist nämlich gar 
keine bestimmte Kunstgattung, sondern kann in übertreibender oder 
scherzhafter Nachahmung des Stils bestehen, wo sir dann eine Ori- 
ginalcomposition ist, wie z. B. der „Chopin* in .Schumanns „Carncval" 
oder jene bekannten Variationen über Jvonimt ein Vöglein*" in ver- 
schiedenen Stilen von Bach bis auf Wagner. Es kann aber auch ein 
bestimmtes Stück travestirt, also variirt werden, was noch immer 
eine Originalcomposition bildet, ferner eine koniische Comltiiiation des 
ganzen oder teilweise zu parodirenden Tonsatzes mit einem andern 
stattfinden, wie iu einer Parodie der Tannhäuserouverlure. der Violin- 
üguren mit dem Pinzgauerlied, ja selbst in blossen parodirenden Ver- 
änderungen der Instrumentation kann eine Parodie liegen. Ebenso 
vieldeutig ist die Adaptation, besonders zu Tänzen oder Märseben, 
die indes vielfach in blossen, also Nachdruck bildenden Tactände- 
ruogen, ja in blossen Einrichtungen besteht. Die in Frankreich be- 
liebte Simplificatiou ist selbstverständlich nur Einrichtung oder teil- 
weise ßeproduction. 

Dem gegenüber hält das französische Hecht bis heute trotz 
einzelner Spuren richtiger Erkenntnis') in seiner Anschauung und 



') So die S. iW) Anm. 1 citirtc Acusseruog Pouillets. Abor schon beiReoottard 
II, (59 findet sich oine gerichtliclio Kiitscheidung, die so siemlich dan Richtige trifft: 
,Bi le motif d'ane fantiusie et ceux de deux . . . contredanses avaieot 6t6 paiades 
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seinem droit de melodie so fest, dass es auch Im internationaleD Vei^ 
kehr dies zur Geltung gebracht hat. Demnach sind nicht nur un- 
wesentlich veränderte und teilweise Reproductionen, wie Arrangements 
und Potpourri's, sondern auch wesentliche Veränderungen, wie insbe- 
sondere Variationen verhoten. Von intarneo Gesetzen hat aber nur 
das belgische Art. 17 mit seinem droit des arrangements sur des 
motifs de Toeuvre original es nachgeahmt, während selbst das spa- 
nische, Art» 7, nur von gänzlicher oder teilweiser, begleiteter oder 
unbegleiteter Publication der Melodie spricht, das ungarische, Art 46, 
und das italienische, Art. 3, ersteres wörtlich, letzteres im Inhalt das 
deutsche Gesetz nachgeahmt hat Auch Russland verbietet, Art 46, 
nur Arrangements und Keproductionen mit veränderter Begleitung. 
Die Gesetze anderer Staaten sagen Nichts darüber, so dass die Frage 
nach der Erlaubtheit sowol einer wesentlich, als einer unwesentlich 
veränderten Reproduction Sache der Jurisprudenz in Theorie und 
Praxis ist, die in der Schweiz und in den Niederlanden sich zu der 
franziKsischcu Auscluiuung iieiycn dürfte, obwol Orelli IS. 91 erlaubt, 
-auch fremde Melodieen (Motive) zu benutzen, sobald nur das neue 
Werk als eine im wesontliclion neue geistige Schöpfung auf dem Ge- 
biete der Musik sich darstellt" in England dagegen gelten sogar eigen- 
mächtige Einriclituiigen als gestattet.') Frankreieli liat aber im Ver- 
trag mit Deutschland 1882, Art. 6, in der Berner Convention 188(3, 
Art. 10, durchgesetzt, dass in Iliuöicht auf uiubikalibche Verände- 



danä la partitiun du sie;;e de Coriatiie de Rossini, il ny aurait point la contrcfa^un. 
mais aimplo plagiat nun prcjudieiel au rewioDaire, qui n'iivait pabfid ni lulam» ni 
quadrillm motiv^ sur 1« mtane oeuvra,* wozo R. die entschieden unriebtige Be- 
merkung macht : C'cst Ib un jugomcnt de fait, qui n'ongagc pas la qucstion de druit. 
In jem iii T'ih-i| ist abor '.t nur die Gleii listellung von Tliantasic und Contrc- 
dan«»^ iiuriclitig, sundern aucli die Motivinin^. Erstens ist es bei Annahme eines 
^iplagint" falsch, den cessionaire deshalb ftit nicht verletzt zu halten, weil er kciue 
solche fontasie etf . ▼eieffentlicben wellte, feroer ist in enter Linie der Urheber ver- 
letzt — Das AllerstBrfcste aber an Anedehnung des contrefafon-Begriifee ist die bei 
Kuhler 8. 225, Anm. l erwähnte Verfolgung einer Ouvertüre als contrefiifen des dazu 
gehörigen Oiifinfoxtcs mit <\or RegHlndung: quc l'ouverturo de l'opera rappcIlL' ti>u- 
jourä les situalions pniiri|>alff4. dont eile est ea quelque (Ij Sorte le reflet par la 
Situation draniatique, qu'ils doivcni expriiner. 

Slaier, 17: ,An arraDgemeut of muric may un^eertain circomstancea be 
original, aa, for instance, an arrangeinent of en opera for tbe pianoforte . . . dann 
,the te.st uf originality is .... whether the product ia the rceult of bonestau iode- 
pendent labour" S. 19 dazu wird noclunal sv-^nzi ,a person niay arrango musir 
corapo'^pil by other in such a way tu an|iiitr ( ojiyi itilit were th« score 

(Fartiturj of a wlioie opera is arranged tür the pianoforto. 
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rungen jedes Land auch die Ausländer nach seinen Gesetzen behan- 
deln solle. 

F) Hingegen geht das lieich-sgesetz über das Patent darin hinaus, 
da.ss es für (gewisse Sammlungen) und als Citat auch die Aufnahme 
von ganzen kleinen Ton werken gestattet, wie schon ältere Landes- 
gesetze, z. B. das proiissische, die vun ganzen kleinen litterarischon 
Werken, ohne indessen diese weitere Ausdehnung in den Materialien 
besonders zu begründen. Was unter kleineren Werken zu verRtehen, 
davon später, nunmehr seien die im Patent und im Heichsgesetz 
gleichen Muniente, das Wesen des Citates und die Voraussetzungen 
seiner Erlaubtheit betrachtet. 

Nämlich denn tige Aufnahmen, auch die im Reichsgesetz nicht als 
„Anführungen" bezeichneten, sind, wie sich aus der Verpflichtung zum 
Nennen der Quelle ergibt, eben nur zulässig mit dem aninius citandi, 
d. Ii. als Beleg zu eigenen Gedanken. Es muss also eine, wenn auch 
nur, wie beim Motto stillschweigend angedeutete Beziehung des Ci- 
tates zum Text vorhanden sein und selbst als Motto kann ein Mnsik- 
citat stattfinden, so z. B. hat Mörike eines aus , Titus" einem Ue- 
dicht vorangesetzt. Aber ein Text niuss da sein, die heute beliebten 
Briefpapiere mit musikalisclien Motto s sind also eigentlich unzulilssig, 
übrigens kann der Text hinter dem Citat auch an Umt'ani; zurück- 
stehen, ja eine heutzutage unentbciirliilie Gattung musikwissenschaft- 
licher Werke, die thematischen Verzeichnisse der Werke eines be- 
stimmten Componisten. gönnen den ihren Hauptinhalt bildenden musi- 
kalischen f'itaten gewöhnlich nieiir Hauni als dem Text, und ihre 
Erlaubtheit auch bei Lebzeiten des Urhebers (wie z.B. das der Brahnis*- 
schen Werke) ist wul nie bezweifelt worden. Ja der Text des iittü- 
rarischen Werkes kann auf blosse Titelangabe beschränkt sein, nur 
ganz fohlen darf er nii-ht. es darf auch nicht das Citat zum Oeck- 
niantel eines verhoigeiiefi Nachdruckes dienen, wie z. B. durch Ab- 
druck über das ritathedürfnis hinaus, oder durch, z. Ii in einer 
Zeitschrift, fortgesetzte Citate, die zusammen das Ganze ergeben. 

Seihst einem Werk der bildenden Kunst darf ein darauf l»ezüg- 
liclies .Muüikcitat beigesetzt vverden, wie es z. H. vor etwa dreissig 
Jahren u. zw. in den .Phantasiebildern zu Tonsf lu keir von Galuicl Max 
geschehen ist, auch nach dem Ueiciisgesetz. ilcnn l)er;j;leichen ist nicht 
eine daselbst (Dambach S. nJ) verbotene Öammlung der Musikcitate 
selbst zu künstlerischen Zwc^ckeii. 

Kitu; Ilaupiforderung unserer Gesetze ist aber bei ruutcn und 
Sammlungen die Neunung dea Urhebers oder der Quelle^ wodurch 
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nicht bloss der animus dtaodi endehtlieh werden, sondern der Urheber- 
schaft als solcher der übrigeDS einzige von unsern Gesetzen gewahrte 
rechtliche Schatz zu Teil werden soll, und zwar ergibt sie sich fUr 
das Patent bei Musikcitatea trotz der Nichterwähnung daselbst aus 
der Analogie mit Litteraturdtaten, so auch Harum S. 204. Wfthrend 
aber auch nach dem Reichsgesetz dar Mangel der sonstigen Erfor- 
dernisse das Gitat zum Nachdruck macht» bildet das Fehlen der 
Quellenangabo nach § 24 (citirt in § 47) nur ein mit Geldstrafe bis 
zu zwanzig Thaler geahndetes Delict. Da dies aber das Citat mög- 
licherweise (was allerdings bei Musikcitaten in litterarischen W^ken 
schwer möglich) als Solches ganz unkenntlich macht, so ist der Be- 
handlung auch dieser Rechtswidrigkeit als Nachdruck, wie im Patent, 
der Vorzug zu geben. 

Die wichtigste Voraussetzung für ein erlaubtes Citat ist aber 
die bereits und zwar schriftlich geschehene Veröffentlichung des 
Werkes, und zwar am wichtigsten wegen der Wahrung idealer Inter- 
essen. Auch diese Voraussetzung ist (wie Harum S. 204 obenfalls 
anerkennt) nach dem Patent für Tonwerko aus i; oi\ zu ergänzen. 
Lidess würde sie, wie bei litterarischen, so aucli bei Tonwcrkcn aufhören, 
wenn zu praktisclier Hogründung einer Behauptung mit praktischem 
Zweck, wie Ahwelir einer Beleidigung (z. B. Vorwurf des Plagiates) 
der Abdruck iiuiig wlii-c. 

Aber es gibt auch Musikcitate in Musikwerken, unveränderte 
Aufnahmen einzelner Stellen fremder Tonstüeke in eia Eigenes, so 
die Melodieen aus Martins ^cosa rara'' und Sarti s ,fra due litiLMiiti* 
im zweiten Don-.Juaii-l male, das „Heil* Dir im Siogerkianz" /.am 
Schluss der Weber sclien Jnbelouverture, die Marseillaise in Schu- 
manns ,Faachingssch\vank" und „Grenadieren" und der Freischötz- 
Bauerntanz zum Schluss eines Rubinstein'scben Walzers. — Wie 
beim Citiren eines Ciedii litos in einem Gedicht findet in solchen Fällen 
entweder eine Anspielung siati, öderes foll eine Tdentificining gerade 
wie in der Dichtkunst der eigenen KmpHndung mit der fremden, 
gleichsam ein Aufgehen darin, oder in der allgonieinen Empiuidung, 
wie z. B, in der Jubelüuvorture ausgedrückt werden, und *iai in liegt 
die künstlerische Berechtigung solcher Citate. Das ist auch von juri- 
stischer Seite gefühlt worden, nämlich von Endemmm 8. 74: „Ob- 
wol der Reichstag ohne Discussion den 4ü gebilligt hat, wird hof- 
fentlich die Praxis der Cousequenz entgegentreten, durch welche z. 
B. die Aufnahme eines schnell populär gewordenen Liedes (Wacht 
am Rhein) in einer Ouvertüre .... als Nachdruck zu vedolgcn waro.* 
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Diese VeifoI{.'un{z ist aber m. E. vermöge der Anal(igie von § 5b des 
Patents und ^ 7a des Heichsgesetzes ausgeschlossen, indem ein ein- 
zelnes (ledicht sich zu einem nach seinem Hauptinhalt seil »ständigen 
neuen Werk oder grössern Ganzen sich ebenso verhält, wie ein 
kleineres Musikstück zu einem Grösseren, worin es aufgenommen werden 
soll; für einzelne Stollen ist überdies § 5a des Patents und § 7a des 
Heichsgesetzes an wen ü bar, 

Uebrigens gilt von diesem Citat das Gleiche, wie von musik- 
wissenschaftlichen Citaten, namentlich auch die Verpflichtung zur 
Nennung des Urhebers, die Mozart itn genannten Finale dem Lepo- 
rellu aut's Ergötzlichste in den Mund legt. 

Das Reichsgesetz bestimmt aber noch zwei im Patent weder 
ausdrücklich noch stillschweigend enthaltene Ausnahmen von musika- 
lischen Nachdrucksverboten. Niimlich die Gründe für die An<iia)imen 
im Patent i5 r»b bei litterarisclien Werken treffen bei mnsikNiisrhen ') 
nicht zu. denn von Ton werken kann auch (]a,s kleinste leicht einzeln 
gedruckt und im Handel abgesetzt werden, somit an sich einen an- 
sehnlichen Verniügeiiswert haben, ja kleine Stücke erlangen oft massen- 
haften Absatz, und machen Verlo^cr wie Urheber reich. Auch aus 
dem Wortlaut in den 5 und ö geht ihre Unanwendbarkeit auf 
Tonwerko hervor, zunial aus der Begrenzung des Aufzunehmenden 
auf einen Druckbogen, die nur für litterarische Werke Sinn hat; dies 
gegen Ilarum S. 204 n. 1. Also nicht nur, wie sclion oben erwähnt, 
die citatweise Aufnahme eines ganzen Tonwerkes in ein anderes 
Werk, sondern auch die sammluogs weise ist nach dem Patent uner- 
laubt') 

Aber das Keichsgesetz li;it n ich Muster anderer deutscher Ge- 
setze dem I'ntei-richtsweson und der Litteratur derartige Zugestiind- 
nisse gemacht. Sclion Biaunschwpitr. i< 4^ hatte die Aufnahme ein- 
zelner Musikstücke in kritische und litterariscbe Werke und in Samm- 
lungen zu kirchlichem und SchulL'cbraucb rrf>st;ttt<>t, das bayerische 
abgesehen von dem schon Erwähnten, die Autuuhme sogar in ein 
ausdrücklich zum Musikunterricht bestimmtes und eingerichtetes Werk 



') Sflhst hvi littcrariscfien sind sie de lege f(M<rulji Liulist iiir/.iifrofforKl. 

'j So üurh \'t's(jao S. S(i, Nr. 1<J, not. 2. ^\'<■rm Hiiniin S. "JOl uiul mit ihm 
Wächt«r VetlagHi. S. f. iiut. iO eine Aiitliologio von einzelnen Themen au8 den 
Werken mehrerer Componiateii fir erknbt bJÜt^ wontntor oteolmr niclit dm von 
ibm anderswo beeproehene Potpourri ventonden werden eolt, eo iet diceea kOoatle- 
riech und vorlegcrisch ganz unmögliche Sammelwerk wol daraus za erklCren, dees 
•r aeibet eineiebt» daaa $ 5 des Patentes fOr Tonwerke nicbt gilt 
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ohne weitere 6e|rbeiti]ng, (selbst fUr unveröffentlichte Tonstttcke, 
Protokoll S. 232, bei Mandry S. 203, 3). Die Bestimmungen dieser 
beiden Gesetze sind nun schon im ersten Entwürfe des Reichsge- 
setzes mit der Begründung abgelehnt worden (s. Motive § 40), dass 
durch die Aufnahme von Compositionen in Sammlungen für Musik- 
schalen und Kirchen dem Nachdruck ein sehr weites Feld geöffnet 
und den Gomponisten und rechtmttasigen Verlegern ein sehr erhebli- 
cher Schaden zugefügt würde* ^ dem der Commissionsbericht zustimmte, 
weil (S. 21 das.) „der TonkQnstler vorzugsweise auf den Absatz 
seiner MunkstQcke bei den SchQlm solcher Anstalten zu rechnen 
hat", und so kam es zu der Erlaubnis nur anderer Sammlungen in § 47. 

Cbwiss gefährdet nun auch dieser Paragraph die Urheber- und 
Verlagsinteressen sehr, ist daher so enge als möglich auszulegen. 
Vor Allem sind unter , kleineren Com Positionen* nicht nur zeitlich, 
sondern auch räumlich kUrzere zu verstehen, wenigstens im Verhält- 
nis zum Werk, worin sie Aufnahme finden sollen, eine reich instni- 
mentirte l^artitur, welche wenige Taete, aber mehrere Musikseiten 
ausmacht, darf nicht als kleinere Composition so ahgedruckt werden, 
selbst im Ciavierauszug nicht, da nicht die Gestalt des Nachdrucks, 
sondern des Nachgedruckten für die Erlaubtheit massgebend ist, er- 
laubt wäre 08 nur, eine solche bereits erschienene Einrichtung nach 
§47 des Reichsgesetzes abzudrucken, da er ja gewiss auch für Eiu- 
richtungCM gilt. 

Ferner ist die im citirtuii Paragraphen geforderte Selbständig- 
keit des aufnehmomlon wissenscluiftlichcn Werkes so zu verstehen, 
dass nur zu Gunsten einer Originalarbeit, sowie einer nicht als Bei- 
lage stattfindenden Vorütlcntliclning die Aufnahme einer kleineren 
Composition gestattet ist, also nielit zu (iunsten einer l eher-setzung, 
eines Auszuges, einer Compilatiun ans bereits vorhandenen Werken, 
derart, dass einem eine solche dem Original nicht eingefügte musi- 
kalische Beilage gegeben würde: wol aber kann der den Original- 
beitrag selbst zu einem Saninielw erk, z. B. einem Lexikon, Liefernde 
eine (h iartige Musikbeilage hinzufügen. Zweitens gilt diese Freiheit 
nur für wissenschaftliche, also z. B. nicht für poetische Werke, in- 
dessen keineswegs bloss für musikwissenschaftliche, können doch bio- 
grapiiiüche, ethnographische etc. eine Musikbcilage eitordern; aii.r 
eine Beziehung zum Text, wenigstens eine generelle, mithin auch die 
Ikdeutung eines Citates nmss vorhanden sein, weil sonst diese ganze 
grosse Concession zwecklos wäre. 

Was hingegen Sammlungen betrifft, so dürfen noch geschützte 



• 
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Tonwerke nur in solche zur Benutzung in nicbt eigentlich der Ton- 
kunst gewidmete Schulen aufgenommen werden, daher auch nur Stücke, 
die nicht Ober das Bedürfnis solcher Schulen hinausgehen; unter 
kleinern Compositionen sind also fttr derartige Sammlungen auch 
leichtere, einfachere Compositionen zu verstehen, keineswegs aber Com- 
positionen von geringerem künstlerischen Wert, denn dann kdnnten 
ja diese Sammlungen nicht, wie sie sollen, Husterstücke enthalten, und 
würden ihren Zweck ganz verfehlen. Uebrigens kdnnen sowol Vocal- 
als Instrumentalsachen aufgenommen werden, letztere wenigstens in* 
soweit, als auch in Nicht-Musikschulen Instrumentalmusik betrieben 
wird, z. B. Violin-, Orgel- und Clavierstücke in Sammlungen fttr 
Lehrerbildungsanstalten, möglicherweise für solche auch Stücke fUr 
Blasinstrumente, Waldhornstücke für eine Forstschule, in welcher 
auch das Waldhornblasen gelehrt wird, alles dies jedoch mit mög^ 
liebster Beschränkung. 

Femer dürfen in einer solchen Sammlung immer nur Stücke 
von verschiedenen Urbebern abgedruckt werden, obwol nicht gerade 
jedes einen andern Urheber haben muss, als die Uebrigen. Somit 
sind zwar Unterrichtswerke für solche Schulen gegen Nachdruck 
geschützt, aber einzelne leichtere Stücke gegen den Abdruck darin 
schutzlos und der Schaden, der daraus erwächst, kann empfindlich 
genug sein. 

Bezüglich der Bedingung, dass das Werk schon veröffentlicht 
sei und der Urheber genannt werde, gilt dasselbe wie bei Citaten. 

Von fremden Rechten gestattet das schweizerische Gesetz die 
Aufnahme in ein speciell für die Schulen oder Kirchen bestimmtes 
Sammelwerk, mit oder ohne Originaltext unter der Voraussetzung, 
dass die Quelle angegeben wird, Art. 11 al. 9, das ungarische ist fUr 
Citate und Sammelwerke in § 47 dem Vorbild des deutschen Reicbs- 
gesetzes gefolgt, gestattet aber schlechthin die Aufnahme in Unter- 
richtswerke, also auch in Musikschulen, das holländische erlaubt Ci- 
tate (Art 7 Abs. 1) aus Werken, die durch Druck veröffentlicht sind, 
zur Ankündigung und Beurteilung, also auch aus Tonwerken, ebenso 
das belgische in Art. 12 aus .ocuvres litt^raires* zu kritischen, pole- 
mischen oder Belehrungszwecken, von einer Aufnahme in Sammlungen 
enthalten beide Nichts, das italienische spricht nur von dem unter 
gewiHsen Voraussetzungen gestatteten Abdruck dessen, was in einer 
Zeitung erschienen ist, Art. 26, die Ausnalime aber, welche das spa- 
nische Gesetz in Avt, 7 Abs. l vom Nachdrucksverbot macht, und die 
gewiss auch von Musikalien gilt, kann selbst das ganze Veibot illuso- 
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Tisch machen, denn der Teil des Textes, welcher zu einem Gommentar 
ganze als dazu gehörig ahgedrackt werden darf, kann möglicherweise der 
Text sein. Norwegen, Art. 16, erlässt bei Citaten die Quellenbezeichnung! 

Vielleicht in Erinnerung an die langen (oft sogar gereimten, 
also selbst ein kleines litterarisches Werk bildenden) iltem Bücher- 
titel behandelt § 5d des Patents ndi Ausdehnung auf TonstOcke in 
§ 6d,^ den »für ein spfttores Werk benfltzten unverftnderten Titel 
eines fröher veröffentlichten, von einem andern Autor verfiassten 
Werkes zwar nicht als Nachdruck, *) aber doch als Unrecht, es „kann 
die Wahl eines gleichen Titels in dem Falle, wenn es zur Bezeich- 
nung des besonderen Gegenstandes nicht unumgänglich notwendig, 
und aberdies zur Irreftthrung des Publikums fiber die Identität des 
Werkes geeignet ist, dem hiedurch Beeinträchtigten einen Anspruch 
auf Entschädigung begründen. HierQber hat, wenn keine gesetz- 
widrige Absicht unterlaufen ist, der Givilrichter zu entscheiden* (eben- 
daselbst) der einzige Fall, wo nach dem Patent eine schriftliche Ür- 
heberverletzung (wie im Reichsgesetz die Gitate) nicht als Nachdrw^ 
und nach dem Schlusssatz auch nur als Givilunrecht gilt, diee näm- 
lich im Fall der culpa, im Fall des dolus als Betrug (so auch Harum 
§ 60) im Falle gänzlicher Schuldlosigkeit hingegen ist gar kein Un- 
recht (arg.: ,Es kann die Wahl* u. s. w.) vorhanden; das Kennen 
des Urhebers wirkt nicht» wie Vesque g 44 meint, excnipirend. 
Uebrigens ist hier die Behandlung als Nachdruck unmöglich, weil die 



') •Wird ftkt ein späteres miiaik«IiscIieR o^er dnunatiecheB Werk der miver- 
anderte Titel einee frOfaer verOffentlichien Werkes derselben Oattong benfltzt, ee 
findet die Bestimmung des § 5 ad 4 ihre Anwendung * 

Nur in England hat die Jurisprudenz dies verlangt s. Curtis bei Wächter, 
Verlagsr. II 494, Anm. 12, selbst in Frankreich gilt es als keine Urheberreclitsver- 
letzung, sondern als Verletzung einer propridtd d'une uature speciale, Touillet 
8. 63, anch die frohere and jetzige Qeeetsgebnng DeatadiUuida will trati ab" 
weichend«' Urteile (Wftchter» dt S. ^92, 10 and Chitachten der SaehvetatIttdigeB 
das. 49G, IH] miil in>t/ ilor Bmpfehlang des oesterreichischen Principee durch 
Wächter f4'.'"', l '>i Jiirl '- ihivnn wissen (vgl. Wächter, Autorr. S. Kür Jiii; Pa- 

tent wird in der Be^iundunjt zum lb4Uer Kutwurfe gesayf : ^Die Auitindung (des 'Ii- 
tek) erfordert uft ein reifliches Nachdenken, und gut gewählt trügt er oft bedeuleod 
aar Temehrung des AtMafases bei. Wird dw Titel fttr ein anderea Weik gewiblt, 
so kann allerdings eine Verweclislang beider Werke inr Tiusehnng des leseDdcn 
Publtcums und zum Naekteil des ersten Autors eintreten". Bei der MSgHehkeit un- 
wissetitÜili mit einem andern Werke Uberein.stitnmeuder Betitclung, ihrer Notwen- 
digkeit bei I ileichlit it des ( ieireiistiindcs und ihrer Ik'kanntmachung erst nach der 
Veröffentlichung cutächied mau sich lur Zueikounung eines blossen Kotecbädigungs- 
redites anstatt der Qualificimng ab Naehdniek. 
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Priorität des verGlFeiitlicliten Titels, nicht die Urheberschaft daran 
entscheidet. Ferner kann diese Rechtsverletzung nur durch Copie 
subjectiv-eigenartiger («willkQrlicher* sagen die unten citirten Motive) 
Titel entstehen, so lange letztere derartig eigentümlich sind, denn es 
werden ja oft, gerade in der Tonkunst, gewisse Titel, wie »Lieder 
ohne Worte* u. s. w. allgemein gehräuchüch. Wie schon § 6 cit sagt, 
bezieht sieh das Titelverbot nur auf Werke derselben Gattung, also 
auch derselben Kunst, für Musik also nicht auf poetische Werke und 
umgekehrt, femer nicht auf Wiedergabe desselben Titels in anderer 
Sprache, z. B. »Ghant du pasteur* statt «Hirtenlied*, überhaupt nur 
auf wörtliche Uebereinstimmung, mit einem Worte, es hat hier keine 
engherzige Beurteilung stattzufinden. Der Richter hat Übrigens im 
Falle der Venirtetlung auf Schadenersatz und Cassirung des Titels 
zu erkennen, sowol für die schon vorhandenen Exemplare, als auch 
in Zukunft (Harum cit). 

IV) Nur kurz, weil gemeinrechtlich nicht geregelt und anderswo de 
lege lata und ferenda sehr eingehend behandelt, sei der Verlagsver^ 
trag besprochen. Dieser ist nach gemeinem und oesterreichischem 
Recht (§ 1165—1171 a.b. G.) ein Gonsensualvertrag, er erhält ganz 
gewiss durch VerlWentlichung des Werkes im Drucke, nach beiden 
Rechten dingliche Wirkung, nach oesterreichischem Recht mit seiner 
ganz richtigen consequenten DurdifÜhruDg der Eä^erbsart als Erfor- 
dernis fllr die Dinglichkeit aber frOhestens durch Uebergabe des Mann- 
scriptes, wenigstens fDr dritte Personen, die von einem andern Yerlags- 
vertrage nicht wissen. Das Wichtigste am Verlagsvertrage (wie nnter 
Umständen auch beim An^hrungsvertrag) bildet aber der zweifel* 
lose, wenn auch im oesterreichisehen a. b. G. nicht erwähnte Um- 
stand, dass die Drucklegung zu^eieh Recht und Pflicht des Verlegers 
ist und in dieser doppelten Eigenschaft den Vertrag cbarakterisirt, 
80 dass die Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Drucklegung 
an seinem Wesen nichts ändert, ja es kann deshalb ebenso Honori- 
rung an den Urheber, wie wenigstens teilweise Bezahlung der 
Druckkosten an den Verleger von Seite des Urhebers statttinden. 
Ebensowenig wie eine Zahlung von irgend einer Seite versteht sich 
für den Verleger die Erwerbung des Eigentums am Manuscript des 
Verlagswerkes von selbst, trotzdem die ältere Theorie und mit ihr 
ältere Gesetze, wie z. B. das badische Landrecht § 577 d. d. dies 
sagen. Der Erwerb des Verlegers ist stets nur ein Erwerb eines 
odei mehrerer einzelner Urheberrechte, nicht Krwerb des Urheber- 
rechtes ächlechthin, schon durum nicht, weil er nicht bloss Ucchte, 
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sondern auch Pflichten Gbenümmt, die ron rhm erworbenen Rechte 
stehen ihm aber ansschlieeslicb zo (aosser im Fall des geteilten Ver- 
lages) 80 dass der Urheber selbst keine damit coUidirendeu oder con- 
emrirenden Rechte gleichen Inhaltes üben, noch Andern gewahren kann. 
Die wesentlichen Iieistnngen von beiden Seiten, Liefemng des Manu- 
seriptes einerseits, Oracklegnng andererseita nnd Alles dazu gehörige 
(Ausstattung, Correctur u. s. w.) sind mit grOsster Qewissenhaftigkeit 
aufzufassen und zu interpretiren, wie denn ttbeihanpt der Verlags- 
vertrag meines Erachtens als ein negotium bonae fidd in sensu emi- 
nentissimo zo betrachten ist Schon als Ergebnis aua dienar Auf- 
fsssungy mithin als selbstverständlich sind Normen wie die Befugnisse 
zum Racktcitt im Falle der Nichteinhaltung der wesentlichen Yer- 
pflichtungen im § 1 1 66 a. b. G. u. in andern Fällen zu betrachten, anderer- 
seits die Berechtigung des Urhebers, das Werk anderswohin in Ver^ 
lag zu geben, wenn durch Schuld des Verlegers die Veröffentlichung 
nicht zu Stande kommt*) Ferner ist nach heutiger deutscher Rechts- 
anschauung im Gegensatz zu manchen älteren Gesetzen, z. B. dem 
Meiningen'schen von 1829*) und dem französischen, siehe Pouillet 3i5 
S. 284, jeder dem Verlagsvertrage und seiner AusschEesslichkeit zu- 
widerlaufende Druck von Seite des Verlegers oder des Urhebers Nach- 
druck des einen gegen den andern und umgekehrt 

') Droit «l'autc lu v. lf?l)0, N. 3 (15. Märzj: Kntecbeidung tl< s di utäcben lUichs- 
gericbtä vom 11. Januar 18$S: Die klilgeriävhe Verlagaliaadlung hatte das anver- 
traate Manoscript (dne Violoncellscbnle) verioren, und du bsreite GwtoehoM mr 
nntaagltch sar VerOffentliehaiig. Der beklagte Uiheber lieas nun io London eine 

angeblich damit teilweise gleiche Vleloncelleclillle ecscheineo. Die darauf bezfi^idie 

Klage wurde in allen drei Instanzen zurücicgewiesen, selbst die condictio sine causa 
nnf Herausgabe der Bercielioning aus drm zweiten Verlagsvertrajje. Diese vrSrc 
nnr zulässig gewesen, (sagt das Keiclisgerichtj wt un der Beklagte die Honorare ohne 
jedes Recht erhalten, oder das Hecht, auf Grund dessen er bezahlt wurde, ni exi' 
stiren aufgehört bfttte. kebes von Beiden trifft hier so. Die Honorare eind ale 
Aequivalent fflr die Ueberga^ des Manuecrititee nnd fDr die Ueberlaaeung des 
Verlagsrechtes gezahlt worden. Der V'erloat des Manuscriptes hat keineswegs den 
i ' ; -ti ii i VeHausvprtrai? veniichtot, sondern nur das daraus hervoi gclioiuK' Recht der 
Klägerin eutwei Ut, was aber durch ihr eigenes Verschulden geacbeheu ist. 

-) Art. ü und zwar sowol vom Verleger gegen den Verfasser als umgekehrt 
Dasselbe seheint im Coburg'schen Gesets von ISiH | S enthalten m sein, § 5 seigt 
aber das Gegenteil» wenigstem iBr den eigenmiebtigen Draok durch den bereiU 
d' iii \'m1.'^. i verpflichteten Verfasser. Ucbcr das Meiningen'sche Gesetz vergl. 
\V;icli(er, Vcflii:;hr. S. tlO}, \). — rrtuillct ^-a^,'t: .Kti lulmett.Tnt que ce fait (lirage an 
d«'hi du iioiiibrc (l't xi'ni|ihiii es coiiveiiuj ne constitiu- pas iiiie veritable cootrefa<,'on, 
il entmine neee^tsuirement une condanination ii des dommagcs iuter&ts et Ic droit, 
pour Tauteur, de deniander la rteolution du oontrat*. 
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Schon daraus, dass das VerlagsverhSltDis dem Yerleger auch 
Pflichten auferlegt, folgt, dass er es nicht einseitig, d. h. ohne Zu- 
stimmung des Urhebers auf einen Dritten fibertragen kann; diese 
rechtliche Notwendigkeit, sowie ihre Begründung ist längst in der 
Rechtswissensdiaft und zwar einstimmig anerkannt, wird aber in der 
Praxis der Yerleger so ziemlich ignorirt Um so mehr muss sie 
immer wieder von Xeuem hervorgehoben werden, demnach kann eine 
solche einseitige Verftusserung des Verlages eines einzelnen Werkes 
wenigstens ganz gewiss nicht eher stattfinden, bevor nicht die Ver- 
lagspflieht erftUlt, d. h. Drude und VerOffentKchun^ geschehen ist, 
so dass dem Verlagserwerber nur mehr das Recht der Verftusserung 
der bisherigen Auflage, aber nicht ein Neudruck zusteht Gänzlich 
unzul&ssig erscheint daher die ebenfalls in Wirklichkeit oft von Ver- 
legern ohne Ueberlassung des Verlages erteilte Idcenz an Andere (z. 
B. Heransgeber von Albums, Anthologieen u. dgl. m.) sowie deshalb, 
weil die Ueberlassung der Veröffentlichung und ihrer Verbreitung 
stets ein Act des persönlichen Vertrauens von Sdten des Urhebers 
ist, das eben nnr dem von ihm gewählten Verleger für sich allein gilt. 
Kur bei der Verftusserung des ganzen Verlagsgeschftftes wird, weil sonst 
eine solche diesem Gesehftffcszwdg unentbehrliche Verftusserung un- 
möglich wfire, die Zulftssigkeit ohne Zustimmung der betreffenden 
Autoren von Phois und Theorie seit jeher anerkannt. Aber selbst in 
diesem Fall, sowie im Fall der Zustimmung des Urhebers zu einer 
Einzelveräusserung und Licenz hat der neue Verleger oder Drucker 
gegen den Verfosser im Falle des Neudruckes dieselben VerpÜich- 
tungen, wie der erste Verleger, so Zusendung einer Correctur, Vor- 
nahme des Druckes nur unter seiner Mitwirkung u. dgl. Ich weisa 
einen Fall, wo iu Nichtbeachtung dieser Punkte einem berühtuten 
Componisten durch eigenmächtige und fehlerliafte- Aeuderungen von 
Seiten des neuen Verlegers, die ohne Wissen jenes Componisteii ge- 
schahen, eine höchst feindselige Kritik zugezogen, und luitiiiu grosser 
ideeller Schaden verursacht wurde. 

In wieweit die hier skizzirten Grundregeln des Verlagsverhält- 
iiisses als Dispositivnormen anzujäohcn sind, von denen also in con- 
creten ^'ert^Ägen abgewichen werden kann, ist ebenfalls nach dem 
Erfordernis der bona tides zu beurteilen, so dass alles ihr Zuwider- 
laufende auch als Verabredung der Parteien unzuliisaig erscheint. 
Aber auch ans Grümien juristischer Technik sind viele von den Be- 
stimmungen uniHöglieh, die in gedruckten Vertragsforraularen, wie 
sie Autoren angeboten werden, vorkommen. 

B. Sclinat«r, Dm Urhebenaekit der Toukuuct. 14 
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Der Musikalienverlag weicht wegen der heute meistens durch 
gestochene Platten, nicht durch bewegliche Typen stattfindenden Vor- 
vielfiUtiguiig darin vom litterarischen ab, dass er gewöhnlich nicht 
auf bestimmte Aufhigen und Anzahl von Elzemplaren gewahrt wird. 
Demgemäss wird selbst bei milderer Anschauung eine Veräusserung 
des Verlages eines einzelnen Werkes ohne Zustimmung des Urhebers 
erst nach Veröffentlichung dee ersten Abzuges, weil wenigstens dieser 
Pflicht des Verlegeis ist, möglich sein. 

Nacli den allgemeinen Grundsätzen, wie sie die in Abschn. III 
citirte Abhandlung darlegt, ist ein executiv geübter eigenmächtiger 
Druck regelmässig Nachdruck, was iiidess wol nur selten von pi.ik- 
tischer Bedeutung sein kann, denn der Berechtigte kann ja die Exe- 
cution auf da^ Werk anlechten, bevor es noch zum Druck kommt.*) 

V) Die Mitteilung des Nachdruckes an Andere,') in der ja erst die 
eigentliche Verletzung des Urhebers lie«t, kann auch vom Nicht- 
nachdrucker und Nichtteilnehnier am Nachdruck ausgehen, und bildet 
dai'um das selbständige Delict der N'crbreitung. Es liegt nach juri- 
stischer Construction schon in der Verbreitung durch den regelmäs- 
sigen Buch- und Musikalien-Zwischenhandel, im Sortiment, da dieser 
weder als Teilnahme an dem mit dem I)i-uck oder der Publication 
schon abgeschlossenen Delict des Nachdruckes erscheint, noch als Be- 
günstigung dieses Delictes, sondern als eine weitere Verbreitung des 
schon unter die Sortimentshändler verbreiteten Werkes, selbst im 
Fall des Commissionshandels. Ja es kann der Nachdrucker selbst, 
durch Verbreitung eines nur objectiv rechtswidrigen Nachdruckes sich 
dieses selbständigen Delictes schuldig machen, aber nicht durch Ver> 
breitung des subjectiv schon anrechenbar gewesenen, welche im Delict des 
Nachdruckes selbst aufgeht. Schon das alte Privilegienrecht bedrohte 
nicht nur die Erzeuger des Nachdruckes, sondern auch die Buch- 
händler, Musikalienhändler und Weiterverbreiter überhaupt mit Strafen 
und Confiscation, und das neuere Hecht sah sich genötigt, diese 
Unterscheidung in der bereits dargelegten Weise weiter auszubilden. 

Nach dem gesamten ältern Recht und auch nach dem Patent 
bildet aber die (nicht im Nachdruck aufgehende) Verbreitung nur im 
Falle der Entgeltlichkeit ein Unrecht, was freilich der, offenbar des- 
halb von den älteren Gesetzen auch allein ins Auge gefessts, regel- 



') NaiQrlich ist eine solche Execution gegen den blossen Besitzer eio68 MA' 
nOBCriptes unmöglich, schon woil er j«pll)st nicht zum Druck berechtigt ist. 

*) Nach UDserD Gresetzeu die mehrfache Mitteilung, d. h. an mehrere Andere. 
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massige Fall ist. So sprechen schon die Privilegien des 16. Jahr- 
handerts nur von .distr^iere'', die des 18. von »verkanfen* (vgl. S. 8 
und 28) und ebenso die -Qesetze vom Ende des 18. bis in die Httte 
unseres Jahrhunderts von Verftosserungen gegen Entgelt, so die 
Bundesbeschlfisse von 1837 und 1845 von «Debit* bexiehongs weise 
(wissentlidiem) Handel, sowie die Landesgesetze; (nur das erste baye- 
rische Gesetz von 1840 bestraft auch den, der widerrechtlich verviel- 
fältigte Erzeugnisse der Litteratur oder Kunst wissentlich zu Ver- 
kaufe hält oder verbreitet, gleich dem Urheber einer mechanischen 
Vervielfältigung, Art. YIII daselbst, eine überwiegend aus Rücksicht 
auf die bildende Kunst vom Gesetzgeber, ihrem grossen Gönner Lud- 
wig I. gemachte Ausnahme).') Und so lautet denn auch § 12 des 
Patentes: „Der Handel (Debit) mit Erzeugnissen eines kraft des gegen- 
wärtigen Gesetzes verbotenen, im In- oder Auslande voranstalteten 
Nachdruckes und jeder anderer demselben gleichgcachteten Verviel- 
fältigung wird gleichfalls als verboten erklärt, er mag von Buch-, 
Kunst- und Musikalienhändlern, Buchdruckern, Verlegern, oder wem 
immer, der sich denselben zum Geschatti; macht, unternonmien worden 
sein*", und ebenso wird in ^ 30 da^selbst, resp. im 407 des Straf- 
gesetzbuches nur der für strafbar erklärt, «wer mit diu LizLU^^aissen 
des Nachdrucks oder einer demselben gl eich geachteten Vervielfältigung 
(und gai nur) wissentlich Handel treibt". 

AUo kann uus historischen und dogmatischen Gründen unmög- 
lich mit Harum S. 217 § 66 behauptet werden, dass das Patera auch 
eine unentgeltliche Verbreitung verbiete; gesteht er doch selbst die 
Unanweiidbarkeit der Worte , Handel, Debit" und „Geschäft' auf 
unentgeltliche Verbreitung zu. Die von ihm behauptete Unverein- 
barkeit der Krlaubtheit unentgeltlicher Verbreitung mit der aller- 
dings vom Patent auch verbotenen (mechanischen) Vervielfältigung 
zum Zweck unentgeltlicher Verbreitung ist aber nur eine Inconsequenz, 
kein Widerspruch im Gesetze; num kann daher nicht mit Ilarum 
den Gegensatz von Handel im Sinne des Patents in der „Hintangube 
einzelner Exemplare" finden. Nur insoferne hat er Hecht, da^s 
bloss eine im Handel, d. h., wie auch das Gesetz andeutet, ge- 
schäftsmääsig geschehende Veräusserung, also einerseits eine Ver- 

>j Vgl. das B«f«tmt der «weiten bayerisdieii^Kaiiiiiier, bei Wiobter, Yeriager. 
8. 618, Anm. 16, nadi welehem man ellerding» tänÄA aowd «neh die nnentgeltlidie, 
nls yielnehr auch die ungewerbemllssige Verbreitung treffen vrollte: »Nun war es 

abpr wol in der Intention des f itst-tz^tlK-i^ f,'i'lf^cn. die Vorbicit\inp fiboiliaupt ZU 
verbindein, ohne Uotera«hied, ob daraus eine i'rofessiun gemacbt werde oder uicbt*. 

14* 
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äüsaerung von mehreren Exemplaren zugleich einen verbotenen Handel 
dieser Art bildet, sollte de auch in einem sonst erlaubten Handele- 
betriebe geschehen, anderereeitB aber auch die sucoessive YeriLus- 
serung einzelner jedoch dazu zosammengekaufter Exemplare in einem 
regelmteigen, auf Verbreitung von Druckwerken Überhaupt gerich- 
teten Handelsbetrieb,') in dem einen wie im andern Fall ist ins- 
besondere auch der Gommissionahandel inbegriifen, denn nach den 
Motiven zu § 14 des Entwurfes von 1843 § 12 des Patents wurde 
der Ausdruck .von wem immer, der sich diesen Verschleiss zum Ge- 
schäfte macht* aus dem Grunde gewählt, «um damit den Cmnmis- 
sionär anzudeuten*. Das Obige ist aus folgender Stelle der Motive 
wol ersichtlich: «Sollte man den allgemeinen Ausdruck ,verhrmten* 
wählen, so würde die jedenfalls bedeutende Strafe und Solidaieni- 
schädigungsverbindlichkeit (§31) auch jenen treffen, welcher das ein- 
zige Exemplar, das er, wo immer her besitzt, vielleicht ererbt bat, 
einem zweiten verkauft, vertauscht oder sonst überlässt, was nach 
hierortigem Erachten hart erschiene," denn offenbar ist damit ^) der 
nicht gewerbemässige Verkauf gemeint. 

Handel (Debit) ist aber nicht bloss gcwerbemässiges Verkaufen, 
Umtauschen u. s. w. sondern auch das gewerbemitssigo entgeltliche 
Verleihen von Nachdrucken.') Ob die I eilriahinc an der Verbreitung des 
Nachdruckes, z. B. durch Vcifi aclitung, dann das Uebernehmen zum 
Handel und Ausstellen zur blossen Schau, Versenden zur Ansicht und 
Feilbieten ein Unrecht ist, richtet sich im oesterreichischoii iiecht nacli 
allgemeinen Crinimal- und Civjlgruudsätzen. Nämlich Patent und 
Strafgesetz 4G7 gewähren strafrechtlichen Schutz nur gegen wissent- 
liehen Handel inil .NauhJrucken, erstercs aber nach g 1- sicherlich 
civilrechtlichen Schutz und Confiscation auch gegen den unwisseat- 
lichen, ja selbst unverscluildeten Handel damit. 

Das h'eichsgesetz giwahri nun auch Schutz gegen unentgelt- 
liche Verbreitung, welche übrigens ausdrücklich {na Gegensatz zum 
Oesetz von 1840) erst im bayerischen Gesetz von 180.") Art. 38 ge- 
währt worden war, aber sehr zaghaft, indem, (wie im Patent der 
unwissentliche Handel) zwar jede Vei breitung nur mit Schadenersatz 
und Confiscation, mit Strafe aber nur der wissentliche Handel belegt 
wurde (Maudry 3. 294-296). Diese Halbheit findet sich nun nicht 

') Z. B. in einem Antiquariat. 

^) rehrigenH geht daraus deaiUcb horror» da« maii ein« unealigeltlidi« Ver> 

uuäücniiig nicht verbieten wullte. 

■) Di«8 gegen Wachtor, Yerlagsr. 018, 17 u. a. 
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einmal in den Materialien zum Reichsgesetz, welches vielmehr auch 
unentgeltliche Verbreitung unter Strafsanction stellt und zwar in § 25: 

,Wer vorsätzlich Exemplare eines Werkes, welche den Vor- 
schriften des gegenwärtigen Gesetzes zuwider angefertigt worden sind, 
innerhalb oder ausserhalb des norddeutschen Bundes gewerbemässig 
feilhält, verkauft, oder in sonstiger Weise verbreitet, ist nach Mass- 
gabe des von ihm verursachten Schadens den Urheber oder dessen 
iieclitsnachfolger zu entschädigen verpflichtet und wird ausserdem 
mit Geldstrafe nach § 18 bestraft. — Die Einziehung der zur ge- 
werl^emässigen Verbreitung bestimmten Nachdrucksexemplare nach 
Massgabe dos 21 findet auch dann statt, wenn der Verbreiter nicht 
vorsätzlich gehandcll hat". Offenbar bleibt also das Keichsgesetz in 
andern Buzichuugcn als der Entgeltlichkeit noch hinterm Patent zu- 
rück, wie aus Folgendem erhellen wird. 

Erstens dürfen zwar meLlumische VervieHaliigungen nicht ver- 
breitet werden, ohne Rücksicht darauf, ob sie mit der Absicht der Ver- 
breitung angefertigt wurden oder nicht, denn auch in letzterm Fall sind 
sie verbotener Nachdruck nach § 4 des Keichsgesetzes, worin auch 
die einzige Bedeutung dieses Verbotes an sich liegt. Hingegon die 
Verbreitung von Abschriften erscheint nur verboten, insoweit sie 
mit dieser Absicht bereits angefertigt wurden, da nur Abschriften 
mit der Bestimmung, den Druck zu vertreten, nach § 4 verbotener 
Nachdruck sind, und diese Bcstimnuing wie S. 1(>8 gezeigt, mit der 
Absicht der Verbreitung sich deckt. Daher kann ein Antiquar mehrere 
aufgekaufte Abschriften eines Werkes gowerbenuissig verkaufen, ohne 
sich einer vom Reichsgesetz verbotenen Verbreitung des Nachdruckes 
schuldig zu machen, ja selbst der Anfertiger der mehreren Abschriften 
oder sein Erbe kann es, wenn er bei der Anfertigung, (/.. B. bei der 
des Studiuuis lialbcr geschehenden, das oft mehrfache Abschrift be- 
dingt), diese Absicht nicht gehabt hatte, was gewiss ein Mangel des 
Gesetzes ist. 

Das l{pichsgesetz verbietet zwar auch die unentgeltliche, aber 
ob t iit-ültlicli oder nicht (vermöge der Notweruligkeit, das Wort 
„tre\v( rltemä.ssig" auch auf ,oder in sonstiger \\ ei^e vertritt" zu be- 
zitln II, Dambach S. 163, Endemann S. 5Üb) nur die gewerbemässige 
Verbreitung. Dadurch wird der Schutz gegen unentgeltliche ^'er- 
breitung nahezu illusorisch, denn eine gew erbe massige unentgeltliche 
Verbreitung übt nicht einmal ein Schwärmer, höchstens bei Frei- 
bibliothekea für das Volk, unentgeltlich verschickten Probenummern 
u. dgl. kann sie vorkommen. Treffend wird dien illustnrt durch Dam- 
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bftcli'8 Definition der Gewerbemfissigkeit in der Verbreitung .als eine 
fortgesetzte auf Erzielung eines Gewinnes abzwedcencte Beschäftig 
gung" . Uebrigens ist, wie mit den Freibibliotbeken schon angedeutet 
wurde, auch die leihweise, selbst unentgeltliche Verbreitung verboten, 
wenn sie gewerbemSssig geschieht. 

Aber au^ gegen gewerbenilsage Yerbreitnng wird auf jeden 
Fall zwar mit Einziehung der dazu bestimmten Nachdmcks^Exem- 
plare vorgegangen, mit Strafe und Verachtung zum Ersatz aber 
nur im Falle der Vorsätzlichkeit und zwar nadi den Motiven des- 
wegen, weil diese Naehtmle eine zu schwere Belastung, und daher 
eine Verteuerung des Sortimentsgeschäftes bewirken würden, und 
zwar ohne äussere Notwendigkeit, da der Beschädigte seinen „ Scha- 
densanspruch " (sie!) gegen den nur selten (?) insolventen Nachdrucker 
habe, und ein Interesse, die solidarische Verbindlichkeit für den 
Schadensanspmch zu häufen, liege daher nicht vor. Mit Recht läugnet 
dies Endemann, S. 55 letzter Absatz, bemerkend es sei eine Ver- 
letzung allgemein privatrechtlicher Grundsätze, „dass selbst bei grobem 
Verschulden (culpa lata) wegen einer Verbreitung, in der niitnntor 
die walne und alleinige Ursache der Schadensstift uiig liegt, nicht ein- 
mal civilreclit lieh auf Schadenersatz geklagt werden könne". Ausser- 
dem kann aber der Nachdrucker ohne Verschulden gehandelt luiheii. 
während dein Verbreiter ein grobes Verschuldi ii /ur i^ast fällt, dAun 
kann man nur Herausgebung der ungerechtleiijgten Bereichej ung, 
und auch diese nur vom Nachdrucker vei'langen, denn „es war bei 
Abfasäuiig des Gesetzes die bestimmte Absiclit. den Verbreiter nur 
in denjenigen Fällen verantwuitlicli zu machen, in welchen er do- 
loüo gehandelt hat, in allen übrigen Fällen aber den Beschädigten 
lediglich an den eigentlichen \^eranstalter und Veraulasser des 
Nachdrucks zu ver weisen Dambach, S. 167, zustimmend Wächter, 
S. 236. 

Also kann, zumal wegen Nichterwähnung der gruudloüen Be- 
reicherung in 2ö der culpose Verbreiter sogar die durch die Ver- 
breitung erlangte ungerechtterti^'fe Bereicherung behalten. Offenbar 
beruht dies auf einer Verwechslung ^er Bereichcrungs- mit der 
Schadenersatzklage, während in Wahrheit selbst die Klage wegen 
negativen Schadens, d. i. entgangenen Gewinnes sich von der He- 
reicherungsklage unterscheidet, jene entspringt aus der Vereitlung 
eines sonst erfolgenden X'erlaufes, die andere aus der positiven Be- 
wirkung eines ausserordentlichen Verlaufes, das Eine ist Vereitlung 
eines Gewinnes, den der Berechtigte hätte machen können, das Andere 
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HerbetfÜhruiig ^nes Gtowinnes für einen Andern» den nur der Berech- 
tigte hätte machen sollen. 

Aber auch eine von der ßundeeregiening und der GommiBBton 

noch projectirte Art des Schutzes gegen Verbreitung, nämlich der 
Schutz für den geteilten Verlag gegen Verbreitung des in dem einen 
Verlagsgebiet Gedruckten über dieses Gebiet hinaus in das andere 
Verlagsgebiet hinein fehlt im Reichsgesetz, indem der diesbezügliche 
§ 73 der Vorlage auf Antrag des Abgeordneten Duncker gestrichen 
worden ist,*) woran sich sogar eine Resolution, veranlasst vom Be- 
richterstatter Dr. Wehrenpfennig schloss, dass Beschränkungen der 
freien Concurrenz nach Art vom Art. 2 des preussisch-franziisischen 
Vertrages vom 2. August 1862 zu Gunsten des geteilten Verlags- 
rechtes in Hinkunft bei Litterarconventionen vermieden werden müchten. 
Dennoch ist genau dasselbe, wie es in jenem Art. 2 entlialtin war, 
in den neuen Litterarvertrag zwischen dem deutschen liiicli und 
Frankreich übergegangen, allerdings nur für iliusikalische und nnisi- 
kaliscli-dianiatische Werke. ) Als musikalisch wird jedes Werk zu 
behandeln sein, wo die Musik nicht einzelne Beispiele oder Kpisoden 
bildet, sondern wesentlich gleiche Bedeutung mit dem litterariscben 
Inhalt hat, z. B. eine Clavierschule. Für dramatische Werke ist in 
dieser Uiubicht auf Abschnitt IX zu verweisen. — Demnach untersagt 
Art. 11 dem französischen Teil-Verleger, wie jedem Dritten, ausdrück- 
lich die Verbreitung seines derartigen Musikverlages als \'erbreitung 
von Nachdruck,') doch nach Art. 12 und 13 und der in Letzterem 
normirten Anwendung der internen Gesetze, hier also i; 25 des Keichs- 
gesetzes auf die Verbreitung des Nachdruckes nur im Falle der Ge- 
werbemaääigkeit. Andererseits kann aber der französische Teil-Ver- 



') Für den es im rK'strrrciehisclirn l'pclif nn jodem urheberrechtlichen Schutz 
gebricht, weil iii Eriuaiigelung von (iescLzcn und vülkerrechtlichen VertrS^^Mi nicht 
durch PrivatwillkQr etwas zum Nachüiuck in tiueut heäüiuuitüii Land erklärt wer« 
den kann. 

*) Wenn dieser als HanptmotiT daftür goltend machte: «Ea ist eine Wider» 
aiBBigkeit, dnss ExerapI^, die Tollkommen recfatmSssige sind, die eben kraft des 

von dem Autor Übertragenen Rechtes herausgegeben sind, nun in einem zweiten 
Land, in Deutschland, mit einem Male als verbotener Narhdrnck ht-handelt werden 
sollen* so iät die petitio principii handgreiflich, es hat ja der Autor in diesem Fall 
eben nur ÜDr das eine Laad zur Herauagabe auteriairt» fltar daa andere Laad aind 
ale von ihm nicht antorisitt, daher aind aie für dieaea andere Land nicht ToUkommen 
rechtmfissige, sondern vollkommen unrechtmässige Exempliiic 

') Art. 11 daa. a. im Anh. Vgl. Dambacb, Der deutach-franx. Litterarvertrag, 
8.34 ff. 
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leger nicht nur die gewerbemäsrige Verbreitung der von deutschen 
TeU-Yerlegern vwOinitticliten Exemplare in Frankreich verfolgen» 
sondern wegen der erwfthnten Anwendung dee internen Rechtee, das 
in Frankreich jeden selbst im Privateigentum zum persönlichen Ge- 
brauche beflndUchen Nachdruck confiscirt (vergL S. 153) jedes der^ 
artige Exemplar einem Jeden wegnehmen, Dambach S. 39, 8 mit 
Hinweis auf PouiUet 539 (nicht 559, wie bei Dambach steht!). Folg- 
lich wird jeder, der in Deutsehhind rechtmässig solche Exemplare 
angeschafft hat, in Frankreich dieser seiner wolerworbenen Exemplare 
beraubt! 

Nur solche volkerieclitliche Verträge ermöglichen aber, wie 
S. 215 Anm. 1 angedeutet wurde, dem Urheber, den auswärtigen 
Teilverleger nach Urheberrecht wegen Verbreitung über sein Gebiet 
biimus zu belangen, sonst kann es nur wegen Verletzung seiner ^'e^- 
tragspliicht gcscbelion, da § 25 des Reichsgesetzes in diesem Falle 
keine objectivc Urheberrechtsverletzung, nocli deren eigentümliche 
Folgen ergibt, ein dritter Verbreiter kann, wie auch angedeutet, gar 
nicht belangt werden, denn er verletzt nicht einmal eine Vertrags- 
pilicht. 

Werfen wir zum Schluss noch einen Blick auf ausländisches 
Recht, so zeigt er uns grosse Ungleichmfissigkeiten. Das franzQeische 
Becfat, in seiner bekannten Tendenz, den Schutz für den Urheber 
möglichst auszudehnen, verfolgt^ mehr noch an der Hand der Iii- 
teratur uod der Praxis, als nach dem Oeeetx jede Verbreitung, mag 
sie auch fahrlässig, nicht gewerbemässig, unentgeltlich stattgefunden 
haben, ja sogar jede Hitteilung, letztere allerdings nur gegen Eni- 
g«lt, PouiUet 473 S. 382, 528 S. 423. Das italienische Gesetz nennt 
in Art. 1 unter den dem Urheber vorbehaltenen Rechten auch das 
der Verbreitung (spacdame le riproduzioni) und zählt in Art. 4 dazu 
auch das Recht, die Verbreitung von Vervielfältigungen zu hin- 
dern, die ohne Erlaubnis des Urhebers im Ausland gemacht worden 
sind, und in Art. 32 wird jeder f&r reo di contraiCazione eiklärt^ 
der Exemplare eines Werkes, woran noch Urheberrecht besteht, 
verbreitet. Das holländische Gesetz bestraft Art 19 den, der 
wissentlich eine in Verletzung des Urheberrechtes veröffentlichte 
Arbeit verbreitet oder öffentlich ausstellt, mit Geldbusse, und die 
Exemplare werden confiscirt. Nach dem, dem französischen sonst 
in manchen Punkten nachgeahmten belgischen Gesetz wird aber 
(Art. 22) nur der gleich dem cootrefacteur bestraft, welcher wissent~ 
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lieh Nachdrucke zum Verkaufe in Magazinen feUhMt oder verkauft 
oder zu HandelBsweeken (dane un bat oonunerdal) einf&hrt Daa 
schweizerische vni»ietet jede Verbreitung, aber es unteradieidet in 
Art 12 zwischen vorsfttadichem oder grob fahrltaiigem Import od«r 
Veikanf einerseits und unerlaubter Verbreitung ohne solches Ver- 
schulden andererseits, in ersterem Fall findet Entschädigungspflicht, 
in letzterem nur Belangung auf Herausgabe der Bereicherung und 
auf Cautionstellen , und Art. 13 setzt für jede grob fahrlässige 
Verletzung des Urheberrechtes auch Strafe fest. Also ist straf- und 
civilrechtlich der Urheber auch gegen unentgeltliche Verbreitung ge- 
schützt, denn in Art. 13 ist die Strafe für jede grob fahrlässige 
^'erl)reituug (nicht bloss für Iniport und Verkauf) ausgesprochen, /war 
fehlt ein civilrechtlicher Schutz gegen grob fahrlässige unentgelt- 
liche Verbreitung da, wo vom civilrechtlichen Schutz gehandelt wird, 
in Art. 12: Infr kann aber die AiialrLne unbedenklich angewandt 
werden und die Almdung nicht grob fahriassiger Verbreitung ist in 
Abs. ;> daselbst auf jede derartige Verbreitung, auch die unentgeltliche, 
anwendbar, vgl. dazu Ürelli S. 92 f., insbosondero S. 03 Abs. 2. - 
Das ungarische Gesetz ahndet jede wissentliche Verbreitung, 23 
daselbst, sobald sie gewerbemässig statttiudet, das schwedische Art. 
18 und Norwegen Art. 24 jeden wissentlichen Verkauf oder Import, 
ebenso Dänemark Art 20. 

Vll. 

Inhalt des Rechtes b) ausschliessliche Aufführung, 

Nachdem das Tonwerk selbst nur durch die Aufführung Eur 
Erscheinung gelangt, ist auch das ausschliessliche Auffährungsrecfat 
des Urhebers eigentlich von selbst verständlich, zumal bei der (siehe 
die Abschnitt III citirte Abhandlung) im Patent vorhandenen Auf- 
fassung des Urheberrechtes als grundsätzlich totale Herrschaft ttber 
daa Werk. Aber auch abgesehen davon bildet die AuffOhrung, d.*i.- 
die wirklich hörbare Wiedergabe vor Andern und fttr Andere eine 
beeondereO Erscheinung»- und daher auch wirtschaftliche Ausnfltzungs- 



') £a ist daher unrichtig aucU, wie Klostemianii, gciBtigcs Eigentum § ZG u. 
30 tat» imbefngte AuffttlmiDg uotcr den Begriff dM Nadidiueka su stallen, vgl. da« 
g«geii JoUy 189, dass msn bei der Aoffdbnuig von «eseiillich sndern Genehte- 
ponkten auszugeben habe, was indcas auch zu viel gesagt iet Im .Urhcberr." (vgl. 
S. 17—19 daaelbety scheint sie Kioetenrumn «afgegeben za habeo. Das Wahre daran 
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form des Werkes, von ihrer Besohaffenheit als der leibhaftigen Er- 
scheinung des Werkes hftngt aber dessen SchlcfcsaL ganz besonders 
ab, der Aufftthrungsvorbehalt ist daher für das wirtschaftliche, wie 
fttr das ideale Interesse des tJrhebers unentbehrlich. 0 Dies leuchtet 
snnäohst ein für unveröffentlichte Werke, für (schriftlich) veröffent- 
lichte scheint aber das Gegenteil aus der Bestimmung der Tonweike 
zum HOren hervorzugehen, weü die schriftliche Veröffentlichung na- 
türlich nur die Ermöglichung allgemeiner sonorer Beproduction be- 
zwecken kann. Aber dies geachieht zun&chst nur zum individuellen 
ästhetischen Bedürfnis, keineswegs zur Weiterroitteilung an Andere 
und zur wirtschaftlichen Ausnützung in dieser Form. Streng ge- 
nommen wftre die sohrifUiche Reproduction sogar nur eine Erlaubnis 
zur sonoren für die Erwerber der einzelnen Exemplare, ohne Befug" 
nis zur Reproduction vor Andern, aber selbst bei Verwerfung dieser 
pedantischen Ansicht ist zuzugestehen, daas in der schriftlichen Re- 
production durch den üriieber noch nicht an sich die Zustimmung 
zu jeder Aufführung liegt, sondern höchstens zur privaten, zumal für 
Werke, die, wenigstens heutzutage regelmSssig nur öffentlich und 
gegen Bezahlung aufgeführt werden, deren Aufführung daher auch 
einen wirtschaftlichen Gewinn ermöglicht (vgl. SdiftSle 126—128), 
also besonders Orchester- und Chor-, am meisten aber dramatische 
Werke. Ja bei den grossen Druckkosten dieser drei letzteren Arten 
von Tonwerken ist der Vorbehalt der Aufführung sogar zur Herein- 
bringung und wirtschaftlichen Entlohnung jener Kosten nötig, wovon 
später. Weil endlich gerade von der Vollkoninienheit der öffentlichen 
Aufführung die Beurteilung des Werkes abhängt, so hat der Urheber 



s. oben.* Vgl. «ucb Mandiy S. 907, wo ab«r der Sotsde lege lato, wie fereoda DB* 

richtig ist. 

') Bei litterariächoD Werken kommt, uacbdem bie wosentlich durch den ab- 
slinwten Oehalt, nicht durch die auinliche Eracheiniiiig wirken, allerdinge die hSrfaate 
Emdieisangeform nicht ao eehr in Betracht, aber gans abgeaehen Tom Drama er» 

leidet dies zunlichst fUr jede gebundene Rede wesentliche Einschräukang, und selbst 
für die ungrlniiKlfiif ist liic ^'änzlItlK- Sclintzlosigkoit i^pj^rn mrmtnichpn Vortrag ein 
grosses Uebel, zumal ila sio .sich sugar auf un\ criiflentliclite Öclirifton f-ri^freckt, mau 
denke nur ao ungedruckte akademische und andere Vorträge, deren nidndliche Ho- 
citalaon dttreh einen NiiAturheber die Intereaaen dea Urhebere ebenao addldigen 
kann, wie mogekebrt deren aohrifülcke Vervieiftltignng nach mflndlichem Vortrag 
des UrbebtTs. Ein Schutz dagegen hat aber, anaaer in Frankreicli, und auch hier nur 
durch die 'riieurio, noch nirgends, insbesondere in Deutschland und Oesterreich nicht 
stattgefuruion. Der Vorbehalt der Znatimmung zur 5ffentlic!ipn Dpclamation, den 
bie und da Lyriker ihren Gediehton hinzufügen, ist daher ganz vergeblich. 
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auch nach der schriftlichen Veröffentlichung ein ideales Interesse 
daran, dass nur der von ihm Erwählte das Werk öffentlich auf- 
luhren dürfe. 

Das Richtige wäre also vor der scliriftlichen Veröffentlichung 
Verbot jeder, auch der privaten Aufführung, nach jener Veröffent- 
lichung Krniöglichung des Vorbehaltes für öffentliche Aufführung. 
Dabei könnte immerhin die vorbelialtlose Ueberlassung eines Manu- 
scriptes als stillschweigende lliiaubnis privater Aufiulii ung gelten. 
Ist ja doch auch die eigen nuichtige Verbreitung durch Druck selbst 
ohne ( )effentlichkeit verboten. Aber die meisten Gesetze, selbst das 
französische, und gar das Patent und das Reichsgesetz kennen nur 
einen Vorbehalt der (■>lTentlichen Aufführung, mit Ausnahme einiger 
neuerer, welche nicht die Oeffentlichkeit, sondern die Entgeltlichkeit 
zur Voraussetzung des \'orbehaltcs oder doch zu einer zweiten Art 
davon gemacht haben, wovon später. 

Wie schon IS. ;i5 erwähnt wurde, ist der Aullührungsschutz dos 
Urhebers (im Gegensatz zu den alten Privilegien auf Theater- und 
öffentliches Spiel Uberhaupt) zuerst') durch das französische Gesetz 
von 1791 vei vvirklicht und durch Art. 428 des code pi-nal ergänzt 
worden, die beide nur von Theater und dniniatischer Aufführung 
sprechend, durcli Theorie und Praxis auch auf nichtdiamatische 
Werke und Aufführungen, ja selbst Recitati'uuii ausgedehnt wur- 
deo.*) In Deutschland aber gab es bis zum preussistheu Gesetz von 
1837 trotz der „zum Teil mit gränzenloser Unverschämtheit" ge- 
übten Plünderung von Dichtern und Conipunisten durch Thcaterunter- 
nebmer gegen unbefugte Aufführung nur jenen Schutz , welcher sich 



') Urul zwar nach Erwirkung eines aber atuli unziiificbeuden arrK de conseil 
auf BezahiuBg lebender Autoren gegen die comtdieuh ordiuairca du roi durch Beau- 
marchais 1780. Das obige Gesetz wurde von Laharpe Ducis, Lemierre und Champ- 
foit liMDtrtgt & Ponillet« 12. Art 1. 

*) Dies ist der «liricste Widerspruch gegen den doch «ach io Franknidi 
anerlunnten Grandsats .nnllnm crimes asne lege* ; schon in einem Urteil von 1822, 
dttoii wieder 1837 und trotz mannigCacher Bedenken blieb es dabei: ,Les autenia ont 
fini par triompher de cette re.sifitance et anjourd'hui, il est de jurisprudenco eon- 
stante, que toute exöcntion jnihlitiiie d'unp oeuvro musicalc qTielconquc ffit-r.» par 
des cbanteurs ambulanteb, entiu dauä lea termes gendraux de ia lui et coni^titue, 
lureque eile a iieu sans l'assentinaent de i'auteur unc repr^ntation illid^te." Pouillet 
800. Ja seihet Affmtliohe Vorlecoingen erklttii Ponillel 813, wie gesagt, nach jenen 
Gesetzesstellen fttr ▼erboten, obwol er gerade hier auch nigesteht, dass die betreff 
f enden Stellen nur von drannatischen Werken sprechen, ja er bentft sich für di« 
Ansdehniing auf Vorlesungen auf die Ausdehnung auf Musik. 
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aus den Strafirachtspriticipien tiber 0iebfitahl' — nämlich des Mann- 
scriptse — «Yerantreunng* — auch des Uanuscriptes ^ «oder Betrog de- 
duciren liess, nnd fiusserst schwer realisirt werden konnte* (Motive zn 
§ 9 des oesterreichischen Entwürfe von 1843), da eine weit verbreitete 
Rechtsanschauung noch immer, wie den Druck, so auch die Auffüh- 
rung als Yerf&guttg Uber das dabei benütste^) Werk betrachtete, 
daher fast nur flkr unveröffentlichte Werke und selbst f&r diese nicht 
als solche zuliess, nachdem 1835 in der Commission für Art 18 
BA. Preussen den Gedanken eines Schutzes gegen unbefiigte Aufffih- 
ning (für Ton- und dramatische Werke) vergeblich anger^ hatte. 
Ebenso vergeblich war 1836 die S. 43 erwihnte Eingabe von 109 Schrift- 
stellern, Gelehrten nnd Tondichtem mit Spontini an der Spitze und 
beim Bund Qberreicht durch Ferd. Ries, wo man mit Hinweis auf 
Frankreich ein Verbot der AuffÜbrung poetischer oder musikalisch- 
dramatischer Werke auch nach der Drucklegung (und der Druck- 
legung sei es im Ganzen oder in Teilen f&r dss Theater,) und auch 
dies nur Ittr eine Gomposition oder ein StQck für das Theater erbat. 
Der bayerische Gesandte bemerkte Namens der Kachdruckscommission 
(Sitzung vom 9. November 1887) Uber diese Eingabe gegen die »sehr 
materielle Ansicht*, dass Darstellung oder Aufführung nur eine andere 
Art der VerOffentlichuDg seien, dass zumal bei Compositionai Druck 

') Der preussisch« Bandostugsgesanclte v. ßchölcr hatte allerdings in einem 
(vom BuiidL'staj^öprilsiilontcn Münch am 17. Dprcnibcr 18:'9 an McttiTiiich miige- 
tt'iltun) Schreiben von Frankfurt, ti. üoci-mber I6;i9 geäussert : ^Der Druck ist eben 
nur oinra von den verschiedenen Mitteln zur Verbreitung und Vervielfältigung eines 
QoeteswirkeB . . . eine Ynbreitiiiig und VerOffentliahung liegt aber ebemo in der 
theatnüieidien Darstdlang. so kann (dra Urheber) nidit nur enf dem geistigen Ge* 
biet, sondern auch in pccuniärer Bcziehang Necbteü gans grober Art treffen» ab 
Nachdrucker sie den Schriftätollcrn und Verlegern zuzufQgcn gewiisst haben. Die 
tägliche Erfahrung or^^ibt, dasn der Mangel oines Verbotes dt r fraicliclu'n Art nur 
zu viele draiitatitiche Dichter und Couiponisten, selbst die gntsston Mciätcr unter 
ihnen um den wolverdioutcn Lohn ibrer bedeutendsten Leistungen gebracht hat' o. 
a. w. Folgt der Hinnreia auf die Petition von 1886, aua velehen Hinweia aodi das 
obige Cttat entnommen ist, wie denn flberhanpt auf das Andriingen PlreoBaens diea 
durchgesetzt wurde, nachdem Oesterreich ursprünglich, wie die Aetneemng der ver- 
einigffn Hnfkanzlei vom 11. Februar 1^:'<> zeigt, sich ans irriger Ansicht teils über 
das Wi Hon der unbefugten Aufführuni,', teils über ihr \ eilialtnis 7.nm Urheberrecht 
Uburliaupi ziemlich widerwillig verhielt, auch wollte man güie l-iage nicht mit der 
NaebdmokalUrage vermengen', ao heiaafc ea in einer Note von Mettemidi an Sedl* 
nitsky vom 7. Min 1838; aber naehdem Preosoen ftonliohe Antrige und Entwttrfe 
eingebracht hatte, gieng man sclion aus OrOttden der Politik auf oosterreiehiacber 
Seite darauf ein. rrsprünaluh hatto man sopar das formelle Bedenken anago» 
sprochen, dass die Frage nicht in den bcrcich von Art. 18 d. B.A. gehöre. 
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und Stich nur die Auffiiluuiig zum Zweck habe, mit Ausnahme von 
einigen am Lesen Gemiss findenden tiefer Eingeweilileii. Zur Auf- 
führung' berechtige daher jeder recliiuuissige Besitz eines l:^xt'inidares. 
Bei Dramen komme durch die Darstelhmg noch eine zweite, so hohe 
Kuiiöt hinzu, dass gar oft ,der Wert des Werkes erst dun h liie 
Darstellung gehoben wird", sie sollen daher nicht zum zweiten Mul 
zur \\ aare monopolisirenden Eigennutzes gestempelt werden. Aller- 
dings sei Ort und Art der Aufführung nicht gleichgültig. Docli vor 
unerwünschter Darstellung bewahren oder durch Manuscriptverkauf 
einen wohlgebührenden Vorteil erreichen könne der Urheber durch 
Hinausschieben des Druckes, bis die Erfolge gesichert sind. (Proto- 
kuH von 1840, 14. Sitzung § 194, 30. Juli S. 341 f.) Daher verhielt 
sich auch das S. 43 erwähnte Oommissionsgutachten ganz theore- 
tisch, und das erste die Aufführung verbietende deutsche Gesetz, 
das preussische, gewährte nur Schutz gegen Aufführung ungedi uckter, 
und nicht kryptonym aufgefülirter Werke, was von Weimar 1H;J0, 
und dem Bund mit Beschluss vom 22. April 1841, publiiitt in 
Oesterreich am 15. Mai, angenommen wurde. Auch in Oesterreicli 
meinte die Justizgesetzgebungscommission schon bei Beratung des 
sardinischen Vertrages: „Wer von einem durch Druck veröffent- 
lichten Werke ein p]xemplar an sich hrinsrt, erhält dadurch gauz 
natürlicli das Hecht, das Werk zu diesem Zweck zu benützen, zu 
welchem es verfasst sei, mithin darin zu lesen, es zu stuJin n, 
auf der Bühne aufzuführen" u. s. w.,*) also der alte Irrtum, der 
Exemplar und Werk verwechselt und in der Heproduction eine Ver- 
fügung über das Exemplar siebt Also zunächst wurde fast nur 
die VerwandliiiiLi; dtri bisherigen vt-nnriui liehen allgemeinrechtiichen 
Schutzes in einen urheberrechtlichen bezwci kt. Nur Metternich wollte 
in der erwähnten Zuschrift aus Königswart (siehe S. 183) für tliea- 
tralischc Werke ein Auffilhrungsreclit auch nach der Veröffentlichung 
im Druck wahren; man machte aber dem herrschenden Gebrauch 
der Versendung als Manuscript die Coacession, welche in § 8 des 
Patentes also ausgedrückt ist:^) 

0 Ja die ocsterreieliisehe veremigie Hofkwulei meinte in ihrer Aenaserung 

▼om 11. Februar 1830 aber dm preUMiscben Aotrag von 18 15 geradezu: «die Auf- 
fTihning wer<1i' <Mst strafbar, wenn si<' mit dfiii unnilitmllssigon lksitz rinc« mute- 
rielien Kxem|)lHis voiljunden iat und aus (iiesi-m liervoryolit. Die strafwürdige Hand- 
lung liegt also dann eigentlich nicht in der Auffübruüg selbst, souderii vielmcbr nur 
io der nnrechtiiiftnifeii Erwerlnuig ebee fremdeD EigentumB und einen damit ge* 
triebenen MüalinMieli*. 

*) Wodurch tagleitth daa im BandeabesohloBB von 1841 atafaiirte Freiwerden 
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.Zu dem aüsschliesaeDden Recht des ürhebere eÖDes muaikali- 
achen oder dramatischen Werkes (§ 2) gehört auch jenes der öffent- 
lichen Auffllhning (Production) und es ist diese vor Ablauf der ge- 
setzlichen Schutzfrist (§§ 22—23) sowol im Ganzen als mit Ahkflr- 
Zungen oder unwesentlichen AbänderuDgen ohne ESnwilligang des 
Autofs oder seiner Bechtsnachfolger inaolange verboten, als das Werk 
nicht durch den Druck oder Stich veröffentlicht worden ist — Als 
eine solche Veröffentlichung ist nicht anzusehen, wenn der Autor 
einzelne in Druck gelegte Exemplare als Hanuscript ausgibt, mid 
dies ausdrücklich auf den Exemplaren ersichtlich ist. Die vom Autor 
erhaltene Befugnis zur Aufttthning berechtigt auch, wenn keine Be- 
schränkung vorbehalten wurde, zur beliebigen Wiederholung derselben. 
Aus mehreren gemeinschaftlichen Verfassern eines dramatischen Werkes 
wird im Zweifel jeder fßr berechtigt gehalten, die Aufführung zu ge- 
statten." Immerhin war dies der erste deutsche Auff&hrungsschutz 
auch fQr gedruckte Werke. 

Die Möglichkeit eines Auliührungsscliut/.rs auch nach der sclirift- 
lichen Veiüffeiiiiichuiig, jedoch nur für (Irainatiache Werke wurde 
erst durch das preussische Gesetz vom 20. Februar 1854 geschaffen, 
dessen g 2 fast wörtlich in den S. 41 erwähnten, und durch Publi- 
cation in Oesterreich auch zum internen Rocht (nicht bloss zum Ver- 
tra^r mit Deutschland, unter welcher Kubrik er z. B. in der Manz'- 
schen Ausgabe des oesterreichischen allg. bürg. Gesetzbuches gedruckt 
ist) gewordenen, jedoch auch undramatische Musik betreffenden Bundes- 
beschiuös vom 17. März 1857 Art. II übergieng: 

„Auch in dem Falle, dass der Autor eines dramatischen oder 
musikalischen Werkes sein Werk durch den Druck veröffentlichet, 
kann er sich und seinen Erben oder sonstigen Kecht«nachfolgem das 
ausschliessende Recht, die Erlaubnis zur öffentlichen Aufführung zu 
erteilen, durch eine mit seinem darunter gedruckten Namen ver- 
sehene Erklärung vorbehalten, die jedem einzelnen Exemplare seines 
Werkes auf dem Titelblatt vorgedruckt sein muss. — Ein solcher 
Vorbehalt bleibt wirksam auf Lebenszeit des Autors selbst und zu 
Gunsten seiner Erben oder sonstigen Bechtsnachfolger noch zehn 
Jahre^ nach seinem Tode/ wonach also in Oesterreich erstens nur 



der Aufführung auch durch oino kryptonymo Aufführung für Oesterreich aufgehoben 
wurde. Die öffontlichc .^uffülinitig i-^t nur mehr in England, uod AUcJi hier nur für 
üereckDuug der Zeil dwä Aufführua^ätichutze» von Ueituig. 



VII. Inhalt BdclitM h) aiifl6clili«wticli» AnlfBliniiig. 223 

als Manuscripi gedruckte, 0 d.h. nicht schriftlich verÖfieDtlichte, und 
wo immeFf nicht bloaa auf dem Titel, als solche bezeichnete Werke 
und zweitens schriftlich veröffentlichte und auf dem Titelblatt 'mit 
Vorbehalt versehene Werke gegen Aufführung geschützt sind, denn 
der Bundesbeschluss vermehrt nur g 8 des Patentes, hebt ihn, da kein 
Widerspruch damit besteht» nicht auf. 

Das Reichsgesetz aber hat wenigstens fQr dramatische Werke 
die französische Idee des gesetzlich vorgeschriebenen YorbehalteB ver- 
wirklicht und daneben fQr nichtdramatische den gesetzlich ermöglichten 
Vorbehalt fortbestehen Isssen in folgenden Oesetzesstellen: 

,g 50. Das Recht, ein dramatisches, musikalisches oder drama- 
tisch-musikalisches Werk Öffentlich aufzuführen, steht dem Urheber 
and dessen Rechtsnachfolgern (g 3) ausschliesslich zu. 

In Betreff der dramatischen und dramatisch-musikalischen Werke 
ist es hierbei gleichgOltig, ob das Werk bereits durch den Druck 
etc. veröffentlich worden ist, oder nicht Musikalische Werke, welche 
durch Druck verOffimtlicht worden sind, kOnnen ohne Oenehmigung 
des Urhebers Öffentlich aufgeführt werden, falls nicht der Urheber 
auf dem Titelblatt oder an der Spitze des Werkes sich das Recht 
der Öffentlichen Aufführung vorbehalten hat. 

Dem Urheber wird der Verfssser einer rechtmässigen Ueber- 
setznng des dramatischen Werkes in Beziehung auf das ausschliess^ 
liehe Recht zur (Entliehen Aufführung dieser Uebersetzung gleich- 
geachtet. 

Die Öffentliche Aufführung einer rechtswidrigen Uebersetzung 
(§ 6) oder einer reditswidrigen Bearbeitung (g 46) des Originalwerkes 
ist untersagt. 

§ 51. Sind mehrere Urheber vorhanden, so ist zur Veran- 
staltung der Öffentlichen Aufführung die Genehmigung jedes Urhebers 
erforderlich. 

Bei musikalischen Werken, zu denen ein Text gehört, einschliess- 
lich der dramatisch-musikalischen Werke, genügt die Genehmigung 
des Gomponisten allein.* 

Uithin ist für unser Aufführungsrecht der wichtigste Begriff 
der der OeffenÜichkeit, er darf trotz der aus der Erlaubtheit privater 
Aufführung hervorgehenden Ungerechtigkeiten nicht zu weit bestimmt 
werden. Denn die empOrende Tatsache, dass der Urheber gegen 



') Dies dio einitige Wirkung dieses Vorbolialtes, mag er so, oder mit iiUbncn 
«Lc. ge^^enüber, MunuBcript u. a. w. ausgedruckt aeiu. 
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eigenmächtige private Aufftibnuig vor bundert und mehr Personen keinen 
Urheliersohats genteeet» sondern höchstens den schon 1843 (siehe 
oben S. 220) als zweifelhaft bezeichneten allgemeinen civil- und straf- 
rechtlichen, soUte auch das Manuscript nur zur Durchsicht anver- 
traut worden sein, hat wiederholt za gezwnngenen, unrichtigen Defi- 
nitionen der Oeffentlichkeit geführt. 0 Nämlich Vesque S. 107 und 
Kohler S. 241 bestimmen die Oeffentlichkeit nach der Autorität des 
Auditoriums, .eineAuffQhmng vor einem Zuhörerkreismitbeschränktem 
(0 Zutritt, z. B. im Salon eines tonangebenden Maeoenas, in einem 
bei einem reichen Banquier (!) sich versammelnden Theezirkel* (Vesque) 
und jedes Concert gegen Einladung, sofeni nur die Einladung sich 
nicht auf die Kreise individuellen ZusammengehOrens besduftnke* 
(Kohler) soll öffentlich sein! Aber nicht das Verhältnis der Zuhörer 
unter sich, sondern zum Veranstalter als solchen eotsdieidet hier. 
Geladene Qäste stehen schon in dieser Eigenschaft in iDdividneller 
Zusammengehörigkeit mit ihm, (welche auf ihr Verhalten zur Auf- 
führung unwillkürlich einwirkt,) jedoch auch unter dnander; noch 
mehr aber hängt ihre Auswahl vom Veranstalter und ihrem von ihm 
erwarteten Verhalten zur Aufführung ab. Dieser Gegensatz der vom 
Veranstalter zusammengesetzten und der ohne seinen Einfluss gebil- 
deten Zuhörerschaft kann auch durch die weiteste Auswahl nicht 
verwischt werden, durch letztere Hörer alldn kann ein unparteiisches 
Urteil stattfinden, worin ihr Wert eben liegt. Dagegen kann ein 
Misaerfolg bei privater Auffllhrung, eben weil die Geladenen als 
Freundeskreis gelten, schaden, ein Erfolg wenig nützen. Oeffentlich 

') Und zu Qtan^m, die» wie erwihiit, die Entgeltlichkeit der AuffQbrung ar 

Vornnsiactzung des Vorbehaltes machon, und zwar in Spanieu fiitgeltliche Aufführung 
durch Vereine mlcr die Oeffentlichkeit, Art. 19. -~ Oeffentlichkeit oder die Entgelt* 
liebkeit in Holland Art 1, in der Schweiz Art 11 Abs. 10 nur die Entgeltlichkeit, 
in letiterer gilt aodi mM ttnentgeltlidie AnflRIhnmg nr Hemnbringung der Eoeteii 
oder la woltiUigen Zwecken eis orlanlit Wie eefar Gonefauit mit aeinem Tadel 
dieser Bi .stirnnuuig Recht hat, zeigt der unlängat (13. Deeember 1890) beim Schwei» 
zcrischeu Tribunal föderal von Gounod eiulgültig gewonnene Process gegen einen 
Genfer Hotelier wegen eigenmächtiger Aufführung von riianru.siet'n über , Faust* 
in der regclmäasigen Tafelmusik, weil diese, wenn auch oluio besonderes Entgelt 
dafür doch den gewinnsüchtigen Zweck habe, daa Publicum anzuziehen. (Droit d*aatear 
1890, 9 n. 11» 1891, 1). Denn obwol diesee Urteil eich ale Anwendung fnniteiacben 
Rechtes gibt, so ist dabei doch schweizerische Anachaaang mit anterlaufen, denn 
in Frankreich wird Entgeltlichkeit zum Verbot nit ht gefordert, vgl. PouUlei 808 ff. 
S. <W) ff. wo ein Urteil angcffihrt wird, das die ebensoviel oder wonii' wie jene 
Aufführung entgeltliche AuifOhruug auf einem geschlossenen SabechpUonsb&ll ak 
erlaubt erklärt 
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ist nnd bleibt daher nur jene AuffQhrung« bei welcher der Zutritt, 
UBd damit die individuelle Auewahl der Zuhörer nicht vom Veran- 
stalter abhängt. 

Ob entgeltlich oder unentgeltlich, ob Aufführung im künstleri* 
sehen Sinne . oder blosse Probe, ob zu. kfinstlerischen oder anderen 
Zwecken, ob von Künstlern oder Dilettanten, öffentlichen oder Privat- 
instituten, in Öffentlichen oder privaten Localen, unter freiem Himmel 
oder unter Dach, das ist Alles gleichgültig. Daher sind auch Auf* 
f&hrungen beim Gottesdienst, zu Leichen- und Hoehzeitsfeierlichkeiten 
öffentlich, sobald dies Allee vor einem nicht oder nur zum Teil geladenen 
Publicum stattfindet, natQrlich ebenso die bei Wachtparaden, beim 
Manch durch die Strassen, bei der Enthüllung eines Denkmales, 
nicht minder das Musiciren der Bettelmusikanten und Orgeldreher in 
Qassen, Höfen und Wirtshäusern u. s. w., ja dieee gerade im vollsten 
Sinn und mit vollster Wirkung der Popularisirung einerBeits, der Ab- 
nützung und bei sehleohter Aufführung Discreditirung andererseits, die 
auch Harum S. 212 anerkennt, so dass seine Einreihung solcher Strasaen- 
mosik unter die nicht Öffentliche schwer zu begreifen ist 

Auch das ist ohne Bedeutung, ob die Zuhörer ein Recht auf 
die E^roduction. haben oder nicht Femer bedarf es zur OeffentHoh- 
keit der Aufführung nicht der öffentlichen Ankündigung des wirk- 
lichen Urhebers, hingegen ist 4ie Absicht, unbestimmten Personen die 
Möglichkeit des Hörens zu gewähren, erforderlich, eine ohne den 
Willen des Veranstalte z. B. durchs offene Fenster (wenn es nicht zu 
diesem Zweck geöffnet wurde) oder durch die Wand im Neben- 
zimmer für Andere hörbare klingende Wiedwgabe ist kme (^entliehe. 
Selbst ein Musiciren im Freien, welches unbelauscht stattfindet oder 
von dem man sich die Unbelauschtheit erwarten konnte, z. B. auf 
hoher Bergesspitze, ist nicht öffentlich. 

Während in Frankreich schon 1791 die Mgmmächtige Auffüh- 
rung ohne Rflcksicht auf eine etwaige schriftliche Veröffentlichung ^ 
verboten wurde, ist vom früheren deutschen, bloss für ungedruckte 
Werke gewährten Aufführungsschutz in Patent und Reichsgeseiz so 
viel übrig, dass dieser Schutz mit der rechtmässigen schriftlichen 



') tlingegen bat eiDo kiyptonyme Ofientlidie Aafmbnmg, not der noeh der 
BmidesbeBebliiM von 1841 den Yerliut des Aafftthrungereebtea verbend, naeh dem 
Patent, | 8, dieee Wirkung nicht mehr. Obiio RackHicItt aaf YerOfTenUichung ge- 
währen den gf»«chfU5?tpn W^rkr-n Schutz sämnitliohc wefif roniauisohe und skandi- 
navische Staaten, lielgien und Kngland, vgl. die S. "2Ü Anm. 3, citirtcn Gesetiea* 
stellen. 

a. Brbnattr, Dm Urhebi^nvclit der TooknMt, 1«» 
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Veröflfentlichung regelmässig aufhört, d. h. mit einer vervielfältigenden, 
nicht etwa durch Schaustellung des Manuscriptes. Uebrigens mnss 
selbst nach dem Patent und dem Bundesbeschlusa von 1857 behauptet 
worden, dass eine Veröffentlichung in blossen Abschriften dieselbe 
Wirkung luit, indem für die Erlaubtheit die Analogie mit Drucken 
zur An\veiidüii;ji kommen kann. Uebrigens wird dies heutzutage selten 
vorküiiunen, und mcit;tens nur für einzelne Stimmen, nach schon ge- 
schehener N'erültentlichung der Partitur in Druck, so dass es für das 
Urheberrpflit gegenstandslos ist.') Gar für das Keichsgesetz ist die 
Freigel>uiig des Auffülirens durch Vei üttentlichung in Abschrift nach 
§ 50: „durch dun Druck etc." zweifellos. Ferner hat nur die wirk- 
liche, nicht die bloss angekündigte Verüffentlicliung diese Wirkung, 
d. h. die wirkliche öflinit liehe Feilbietnng oder Aussendung, und nur 
soweit sie stattgefimden hat, also bei mehrsätzigen Werken nicht iür 
die noch nicht veröffentlichten Sätze, andererseits bei mehrstimmigen 
Werken nicht bei (wul nur selten vorkommender) VerülTentliehung 
nur einzelner Stimmen. Ist aber die Partitur erschienen, so kann 
das Werk, aucli ohne da>^> die Stininien erschienen sind, eigennuielitig 
aufgeführt werden, die Frage nach der Rechtmässigkeit ilUailiger 
dabei gemachter Ahschiitten wird davon nicht berührt. Vau erstes 
Erscheinen in veränderter Einrichtung ermächtigt aber nur zur Auf- 
führung dieser Einrichtung, nicht zur Aufführung des Originals. 

Wie schon erwähnt, liat nun untw den deutacben Gesetzen za> 
erst das Patent für gedruckte Werke einen Aufführungsschutz wenig- 
stens ermöglicht, aber nur für Drucke zum Zweck beschränkter Ver- 
breitung, d. i. zur Versendung an Bühnen .als Manuscripf* oder 
andere Institute, nicht zum Verkauf an das Publicum. Dies wurde 
aber nicht bloss für dramatische, sondern auch fUr rein musikalische 
Werke, ^) und damit sogar mehr, als jene Petition von 1836 anstrebte. 



*) Nlinlich manehmat, s. B. bei Schumann*« Orebeaterwafkeii, waren die Stini* 
men für die Blaainslramente bei der unprUngliehen VertffeDtliebung nur in Ab- 
•cbrift -m haben, und 80 worden un<l werden vielleicht nnch noch heute mAncli» 
Werke "ilfi ritlich, aber nur arrangiri im Stich, in Partitur jedoch bloss in Uaad* 
acbrift verkauft. 

') Die Motive zum Entwurf von 184U § 9 = § 8 des Pttterites sagen: ,1m 
iweiten Abeata wurde die Uebuug, das« die Theaterdicbtet ibre Uanuacripte bloaa 
zum Behuf d«r Venendung an die BObnendireotionen statt der Abschrift in Druck 

legen lassen und dieno Abdrücke als Manuscript auRgcben, der Text jedoch so ge- 
wählt, dass jeder öfTentliche Versi lilriss .sulchfr Abdrücke ausgeschlossen bleibt. 

Welchem Beispiel schon 1842 England, Vict 5 u. 0, Ari 20, folgt« und 
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bewilligt. Ausdrucklicli iKMuorken dazu die Motive des 1843er Knt- 
wiirfes: , Warum sollte z. B. eine Symphonie von Beethoven, ein 
Oratorium von Hayiln oder Mendelssohn-Hai llioldy, ein musikalisches 
SclihuhtgeniälUe von Weber u. dgl. nicht auf gleichen gesetzlichen 
Schutz Anspruch haben, wie ein Theatersingspiel oder die erste beste 
Operette" und zwar haupt sachlich gegenüber der Ansicht der geh. H.H. 
und Staatükanzlei (Metterniclrs). welche „den zur theatralischen Auf- 
flihrung bestimmten Werken (Dratna und Oper)" das ausschliessendc 
Recht der Autlührung seihst dami noch, wenn das Werk sclion durch 
den Druck oder Stich verütt'ontlicht ist, wahren wollte, und zwar mit 
Hinweis auf die lu)chst unbedeutenden Aufführungshonorare und die 
Notwendigkeit, es durch Verlagshonorar zu vermehren, diese Ver- 
mehrung würde heim Freiwerden der Aufführung durch den Druck 
bedeutend verkümmert, andererseits würde die bis zur AuifVil rnng 
allerorts verschobene Drucklegung dieser, weil das Werk nicht mehr 
neu, die Einträglichkeit nehmen. Dennoch blieb es bei dem dem 
BnndesbeschiutsH von 1841 analogen, untpr Hinweis darauf und auf das 
preuss. Gesetz gestellten Antrag Sedlnitzky s, zumal da die Justiz-Hof- 
Commission sogar noch weniger hatte bewilligen wollen und erst durch 
den Bundes!)esciiluss von 1867 wurde nach ^'organg der preussi- 
scben Novelle von 1854 das Aufführungsrecht potentiell auch bei 
schriftlich veröffentlichten Werken, und zwar im Gegensatz zur Met- 
ternich'schen Anschauung auch bei rein musikalischen gewahrt. 

Nach dem S. 222 mitgeteilten Wortlaut dieses ßundesbeschlusses 
muss der übrigens mit beliebigen Worten, auch z. B. der Bezeichnung 
„Manuscript* , oder „Bühnen gegenüber Manuscript" ausdrückbare Vor- 
behalt auf jedem einzelnen Exemplar, wenn auch nicht auf jeder ein- 
zelnen Stimme jedes Exemplares ersichtlich sein, ') so dass eine Auf- 
führung auf Grund eines z. B. aus Versehen vorbehaltlosen Exemplares 
erlaubt ist, und bei mala fides höchstens gemeinrechtlich verant* 



seither all« enropftisebeii StMiten mit Atuashme der drei akandinav. and Heiland, 

die nnr dramatischen Workon Schutz gcwilhrcn, s. Schwodon, Art. 13, Norwegen, 
Art. 28, Dänemark, Art. 17, IIo]laii<l, Art. 1, niclit iiimi;il für ungcdruckte undrsp 
matische AVorke ist das Aufführungsrecht dem Urheber auüdiücklich gewahrt! — 
Vgl. dagegen Belgien Art 10, Spanien Art lU, Ungarn Art. 50 f., Italien Art 2, Por- 
tugal Art 002, Schweis Art. 7 und Rnesland Art 47, letzteres flir Oratorien und un- 
gednickte Werke. • 

*) Auch anf einer einzigen Stimme genügt es, weil zur Auffnhrung alle ge* 
bOren, mithin anoh diese eine eingesehen nnd daraus der Vorbehalt erkannt wer- 
den mnas. 

15* 
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wortlich macht, aher nicht urheberrechtlich, der Vorbehalt muss ferner 
stUlachwdgBDd oder ausdrücklich vom Urheber oder aeioem Rechts- 
nachfolger im Auß&hrongsrecht, also nicht dem Verleger als solchem 
auBgeheOy er ist auch fQr kryptonyme Werke möglich, er gilt ferner 
nur für die Einrichtung, fOr welche er ausdrilcklich erklärt wurde, 
ein vorbehaltloses rechtmässiges Arrangement ist stillschweigend frei- 
gegeben. Eine Ausnahme s. S. 232. Vorbehaltene Einrichtungen sind 
auch als solche gegen Aufführung, und zwar selbst gegenüber dem Ori- 
ginalcomponisten geschützt, wenn die Einrichtung von einem Andern 
herrührt, auch im Falle der eigenmächtigen Einrichtung, denn selbst 
nach dem Patent ist Letztere nur bezüglich des Druckes schutzlos.^) 

Nunmehr zum Reichsgeaetz und seiner Gewährung des aus- 
schliesslichen Aufführungsrechtes für dramatische und dramatisch- 
musikalische Werke auch ohne erklärten Vorbehalt (was übrigens 
schon das russische Oesetz in Art. 47 für Opern und, übereinstimmend 
mit Köhlers Wunsch, für Oratorien statuirt). Von der Notwendigkeit 
dieser Bestimmung, also der Reception des französischen Principes 
für dramatische Werke, und somit von der (von Motiven und Com- 
mtssionsbericht ausgesprochenen) Ueberflüssigkeit des erklärten Vor- 
behaltes war man allgemein Überzeugt, es kam zu gar keiner De- 
batte darüber, ebensowenig Über den sogar auch in anderer Hinsicht 
wichtigen Begriff der dramatisch-musikalischen Werke, der hier zu- 
nächst erörtert werden soll. 

Vor Allem bedarf es zum dramatischen, und daher auch zum musi- 
kalisch-dramatischen Werk Action, Handlung, als Etwas, das schon von 
der Dichtung vorgeschrieben sein muss, also schon nach der dichterischen 
Absicht zur Wirkung und Ausführung gehört, äusserlich sichtbare 
Dramatik, da das Recht, und somit auch das Urheberrecht als äussere 
Ordnung seiner Unterscheidung äussere Momente zu Grunde legen 
muss; dramatische Lebendigkeit des geistigen Charakters und der 
Qualität des Werkes genügt nicht dazu, aber auch noch nicht die 
dialogische Form des Textes, sondern dieser muss zur handelnden, 
mimischen Darstellung bestimmt sein. Sobald man mit Köhler, S. 237, 
eine wirklich fortschreitende Handlungf In Folge des Zusammenwirkens 
mehrerer Rollen für genügend erklärt, so ist, da das Fortschreiten 

') Die skandinavischen Staaten and Portugal kennen nur oiucn gesetzlichen 
Schutz, Hullund und die Srhuriz fOr gedruckte Werke nur oinon g< \viIIkrirtr»Ti, 
Russland einen gesetzlichen für ungedruckte Werkt' iilierhaupt und Opern und Ora- 
torien auch nach dem Druck, eineu gewülkQrten für andere gedruckte Werke. 
Siebe S. 22>i, Anm. 8. 
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der HandluDg nur dem Inhalt der Diehtung, nicht der Form ange- 
hört, und mehr oder weniger Obenül vorhanden sein kann, jeder, 
seihst nur durch Namensüherschriften Ober den einseinen Strophen, 
dialogisirte Test dramatisch. Wirklich erklärt auch Köhler, a. a. O. 
A. 1, Schftffbr's humoristisches Duett ^Frau Inspector* als dramatisch- 
musikaliRches Werk. Wir müssen also nach Kohler geradezu den 
grOssten Teil aller Duette, so z. B. Schumann's «Wer klopft an meine 
Kammerthür*, Brahms'eDs , Tritt auf, den Riegel von der Thür* 
sowie desselben «Wechsellied zum Tanz* u. s. w. als dramatisch 
erklären, und so jede feste Grenze zwischen dramatisoh und nicht- 
dramatisch anheben, während doch schon die Tatsache, dass wir es 
hier mit einer >) ausnahmsweisen Ausdehnung des Urheberrechtes zu 
tun haben, veranlassen muss, diese Ausdehnung nicht zu weit zu be- 
stimmen. Also selbst das genügt nicht, dass eine in mehrere Per- 
eonenrollen sich teilende Dichtung eine von ihr nicht vorgeschriebene 
scenisehe Darstellung verträgt, wie es mit den genannten Duetten 
allerdings der Fall wäre, sondern es muss die Dichtung schon nach 
der Intention von Dichter und Componisten eine solche Darstellung 
fordern, und zwar eigentlich eine Darstellung auf der BOhne. Cou- 
plets und Scenen zur Aufführung in Singspielballen mit noch einer 
Art dramatischer Action sind gewiss keine musikalisch-dramatischen 
W&cke im Sinne dee Reidisgesetzes, noch viel weniger Oratorien und 
Cantaten, die Köhler au^ dazu rechnet, -) denn hier ist nicht einmal 
dramatische Action ausserhalb der BOhne beabsichtigt. Freilich dra- 
matische Aufführungen von Oratorien, wie sie in neuerer Zeit statt- 
gefunden haben, so z. B. der „heiligen Elisabeth* von Liszt sind trotz 
mangelnden Vorbehaltes unerlaubt, da sie eben in dieser Eigenschaft 
Dramen sind, und die vorbehaltlose Herausgebung sich auf diese 
Eigenschaft nicht bezieht. — Andererseits gehören zum Drama nicht 
notwendigerweise getrennte Personenrollen. Jede Opemarie ist dra- 
matiscbe Musik, und auch ihre Einzelaufführung als dramatischer 

') Nach dem (Icist des doatschen Gesetzes wootgstone. 

^1 Wrnn übrigens Köhler plaiiht, dnsa Oratorien meistens des Componistpn 
weg-cn L'filiilih't worden, weil ihm die nütigc dramatische Srhöpfpfj^pwalt ftlilt. so 
möge er sicli die vom grüssten Oratorioncompoaisten. nämlich Hiindul. heriühieoden, 
▼on Fnu» bearbeitoten Opemarien aosebeii, von welchen Letiterer (offener Brief nn 
E. Haoalick aber Bearbeitungen iltorer Tonwetice S. 27) sagt, daaa in ihnen «die 
Ifosik ihre untizo Macht iiii^m hemmt cntfiiltit. innerlichen Prooeeacn einen kaum 
geahnten Ausdruck zu geben"'. Vor(l<>ihiUnI sei ir :ihcr an eine nrntorischo Compo- 
sition de8 gewaltigsten Dramatikers, Richard Wagners erinnert: »Daa Lioboamabl 
der Apostel*. 



oiyui^-o uy Google 



230 



VIE. Inbalt des Rechtes b) aiusehlieesliche AuffOliniiig. 



Teil eines dramatischen Ganzen unzulässig und strafbar und (dies 
gegen Bauer, S. 59, vorletzter Absatz) selbst die Aufführung von in 
eine Oper nur eingelegten. £inzelnarien, wie sie im vorigen Jahrhundert 
nicht selten, z. B. auch von Mozart componii t wurden. Dasselbe gilt 
von Musik zu stummer Action, Märschen, Tän/en, auch von melo* 
dramatischer Begleitung, ja selbst zur Musik bei leerer Scene, weil 
auch dies zum Gang der Handlung gehOrt, so z. B. die Einleitung der 
orstcn Scene in der ZauberflOte. Hingegen Ouvertüren, Yot^ und 
Zwischenactsspiele selbst zu Openi, geschweige denn zu recitirten 
Dramen sind keine musikalisch-dramatischen Werke, und daher auch 
ohne ausdrücklich gesetzliche Ausnahme, wie z. B. sie im ungarischen 
Gesetz sieh findet, in der Unerlaubtheit der Aufführung nach schrift- 
lichem Erscheinen des Werkes nicht mit inbegriffen, selbst der aus* 
drückliche Vorbehalt erstreckt sich im Zweifel nicht darauf. 

Noch viel weniger ist aber jede Musik zu einem Drama ein 
dramatisch - musikalisches Werk. Indessen kann die „Beurteilung 
darüber'* (soll wol heissen ,das Urteil darüber*, nachdem die Partikel 
.be* beim Substantiv den Genitiv des .suu^ .Adnominale gewordenen 
Objeotes fordert), nicht, wie die Motive sagen, suweilen zweifelhaft 
und somit dem Richter überlassen sein, am allerwenigsten kann es 
darauf ankommen, ob «das musikalische oder das dramatische Ele- 
ment praevalirt", sondern nur das ist ein dramatisch-musikalischeB 
Werk, welches von vornherein auf Hitwirkung der Musik als Mittel 
des dramatischen Ausdruckes angelegt ist, wobei die Musik nicht im 
Drama, sondern das Drama in und vermöge der Musik ist» d. h. nicht 
blosse durch ZufiUUgkeit im Gang der Handlung bedingte Episode 
oder äusserliche Zutat, daher »nd KOnig Thamos, Egmont, Pro- 
ciosa, Sommernachtstraum, Manfred trotz Mozarts, Beethovens, We^ 
ber's, Mendelssohn's und Schumann's Musik dazu keine drama- 
tisch-musikalischen Werke im Sinne des deutschen Urheherrechtes, 
sie sind nicht vom Dichter auf eine erst aus der Mitwurkung 
der Musik und ihrer Qualität herrührende dramatisohe Wirkung an- 
gelegt. Hingegen ist z. B. Gherubini's «Wassertrfiger* (les deux 
journees) obwol darin keineswegs das musikalische Element äuseer- 
lich vor dem dramatischen ,praevalirt*, ein dramatisch-musikalisches 
Werk im vollen Sinne, es ist die Mitwirkung der Musik zur drama- 
tischen Wirkung von vornherein in Aussicht genommen. Also ist anderer- 
seits nicht nütig, dass der ganze Text in Musik gesetzt sei, auch 
nicht, dass die Ausdehnung des componirten Textes länger sei, als 
die des nichtcomponirten, werden doch Opern wie Figaro, Freischütz, 
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dann insbesondere auch neuere Spielopem wie die »Fledermaus* von 
Strauss zum grossen, ja &st grOesem Teil gesprochen, auch melo- 
dramatische Scenen (z. B. im Fidelio und im Freischütz), ja selbst 
vollständig melodramatisch componirte Werke wie die verloren ge- 
gangene .Semiramis* von Gemmingen und Mozart war, sind dramatisdi- 
musikalische Werke. Andererseits werden dramatische Werke, da- 
durch dass sie oomponirt werden, nicht zu dramatisch-musikalischen 
Werken, z. B. Ooethe's Faust durch die Composition von Schumann, 
hingegen sind dramatisch-musikalische Werke wie dies auch das ita- 
lienische Gesetz ansdrOcklich anerkennt, choreographische Werke, 
Ballette, indem hier Musik, Tanz und Mimik als ausdruckende Eflnste 
alle drei gleich Teil nehmen und gleich wichtig sind beim dramati- 
schen Ausdruck, so auch Vesque, S. 5 f. Anm. 1, dagegen Orelli, S. 63 
A. I, Mandry, S. 308, 1. 

Für dramatisch-musikalische Werke, die schon als solche von 
den Urhebern gedacht wurden, muss ferner, trotz aller entgegenge- 
setzten Praxis in Oesterreich und Deutschland behauptet werden, 
dass auch ihre nichtdramatische, d. h. ohne Action vor sich gehende 
Aufführung, z. B. als Conceitstttck verboten ist,^ obwol es von Gapa- 
eitäten wie Dambach, S. 246 und implicite von Wächter, S. 331 ge- 
läugnet wird,') und diese freiere Auffassung vielfach sogar gesetz- 
lichen Ausdruck gefunden hat, und mithin in den betreffenden Län- 
dern unanfechtbar geworden ist^ so in Dänemark Art. 17, Norwegen 
Art 30, Schweden Art. 13, Portugal Art. 595. Denn nach gemeinem 
wie musikalischem Sprachgebrauch ist auch die nichtdramatische Auf- 
führung eine Aufführung (anders als beim mündlichen, selbst mit ver- 
teilten Bi>llen stattfindenden actionslosen Vortrag eines recitirten 
Dramas), und wirklich nimmt sie von der dramatischen Aufführung 
eben das Dramatischeste, die Musik vorweg, denn in der Musik wird 
uns das innere Leben, aus dem die dramatische Handlung hervorgeht, 
leibhaftig vor Augen gestellt, und somit die hOchste Potenz drama- 
tischer Wahrhaftigkeit erreicht.') Soviel ist wenigstens gewiss, dass 



') Somit nach dem Patent aoweit aieh der Urheber das AufflUinuigsreoIit flber> 

hanpt vorbehalten hat. Das bayeriache Gesetz vod 1865 Art. 41, Aba. 2 hatto aller- 
dings das Gegenteil ausdrücklich bestimmt. Deswegen darf man es aber nicht mit 
Handry und Dambaeh als Bclofr für das Keichsgpsr'tz ritiren. 

-') Kndeniann S. 7'.^ verhält sich zweifelnd. Klosterniann, Geist. Eigent S. 405 
und Lrhebun-. S. 233 ist unserer Meinung. 

Von stummen Scenen, wie der awbcfaen Sigmund and Siegelinde in der 
,WalkBre' Act. 1, der von Beckmesser altein bei Auffindung des vermcinÜieh Sachs'« 
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wie in Oesterreich, so auch in DeutscUand ein ausdrficklicber Vor- 
behalt der Anff&hrung dramatisch-musikalischer Werke auf nicht- 
dramatische Aufführung zu beziehen ist. Dieser Vorbehalt ist daher 
für dramatisch-musikalisehe Werke in Deutschland trotz § 50 des 
Reichsgesetzes sehr ratsam, natürlich kann indess die nichtrdramar 
tische AufEUhrung noch ausdracklicb vorbehalten werden. Dramatisch 
ist Übrigens schon jede Aufführung mit Action; scenischer Apparat 
und GostOme ist nur zur Dramatik des Werkes selbst, nicht der Auffüh- 
rung nötig. Nach den Prindpien des Patentes und des Rcichsgeeetzes, 
wonach der Gomponist mit-, resp. allein berechtigt ist, die Zustimmung 
zur AnffOhrung zu geben, muss sogar eine AufiRlhrung eioes Af usikdrama's 
ohne Musik als Verletzung auch des musikalischen Urheberrechts gelten. *} 

Dramatisch-musikalische Werke dürfen unter den übrigen Vor- 
aussetzungen auch in veränderter aber noch dramatischer Einrichtung 
nicht aufgeführt werden, z. B. eine Oper nicht mit blosser Ciavierbe- 
gleitung, aber im übrigen unverändert, dies geschieht hftufig, sogar 
mit Action und scenischem Apparat, als üffentliche Production von 
Gesangschulen. Hingegen eine rechtmftssige undramatische Einrich- 
tung z. B. auf Olavier zu vier Hfinden ohne Text, auch für Orchester 
ohne Singstimme (wie dies bei manchen Wagner'dchen WeriLen exi- 
stirt) darf, soweit kein besonderer Vorbehalt existirt» aufgeführt 
werden, da in der Veranstaltung oder Ctenehmigung einer solchen 
Einrichtung doch wol die stillschweigende Erlaubnis zu einer Auf- 
führung in dieser Gestalt liegt« aber nicht in der dramatischen. 

Nach dem im Inhalt des Verbotes durch den Bundesbeschluas 



Bchen Preisliodos («Moistersinj^er" Act. 3), ferner dem »Weg dnrch Wasser und P«a©r* 
in f1<^r '/nubf'rflf'ito will ich obwol siu uns mit einer der Mimik tind Sr.enik unerreich- 
baren Deutliclikt'il iü& IKtz der auftretenden Personen und in den Kern der Situa- 
tion sehen lassen, nicht sprechen, weil hier doch bei nichtdramatischcr Autluhruti^ 
die di« Empfindttog imd Cluuaktemtik dem Venteod motiTireDde» des Gerne nmcli 
Altseen projieirende ErUArang dareh Wort und Aetion fehlt Wo eber dee Wort 
debei ist, da fehlt zur dramatischen Verständlichkeit und somit zu dieser Wir- 
kung der Musik bei nirlitdraniaf ischer AiiffnhriiiiiU: fast niehts mehr, man denke an 
Scenon, wie die 8cene mit dein Conilhur oder dio Zweikauipfsconc in Don Juan, oder 
gar die im Lobengrin, die durch die Musik das DramatisdiBste ist, was jo in der Kunst 
geleietet mtrde, von dranoAtiscfa-lliieeerlidier Wirknng durch Tonmalerei m endeni 
Werken ger nicht za eprechen. 

') Oerlei kommt bei wandernden Scheoepielertrappen vor. So eoU einmal der 
FreisfhfUz .weil die Mtisik nur 8tf'>ren würde", ohne snleho anfgeffihrt «urden sein! 
und ich erinnere mich aus meinen Kinderjaliren an eine derartige Aufführung des 
»Don Juan". Andcid ist dies nach jenen Hechten, die dem Textdichter eine selb- 
etftndtge Aoentttzung gewähre», wie Belgien, Art. 18. 
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von 1857 nicht geänderten § 8 des Patentes niuss nicht nur eine 
Aufführung eines rechtmässigen dramat. Arrangements, weil nur mit 
unwesentlichen') Abänderungen (die Arrangements sind dies wenigstens 
mit Beibehaltung der dramatischen Aufführbarkeit) stattfindend, für 
vorbehaltuiio dramatische Werke verboten sein, sondern auch eine uu- 
drunuitisch eingerichtete, aber eigenmächtige, für vorbehaltene undrama- 
tische Werke. Hingegen ist nacli dem Patent erlaubt die, (wenn auch, 
wie bekannt, nur beschränkt] für den Druck verbotene eigenniäclitige 
Einrichtung eines Werkes öffentlich aulzalühreu, bei dem es keinen 
A u f f ü h I- u n g s V 0 r b e 1 1 ci 1 1 lt 1 1 > t 

Nach dem Keichsgesetz aber ist ohne Uiicksicht auf den gesetz- 
lichen oder gewillkürten Auflülirungsvorbehalt dos Originals jeder 
eigenmächtigen Einrichtung nicht nur die schrütliclie Vervieirältigung, 
sondern auch die utlentliclie Aufführung verweint, und darin besteht 
der zweite grosso Fortschritt des Reichsgesetzes über das Patent 
in Bezug auf Aufführungsreciit. Es hat dadurch tatsächlich für den 
Cornponisteu ein ausschliessliches Keclit der Einrichtung überhaupt, 
und somit eine Herrschaft über sein Werk in jeder Gestalt und Er- 
scheinungsform anerkannt, also tatsächlich eine von ihm principiell 
also juristisch geläugnete totale Herrschaft darüber. Zwar Dambach 
sagt 8. 238, dass durch vorbehaltlose \'erülfentlichung des Originals, 
sowol für dieses als auch für Arrangements, Potpourri s etc. das Ver- 
bot der Aufführung aufli uo, weil solche Compositionen iliiem Wesen 
nacli n)it dem Original identisch, und daher das Verbot ihrer Auf- 
führung bei gleichzeitige!' Erlaubtheit der Aufführung des Originals 
widersinnig wäre. Das ist aber oÜeubar unrichtig. Denn aus dieser 
angeblichen Identität zwischen Arrangements etc. und der Original- 
cnniposition könnte man auch folgern, dass der Druck der Erstoren 
erlaubt sei. sobald eine vorbehaltlose V^eröffentlichuug der Letzteren 
stattgefunden hat, was gewiss falsch ist; andererseits aber versteht 



') Bei Instrunieatalarrangemcnts wo die Worte hinweggel«88«ii werden, sind 
wol wesentlirlif Abänderungen, nämlich die der dramatischen Erscheintinp, vorhanden, 
ich stimme alm Kiobteriuann g. K. S. 4uö uicbt ganz zu, wetiu er meint: .l't-i dra. 
matittcb-musikaliscUea Werken, namentlich bei Opern und Melodramen wird hier- 
nmch der TatbeeUad der OlfentKcbeii AaftQhruiig aewol durch die dffeDtliche Repro- 
doetien dee Textee ebne HoaikbegteitnDg, ela dareh die öffentliche Prodnetioii der 
begleitenden mu.sikali^jchen Composition in einem Arrangement ohne Singstimmen 
erfrdlC, wShrfnd Bauer S. 'ti) sagt: , Unter Aufführuni; vor>*teht Klnstr-tniaim F. 40} 
bei dramatiKchon tmd bei dramatisch mnsikalisoHeu Werken die Darstellung mit ver- 
teilten Köllen und mit scenischer Hiindlun^ü^ 
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sich, wie im Patent das Verbot der Aufführung für eigenmächtige 
wie befugte Arrangements für die Zeit vor der schriftlichen Ver- 
öffentlichung des Werkes von selbst, nämlich kraft des allgemeinen 
Verbotes in § 50 Abs. 2, folglich muss Abs. 3 noch etwas nicht 
Selbstverständliches enthalten. Wirklich aber ist dieses Verbot dar 
Aiiffülining für rechtswidrige Bearbeitungen, wie schon oben ange- 
deutet \vurdo, sehr wol begründet, indem der Originalurheber erstens 
ein wirtöchaftliches Interesse daran hat, auch bei freigegebener Ori- 
ginalaufführung, dass die durch Veränderung der Einrichtung äusser- 
lich ermöglichte, aber innerh'eli doeli nur durch den (vom Original 
entnommenen) Tonsatz begründete» Ausnützung des Originals ihm 
vorbehalten bleibe. So z. B. wird ein Originalclavierstück, möglicher^ 
weise durch Orchestrirung ein Concert-Zugstiick, und daher Gegen- 
stand der wirtschaftlichen Ausnützung in Form von Concertunter- 
nehmungen. Umgekehrt kann ein Werk für Chor und Orchester 
durch sog. Simplification Musikunternehmungen und der Ausnützung 
durch sie zugänglich gemacht werden, die das Original nicht auf- 
führen und ausnützen können. Vollends vom künstlerischen Stand- 
punkt hat ja der Urheber das stärkste Interesse daran, dass nicht 
durch Aufführung ungeschickter und inoorrector, das Original vielleicht 
itir Tonsatz verändernder, oder doch dessen Wirkung vernichtender 
Bearbeitung das Schicksal und der Huf seines Werkes gefährdet 
werde. Die von üambach vermeinte Identität erstreckt sich eben 
nur auf das Wesen, dessen willkürliche Keproduction in anderer Form 
den Qrundpnncipien des Urheberrechtes zuwiderläuft. Ganz deut- 
lich geht das Gesagte als Absicht des Gesetzgebers daraus hervor, 
dass 5(1 Abs. 4 erst durch die Commission geschaffen wurde, 
Oomm.Ber. Drucks, von 1^70 III S. 24 letzter Absatz, am deutlich- 
sten aus der Begründung daselbst: «Bei Abs. 4 war die Commission 
der Ansicht, dass eine Uebersetzung die mit Uebertretung des Ge- 
setzes erschienen, und als Nachdruck verurteilt sei, auch unbedingt 
auf der Bühne nicht dürfe aufgeführt werden. Dasselbe muss von 
dem musikalischen Nachdruck (§ 48 im Gesetzestext 46) gelten, ohne 
dass ein Unterschied gemacht wird, ob das Original schon erschienen 
sei oder nicht" . Also ebensowenig wie der zur Aufführung des Ori- 
ginals Berechtigte deshalb schon berechtigt sein soll, eine. Uebersetzung 
aufzuführen, ebensowenig soll bei Musikstücken die Berechtigung zur 
Auffiihrung des Originals, sei es durch vertragsmässige Gewährung 
oder vorbehaltlose Herausgebung zur Aufführung von eigenmächtigen 
Arrangements und andern Bearbeitungen berechtigen. Damit stimmt 
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auch Endemaoo, S. 81, überein, nur ist umsoweoiger zu begreifen, 
dass er das ohnehin im Verbot gelegene Verbietungsreclit des Urbebers 
sowie die Strafandrohung vermisat, da er selbst die Verfolgung nach 
den in § 50 ib. citirten §8 6 u. 46 fUr genQgend hält. 

Dieses auch ins ungarische Gesetz § 54 *) übergegangene Verbot« 
eigenmächtige Einrichtungen aufzuführen, ist vor Allem dadurch künst- 
lerisch wichtig, dass es auch nur teilweise Abweichungen von der 
Originaleinnchtung bei der Aufführung verhindert, und damit einem 
in Orchester^ und Theaterprazis weit vorhreitetMi (noch von Vesque, 
S. 65, verteidigten!) Schlendrian das Handwerk legt, wodurch z. B. 
«die Mandoline (Don Juan) durch pizzikirende Geige, das Bassethorn 
durch Oombination von Glarinette und Fagott ersetzt wird*, welche sich 
nach Vesque der Gomponist gefallen lassen muss, wenn nicht etwa 
im Voraus das Gegenteil ausdrücklich ausbedungen wäre. Im Gegen- 
teil, auch bei vertragsmftsaigen Aufführungen braucht sich der Gom- 
ponist derlei Aenderungen nur bei ausdrücklichem, oder doch aus den 
deutlichsten Anzeichen erkennbarem stillschweigendeD Zugeständnis 
gefallen, zu lassen, bei nicht vertragsmässigen gar nicht; wird doch 
durch Nichtgebrauch eines einzigen besondem, mit Vorbedacht ge- 
wählten Klangmittels die beabsichtigte Wirkung oft gänzlich gestört, 
80 gerade weun im erwähnten Don-Juan-Ständchen statt Mandoline Geige 
pizzikirend, oder gar col arco spielt, oder im Requiem (tuba mirum) 
statt der Posaune das Fagott u. dgl. m. Hingegen ist Transponiren, 
weil keine eigentliche Bearbeitung, erlaubt, ebenso dasselbe Instru- 
ment mit anderm Mechanismus, z. B. Ventilhorn statt Natuthorn, Zug- 
posaune statt Ventilposaune, (wenn nicht ausdrücklich das Gegenteil 
vorgeschrieben ist), jedoch nicht mit anderer Behandlungsweise 2. B. 
col arco anstatt pizzicato. 

Das Aufführungsrecht geht, soweit es dem Urheber noch zu* 
steht, natürlich auch auf den über, der in das gesamte Urheberrecht 
z. B. durch Legat oder durch Erbgang in seine gesamten Rechtsver- 
hältnisse nachfolgt, im Uebrigen erlangt man nur durch ausdrückliche 
Einräumung seitens des Urhebers oder jener Rechtsnachfolger ein 
Aufführungsrecht Die Aufführung kann aber vertragsmässig ent- 
weder als reine Pflicht, und dies selbst im Fall der bereits freige- 
wordenen Aufführung, oder als reines Recht oder als Recht und 

') AuchiiiH italirnisf hf , nacliHem daselbst eigenm.'irhti^o Kinrichtungen scliloch- 
hin, also nicbfe blim lUr »leii Druck verboten sind, Art. 3, ebenso versteht es «ich 
von selbst ftlr alle Rechte, die nach fraiuösiscbem Muster Einriebtungen ohne 
weiten »le contref«foiM «nseben, i. B. das bdg. Art. 17. 
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Pflicht zugleich, UDd in den beiden ieteteren Fällen wieder auf mehr- 
fache Weise ttbemommen werden. Der Urheber kann dem Andern 
das Recht der Aufführung für die Aufführung durch ihn selbst oder 
seine künstlerische Mitwirkung gewähren, so dass der Andere berechtigt, 
ja verpflichtet ist zur kfinstlerischen Tätigkeit oder AGtwirkung, ebenso 
kann der £rwerber verpflichtet sein, die Aufführung ohne eigene Hit- 
wirkung nur durch gewisse Kräfte, insbesondere durdi die eines ständig 
von ihm geleiteten Unternehmens zu bewirken, oder doch nur zur Auf- 
führung durch sie berechtigt sein, ferner kann er die Aufführung ohne 
Ausschliesslichkeit gewähren, und ohne die Berechtigung zur Weiterge- 
währung an einen Dritten (die blosse Licenz), er kann ihm ein innerhalb 
gewisser Örtlicher und zeitlicher Grenzen ausschliessliches Recht, oder 
ein vollkommen ausschliessliches Recht zugestehen, und dies wieder mit 
oder ohne Weiterveräusserlichkeit, ja er kann in diesem Falle das Auf- 
führungsrecht selbst gänzlich an den Andern abtreten, er kann ihm 
aber, ohne ihm die AoffÜhrungsbefugnis als eigene künstlerische oder 
geschäftliche Unternehmung zuzugestehen, das ausschliessliche Recht 
überlassen, die Aufführungsbefugnis Dritten zu gewähren,*) was manch- 
mal Theateragenten gegenüber zur schnelleren Ausnützung des Auf- 
führungsrechtes geschieht Praktisch ist wol am Wichtigsten die 
Frage nach der Ueberlassung an einzelne berufsmässige Unternehmer 
von Aufführungen und ständige AuffQhrungsanstalten, Theaterdirek- 
toren, Theater, Goncertuntemehmer und CSoncertinstitute, und hiebei 
wieder die Frage, wie weit die von jenen Erwerbern erlangte Be- 
rechtigung reicht, die Übrigens wie beim Verlagsvertrag auch Pflicht 
ist Natürlich handelt es sich hier nur um Dispositivnormen, die 
also bloss im Zweifel anzuwenden sind. Vor Allem ist im Gegen- 
satz zum Verlagsvertrag die Nichtausschliesslichkeit zwar nicht ein 
Essentiale, aber doch ein Naturale des Aufführungsvertrages, selbst 
in Bezug auf andere Aufführungsuntemehmen an demselben Ort, was 
indesB mdglicherweise schon durch die bona fides des Geschäftes ge- 

') So ist auch wol dio hcutxutago liiiufigo Ucberla-ssmig <1i\s Anffnlimngs- 
rerhtfs an don Verles»cr irein<'int, der es dann zur Hrnnriln in|tj;uiig der Kosten nur 
f;L>gen Kauf eiiie.s Kxeniiiiares von ihm oder seinem Commissionär (.also Dicht von 
eiuom Antiquar) weiter gewährt. Diese Massregel erscheint bei Werken, die aaf 
Absats bei Öffentlichen Concert- und TbeRterinstitaieD angewiesen sind, also Orebe»ter- 
wericen etc. fast uuentbehrKch, dennoob veratebt aiob der Cebergang des Aufführuiiga* 
rechtos auf den Verleger Iccineawegs von selbst; andererseits ist durch einniali^eo 
Kauf das Rrdit für immer erworben, man Hrandit also bei Abnutzung des Kxcm- 
plares kein anderes zur rechtmässigen Aufführung zu kaufen, sondern kann es aus- 
leihou etc. 
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ändert erscheinen kann. Auch ist, was die Berechtigung des Erwerbers 
zur eigenen Ausflbung des AufEübrungsrecfates betrifft, anerkannt, 
dass es nur innerhalb jener Ortlichen und zeitlichen Grenzen statt- 
finden kann, in welchen sich zur Zeit des Erwerbes der regelmässige 
Betrieb des Yom Erwerber geleiteten und geObten Unternehniens, zu- 
mal im Fall eines Theateruntemehmens befand, so dass der Erwerber 
das Werk nicht in einer andern Stadt (worunter Dorf, Harkt u. s. w. 
kurz jede menschliche Ansiedlung, jeder Ort im Sinn der Topographie 
zu Terstehen ist,) wol auch nicht bei ausserordentlichen Vorstellungen 
ausserhalb der üblichen Theatersaison und gewiss nicht auf einer 
zweiten Bühne, die er zu der ersten in Pacht oder Leitung über- 
nommen hat, das Werk aufführen darf (Enisch. d. H.O.H. vom 13. Ja- 
nuar 1882, citirt bei Bauer, S. 60), hingegen wird regelmSssig ihm 
das Recht zur Aufführung in einem andern Theateriocale zustehen, 
wenn bloss die Localität des Theaterraums verändert ist, und die 
Stadt und das ünternehmen dasselbe bleibt, indessen kann mit Rück- 
sicht darauf, dass dem Urheber ein gewisses Local allein zur Auf- 
führung geeignet erscheint, oder dass ein Raum von gewisser GrOsse 
in Aussicht genommen ist, seine Berechtigung und Verpflichtung selbst 
an dieses Local gebunden erscheinen. Weitere kann es aber zweifelhaft 
sein, ob das Recht vom Unternehmer für seine Person, oder von ihm 
als Vertreter der von ihm geleiteten Anstalt erworben Ist, so dass im 
ersteren Falle bei dnem Wechsel der Leitung es bei ihm, im letzteren 
Falle bei der früher von ihm geleiteten Anstalt verbleibt. Für 
Deutschland wird nun, und zwar in wiederholten Entscheidungen der 
höchsten lostanzen, Reichsoberhandelsgericht und Reichsgericht eine 
gewisse constante Theaterpraxis behauptet, der zufolge ein Ver- 
trag mit einem Theaterdirector im Auftrag seiner Bühne, und also 
für diese, nicht für seine Person als Erwerber abgeschlossen werde, 
es verstehe sich demnach die Bezugnahme auf diese Praxis von selbst^ 
wo nicht ausdrücklich das Gegenteil, oder wo nichts über diese Frage 
bestimmt wird, ja das Gegenteil sei bei stehenden Bühnen nachzu- 
weisen. 

Mithin wird in Deutsehland dieser Praxis geradezu die Bedeu- 
tung eines Gewohnheitsrechtes vindicirt In Oesterreich herrscht aber 
die entgegengesetzte Anschauung, und so kann es kommen und ist 

«) So R.O.H. 21. April 1874 Bd. XII S. 339 ff. citirt bei Wiiclit. r S. 320 
Anni. 1, aiicli bei Bauer S. G3u. fi4: seien dio Vereinbarungen im Zweifel dieser 
Traxin geuiöää zu verstoben. Zugiticli wird aber für diese ThcatcrpraxiH zugegebeo, 
dass (sie iu maucbun Beziehungen ürllicb verschieden, in andern QlMreinattnillieiid iat. 
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wirklich gekommen, dass ein und derselbe Rechtserwerb in Oester* 
reich dem Thenterdirector ffir seine Person and daher jedes von ihm 
geleitete Theater, in Deutsehland dem Theater, das er zur Zeit des 
Vertragsabschlusses leitete, von den höchsten Instanzen zuerkannt 
wurde, so dass de facto ein Reehtserwerb fUr zwei Personen, doppelter 
Rechtserwerb in einem Erwerbaacte, und mit nur einer Gegenleistung 
an den, von dem der Reehtserwerb sich ableitet, gemacht wurde, und 
zwar ist dies mit nichts Geringerem geschehen als mit Wagners 
Opern, in Folge der Gewährung des Aufführungsrechtes durch Wagner 
und die Finna Br. u. H. an den Theaterdiraetor W., der zur Zeit des 
Erwerbes das Theater in der deutschen Stadt L., und dann das in 
der oesterrdehischen Stadt P. lotete, so dass dne der Persönlichkeiten, 
welche von Wagner das Auff&hrungsrecht seiner Werke und seine Ge- 
währung an andere erworben hatte, Carl W. Batz 1885 (bei Teubner 
in Leipzig) in einer Privatmitteilung diese einander widersprechenden 
Entscheidungen bekannt gemacht hat. 

Die oesterreichischen Gerichte nahmen an, dass W. als Be- 
sitzer der Partituren von „Lohengrin* und »Tannhäuser" auch da-s 
unumschränkte Recht erworben habe, diese Opern an welchem Orte 
immer aufzuführen, nicht bloss auf dem Theater in L., dessen Di- 
rector er damals war, nachdem der Besitz der Partituren laut vor- 
gedruckter Bemerkung (nur) dann ein Recht zur üt^entlicheu seeni- 
Bchen Aufführung gebe, wenn die nachweisliche, und in diesem i ;ill 
durch Aussage der Zeugen R, H. und ^V. V. (Mitinhaber der 1 inna 
Br. u. H.) erwiesene Einigung mit dem Autor oder dessen Verlegern 
vorhergegangen sei. Da die auf dem Titelblatt der Partitur v orge- 
djruckte Bemerkung allgemein und unbeschränkt laute, da nirgends 
behauptet, vielweniger auch von den Klägern bewiesen werde, dass 
W. diese Opem nur zur Aufführung uul dtiii llicatcr in L,, dessen 
Director er damals war, erworben hätte, so sei auch erwiesen, 
dass W. das unbeschränkte Recht der Auifiihrung auf welchem 
Theater immer erworben hat, wie nach dem Urteil der ersten Instanz 
ddo. P. IG. Juni 1877 die Begründung in der Hauptsache lautet, welche 
auch in der bestätigendLii EiiLschoidung des Obergerichtes enthalten 
ist: Die Beschränkung auf L. kann aus der damaligen zufälligen Eigen- 
schaft des Geklagten als Director des Stadttheatei*8 keineswegs ge- 
folgert werden, ddo. \\ 28. August 1877, sowie in der des obersten 
Gerichtsliofes: Dass die Erwerbung des Rechtes zur Aufführung 
der Opern von Seite des Geklagten auf einen bestimmten Ort 
oder auf eine bestimmte Zeit beschränkt war, werde von den 
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Klägprn in der Strcitverhandlung gar nicht behauptet, geschweige 
denn bewiesen. 

Hingegen das deutsche Reichsgericht in Lcip/.iii; liat im Urteil 
vom 13. Juni 1884 über die Klage von B. und A\ und der U. Wag- 
ner'schen Erben gegen die Stadtgcnicinde L. wegen unbefugter Auf- 
führung der Opern /raunhäuser" uiul Jvolicngriii" die Bestätigung 
des Erkenntnissos der untern Instanzen fiir Kccht erkannt und ebenso 
die Begründung, dass zur Zeit des Absclilusses der Verträge über 
das Aut'fülirungsrecht . - . der Gebrauch bestanden habe, dass ein von 
einem Autor gef^on Zahlung eines einmaligen Honorars oline irgend 
welehe Beschränkung dem /eitweiligcn Leitei- einer stehenden Bühne 
zur ölFentlichen Auffiilirung iibcrlassene Werk als der Bühne selbst, 
also dem Eigentümer der Bühne überlassen gelte, dass W. nur als 
beauftragter Vertreter der Stadt angesehen werden könne, welche 
den durch ihn geschehenen Rechtserwerb genehmigt habe, und dass 
es unerheblich sei. ob der Genehmigung das spätere Verhalten W.s 
bei dem vor den oesterreichiscben Gerichten geführten Processc 
entgegenstehe. Die untern Instanzen hatten ferner auch auf Grund- 
sätze verwiesen, die augeblich aus den unten citirten Paragraphen 
des sächsischen bürgerlichen Gesetzbuches hervorgehen, deren Anwend- 
barkeit als die eines Particularrechtes nach der Keichscivilprocessord- 
nnng bekanntlich von der Revision durch das Reichsgericht ausge- 
schlossen war. Aber schon diese Gesetzesstellen scheinen hier nicht zu 
passen. Denn § 1340 handelt vom Verhältnis zwischen Ueschäftsfübrer 
und dominus; daraus, aber auch aus § 1317, 788 u. 789 des sächsischen 
bürgerlichen Gesetzbuches, die das Verhältnis zum Dritten behandeln, 
gehen keine Regeln hervor darüber, wann eine Genehmigung oder ein 
öffentlicher Auftrag als vorhanden anzusehen ist, woraus direct zwi- 
schen Dritten und Geschäftsherrn, beziehungsweise Auftraggeber ein 
Rechtsverhältnis entstehen würde, mithin auch nicht für den gegebenen 
Fall. Noch bedenklicher ist aber die aus der Begründung erkennbare An- 
sicht, dass. wenn ein Vertrag allgemein und vorbehaltlos eingegangen 
ist, die Unterwerfung der Contrahenten unter die ül)lichen Modalitäten 
angenommen werden nuiss, sie mögen sie gekannt haben oder nicht. 
Ferner: zu den Vertragsmodalitäten gehört doch wol nur das. was den 
Inhalt des Vertrages bctrillt. al)er nicht die Frage, wer aus dem Ver- 
trag ein Recht er wii'bt, aber selbst wenn dem so wäre, kann eine Unter- 
werfung darunter höchstens in einem wenn auch allgemeinen, aber doch 
ausdrücklichen Hinweis auf solche allgemeine Vertragsmodalitäten ge- 
sehen werden, nicht io einein allgemeinen vorbehaltlosen Vertragi 
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weil man sich nur dem unterwerfen kann, was man entweder wirk- 
lich kennt, oder mit dessen Unkenntnis man sich nicht entachuldi^n 
kann» mit Unkenntnis aber darf man sich nur Rechtsnormen gegen- 
flber nicht entschuldigen, solche sind nun jene angeblichen Gebräuche 
gewiss nicht (denn auf welcher HechtsUberzeugung sollten sie be- 
ruhen?) sondern nur etwas Tatsächliches, eine Kenntnis davon, und 
folglich eine Unterwerfung darunter ist also nicht einmal als iiecbts- 
fiction haltbar. Auf jeden Fall aber muBste doch bei der Interpre- 
tation des Willens des Vertragsschliessenden Directors dessen animua 
auch aus seinen Willenskundgebungen entnommen werden, mithin daraas, 
dass er, was doch gewiss als Willenskundgebung Bedeutung hat, vor 
einem ausländischen Gericht den Erwerb für seine Person geltend 
machte. Auf jeden Fall zeigt dieser Process, sowie mancher andere, 
wie lOckeahaft das geltende objective Recht ist, wie man nur durch 
einen bis ins Krauseste verclausulirten Vertrag sich schQtiEen könnte, 
wie sehr daher daraufbezflglicfae gesetzlidie Normen nOtig sind, denn 
bekanntlich ist es um so schwerer, ISnwUligung zu einem Vertrag zu 
erlangen, je detaillirter er ist. 

Richtigerweise ist also Alles nach bona fides zu beurtmlen, 
welche fttr die Berechtigungen, wie fttr die Verpflichtungen für die 
Sorgfalt, mit welcher die Aufführung zu veranstalten ist, kurz, für 
das ganze Vertragsverhältnis hier ebensosehr in sensu eminentissiino 
zu gelten hat, wie heim Verlagsvertrag, und einer solchen bona 
fides widerspricht es meines Erachtens durchaus, dass eine Partei 
an factische Gebräuche gebunden sein soll, die sie nicht kennt, ja 
von deren Existenz sie nichts weiss. Heisst es doch auch 1. 99 pr. 
Dig. d. V. 0.: Quidquid adstringendae obligationis est, id, nisi paUun 
verbis ezprimitur, omissum intelligendum est. 

Die Ueberlassung zur AufiÜhrung berechtigt regelmässig zur 
Wiederholung ohne Rücksicht darauf, ob sie unentgeltlkh oder ent- 
geltlich, gegen einmaliges Honorar oder gegen Anteil am Ertrag der 
Vorstellung, sog. Tantieme, stattgefunden hat, hingegen wol nicht 
dann, wenn sie gegen Bezahlung von Seiten des Urhebers, mitbin 
verpflichtungsweise, stattgefunden hat, dasselbe gilt natürlich auch im 
Falle ausdrücklicher Festsetzung nur der einmaligen Aufführung. 

Ob dadurch, dass ein Zufall, z. B. ein Oensurverbot (das b^m 
Theater zumal rein auf Opportunität, nk^ht auf Oesetz beruhend, nur 
als Zufall angesehen werden kann) die Vorstellung unmüglich macht, 
das Vertragsverhältnis aufgelöst wird, ist fraglich, indess muss wol 
da, wo die Vorstellung noch nicht stattgefunden hat<, und schon ein 
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Honorar gezahlt worden iatt eine Rückforderung unter den Titel un- 
gerechtfertigter Bereichening zugelassen werden, iiingogen wol nicht, 
wenn erat, nachdem mehrere Vorstellungen stattgefunden haben, ein 
Verhot für weitere Yorstelluugen erfolgt ist Eine Verpflichtung oder 
Berechtigung des Urhebers, gegenüber dem Erwerber des AuHfihnings- 
rochta durch Äenderungen d^ AnstOssige zu beseitigen, und dadurch 
die Auff&hrung zu ermöglichen, kann wol, wenn man nur einiger- 
massen auf den künatleriachea Standpunkt sich stellt, nicht be- 
hauptet werden. 

• 

VIII. 
Musik und Text. 

Da die Dichtung, wie schon S. 4 berührt wurde, die Empfin- 
dungen nur abstract andeutet, während sie in der Musik leibhaftig 
und wirklich erscheinen, da deshalb Dichtung und Musik ursprüng- 
lich verbunden waren, so darf auch noch jetzt, nachdem dies längst 
nicht mehr der Fall ist, einer solchen Vereinigung von Beiden das» 
Urheberrecht nicht hinderlich sein. Dies fände aber statt, wenn es 
zur vereinten Ueproduciion von Wort und Ton erst der Kinigung der 
beiderseitigen Urheber bedürfte, schon vermöge des gewiss von einer 
Seite geforderten Entgeltes. Wem soll nun gestattet sein, das ver- 
einte Kunstwerk ohne Zusliiuiuung des andern zu reproduciren, dem 
Dichter oder dem Musiker? 

Setzen wir zuerst den 1 uJl, dcisa ein Ditliter zu einem gegebene^ 
Tonstücke Worte dichtet und ihnen unterlegt, was mit verschiedenen 
Beethoven'schen, Mo/art'schen und anderen Weisen geschehen ist, wie 
jedes ( üiiiniersbuch zeigt. Das erinnert an den \\ niiUer liehen Einiall 
einiger alter Maler, ilircn Figuren Zettel luil dai aul stehenden Reden 
aus der Hand oder aus dem Munde hängen zu la.s.sen; wie hier, so 
kommen auch bei jener Hinzudichtung niii \^'ortc, also Begriffe, mit- 
hin etwas Abstractes und Unlebendiges zu dem Concreten iiti i Le- 
bendigen hinzu, welches dadurcli nicht leltendiger und überhaupt nicht 
anders wuU, im Gegenteil, es tritt nicht eine Steigerung, sondern eine 
Abschwächung der Wirkung ein. was entsteht, ist nicht ein üesammt- 
kunstwerk, sondern das Gegenteil eines Kunstwerkes überhaupt, und 
kann datier dem Dichter durchaus keinen Anspruch darauf verleihen, 
mit seinem Gedichte die Composition zu veröflFentlichen, oder sonst- 
wie über diese Composition zu verfügen. 

Hingegen, wenn eine gegebene Dichtung den Musiker zur Com- 

B, 8cbnst«r, Dtu« Urlicbcrrcckl der Tnukutut. 10 
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Position begeistert., so wird bei diesem durch das Wort, also durch 
den Begrilf die Empfindung hervorgerufen und von ihm in TOnen 
ausgedrückt, es findet also eine Verwandlung des Abstracten und Un- 
lebendigen in Goncretes und Lebendiges statt, es ist, als ob eine Statno 
belebt wQrde, und die blos angedeutete Bewegung wirklich aus- 
führte, oder als ob ein GlasgeroSlde vom Sonnenstrahl durchdrungen 
leuchtete. Aber noch mehr, wir nehmen nicht nur die Empfindungen 
wahr, welche der Dichter uns, wenn auch nur abstraet, jedoch mit 
Worten bezeichnete, sondern es können auch jene ausgedrückt werden, 
die vom Dichter gar nicht in Worten kundgegeben sind, sondern 
stillschweigend seiner ganzen Auffassung und Dichtung zu Grunde ge- 
legt wurden/) ja durch Tonmalerei sogar inspirirende Momente der 
Aussenwelt, welche trotz ihrer UnpersÖnlichkeit somit der persün- 
lichen nnd Empfindungswelt durch die Musik genfthert wird, so dass 
die rousikalische Erscheinung, zumal auch verhiöge der Bogleitung, 
selbst die vom Dichter verschwiegenen Aensserlichkeiten offenbart, man 
sehe z. B. die aufschftumenden Tonwellen in »Am Rheinfall* von Franz, 
op. 44, 0; selbst das Hervorgehen der Dichtung aus der Empfindung 
wird in Vorspielen u. dgl. deutlich, eine ganze Reihe der Schubert *- 
sehen Müllerlieder zeigt dies, und die Intention des Dichters durch 
die Mnsik vollzogen, wie in dem Liede »Es hat die Rose sich be- 
klagt" von Franz, es wird in der Composition das Dichterwort aus 
einem Werk zu einem Wirkenden, das wir als solches wahrnehmen, 
es ist daher eine Forderung der Gerechtigkeit, dass der Musiker, weil 
•r also das Wort zu etwas Belebtem und Belebendem macht, dazu 
auch frei verwenden könne; das Gegenteil wäre, ^'anz dem obigen 
Gleichnis von der Statue entsprechend, ebenso verkehrt, wie wenn 
man einem Schauspieler verbieten würde, die Bewegung oder Stellung 
eines gomalten oder gemeisselten Herkules, Siegfried u. s. w. bei 
scenisch-mimischer Darstellung eines solchen Helden auszuführen und 
nachzuahmen. Aber nicht nur das Verdienst des Componistcn um 
das neue Gesamtkunstwerk, also uiclit nur das persönliclie Moment 
erlordeit dien, sondern ebensosehr das sachliche, nämlich die künst- 



') Öo i. B. dann, wenn das Gedicht nicht Empfindungen ausspricht, sondern 
lUBere EiDdrUcke daraleilt, and dann dM ei'genttmlfehen Empfindungen, die daraus 
hervorgehen, mneikaliech zvm Auedraek kommen, wie s. B. in dem Lied, .Meeren 
stille' von Frani op. 8, oder Empfindungen, <iit' scli« inbar im Widerspruch mit dem 
T<'xt stf>hen, wovon H;u Ii lirtrlii ho I'.t'ispii lo in der demütigen Musik zu den stolzen 
Worten „Kt exultavif iiml in der wehuiutvoHen zu dem freudigen «Qttia respexü' 
im pMauniticat" go|{eben hat. 
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lerisclie Notwoivfligkeit, dns Werk zur richtigen Wirkung, und daher 
zur entspreclu mit n correcten äussern Erscheinung zu bringen. Die 
Wirkung näni]icli des Oesamtworkes hängt grösstenteils, ja fast 
ausschliesslich von der riclitigen musikalischen Aufführung und Aus- 
führung ab, es muss also dein Componisteu als dorn allein dazu fähigen 
Beurteiler auch allein überlassen sein, wann, wo, und wie er dieses 
Werk veröffentlichen wedle. Dazu kommt noch, dass alles dies zum 
grössteii Teil mit Waiirung der ideellen, und vollkommen mit Wah- 
rung der materiellen Interessen des Dichters geschehen kann. 

Von den ideellen Interessen kann nämlich das der Geheimhal- 
tung des Werkes geschützt werden, sobald das Ueclit des Compo- 
nisteu, den Text mit seiner Composition ohne Zustimmung des Dich- 
ters zu veröffentlichen, auf bereits vom Dichter veröffentlichte Werke 
bpschränkt wird, wovon noch später zu sprechen ist, das ideelle In- 
teresse an d(!r Hichtigkeit der äussern Erscheinung utkI der Möglich- 
keit einer diesbezüglichen Ueberwachung erfährt aber keine nennens- 
werte Beeinträchtigung, da nicht die Lesarten, welche das Gedicht 
als Gesangstext zeigt, sondern jene, welche es im Druck ohne Musik 
hat, für die Uoberlioferung und Eriuiitung des richtigen Textes von 
Bedeutung sind, die materiellen Interessen aber erleiden durch eine 
Veröffentlichung der Dichtung als Text zu einer Composition gar 
keinen Schaden, da Dichtungen als Comi)ositionst<'xte ein ganz anderer 
Handelsartikel sind, einen ganz anderen Markt und Abnehmer- 
kreis haben, wie als blosse Dichtungen, erstens schon deshalb, weil 
sie mit der Composition gedruckt, viel teurer sind, und daher den 
billigern blossen Dichtungen keine Concurrenz machen können, zwei- 
tens, weil in diesem Drucke sie zum blossen Lesen und Declamiren 
ganz ungeeignet sind, endlich deshalb, weil (abgesehen von dem in 
Theorie und Gesetzgebung auch als ausmihmsweisen behandelten Fall, 
dass die Dichtung von vorn herein für Musik bestimmt ist) fast nie 
ein ganzes Werk eines Dichters den Gegenstand eines musikalisch- 
poetischen Werkes ausmacht, sondern Letzterer seinen Text aus ein- 
zelnen darin aufgenommenen Dichtungen von Werken der verseht 
densten Dichter zusammenstellt, so insbesondere bei Liedern, die zu- 
sammen ein musikalisches Opus ausmachen; selbst, wenn sie alle aus 
demselben poetischen Werk genommen sind, so sind es meistens 
nur 80 wenige, dass sie sich zu dem, was der Dichter als ein 
ganzes Werk veröffentlicht, fast nur wie Citate daraus verbalten. 
Fälle, dass ein ganzes solches Werk componirt wird, wie von 
Hoven (Yesque) dos ganze Buch der Lieder von Heine, sind äusserst 
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selten, und dann tritt umsomehr die gftnzliche Verscliiedenheit im 
wirtschafllichen Wert der Composition and der Dichtang henror. 
Immerhin bilden diese wirtschaftlichen Erwägungen nur den Gegen« 
grand zur Beseitigung von Bedenken derselben Art, nicht wie es ge- 
wöhnlich dargestellt wird» den eigentlichen Grund fOr Gewährung 
dieses Eingriffes in das Urheberrecht des Dichters durch den Compo- 
nisten. Denn diese wirtschaftlichen Erwägungen würden ja auch 
dann zutreffen, wenn Jemand eine von seinen berette vorhandenen 
Compositionen einem Gedichte anpassen, also ohne dass die Compo- 
sition daraus hervorgegangen, es damit vereinigen wollte, sogar wenn 
es sich Jemand beifiallen Hesse, eine fremde nicht mehr vom Ur- 
heberrecht geschätzte Dichtung mit einer ebensolchen Compoeitioo 
durch Unterlegung des Textes unter die Composition zu vereineo. 
Die Froigebung von Diditungen als Musiktext ist also vorwiegend 
künstlerisch begründet. 

Das alles ist auch von der deutechen Gesetzgebung bis auf den 
heutigen Tug, und so insbesondere auch im Patent § 7 und «im Reichs- 
gesetz S 48, 51 anerkannt worden. Ja man kann sagen, es ist allgemein 
germanische Anschauung, denn auch in den skandinavischen Gesetzen 
ist es ansdrQckiicfa ausgesprochen, so im däniBchen, Art 18, im nor- 
wegischen, Art 16c, und im schwedischen, Art 11, (nur fOgen Letz- 
tere die Verpflichtung hinzu, den Namen des Dichters zu nennen). 
Aber auch dies ist ein Gesichtepunkt, welcher der französischen An- 
schauung fremd ist so sehr, dass sie das Gegenteil als selbstver- 
ständlich annimmt indem in der Litteratur nicht einmal eigentlich 
die Frage aufgeworfen wird, ob eine dmrtige Ausnahme von dem 
Verbot der Contrefa^n zuzulassen sei, es gehen die Besprechungen 
dieses Thema's ohne weiters vom Begriü der .coUaboration'', und somit 
von der Gleichberechtigung des Dichters und des Componisten aus. 
Offenbar steht es damit im Zusammenhang, dass die nicbtdramatische 
Yocalmusik, besonders aber das musikalische Lied in der neuem fran- 
zösischen Tonkunst so wenig vertreten ist, und gewiss ist diese künst- 
lerische Unfruchtbarkeit zum Teil wenigstens durch jene Uecht&an- 
schauung verursacht, wenn auch andererseito sich die Rechtsanscliau- 
ung aus der geringeren Eignung des französischen Naturells für diese 
Kunst formen erklärt. Jedenfalls passen jene Anschauung und dieses 
Naturüll vollkommen auf einander, es darf einen daher Keines von 
Beiden Wunder nehmen, dass aber ein deutscher Gelehrter und 
Musikkenner wie Kohler S. 24G die Berechtigung der deutschen Aul- 
fassung nicht einsieht, das muss Einen wirklich iu Erälauueu ver- 



^kj i^u^ l y GüOgl 



Vnr. Mosik und Text. 



245 



setzen. Denn er stellt eich dadurch nicht nur mit der geschieht- 
liehen Entwicklung unseres Urheherrechtes in Widerspruchi sondern 
noch mehr mit der geschichtlichen Entwicklung und der Bedeutung 
unserer Kunst^ in deren reichen Schutz doch das einstimmige und 
mehrstimmige Lied ein Kroiquwel der herrlichsten und einzigsten 
Art ist ein , Weise* um mit Walther von der Vogel weide zu reden, 
wie ihn kein anderes Volk hesitzt, und zwar nicht nur in musika- 
lischer, sondern auch in poetischer Hinsicht, ja sein hoher nationaler 
Wert hesteht gerade darin, dass die poetische Lyrik durch unsere 
Tonmeister Mozart und Beethoven, Schuhert, Schumann, Franz, Mendels- 
sohn, Brahms, Liszt, Löwe, Jensen u. a. sofort auch zur musikali- 
schen Lyrik geworden ist, derart, dass die herrlichsten lyrischen 
Dichtungen zugleich die herrlichsten lyrischen Compositionen sind, 
wie «Das VeUchen," „Kranst Du das Land*, die Cbmpositionen von 
Dichtungen aus dem Buch der Lieder, aus dem Liehesfr&hling, die 
Schilflieder, die Uedw Eichendorffb, Uhland's u. s. w. Dies und 
damit das herrlichste Oesamtkunstwerk, die schönste Wechselwir- 
kung, die es für das geistige Leben innerhalb einer und derselben 
Nation geben kann, und endlich die überhaupt intensivste Ein- 
wirkung der Poesie auf die Nation und ihr* grösster Triumph wäre 
nach der von Kohler verteidigten Anschauung eine Unmöglichkeit 
gewesen. Denn, was wir schon bemerkt haben, würde vor Allem von 
der lyrischen Dichtung gelten, es hätte kein musikalisches Lied 
geben können, wenn die Componisten zur Veröfifentlichung ihrer 
Liedcompositionen jedesmal der Zustimmung der Dichter und gar 
noch ihrer Verleger bedürfen wOrden, welch' Letztere dann aller 
Wahrscheinlichkeit nach nur gegen Bezahlung zu haben wäre, denn, 
warum sollte sich der Verleger einen solchen Gewinn entgehen lassen, 
mag er auch wie gezeigt, durch die unentgeltliche Gewährung keinen 
positiven Schaden haben? Diese neue Besteuerung geistiger Tätig- 
keit würde aber gewiss dem musikalischen Liede ein Elnde machen. 
t)enn es bliebe höchstens die Möglichkeit übrig, ältere Dichtungen, 
an welchen kein Urheberrecht mehr besteht, zu componiren, also 
nur jene, von welchen sich die Componisten weniger angeregt fühlen, 
müssen, als von den gleichzeitigen, und der Poesie würde die Mög- 
lichkeit genommen auf die gleichzeitige Tonkunst, und somit wirk- 
lich auf das nationale Gefühlsleben ihrer Zeit, dem Empfinden der 
Zeit zugleich musikalischen und poetischen Ausdruck zu geben, ein- 
zuwirken. — Wenn aber Kohler, S. 247, dagegen den Standpunkt 
geltend macht: ,cs ist eben nicht richtig, dass die Musik den Ge- 
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saug (?) absorbiren boU, V. v. FüttUngen S. 36 ff., uad die Zeit ist 
verggDgen, wo man glaubte, dass es Sache der Operncomponiston 
sei, um jeden lächerlichen Kribekrabs, der ihnen Raum für ein paar 
QenihbergUsse, Balletscenen nnd Spectakeistücke ä la Meyerbeer 
gewährt, eine Oper herumzuziehen, wie der Liebterzich et- die Kerze 
uro den Faden') (Ausdruck des Sachverständigen vereine II vielmehr 
soll das musikalische Dnima wirkliches, poetisches, verständigee 
Drama sein, und der rein dicliterische Teil des Liedes soll als ein 
Hauptbestandteil in dem Liede fortleben und im Vortrag des Liedes 
zum wirklichen ernsten Vortrag gelangen; und wenn vielfach noch 
80 gesungen wird, dass der Hörer nur die Töne, nicht aber die Worte 
und noch weniger den pot tisc hen Sinn vernimmt, dass der Sänger 
die Musikfolgen aber nicht den geistigen Sinn der Poesie wiedergibt, 
so ist dies dieselbe falsche Art, wie die des klassischen französischen 
Drama s" u. s. w., so ist das ein Erfordernis, welches nur das künst- 
lerische aber nicht das rechtliche Verhältnis zwischen Poesie und 
Musik betrifft, indem es nur darin besteht, dass nicht der Text der 
Musik zu Liebe vom Dichter poetisch unrichtig behandelt werde, und 
dass nicht die Musik vom Componisten des rein musikalischen oder 
gar virtuosen Effektes halber sich da breit mache, wo die Poesie und 
ihr Fortschreiten das Gegenteil fordert, dies alles aber kann auch 
dann geschehen, wenn der Gomponist den Text ohne Bewilligung des 
Dichters und seines Verlegers unter die Noten drucken darf, es hat 
somit diese Kechtsfrage mit jener künstlerischen Frage absolut nichts 
zu tun, selbst wenn durdi die Freigebung von Gedichten als Muaik- 
texte die Möglichkeit der verfehlten musikalischen Behandlung ver- 
grössert würde. Denn nicht die Möglichkeit eines Fehlers, sondern 
die der höchsten Leistung hat auch hier den Gesetzgeber zu bestim* 
men, das Recht darf niemals ein Hindernis, oder auch nur eine Be> 
vormundjing der kttnstlerischen Entwicklung bilden. Gerade' bei Frei- 
gebung der zeitgenössischen Texte ist das aber am Wenigsten zu 
furchten, da diese auch dem Fuhlen der gleichzeitigen Musiker am 
Besten entsprechen. Für dramatische Musik besteht ohnehin jene 
Beschränkung, die der Sache angemessen ist, wenn auch nicht überall 
in consequenter Durchführung. Die verständliche Declamation des 
Textes beim Vortrag eines musikalischen Liedes endlich ist Aufgabe 

') Selbst dieses geschuuick- und vcrstfindnislosc, weil das Verhältnis der 'l'on- 
kunst in unrichtiger Weise (vgl. das vorhergehende) ganz äusserlich mffiusende 
Ol^cbnis wigt doch, wie ttol»eBtr»itbar di« Belebung der Diditang dnroh die Htttik 
sL Denn die Kerze ist für den Faden doch, was ihm Brenn« und Leuchtkraft gibt 
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des Sängers, nicht des Componieten (dem bdchstens die declatnirlMire 
ConipoBitioD obliegt), und liegt daher ausserhalb des urheberrecht- 
lichen Bereiches. 

Wir wenden uns nunmehr zum gesetzlichen Ausdruck der darauf 
bezüglichen deutschen Rechtsanschauung im Patent und im Reichs- 
gesetz. Bei dieser Auseinandersetzung gilt Alles fQr beide Gesetze, 
was nicht ausdrücklich auf nur Eines davon eingeschränkt wird. 

9 7 Fat wird .der zu einem musikalischen Werk gehörige 
Text des Gesanges als Beigabe der Composition betrachtet, daher ihn 
der Tonsetzer, wenn nicht durch Vertrag etwas Anderes bestimmt 
worden ist, mit der Oompoation abdrucken lassen kann*, und § 48 
des Reiehsgesetzes bestimmt: 

«Als Nachdruck ist nicht anzusehen: die Benutzung eines be- 
reits verttffentlichten Schriftwerkes als Text zu musikalischen Com- 
Positionen, sofern der Text in Verbindung mit der Composition ab- 
gedruckt wird*, worauf die von wirtschaftlichen und andern Er- 
wägungen ausgehende grosse Ausnahme folgt: 

»Ausgenommen sind solche Texte, welche ihrem Wesen nach 
nur für den Zweck der Composition Bedeutung haben, nam«itlich 
Texte zu Opern und Oratorien. Texte dieser Art dürfen nur unter 
Genehmigung ihres Urhebers mit den musikalischen Compositionen 
zusammen abgedruckt werden.* 

Zum Abdruck des Textes ohne Musik ist die Einwilligung des 
Urhebers oder seines Rechtsnachfolgers erforderlich.* 

Was nun zunächst das Patent betrifift, so ist mit dem daselbst 
erwähnten Vertrag offenbar der Fall einer ungedruckten Dichtung 
gemeint, da ja § 4a den eigenmäclitigen Abdruck von Manuscripten 
aller Art» mithin auch den als Musiktext, verbietet und § 5 nur bei 
veröffentlichten Werken Ausnahmen macht. Die entgegengesetzte 
Ansicht Harum s S. 199 ist ebenso unrichtig, wie die Begründung, 
dass die litterarische Verantwortlichkeit und Ehre des Dichters davon 
wenig berührt werde, da der litterarische Wert oder Unwert der 
Dichtung neben der Composition vom musikalischen Publicum wenig 
oder gar nicht beachtet würde! Dazu bcnK'ikl Hariiiu aber, dass die 
Nennung des Dicliters bei niclit oder kryptuiiyni veröftentlichtem 
Texte unstattluiit wäre. — Unberer Auslegung steht auch nicht die 
unten citirte Begründung von § 8 u. f. des 1843er Entwurfes') = 

') Motive: ,Ini ^chluss«atz wurde die bei den Orcbostervorstelluugoii und 
{iffrailichen BlusikalicD'AkademiceD allgemein bestebeitdo Uebniig betficksiclitigt. 
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§ 7 ib. Patent im Wege. Darnach gilt diese Geeetzesstelle bezüglich 
des reohtmissigen Erwerben der AuffUhntngsbefugnis aach für unge- 
druckte Texte, aber eie sagt KichtB darOber» ob man das Elecht 
xur öffentlichen Aufführung auch von einem eigenmächtigen Gompo- 
nisten eines ungedrucfcten Textes her erwerben kOnne, noch viel 
weniger etwas Ober das Recht zum Druck überhaupt^ wir sind also 
bezüglich der Berechtigung zum Druck und zur Aufführung unge- 
druckter Texte auf andere Gesetzesstellen angewiesen. Also noch- 
mal, es bleibt bei den allgemeinen Bestimmungen über ungedruckte 
Werke, so dass der eigenmächtige Druck auch dem Gomponisten bei 
UDgedmckten Texten jeglicher Art, die eigenmächtige Aufführung bei 
ungedruckten oder nur als Hanuscript gedruckten dramatischen Texten 
verboten ist, hingegen nicht die von undramatischen Texten, indem 
es kein urheberrechtliches AuffOhrungs- und Recitationsverbot für un- 
dramatische Dichtungen gibt. (Eine gemeinrechtliche Schadenersatz- 
klage wäre allerdings möglich.) Dabei sind dramatische Dichtnngeii 
in dem bereits bei Besprechung des Aufführungsrechts erwähnten 
Sinn einer auf dramatische Action berechneten Dichtung zu ver- 
stehen. 

üebrigens darf gegen das Gesagte für dramatische Dichtungen 
nicht § 8 angeführt werden, dass aus mehreren gemeinschaftlichen Ver- 
fassern eines musikalischen oder dramatischen Werkes Jeder im Zweifel 
für berechtigt gehalten werde, die Aufführung zu gestatten, vielmehr 
hat schon Harum bemerkt, dass vermöge des „oder* nicht von mu- 
sikalisch-dramatischen Werken die Rede ist. 

Wenn also ungedruckte Dichtungen vom Gomponisten nur mit 
Zustimmung des Dichters veröffentlicht werden können, soweit dieser 
ein ausschliessliches Recht der Veröffentlichung hat, so kann vom 
Gomponisten eine vom Dichter bei Ueberlassung des Textes erteilte 
Ermächtigung zur Aufführung einem Dritten gewährt werden, ebenso- 
gut kann aber der Dichter sich das Recht der Mitverfügung über 
den Text vorbehalten. Im ersteren Falle findet eine, wenn auch 
beschränkte und in Bezug auf die Fristberechnung eigentümliche 
Rechtsnachfolge in das Verfiigungsrecht des Dichters statt, offenbar 
denkt das Patent daran bei Erwähnung des Vertrages zwischen Dichter 

^gcn welebe bisirar kein Eittspruch genuu lit worden ist. Die Tcxtirung dieses Ab- 
satzes bfzinTt Ohripons, rlncs hierdurch der allgemeine mit der obigen Textierung 
nicht verknüpfte V'erkftuf ini<'?:rsr'lilosaen. und somit der mis5ähräuchlichen Aua- 
legung, alfl Külte das acquirirte derartige Druckexemplar schon als eine V^eiöffea^ 
UehuDg (§ 9), begegnet w«rde*. 
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und GomponiBten, betrachtet alao eine solche vertragsmiesige Einigung 
ais Regel, in letzterem Falle entsteht allerdings ein MitverfQgungs- 
recht, in beiden FiÜlen ist daher der Dichter nicht mehr allein zur 
Verfügung und inebeeondere anch nicht cur Ueberlassung an einen 
andern Gomponisten berechtigt, obgleich anch hier eine blos licenz- 
weiae tJeberlasBung an den mnen Componiaten (ohne Aufgebung des 
eigenen Alleinrechtes, und der Überlassung an einen Dritten) denkbar 
wäre, was aber im Zweifel nicht anzunehmen ist. Die Beschränkung 
der zuerst erwähnten Itechtänacbfolge aber besteht darin, doss der 
Componbt nur unter Bedingung der Composition und mit dieser als 
Text über die Dichtung verfügen darf,') die Eigentflmlicbkeit der 
Fristberechnung darin, dass ^io gewiss auch nach oestcrreichischem 
Rechte für die ganze Composition sammt Text nach dem Leben des 
Componisten, kurz nach der Composition sich richtet. 

Bei nichtdramatischen ungedruckten Texten gilt das Gesagte 
nur für den Druck, denn bezüglich der Aufführung könnte es nur 
einen vertragsmässigen Verzicht des unbefugten Componisten auf sein 
iirhebergesetzliches Aufführungsrecht geben, das also, zumal für Dritte, 
keine uihcbeirochtlicho Bedeutung hätte. 

Durch eigenmächtiges Componiren eines ungedruckten Textes 
oiit.stelit also nach dem Patent (und Heichsgesetz) nur ein Mit- 
iii heberrecht pro diviso. Componist, wie Dichter, können getrennt 
(ersterer B. im Arrangen)ent ohne Singstimmcn. oder, was freilich 
unkünstlerisch wäre, mit andern Worten), über ^Schöpfungen ver- 
fügen, über deren \'ereinignngen nur Beide zusaiiiinen. Natürlich kann 
aucli dieses Urheberrecht pro diviso hinterher vertragsmässig in das 
vorliin goschilderte Verhältnis der Hechtsnachfulge oder des Mitver- 
iuguii^^sK'chtas pro indiviso verwandelt werden. 

hei Dichtungen alier, die im Druck veriifTentlicht sind, besteht 
nach dem Patent kein Hindernis für den Componisten, sie mit der 
Composition abzudrucken und keine Möglichkeit eines Vorbehaltes, 
nicht einmal bezüglich solcher Dichtungen, die für Musik be- 
stimmt sind. 

Ferner ist der Coni|M>nist weder bei veröffentlichten Texten, 
noci) bei unveröffentlichten, zu deren Benützung er die Erlaubnis des 

') Oah^r wird der Veriang dnrch UnmSglichkeit der Gompoeition, s. B. dnrrh 
Toneitigen Tod des Componisten hinfllllig, das Recht gebt nicht auf den Erben Ober, 
selbst wenn dieser anch Componist wllr<^, denn es ist ein höchst p^rsönh'ches. Frei- 
lich kann in einem solchen Kalle das etwa vom Coinp<>ni<?frn an den Dichter ge- 
xabltc Uonorar mit der condictio sino causa zurückgefordert werden. 
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Dichters erlangt hat, durch das Gesetz verpflichtet, den Dichter zu 
nennen, sondern kann höchstens bei Letzteren durch Vertrag dasa 
verpflichtet werden. Das iat freilich eine nicht zu billigende Lficke 
in unsern Gesetzen. 

Bezüglich gedruckter und veröffentlichter Texte aber wird fOr 
den ComponiBten nicht etwa ein Urheberrecht, sondern nur eine Aus- 
nahme von dem Urheberrecht des Dichters bezttglich des Druckes 
gewährt, denn das Recht, den Text mit der Compoeition abzudrucken 
st^t dem Componisten allerdings, aber nicht ausschliesslich zu, er 
darf keinen andern Componisten daran hindern, ja nicht einmal einen 
Nichtcoroponisten, der den Text widerrechtlich abdrucken wfirde, 
wegen Nachdruckes verfolgen.*) Mithin entsteht durchaus kein Mit- 
urheber- oder Mitverfttgungsrecht zwischen Dichter und Componisten, 
sondern nur ein Recht, noch besser gesagt, eine Freiheit des Ein- 
giiffes f&r Letzteren in die sonst durch das Urheberrecht geschfitsie 
Sphäre des ausschliesslichen Beliebens des Dichters. Bezüglich der 
Offentlicfaen Aufführung jedoch kann sich der Dichter eines drama- 
tischen Werkes durch Vorbehalt auch dem Componisten gegenüber 
sichern, wo dann Mitverfügungsrecht pro diviso und im Falle einer 
Einigung das bereits früher Auseinandergesetzte entsteht, ohne diesen 
Vorbehiüt gilt dasselbe wie bezüglich des Druckes, welcher Vorbe- 
halt übrigens bei vorhergegangener Veröffentlichung vom Dichter nicht 
nachträglich gemacht werden kann. 

Stets aber gibt nur die Composition des Textes dem Musiker 
ein Recht zur Veröffentlichung mit seiner Musik, wie schon von ver* 
schiedenen Seiten bemerkt wurde und auch von uns zu Anfang, 
obwol von einem etwas andern Gesichtspunkte aus, nicht das blosse 
Unterlegen des Textes unter eine gegebene Composition. Hierzu 
müssen wir aber zwei Gegenbemerkungen machen. Erstens, dass 
von einem Unterlegen nur da die Rede sein kann, wo die ganze 
Composition, zu welcher der Text angepasst wird, schon gegeben 
ist, nicht blos die «Melodie* d. i. die Haupt- oder oberste Stimme. 
Wenn nämlich zu einer gegebenen Melodie auch nur eine ein&che 
Harmonisirung hinzugefügt, und erst dieser also harmonisirten Me- 
lodie ein fremder Text untergelegt wird, so bildet die Harmonisirung 

') Auch nicht der V*eri«g«r d«r Vocalcompo(>ition. dieser erwirbt kein Verlags- 
recht, daluT kann der Cotnponist, wenn er selbst doi Dichter ist, wi.< Wapnor und 
Complius, die von ihm compouirtcn eigenen Gedichte ohne Cuiuiyositjuii wiedtn hei 
einem Andern ais dem Verleger der Composition verlegen, ohne dadurch das Verlags- 
recht an dem Componirten su verUkcen. 
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docb eine Composition des Textes, nadidem, wie wir schon wissen, 
aoch Harnionisiren ein Hinzucomponiren ist; herrlicbe Beispiele dieser 
Art bot Bach mit seinen Choralmelodieen geliefert, denen er andere 
als die ursprünglichen Texte untergelegt, und wozu er diesen Texten 
entsprechende herrliche Ergänzungen binzucomponirt hat, so zur Me- 
lodie »Wer nur den lieben Qott lässt walten* die Texte ,Ich leb' 
indess*, Wer weiss wie nahe", und ind>e8ondere ,Ich armer Mensch* 
Erk, I Nr. 140—142. Selbst dann gilt dies, wenn der Text nicht 
auf die binzucomponirten Stimmen gesungen wird, also auch dann, 
wenn die Harmonisation nicht für Vocalchor, sondern für Instrumental- 
begleitung geschrieben ist.O Denn die Musik, in welche ein Text ge- 
setzt ist, wird nicht blos von dem Tonsatz für den Vocalpart gebildet, 
sondern auch vom begleitenden instrumentalen Tonsatz, weil durch 
diese Begleitung die Wirkung des Vocalparts erhöht wird, und somit 
erstere an jener Belebung und Verwandlung des Textes durch die 
Musik wesentlich teilnimmt, durch welche die Freiheit der Verwen- 
dung zur Composition begründet ist. Auch hierfür fehlt es nicht an 
Beispielen, und zwar sind Leistungen dieser Art die so lebensvollen 
Ergänzungen altdeutscher Volkslieder mit Clavierbeglcitung von Ro- 
bert Franz, zu welchen der Text teilweise (von Osterwald) umge- 
dichtet wurde, welchen somit ein neuer Text untergelegt ist Hingegon 
lässt sich musikalische Begleitung zu einer blossen Declamation, wie 
sie z. B. Schumann zu Hebberschen Balladen componirt hat, nicht 
hieher zählen, denn dadurch, dass das Wort selbst nicht zum Gesang, 
also zum Ton wird, kann die Begleitung nicht derart darauf ein- 
wirken, es gibt nichts Belebendes, woran sie teilnehmen würde, die 
blosse Vorstellung wird nicht zur Empfindung, die Abstraction steht 
neben der Wirklichkeit da, auf diese sehr zwitter- und zweifelhafte 
Kunstgattung kann sich also (trotzdem es schöne Melodramen, wie 
z. B. Fidelio, Act. 2) gibt, die Freiheit des Componisten bezüglich 
fremder Dichtung nldit erstrecken, spricht doch auch das Patent § 7 



') Ist aluT <ii<' fri'iiule Melodie, welcher der fremde Text iinterlp^t wird, po- 
lyphon contrapuiiktiich behandelt, wie z. B. der Choral ^Ach üott vom Uimmel sieh 
darein* za dem Gesang der Oehamisobteii „Der, welcher wandelt* in der Zaaber- 
flOtef oder tlietnat dnrcfageflihrt, wie das orieiitalisdie Thema zum Cbor »Dankel iat 
es aehon* im «Oheroo*. dann ist schon vermöge des Umataiides, dass das Ganze 
als Composition zu betrachten ist, die Anpassung erlaubt, ebenso wenn die fremde 
Melodie, welcher ein fremder Text nngepasst wird, als Cifat erscheint, wir /,. H. in 
Schumann's Ballade ,Die Grenadiere* die Marseillaise auf die Schlusästropho 
will' ich liegen und horchen still*. 
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vom «Text des Gesanges* und § 48 des Reichsgesetzes vom Text zu 
musikalischen Compoeitionen, da als Text zur Musik immer nur das 
zu Singende bezeichnet werden kann. (Natürlich ist diese Frage von 
der nach dem Musikdrama ganz verschieden, ein solches kann auch 
dann vorhanden sein» wenn das vom Dichter flir Composition vorge^ 
sehene ganz oder zum Teil melo-dramatisch behandelt wird s. S. 231.) 
Die abweichende Meinung von Yesque, S. 39, Mandry, S. 206, und 
Endemann, S. 72, ist also verwerflich, denn die von Yesque be- 
hauptete Analogie mit Gesang trifft nicht zu. Noch weniger als 
Declamationen mit Musik sind .Programme* zu MnsikstQeken ein 
Text zu diesen, ihr Abdruck ist daher nur erlaubt, soweit er als 
Oitat erlaubt sein kann, wie z. B. bei dem Abdruck der Lenaa- 
schen .Schilflieder* als Motto's zu den gleichnamigen ClavierstQcken 
von Hans Seeling. Hingegen sind falsi bordoni, kirchlich-Utorgiscfae 
Gesangsweisen (sog. PsalmtSne) und Seccoreeitative obwol mehr an- 
deutend als wirklich ausführend doch wieder Composition, der Ab- 
druck eines so coroponirten Textes ist also erlaubt, natürlich gilt 
das noch mehr von begleiteten Recitativen. 

Das einfoche Unterlegen des Textes unter fremde Melodieen ist 
aber urheberrechtlich auch bei solchen Texten unerlaubt, die kein 
hervorragendes Interesse gewähren, wo, wie Klostermann g. E. S. 147 
sagt, der Text lediglich als TrSger der Mdodie erschdnt, so dass 
ihm die „Geltung als selbständige Gedankenmitteilung* fehlt. Die 
Erlaubtheit ist nämlich vom Berliner Sachverständigen-Verein bezüg- 
lich eines Polkatextes .Komm doch o Schöne, tanze mit mir*, der 
einer andern Polka vom Verleger, nicht dem Componisten, unter- 
legt wurde, behauptet worden, eine Entscheidung, der Klostermann 
und mit ihm auch Wächter, Seite 296, Anmerkung 0, zustimmt. 
Dies ist aber ganz ohne stichhaltigen Grund. Jeder Satz, der 
nur grammatischen Zusammmhang hat, ja selbst einzelne Worte 
sind selbständige Qedankenmitteilungen ; auf den grösseren oder ge- 
ringem Grad von Originalität oder Interesse kommt es nicht an, 
denn wo wäre die Grenze und der Massstab dafür? Ist doch im vor^ 
liegenden Fall nichts geringeres (mit unbedmtenden Aenderungen) 
vorhanden, als Goethe's WeehselUed zum Tanze ,Komm doch o 
Schöne, o komm mit zum Tanze* u. s. w., welches also der littera- 
rische Sachverständigenverein nicht gekannt zu haben scheint. Höchr 
stens in dem Fall möchten wir diese Ansicht gelten lassen, wenn der 
Text, wie z. B. bei manchen Jodlern, Studentenliedern u. s. w. aus 
blossen Interjectionen und Natnrlauten besteht, diese sind allerdings 
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keine Gedankenroitteilungen, kein Text im wahren Sinn des Wortes. 
Zweitens musB der Text (mit einer alsbald zu «^wühnenden Aus- 
nahme) mit der Gomposition gedruckt werden, d. h. nicht bloss etwa 
in demselben Heft» son^m eben in strragem schriftlichem Anscbluss 
der Worte an den Tonsatz, so wie er zu singen ist, und zwar gilt 
diea vom ganzen Text, daher mfissen auch hei Strophenliedem die 
zweite und jede folgonde Strophe derart im Anscbluss an den Tonsatz 
gedruckt werden, nicht etwa als Anhang zu den Koten, und nach 
oder hinter ihnen, in der Weise wie man sonst Gedichte druckt, es 
ist dies die einzige Auslegung, welche dem Grundgedanken dieser 
Bestimmung entspricht und zugleich verbindert, dass eine unbedeutende 
Composition der ersten Strophe zur Verdeckung des Nachdruckes der 
übrigen Teile des Gedichtes diene. Hält man dies fest, so ist man 
der Frage Uberhoben, ob die Composition dann zum Abdruck des 
Textes berechtigt, wenn sie im Vergleich damit zu unbedeutend ist, 
was doch offenbar nur auf ihre äussere Ausdehnung Bezug haben 
könnte. — Was aber dem Conipoiüsten wol erlaubt ist, d. i. der sich 
an düii Tünsatz und seine Notenfolge genau anschliessende Abdruck 
des TexttÄ auch bei Eini ichtungen eben derselben Coniposition, aber 
ohne Gesang, ebenso dürfte dies ein belugier Dritter, welcher die 
Composition für blossen Instrumentalsatz einrichtet, auf ihn geht da,s 
Recht, die ^Vorte im Anscliluss an den Tonsatz abzudrucken, ebenso 
über, wie vom Componisteu auf den Verleger. Daher hat Liszt dies 
Dill vuilüu) Keüht bei seinen TransäcriptioDeo ^)chubert ächer Lieder 
getan. 

Das Patent gestattet aber in einem bc-tinimtea Falle den Ab- 
druck selbst ohne Musik und sogar ohne eine Urheberschaft an der 
Composition, denn nach 5^ 7 wird bei einem zur öffentlichen Auffüh- 
rung bestimmten Werk die iiiuwilligung des Dichters dazu Jn der 
Art vorausgesetzt, dass derjenige, welcher die Berechtigung zur 
Aufführung erlangt liat, auch deu Text zum Beiuil der Benützung 
bei der Aufführung des Tonwerkes mit Andeutung dieser Bestimmung 
drucken lassen darf", was man im Princip gewiss loben muss, denn be- 
sonders bei polyphon componirten Chören ist es unmöglich, den Text 
im ganzen Verlauf ohne Mitlesen oder doch vorhergehendes Lesen 
deutlich wahrzunehmen, dies ist aber zum vollen Verständnis und 

üt« Motiv« sa dem entoitrecheiideB § 8 des Entwarft von 1643 bemwken 
dasn: Im SchlussabsaliB wurde die bei Opernvorstellungen und Sffentlichui mosika^ 
lisrhcn Akademieen allgomeiii bestellende UebttDg berttduicbÜ^ 8^8*"^ weldie bis* 
bor keio Kiuepruoh geuuicbt wurdu. , 
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Geniiss der Compositioii oboiiso unerlässlicli . wie ziini Verständnis 
und Gonus-s eijies Geniäldos die vürhergeheude genaue Kenntnis des 
dadurch Uaigehtellten Vorganges. 

Es ist also notwendig, dass der Veranstalter der Aufführung 
den Text besonders drucken kann. Man müsste sonst geradezu für 
jede Auitulii ung je ein Exeiii|)!ar der Werke, aus welchen die aufge- 
führten Dichtungen entnommen sind, also oft, bei Liedervort rä gen z. 
B., eine ganze Handbibliothek anscluißen, und in das Antführungslocal 
mitschleppen, ausser es werden grössere Vocalwerke aufgeführt, die 
auch im blossen Textdruck mehr oder weniger die Bedeutung eiue^i 
selbstiindigon Verlagsartikels haben, in einem solchen Fall bietet der 
Ei vvci l) des vom Dichter oder seinem Rechtsnachfolger herausgegebenen 
Druckes für das Concert- oder Theaterpubiicum keine Unbequemlich- 
keit, andererseits schadet dem Dieliter das Recht des Abdruckes 
von Seite des Aufführenden dann durch die Concurrenz; für solcho 
Fälle hat das Patent in der Art vorgesorgt, dass es nicht bloss für 
sie dem Dichter die Verweigerung der Einwilligung zu einem solchen 
Abdruck also den Vorbehalt bei der VeröfFentlichimg ermöglicht, denn 
man muss imi Vesque, S. 40, die Voraussetzung der Einwilligung für 
eine einfache praesumtio juris halten, man darf isie uiclit als eine 
praesumtio juris et de jure ansehen, höchstens insofern, als gegen- 
über der vorbehaltlosen Veri^fl'entlicliung ein Beweis der nicht ge- 
gebenen Einwilligung nicht möglich ist. 

Dafür spricht vor Allem die Textirung des Gesut/c-, nach 
welcher das leitende Princip doch die Alleinberechtigung des Dichters 
zum Druck des Textes ohne Musik ist. Davon wird nur eine Aus- 
nahme bei Aufführungen gemacht und selbst diese nur als hypothe- 
tischer Erwerb des Rechtes zum Druck vom Dichter dm ]lt, es 
wird alsdann eine Einwilligmig vorausgesetzt. Wenn nun < rweis- 
lich diese Voraussetzung nicht zutriift, sondern ihr positives Gegen- 
teil, ein Vorbehalt feststeht, dann würde es doch gar nicht zu der 
erwähnten Ausdrucksweise passen, dass dennoch der Concertnnter- 
nehmer den Text allein sollte drucken können. Wäre das gemeint, 
so würde sicherlich nicht von einer Voraussetzung die Rede sein, 
sondern es würde schlechthin heissen „wenn aber dfis Werk zur 
öffentlichen Aufführung bestimmt ist, darf der zur Aufführung Be- 
rechtigte auch den Text zum Behuf der Benützung bei der Auf- 
iühiung des Tonwerkes mit Andeutung dieser Bestimmung drucken 
lassen". 

Dieser Vorbehalt muss nun natürlich auf eine allgemeine wahr- 
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nehmbaie Art erklärt werden, als eine solche kann aber nur die 
Erklärung auf den bereits in Druck gelegten Exemplaren gelten, 
denn keine aii lri o i»t .so beschaffen, dass man von ihr sagen körnite, 
dass jeder sif ^vl^sen muöste, oder im Stande war, von ilir Kenntnis 
zu neiimeu. ^iatiirHch kann der Dichter von diesem Voibeiialt zu 
Gunsten bestimmter Aufführungen abgehen oder denselben von vorn- 
herein beschränken z. B. auf tbeütrulische Aufführungen, er kann aber, 
wenn er einmal das Werk ohne einen solchen Vorbehalt ia Druck 
gegeben hat, nicht mehr hinterher einen Vorbehalt machen. 

Uebrigenfi ist der zum Druck berechtigte der geschäftliche Unter- 
nehmer der Auftührung, nicht der Virtuos oder Sänger, der bei der 
Aufführung das Tonwerk vorträgt. Selbstverständlich gilt dieses Keclit 
ebenso wie das des Druckes mit Musik nur für bereits verötfentlichte 
Texte. Andererseits aber kann dieser Vorbehalt nur gegenüber den 
Unternehmern von Aufführungen, nicht Componisten gegenüber, welche 
den Text Tiiit der Composition abdrucken wollen, gegen Nachdruck 
schützen, nicht einmal bei dramatischen Werken, da es auch hier 
beim Erscheinen im Druck nur einen Vorbehalt gegen Auffüh- 
rung gibt. 

Dagegen darf der Abdruck von Seiten des Unternehmers der Auf- 
fülu'ung nur zu diesem Zweck, also zur Vorbereitung dieser be- 
stimmten Aufführung stattfinden, nicht für mehrere Aufführungen von 
vornherein und nur bei und für diese Aufführung der Verkauf statt- 
finden, und es muss dies auf dem Abdruck selbst ersichtlich sein, 
denn anders kann die Andeutung dieser Bestimmung mit dem Druck 
wol nicht verbunden werden, somit hört auch das Recht dazu sofort 
nach der Aufführung auf, jedoch ohne dass die übrig gebliebenen 
Exemplare, wenn sie nicht verbreitet werden, als Nachdruck verfolgt 
werden könnten. 

Das vorhin Gesagte gilt nun auch bezüglich des Reichsgesetzes 
mit wenigen Ausnahmen. Erstens sind bezüglich des Druckes nicht 
nur unveröffentlichte Dichtungen ausdrücklich gegen die Benützungen 
als Musiktexte geschützt, sondern auch »solche Texte, welche ihrem 
Wesen nach nur für den Zweck der Composition Bedeutung haben, 
namentlich Texte zu Opern oder Oratorien", mit Recht, und zwar 
nicht etwa darum, weil hier die Belebung des Textes durch die Musik 
von geringerer Bedeutung ist als bei andern Dichtungen, im Gegen- 
teil, sie ist hier noch grosser, sondern weil der Dichter sich hier eine 
Beschränkung auferlegt, auf die Wirkung der Dichtuug für sich allein 
von vornherein verzichtet, so dass sie Anerkennung und Lohn nur 
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mit Musik finden kann. Der Dichter arbeitet hier geradezu fOr den 
Componistent es ist also billig, dass er sich den Componisten aoa- 
sacben, und von ihm Gegenleistungen fordern darf, von dessen Musik 
er sich die richtige Ergänzung seiner Dichtung zum Gesammtkunstr 
werk und damit auch die Anerkennung seiner Leistung erwartet, 
umsomehr, da die Pablication der Dichtung ohne Musik ihm kernen 
oder nur geringen wirtBchaftlichen Lohn eintragen kann. Somit ent^ 
steht nach dem Beidisgeeetz auch bei Gomposition eines solchen 
selbetgedruckten Textes ohne Einwilligung des Dichters ein Mitur- 
heherrecht pro diviso, das Ganze kann nur von bdden zusammen ver- 
öffentlicht werden, jeder aber kann seinen Teil für sich aUein ver- 
öffentlichen, z. B. der Componist die Gomposition in einer Einrichtung 
ohne Singstimmen. Diese Mitbereditigung pro diviso ist aber bezüg- 
lich des Auffülirungsrechtes freilich durch die Bestimmung des § 51 
für den Dichter iUusorisch gemacht, wovon spftter. 

Zu den Texten, bei welchen es einer Zustimmung des Dichters 
zur Veröffentlichung mit der Gomposition bedarf, wiren ausser Opem- 
und Oratorientexten zu rechnen auch Texte zu Gantaten, wie z. B. 
Goethe's «Rinaldo*, aber keineswegs wegen des auch und vorwiegend 
in Dramen vorkommenden Dialoges alles, was in dialogischer Form 
' oder in Form von Wechselgesftngen gedichtet ist, z. B. nicht Goethe*8 
»Wechsellied zum Tanze*, auch hat keineswegs alles Daqenige, was 
zwar gelesen, aber nicht laut declamirt, hingegen wieder gesungen 
Eindruck macht, semem Wesen nach nur für den Zweck der Gom- 
position Bedeutung, 0 sondern es muss eine Art von Anpassung 
an die Erfordernisse bestimmter musikalischer Kunstgattungen er- 
sichtlich sein; Übrigens kOnnen derartige Dichtungen zu musikali- 
schen Zwecken auch prosaische Form haben, auch wol aus andern 
Werken, z. B. der Bibel zusammengestellt sein, was beides bei den 
Mendelssohn'schen Oratorien «Elias' und »Paulus" zutrifft Bezüg- 

'j Die Eignung zum Jittarariäcb' d Vorlagsobjoct für sich allein ohne Yerbioh 
diiiiy; mit andorti Dichtungen entschoidet noch nicht g('gi>n die Qualifioation als 
Dichtung, die nur für Compoaition Ik'deutung hat. >1('doiifalls ist dicsi' vage B*v 
titiinmuiig der vom Dichter vorbehaltenen Texte keiu glücklicher Einfall des K«icbs- 
ff«8etM«, Ti«! iMMer wir« es gawMm, dm b«eoDd«ni Torbehalt d«s Diditam so 
forden. Die Begründung in den Motiven (nd 1 50 dea Entworfe) ist nngenOgoid» 
ja sogar unzutrefTend : , Wollte man auch solche Texte freigeben, W wflrden dieselben 
fHr den rechtinllssigcii Vcilc^oi iliicn Wert ciluddicli vfrlieren, da diese Texte ihren 
Vfilaprswprt hauptsäclilicli ei>t durch den Hinzutritt der Musik erlanjjon' folijürh 
waren s>ie ja vorher zum Verlag gur nicht geeignet, also keine Gefährdung des Ver- 
lage« sn fbchlen. 
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lieh atitierer Dichtungen dagegen bostoht die Freiheit, den Text mit 
der Musik abzudrucken, in derselhen Weise, wie nach dem Patent. 
Seihst dramatische Dichtungen, die nicht für Musik bestimmt sind, 
können darnach, wie nacli dem Patent, sohald sie in Musik gesetzt 
sind, damit ahgedruckt werden, was entschieden zu tadeln ist; haben 
wir doch an der lierrlichen Composition von Goethe s Faust durch 
Schumann gesehen, wie auch ein nicht für Muaik berechnetes Drama 
oomponirt werden kann. 

Für die Aufführung aber genügt nach dem Reichsgesefz ,boi 
musikalischen Werken, zu denen ein Text gehört, einschliesslich der 
dramatisch-musikalischen Werke die Genehmigung des Componisten 
allein" § 51. Also dafür g^bt es niemals ein Mitverfügun^recht des 
Dichters (ausser höchstens vertragsmässig, ohne Wirkung gegen dritte 
Personen), und bezüglich des Textes auch nur eine Freiheit, kein 
Hecht dee Componisten, denn jeder andere Componist darf ihn auf- 
führen, sobald er denselben Text componirt hat. Diese Bestimmung des 
Koichsgesetzes ist daher schon vielfach getadelt worden, und nicht 
mit Unrecht, denn offenbar beruht sie auf einer Kedactionsflüchtigkeit, 
welche den Erwerb des Textes durcii den Componisten, und damit 
auch zugleich die Zustimmung zur Aufführung vom Dichter her, voraus- 
setzt, aber dabei zweierlei übersieht, erstens, dass der Text ohne 
ausdrückliche oder stillschweigende Gewährung des Aufführungsrechtes 
erworben sein kann, was allerdings ziemlich selten vorkommen wird, 
zweitens, dass ohne jede rechtmässige Erwerbung des Textes durch 
den Componisten dennoch die Composition ohne Zustimmung des 
Dichters aufgeführt werden kann. Indessen ist gerade hier die Ge- 
fahr nicht so gross, indem zu einer Aufführung eines solclien Werkes 
stets eine mehrfache Vervielfältigung der schriftlichen Aufzeichnung 
nötig ist, welche selbst dann, wenn sie mit freier Hand geschieht, 
nacli § 4, (letzter Absatz) als Nachdruck verfolgt werden könnte, und 
fast für jeden Aufführenden würde sich die neuerliche Notwendigkeit 
einer solchen Copiatur herausstellen, und dadurch die gänzliche Un- 
anfechtbarkeit eines solchen Vorgehens wenigstens sehr erschwert 
werden. • Aber immerhin könnte nur wegen der unbefugten Verviel- 
fältigung, niebt wegen der unbefugten Aulführung Strafe und Ersatz 
verlangt werden und endlicli würde doch der Fall möglich sein, dass 
bereits für eine andere, z. B. eine Privataufführung mit Zustimmung 
des Dichters geschriebene Stimmen hier verwendet würden, wo also 
nicht einmal wegen Nachdruck geklagt werden könnte. Endlich 
konnten auf diese Art sogar dramatische Werke, welche nicht für 

B. 8«h«tt«r, SM tTrfaebermht der ToDknmt. 17 
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Musik bestimmt 5?ind, wenn sie dennoch componirt werden, wie es, 
!ini bei dem erwähnten Beispiele zu bleiben, Schumann mit einem 
gr<).s.sü!i Teil von Goetho's ^ Faust" getan hat, auch vom Componibteu 
uliein theatralisch und nichttheatralisch aufgeführt werden, ausser- 
dem nach § 48 auch gedruckt werden, somit würde das Urlieberrecht 
des Dichters bei solchen Werken dem Componisten gegenüber auf- 
hitreii. indessen glaube ich doch dtirauf hinweisen zu können, dass solche 
Werke nicht dramatisch-musikuli-^cho \^ i rke im Sinne des Gesetzes 
sind, man kann sie doch nicht als musikalische W erke, wozu ein 
Text bloss , gehört", bezeichnen, man kann dies bloss bei jenen, wn 
schon vom Dichter das Werk an! Mitwirkung der Musik als wv^em- 
lich für das Kunstwerk im Ganzen, d. h. für dessen ganzen Verlauf, 
wenn auch mit Unterbrechung, angelegt ist. Jedenfalls muss man 
§ /jI Abs. '2 so eng als möglich fassen, und daher insbesunderc reci- 
tirte Dramen mit blossen einzelnen musikalischen Ei^ipoden. wie wir 
das schon früher getan haben, von dem Begriff" des nuisikalist h dra- 
matisclien ausschliessen. Am allerwenigsten aber darf man avi-, der 
Textiiung jener Stelle schliessen, dass zur Aufführung aucli i iiies 
wirklich musikalisch-dramatischen Werkes die Genehmigung dt s eigeii- 
mäclitigeii lüHipu nisten selbst dann genüge, wenn die Autiührung 
ohne Musik stattfindet, denn dann ist es ja kein musikalisches oder 
musikalisch-dramatisches Werk mehr, obgleich andererseits, wie wir 
ge-.eiien haben, das Recht des befugten Componisten durch Aufführung 
ohne Musik verletzt wird, aber aus eioem andern Grund, wegen der 
schädigenden ( oucurrenz. 

Hingegen gibt es nach dem lleichsgesetz kein Hecht des Ver- 
anstalters einer Aufführung, den Text abzudrucken, was doch in den- 
selben Fällen, in welchen es dem Componirton szestattet wird,i) sehr 
wol geschehen könnte; jedenfalls hat nur der Dichter und sein Nach- 
folger, nicht der Cumponist und sein Nachfolger das Kecht einen der- 
artigen Nachdruck zu verfolgen, sonst gilt bezüglich des Textdruckes 
das, was bereits für das oesterreichische Patent gesagt worden ist. 

*) Hin hfttto das BeicfasgeBeti den ÜntendiiiMl des vorigen AlMatiM nacfaea 
kSnnen, also den Abdrack z. B. eines ans Liedern niBanunengeaetslett t*rogi«mnio 
toztes erlauben, den eines Cantaton- oder Operniextes verbieten sollen. Wirklich 

sprechen zur Rechtfertigung^ dio Motive nur von Operntcxton, wohoi zu Itomcrken 
ist, dass es keineswegs, wie die Motive nieinon. an eiuinii iiiucin (Srund zur outgegen- 
gesotxten Disposition mangelt, der innere liruud ist hier allerdings kein Urheber* 
rechtlicW, abo kein priTStreckflioher, aber ein aflSBntlidi-rediiUdier, er ist der 
ROoksiebt auf die ptaktiadie Kuna^ege entnommen, die auch hier den privatrecht» 
liohMi Gesiohtnpnnkt bredien mnaa. 
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Um endlich noch e'mm flnditigen Blick nuf die neuesten Ur- 
hebergesetze fremder Nationen zu werfen, so folgt das ungarische in 
§ 48 u. 52 im Princip dem Rcichsgesetz, betrachtet aber eine vor- 
behaltlose Mitteilung des Textes durch den Dichter an den Compo- 
nisten auch bei vorbehaltenen Werken als üeberlassung zur Benützung ; 
fiir die Auftührung scheint es einen Vorbehalt des Diditers durch 
den Zusatz in § 52 „in der Hegel" anzuerkennen, ausserdem gestattet 
es ausdrücklich die Aufführung ohne Musik ohne Einwilligung des Com- 
ponist^n; das schweizerische, das holländische und portugiesische schwei- 
gen darüber gänzlich, hingegen das spanische stellt den Gedanken des 
Mitverfügungsrechtes pro diviso als Princip auf in Art. 23, ohne zwischen 
veröfifentiichten und nichtveröflentlichten Texten, oder dramatischen und 
nichtdramatischen zu unterscheiden, derselbe Artikel fügt aber etwas 
sehr Wunderliches hinzu, nämlich dass der Componist eines Libretto, im 
Falle er nicht die Einwilligung des Dichters zur Aufführung erhält, 
die Musik von Neuem einem andern dramatischen Werk anpassen 
darf! Also wird hier das Ganze rein commerziell aufgefasst, und der 
Zusammenhang zwischen Musik und dem ursprünglichen Text ganz 
ignorirt. Das belgische Gesetz bestimmt in Art. 18, dass bei Werken, 
die aus Worten oder Textbüchern (paroles ou des livret«) und Musik 
snsammengf'^etzt sind, der Componist und der Dichter nicht mit 
einem andern Miturheber über ihr Werk verhandeln können (es geht 
also ofifenbar vom Fall einer diesbezüglichen Einigung aus), hingegen 
bleibt einem Jeden das Recht der Ausnützung für sich allein durch 
Veröffentlichungen, Ueberaetzungen (offenbar auch Einrichtungen) 
und öffentliche Au^hrungen, also eine communio pro indiviso, mit 
teilweiser Wirkung einer ooDununio pro diviso, auch dies ist eine 
juristisch wie künstlerisch verfehlte fieetimmnng. Weit besser ist 
Art. 6 des italienischen Gesetzes geraten, wonach der Urheber einer 
in Musik gesetzten Dichtung über die Musik nicht verfügen kann, 
hingegen der Componist Uber die Musik mit sanimt den Worten, 
jedoch bleiben dem Dichter die Rechte gewahrt, welche Art. 5 
einem Miturheber einräumt» offenbar ist damit nur der Anspruch 
auf eine Entschädigung gemeint, der in Art. 5 statuirt ist. In** 
dess ist auch dies eine sehr mangelhafte gesetzgeberische Norm. — 
Man sieht eben, wie die romanische Auffassung zu einer richtigen 
künstlerisch^ Anschauung Uber das Verhältnis von Text und Musik 
nicht gelangen kann. 
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IX. 

Ahndimg von ürheberrechtsverletzungeii. 

Der Privilegienschutz schloss eine schuldlose Verletzung des 
Privilegiums auf Geisteswerke schon dadurch aus, dass das Privile- 
gium stets, wenigstens andeutungsweise (z. B. durch „c. pr. S. C. M.* 
dem Werk vorgedruckt, und mithin Jedem, der es nachdrucken wollte, 
notwendiger Weise bekannt war. Höchstens bei Drucken nach andern 
Ausgaben desselben Werkes, (die ja aber, wie wir wissen, nicht schlecht- 
hin als verboten galten,') siehe S. 17) und bei nngcdruckten Werken 
durch gutgläubigen Erwerb vom Nichtberechtigten her konnte cin*^ 
unwissentliche Verletzung eines Urheberrechtes vorkommen, und im 
letzteren Falle, seitdem dio Erwerbung vom Urheber her zur Regel 
gemacht war, auch zur Annullirung de^ etwa darauf erworbenen Pri- 
vilegs führen, aber ir< r ade dieser Fall stand ausserhalb des Privilegien- 
schutzes. Daher wird die Rechtsverletzung von den Privilegien selbst 
stets als schuld- und strafbar behandelt, und zwar als Verletzung 
Süwol des Privilegirten, wie auch, nach allgemeinem Brauche, des 
Verleihers, jedoch ohne genaue Trennung von Straf- und Civilfolgen, 
die Strafzahlung schloss eine Art von Ersatz nn den Privilegirten 
in sich, nur die Befugnis, vorgefundene Nachdrucksexemplare von 
Dritten zu vindiciren, war rein vermögensrechtlichen und objectiven 
Charakters. 

Aber auch dahinter blieb dor Schutz der allgemeinen oester- 
reichischen Nachdrucksgesetze von Maria Theresia bis einschliesslich 
Kaiser Franz zurück, es fand keine andere Strafe als die nicht ein- 
mal gesetzlich angeordnete „Confiscation- statt, und die beschädigte 
Partei war , wegen des Schadenersatzes lediglich auf den Rechtsweg 
gewioson" f Vortrag Sedlnitzky's vor Kaiser Franz vom 19. April 1832) 
doch konnte nach diesen als , politische" Gesetze (a. b G. § 1171) be- 
trachteten leges imperfectae auch unverschuldeter Nachdruck verfolgt 
worden. Das preuss. Ldr. II 20 § 1295 flF. bestimmte allerdings Ci\il- 
wio Sti atToIgen für Nachdruck, letztere aber nur für privilegirte Werke, 
und zwar die im Privilegium angedrohte Strafe, es machte also unver- 
schuldeten und culposen Nachdruck doch zum Gegenstand einer civilen 
Verfolgung. Uebrigens geht daraus hervor, dass die allgemeinen Gesetze 
altsichtlich weniger boten als die Privilegien. — Die franzSsiacben 



') Unigckclirt wird dadurcli wteiUi begreiflicher, warum der Druck nach 
tfiner andern Vorlage nicht aU Nachdruck wider das Privüe^am galt. 
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Gesetze von 1791 und 1793 scheinen wieder fast nur an strafbare 
Verletzung des Urhebertechtes zu denken, so dass die französische 
Jurisprudenz teilweise auf die Verkehrtheit verfiel, auch bei unver- 
sdiuldeter Urheberrechtsverletzung Strafbarkeit zu behaupten, so Re- 
nouard und Pataille, Pouillet 475 S. 382 ff., natürlich selbst in Frank- 
reich ohne Erfolg, im Gogcnteil, die Obrige Theorie und im allge- 
meinen die Praxis haben es geliiugiiet, vgl. Pouillet 475, 476, 617, 
so dass es auch nicht strafbare Verletzung des Urheberrechtes und 
Civilklage in solchen Fällen (Pouillet 476) gibt, wozu alle gehören, 
in welchen guter Glaube, wenn auch fiüirlSssig guter Glaube, vor- 
banden war (vgl. Pouillet 475 S. 384 in fine).') 

Wol nach diesem Muster haben schon vor 183n deiiUclie be- 
setze den verbotenen Nachdruck nicht nur unter Knihchädigungs- 
pflicht, sondern aucli unter Strafsanction gestellt, doch niclit crleich- 
iirtip:, so Anhalt-Bernburg den Nachdruck ütK>ilijui}>t, Anhalt-^ Tithen 
nur wicdeiliolton oder gewerheniässigen NaclidruLk.-') Im Hinui»_.-l)C- 
schiuss von 1837 wurde zuerst da« IVincip einer Stnil'*^ neben der 
Entschädigung allgemein festgesetzt, aber Erstere der Landesgesotz- 
gübung üljorlassen, im Bundesheachluss von 1815 ein Maxinrnm daliii- 
bestimmt, und so hat denn auch das Patent den Nachdüuk, sowie, 
im Einklang mit dem Bundesbesehluss von 1^41, die unbeliigtc Ant- 
führuug zu ötraibaren Handlungen gemaclit. — Aber in den ßundes- 
beschltissen und andern deutschen (ieset/en. zumal auch im I^atent 
wird nicht deutlich genug zwischen veiseliuldeter und unverschuldeter 
Verletzung unterschieden, insl)esondeie nicht ausdrücklich für letztern 
Fall ein Civilanspruch statm'it, eine vielleicht als Nachwirkung des 
I'rivilegienschutzes und seiner mangeihalten Unterscheidung zu er- 
klärende rnkhuhcit. 

A la) Tiiitzdein ist für das Patent die MfigHelikeii des Civiirechts- 
weges zur Verfolgung von vefscbuMeien oder unverschuldeten Urhcher- 
rechtsverletüungeu zweileilos. liiessen doch die altern oesten-eichisclicn 
Naehdrncksgesetze nach ausdrücklichem Zeugnis des JSedlnitzky scheu 
Vortrages eine Civilklage wegen ^Eiitschiidigung* fei. h. auch Ver- 
gütung eines unverschuldeten Schadens) nicht nur zu, sondern kannten 
ausser der Confiscatioa keine andere Folge des Nachdruckes. Offeo- 

'} Freilich wird in Fnulkraicb gutor Glaube nicht angenommen, sobald Twir 
eachen vorbaitdea sind, deren Kenntnis den guten Glauben aoasdilieesen, «neb hat 

der Verh eer zu bovreisen, was schwierig ist, ilass er im guten Glauben gehandelt bat. 

') Nämlich unter eigentliche Criniinalätrafo nur diesen, unter Ordnungsstrafe 
(Zahlung an die öffentliche Casee; jeden Nachdruck. 
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bar wollte man nun durch das Patent bisherigen Urbeberachatz 
iiiclit \crmiiKiein, sondern vermehreD, das geht schon aas der Stelle 
des 15 crwäliuten Sedlnitzky sehen (nicht Mettemicb'schen, wie 
dort steht) \'ortrages hervor, ,das8 eine abschreckende Strafe dee 
Nachdruckes bestimmt ausgesprochen werden müsse, da nach den bis- 
herigen Gesetzen nur die oben erwähnten Folgen einträten*; mit keinem 
Wort ist das Fallenlassen der Civilverfolgung beantragt Er geht 
aber auch hervor aus dem Verbot jeder eigenmächtigen VervielBÜti- 
gung, also auch der unverschuldeten in § 3 und ebenso jeder Anf- 
führung in ^ 8 des Patentes, wie jedes Handda mit Hschdmck in 
^12, andererseits aber daraus, dass die Strafsanctionea der §^ 25 — 26 
nach § 33, dei die subsidiäre Anwendung des allgemeinen Strafge- 
setzes auf Urheberrechtsverletzungen als „schwere PoKaeiObertretun- 
gen" befiehlt, nur unter den allgemein strafrechtlichen Voraussetaningen 
stattfinden, nicht minder ergibt es sich aus dem nunmehr an Stelle 
von § ;)o getretenen 5$ 40 7 des jetzigen Strafgesetzes, dass Urheber- 
rechtsverletzungen nur unter der Voraussetzung eines anrecbeiibaren 
Verschuldens eine strafbare Handlung bilden, dass somit unverschul- 
dete derartige Verletzungen und damit rein civile ürheberrecbtsver^ 
letzungen möglich sind, ja bei uiatigtlndem Verschulden mosa nach 
geltendem Strafprocessrecht die Entscheidung über den objectiven 
Tatbestand dem liana sowol über die Schuld wie über den objeetiven 
Tatbestand selbständig^ . ikrimendcn Civilgericht überlassen werden, 
woruu.s .luch die Mügiichkcil eines Civilurteiles selbst bei verscbuldeter 
L'rheberrechtsverletzung wieder hervorsteht. Indess kann hier das 
Civilgericht auch sofort angerufen werden, ja nachdem § 33 des 
Patentes und § 407 des Strafgesetzes nnr den wissentlichen Handel 
mit Nachdruck straft, Sj VI des Patentes aber solchen Handel verbietet, 
ist der culpose Handel mit Nachdruck, nur civiles Unrecht. Immer- 
hin ist aber der objective Tatbestand der Urheberrechtsverletaung 
LiiinincU und civilrechtlich derselbe, und zwar vermöge legislativen 
Principcs, so dass Nichts ein civiles Unrecht bildet, was bei sub,^©- 
tiven Voraussetzungen nicht criminell wäre; vermöge des Grundaataes 
„nulluni crimen sine lege" gibt es daher keinen andern crimindlen und 
daher auch keinen andern civilen Tatbestand von Urheberrechtaver- 
letzungon, als den gesetzlich bestimmten. Uebrigens ist in Oester- 
reich Kegel die criminelle Verfolgung des Nachdruckes, in vierund- 
zwanzig Bftnden der Qlaser-Unger'schen Sammlung von civilgericht- 
lichen Entscheidungen des obersten Gerichtshofes kommt nur eine 
später zu erwähnende urheberrechtliche vor, eine andere, die prin- 
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dpiell, aber nur in zweiter Instanz, die dvilgericfatiiche Competons 
aosqpridit» sielie bei Harum § 68, S. 221, und oesterr. Geriebtszeitg. 
1856 Nr. 19-20. Aucb die Abschn. VII S. 238 ff. berahrte Klage 
gegen einen Tbeaterdirector wurde als Oivilproceee bis in die böcbsten 
Instanzen durcbgeftthrt und nicht aus processualen Gründen zurück- 
gewiesen. 

Die strafrechtliche Beurteilung von Urbeberrechtsverletzungen 
richtet sich teils nach dem Patent, teils nach § 467 des Strafgesetzes, 
der formell an Stelle der gg 25, 26, 30, 81 des Patentes getreten 
ist, nachdem das Stoifgesetz von 1803, worauf es sich als subsidiäre 
Quelle berufen hatte, ausser Kraft gekommen war. 

Demnach bildet jede der im Patent und § 467 des Strafgesetzes 
genannten Urheberrechtsverletzungen ein Vergeben, also der Nach- 
druck, der wissentliche Handel damit und die unbdiigte Aufführung. 
Von diesen drei Vergehen ist indees der objective Tatbestand, wie 
uns schon bekannt, nicht im Strafgesetz bestimmt, Übrigens auch von 
uns schon erörtert. Zu seiner strafrechtlichen Qualification gehOren 
aber vermöge der Aufnahme in das allgemeine Strafgesetz die allge- 
meinen Merkmale der Vergehen Überhaupt. Demnach ist Strafbar- 
keit, mit Ausnahme des nur bd Wissentlichkeit als strafbar bezeich'- 
neten Handels mit Nachdruck, für den Täter selbst auch bei blossem 
Verschulden, also bei jeder fahrlässigen Ignorirung von Tatsachen 
vorhanden, die die Berechtigung eines Andern ergeben, andererseits 
sind auch die allgemeinen Bestimmungen Über Versuch, Veranlassung 
and Teilnahme anzuwenden. Veranlassung und Teilnahme sind also, 
nämlich nach g 239 des Strafgesetzes und seiner Verweisung auf g 5 
daselbst nur bei Wissentlichkeit strafbar, für die Teilnahine sagt es 
fiberdies g 467. 

Im Stadium des Versuches aber befindet sich meines Erachtens 
nach oesterreichischem Recht der Nachdruck so lange, bis nicht min- 
destens zwei Exemplare gedruckt sind, dies nämlich entspricht dem 
Begriff der Vervielfftltignng, welche nach g 3 des P&tentes zum Tat- 
bestand des verbotenen Nachdruckes gehört, die also beabsichtigt 
sein muss, so dass erat die verwirklichte Vervielfältigung das voll- 
endete Vergehen bilden kann. Dafür spricht auch die Tatsache, dass 
noch im Entwurf von 1843 neben der Vervielfältigung auch die un- 
befugte Nachbildung in dem (g 3 des Patentes entsprechenden) g 4 
genannt war, und zwar, wie aus einer Bemerkung zu ^ 4 des Xhit- 
wurfee von 1845 »auch in der Ansicht, dass selbst ohne eigentliche 
Vervielfältigung schon die unbefugte Nachbildung auch nur in einem 
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einzigen Kxemplar den verbotenen Nachdruck ))egründcn kann". da?s 
aber gerade dieses "Wort gestrichen wurde zufolge des kaiserlichen 
Befehles: ,Bei dem eigentlichen Nachdnick ist nicht jede auch 
nur teilweise Nachbildung, sondern die Vervielfältigung auf mecha- 
nischem Wege fiir Nachdruck zu erklären*. Auch darf man nicht 
den auf Pressdelicte bezüglichen Jj lo des Strafgesetzes herbeizie hen, 
übrigens spricht auch dieser nur vom Beginn der Strafbarkeit. Die 
Meinung Harums s< 82 S. 250, dass der Nachdruck für den Unter- 
nehmer bereits mit dem Drucksatz oder der vollendeten Platte oder 
Form vollendet sei, erscheint mir daher vollends unrichtig. — Ver- 
anstalter ist der geschiiftliche Unternehmer, also der Verleger. 

Als eigentliche Strafe des Nachdruckes erscheint in der Privi- 
legienzeit nur die Goldbusso an den Berechtigten, und an den Ver- 
leiher des Privilegiums, die aber wie schon bemerkt, keinen rein 
poenalen Charakter, sondern zum Teil den einer Ersatzleistung hatte. 
Das absichtliche Wcjc^lassen derselben in den ersten deutschen allge> 
meinen Gesetzen hatte aber zur Folge, dass die Bundes- und spätere 
Particulargesetzgebung dem bloss aus Conüfication und Entschädigung 
bestehenden allgemein-gesetzlichen Schutz eine besondere, somit r^ 
poenalo Strafe absichtlich als notwendig zur .Abschreckung" hinzu* 
fügte, und zwar ist diese schon nach dem Prineip des Bundesbe- 
schlusscs von 1845 eine erst im oesterreicbisclu^n Gesetz näher 
bestimmte Geldstrafe, von 25—1000 Gulden, welche nach § 467 
in Arrest von fünf Tagen bis zu sechs Monaten verwandelt werden 
kann. Zu dieser Strafe kommt im Falle (mehrmaliger, so auch 
Herbst ad § 407) Wiederholung, oder zweimaliger Bestrafung, also 
einmaligen Rückfalls, und zwar obligatonsch die ätraffolge des 
Gewerbe Verlustes (nämlich wol nur für den, der ein concossionirtes 
Vervielfältigungsgewerbe treibt), sobald er, sei es als Täter oder 
sonstwie an) Nachdruck, oder am wissentlichen Handel mit Nach- 
druck beteiligt war. Da das Gesetz nicht unterscheidet, tritt 
der Gewerbeverlust selbst bei bloss culposen Wiederholungen oder 
Hückfällen, auch bloss culposer früherer Vergehen ein, was sehr 
haii; ist. 

Hingegen hat die (Jonfiscation der vorhandenen Exemplare, Ab- 
drücke, Abgüsse u. 8. w. und die Zerlegung des Drucksatzes, Zer^ 
Störung der Platten, steine. Formen und anderer Verviellaltigunga- 
vorrichtungen im Falle des Nachdruckes keinen bloss poenalen Charakter, 
nachdem wenigstens die Confiscation nach § 35 des Patentes auf \' er- 
langen des Beschwerdeführers unverweilt zu verfügen ist, wenn die 
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Eigenschaft des Urhebers (Bestellers» Unternelitners, Ilerausgobors 
eines Werkes im Sinne des § 1) und erforderlichen Falles die Er- 
scheinungszeit des Originalwerkes nachgewiesen worden ist, also we- 
nigatena die Confiscatlon ist zugleich auch processualische Masaregel; 
aber für sie, wie für die Zerstörung der Verviel&ltigungsvorrichtung 
moss behauptet werden, dasa sie auch mangels eines strafbaren, ja 
auch eines civil verantwortliehen subjectiven Tatbestandes stattzu- 
finden hat, sobald nur ein objectiver Tatbestand des Nachdruckes 
vorhanden ist Namentlich geht dies aus den Materialien zum Pa- 
tent hervor. In der Note Metternichs an Sedlnitzky vom 10. Be- 
cember 1835 wurde diese Folge eine «mehr natürliche Strafe* ge- 
nannt, anderswo wird darauf hingewiesen, 4lass ohne ausdrücklich 
atatuirt zu sein, diese »Strafe* doch auch nach den bisherigen allge- 
meinen Gesetzen geübt wurde, 0 endlich wird in den Motiven zum Ent- 
wurf von 1843 ad § 27 nur die Geld- und eventuelle Arreststrafe 
mit ihren Folgen als Strafe überhaupt bezeichnet. Auch der schon 
von Herbst richtig betonte Umstand, dasa bei dieser Confiscation 
keine Verwendung für den Armenfond eintritt, aondern die Vertilgung 
oder Uebernahme durch den Beschädigten deutet darauf. Uebrigens 
kann durch diese Uebernahme die Confiscation einen Ersatzcharakter 
annehmen, der aber natürlich (obgleich es im Gesetz nicht steht) 
nicht Rechte Dritter praejudiciren darf, z. B. denen des Verlegers, 
und aiich nicht den Gonfiscirenden selbst zum Drucke des confiscirten 
Productes, wenn dieses eine Beai'beitung ist, autorisiren sollte, aber 
nach unserm Becht gemessen unrechtmässige Bearbeitungen keinen 
Schutz. Demnach darf z. B. der Urheber die also übernommenen 
Exemplare nur mit Zustimmung des Verlegers feilhalten und um- 
gekehrt. 

Die Confiacation ist aber aowol im Fall eines Straf- als eines 
Givilurteila immer nur gegen den Verurteilten wirksam, daher wirkt 
das CSonfiscationserkenntnis gegen den Nachdrucker nicht gegen den 
selbständigen wissentlichen Händler und ebenso umgekehrt, weil das 
Urteil über ein Deliet, selbst über den blossen objectiven Tatbestand, 
nicht gegen den wirkt, der sich eines selbständigen Delictes schuldig 
gemacht oder auch nur ein objectives Unrecht begangen hat. 

Ueber die unbefugte Aufführung und ihre Ahndung mit 10—200 fl. 
Geldstrafe, eventuell Arrest (der hier nur verhältnismässig, also im 
Allgemeinen bestimmt wird) ist dasselbe zu sagen, nur dass hier nie- 

') T>ic Zerstörnnff t^er Vorriclitnngcn ist abor in ili n früheren Gesetzen und 
Ptivilegien uicht enthalten, ihre Vindicatiun kennt schon das Nüraberger Ölatat. 



oiy ii^uo uy Google 



266 Ahnduiig von Urli6lieiracli(BT«delsDiigen. 



mak Oewerbeverlust eintritt. Veranstalter der Aufführung ist der kfinst- 
leriflche Unternehmer nicht der geechftftliche Agent oder Impresario, 
anf dessen Rechnung die Aufführung stattfindet, andererseits auch nicht 
der dahei künstlerisch Thätige als Solcher. Die der AufEtthrung vorher- 
gehenden Proben sind nicht Versuche, sondern Vorbereitungshandlungen 
also straflos, Teilnehmer an der Auff&hrung eines Tonwerkes sind auch 
die nicht in musikalischer Weise Hitwirkenden, so z. B. der Calcant 
bei der Orgel, die £leprfisentanten von blossen Sprach- oder gar 
stummen Rollen in Opern etc. Femer hat die hier angeordnete Ck»n- 
fiscation der Manuscripte (Textbücher, Partituren, Rollen) stets nur 
im Falle einer verschuldeten unrechtmässigen Auffllhrung statt, sie 
ist hier nicht Zerstörung oder Vertilgung von etwas objectiv Unrecht- 
massigem oder Entziehung eines objectiv unrechtmfissigen Eigentumes 
sondern reine Strsftnassregel, weil die Ezistena oder der Besita des 
Manuscriptee nichts wsich Unrechtmässiges ist, wie die Existenz 
oder der Bentz eines Nachdruckes, femer betrifft sie schon nach dem 
Wortlaut des Strafgesetzes und der Regel »nuUum crimen sine lege* 
nur Manuscripte im Sinne des § 8 des Urheberrechtes, d. h. Hand- 
schriften und als Manuscript gedruckte Werke, nicht aber mit Auf- 
fOhrungsvorbehalt im Druck veröffentlichte und zur unbefugten Auf- 
führung verwendete Exemplare, wol aber wieder Abschriften von 
Rollen oder Stimmen, die darnach gemacht sind. 

b) Was nun die civilen Folgen betrifft, so ist meines Erachtens hei 
Urhoherrechtsverletzungen zu unterscheiden der Schaden, nämlich die 
Minderung der berechtigten wirtschaftlichen Ausnützung durcli diu un- 
bereciitigte Concurrenz, und zweitens die grundlose Bereicherung des 
unberechtigten Concurrcnten, welche stets Unrecht schon an sich ist 
und dfllicr dem Berechtigten ebenso gebührt, wie die vom Unberech- 
tigten gezogenen Früclite einer kürperlichen Sache. Daher sollte 
die Bereicherung bei .Schuldlosigkeit^) wie Schuldbaiktil stets ganz 
hernusgegebeu werden, also bei ISchuldbarkeit auch, wenn der Schaden 
des Berechtigten ^ei inger ist, hingegen wenn der Schaden grösser ist, 
wilro bei Schuld barkeit auch der über die herauszugebende Bereiche- 
rung hinausgehende Scliadeu zu eisetzeii, denn der Unberechtigte 

') Denn nach I. 1 § 3 Dig. de cond. sine causa: ,t'unhUt, id dpnnini {»osso con- 
diei ftlicui qaod vel Don ex josta caaM ad enm penrenit, vel rcdit ad non justani 
canMun* kann ohne oondietio Bttekncht anf die Berkunft, ohne datio, selbst ohne 
Boritz oder Natmng einer fremden Sa^hc auf Seite des Beretoherten atattSnden. 
t^'rbrigoiis könnto man sebr wo! von dem VerJeteer des Uihebenreebtes Mgen, daae 
ex re alicna aliqnid ad eoni pervenit 
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soll niemals eine grundlose Beneichening, der Berecbtigte niemak 
einen von andern verschuldeten Schaden haben. — StAtf4eni aber 
wird in nneem Oesetzen, zumal im Patent nur von EintschSdigung 
gesprochen, oder selbst die Herausgabe der Bereicherung vom Stand- 
punkt der Entschädigung behandelt, so im Rdchsgeeetz. Im Patent 
ist dies aUerdingsj nicht von Übeln Folgen, indem 68 über die Be- 
reidierungsfrage schwelgt, also den gemeinrechtlichen Grundsätzen 
frttes Spiel lässt» ausserdem statuiren die ausdrücklichen positiven 
Anordnungen, indem sie nur von Entschädigung, also auch nur Ver- 
schuldung sprechen, für den Fall der Verschuldung etwas regel- 
mässig sdion über die Bereicherung Hinausgehendes §g 27—30, 32 
daselbst.*) — Bei dieser Entschädigung kann aber nicht damnum 
emergens und Incrum cessans unterschieden und daher auch nicht 
§ 1324 des a. b. G. angewandt werden, vielmehr sind jene §§ des 
des Patentes auch von blosser culpa zu verstehen« Denn die der 
oberflächlichen Betrachtung vielleicht als damnum emergens dünken- 
den Druck- und AuffQhrungskoaten, welche der Berechtigte unnütz 
in Folge einer eigenmächtigen Verfügung eines Andern aufgewendet 
bat, sind doch kein wirkliches d. e., weil die Vermögensminderung 
um jene verlorenen Kosten nicht erst durch die Verletzung des 
rrhcberrechtes entsteht, sondern schon durch ihren Aufwand statt- 
gefunden hat; nur die Mö<2;liohkcit, sie und etwas darüber hereinzu- 
bringen wird vereitelt, die Ertragsfiihigkeit des darin angelegten 
Capitals wud geschädigt, juristisch kann also hier überhaupt nur von 
entgangenem Gewinn gesprochen werden. Wirklich statuirt das l*a- 
tent die von ihm angeordnete Kutschiuli^^ung auch beim eigcnniiich- 
tigen Druck von Manuscripten, wo von Kosten des Berechtigten keine 
Rede sein kann, es will also unter allen Umständen diesem die Ge- 
nugtuung im Vollen von ihm bestimmten Ansmass gewahren. 

Schon der der Beweiserleichterung halber stets gewährte Anspruch 
d. i. für Nachdruck die Vergütung im Wert der von der unbefugten Ver- 
vielfältigung abgängigen Exemplare im Verkaufspreise des Originals 
ist regelmässig, und nach der Intention des Gesetzes etwas, das die 
Herausgabe der grundlosen Bereicherung des Verletzten und noch 
ausserdem ein Mehr und zwar als Schadenersatz in sich schliesst, in- 
dem der Üriginalpreis regelmässig höher ist als der Nachdruckspreis. 
Schadenereatz ist dies für den Preis derselben Anzahl Originalexemplare, 
wofür ohne den Nachdruck Abnehmer gewesen wären. 

') Der Kürze halber sei hier und im Folgenden auf die in Oesterreich nild 
Deutsdilaiid allerorts letobi zagftogUche GesetieeeteUeo ineiat nar bisgevieseii. 
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Das Princip ist schon im BuDdesbescbloss von 1845 festgesetzt, 
wo aber Jioch die Zahl der im Originalpreis zu ersetzenden Exjem- 
plare der richterlicben Festsetzung flberlassen ist, während das Pa- 
tent nur bei Unmöglicihkeit der FeststeUung des Abganges dem 
Richter gestattet» diese nach Beschaffenheit der Umstftnde und mit 
BerOcksichtigung dee Befundes dor Sachverständigen auf 25 bis 1000 
zu bestimmen. — Der Ersatz hat im Laden- und nicht im Nettopreis 
stattzufinden, so hat die civiJgerichtliche Entscheidung des obersten 
Gerichtshofes Gi.U. 22, Nr. 10080 erklärt. 

Aber diese bundes- und patentrechtlichen Bestimmungen sollen 
nur, wie schon Jolly f&r erstere bemerkt hat, den Beweis des Scha- 
dens bis zu jener Höhe ersparen, für den ausdrücklich auch im Pa- 
tent zugelassenen Beweis grösseren Schadens gelten dann die gewöhn- 
lichen Straf- und Givilprocessregeln. 

Jene speciellen Kegeln gelten wieder nach ausdrficklicher Be- 
stimmung auch beim Nachdruck von Manuscripten, was natürlich 
nur hypothetisch verstanden werden kann, nämlich soviel als der Preis 
f&r Originalexemplare betragen wfirde. Ferner gelten dieselben Ro- 
gein, ao sehr dies auch ihre Untauglichkeit zeigt, selbst bei Nach- 
druck eines Teiles und bei Druck mit bloss teilweise Nachdrucks- 
eigenschaft. 

Der noch grossere zum Beweise zugelassene Schaden kann 
verschieden sein, so z. B. gUnzIiche Unverkäuflichkeit des Originals 
dadurch, dass die IncoVrccthoit des Nachdruckes es in Verruf ge- 
bracht hat, Enuüglichung einer unbefugten und Vereitelung einer be- 
fugten Aufführung und ihres Ertrages sogar ohne Möglichkeit eines 
Rechtsweges gegen den (z. B. ausliindischen) Aufführenden, ja ein eigen- 
mächtiger Druck eines Manuscriptes kann den Urheber um seine 
ganze Existenz bringen. Auch der \'erlo^aM- kann durcli Nachdruck 
weit höhern Schaden erleiden als den ( >riuinal-\'eikaufspreis der im 
Nachdruck abgogan^eneu Exemplare, der Verlust kann niügliclier- 
weiso die Ursache einuü Concurscs sein. 

Auch für die Verletzung ideeller Interessen kann meines Er- 
achtens der Verletzer des Urheberrechtes verantwortlich gemacht 
werden, da eine Grenze für den tschadenersatz nicht angegeben ist 
und unser Civilrecht den Ersatz des Wertes ,der besondern Vor- 
liebe" ausdrücklich anerkennt, was hier gewiss auch das sachlich 
ideelle Interesse umiasst, selbst ohne materiellen Schaden, z. B. bei 
eigenmächtigem Druck eines Manuscriptes, wo dann der Urheber den 
Wert der Geheimhaltung beschwüren kann. 
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Immerhin kann die Bereicherung des Nachdrackers den Schaden 

des Berechtigten übersteigen (z. B. bei einer nachgedruckten teureren 
Prachtausgabe), dann ist die ganze Bereicherung auch ohne Verschul- 
dung verniü<^e der condictio sine causa, ja vielleicht auch nach Ana- 
logie von § 1041 des a. b. G. herauszugeben, also auch das den 

Schaden l^cbersteigcnile. selbst bei mangelndem Verschulden. 

Bei der Klage gegen den lliindlcr mit Nachdruck niuss \vol be- 
züglich der Entschädigung die eventuell vom Naclidruckcr selbst ge- 
leistete Entschädigung berücksichtigt werden, und umgekehrt; die 
Bereicherung ist aber vollständig vom Händler herauszugeben; die in 
Verwechslung des Handels mit der Teilnahme um >.'achdruck ange- 
ordnete solidarisclie Haftung von wissentlichen Händlern und Xach- 
druckern erstreckt sich aber wol nur auf den eigenMiclu^n Schaden- 
ersatz, ebenso die nach § 1301 f. des a. b. G. angeordnete auch 
solidarische Mithaftung der an wirklich ein und demselben Delict Be- 
teiligten. 

Die Bereicherung als solche versteht sich natürlich nur mit Ab- 
zug der Herstellungskosten, dies gilt aber nicht, wo Entschädigung 
schlechthin angeordnet ist. also bei Verschulden nicht bezüglich der 
im Oricinalpreis zu ersetzenden Exemplare. Dennoch hat dies keinen 
poenalen Chai'akter, weil dem Nichtersatz dieser Kosten auch das 
Nichtersetztwerden der Originalkosten entspricht. Hingegen kann 
der Sehaden und jedenfalls auch die ungerechtfertigte Bereicherung 
auf Verlangen des Beschädigten durch confiscirte Exemplare gul ge- 
macht werden, und hier ist die Vergütung der Nachdruckskosten 
angeordnet, weil diese Nachdrucksexemplare noch nicht den Absatz 
der Originalexemplare und der darauf verwandten Kosten verdorben 
haben. 

Die BegünstiguTic: des Urhebers gegenüber dem Verletzer tindet 
mich hei unbefugter Auttührung statt durch Zuerkennung des Koh- 
nnd zwar des ganzen Hohertrages. auch hei Aufführung des Werkes 
mit andern zusammen. Auch hier ist aber ein höherer Schaden denk- 
bar und zu ersetzen. Daher besteht ein Entschädigungsanspruch auch 
in dem vom Gesetz nicht beridu teu Fall des gänzlichen Fehlens einer 
Einnahme, sei es wegen ünentgcltlichkeit, sei es wegen Ertragslosig- 
keit, ja passiven Ergebnisses der Aufführung, und sowol, wie auch 
in andern Fällen, bei materiellem, wie ideellem Schaden, der dadurch 
dem Urheber geschieht. Eine Anrechnung der rein strafweise ge- 
schehenden Confiscation des benützten Manuscripies auf den Ersatz 
hat hier nicht statt Der schuldbare Veranstalter ist auch ersats* 
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pflichtig, wenn er, z. B. als aogestellter Direetor, die Eionahme nieht 
Belbst begebt, sowie bei Schuldlosigkeit des Leiters die Anstalt doch 
die Bereieherung herausgeben tnuss. 

Ha) Aocb im Reicbeigosebi bUd«i nur die ausdrAoldicli verbotenen 
Handlungen VerletzuDgen des Urbeberrechtee, unsomebr, da es nicht 
wie das Patent, Eigentoin, also keine totale Herrschaft, sondern nur 
einzelne Rechte gewilhrt. Dasselbe gilt aus demselben Omnd von den 
meisten heutigen Gesetzen. Ebenso sind nach dem Reichsgesetz die 
objectiven Tatbestände von Criminal- und Civilrecht identisch, und 
ist ein Civilunrecht auch bei Schuldlosigkeit vorhanden. 

Für die criminelle Beurteilung von Urheberrechtsverletzungen 
enthält das lieichsgufsetz so viele Bestimmungen, ') dass es auch hior 
iu erster Linie maissgebend ersclieint, das allgemeine Strafrecht nur 
subsidiär und mit vielfachen AlimuiIuulh. Erstens schliesst selbst 
entschuldbarer Recbtsirrtum die Strafbarkeit {aber nicht die Kuti,clui- 
digungspflicht!) sowol ])ei Nachdruck, als bei Veranlassung dazu, wie 
bei unbefugter AuHiilirang, aus (§ 18, 20, 5'Jj, uinl zwai bei beiden 
Letztern vermöge der wirklich vorhandenen Analogie mit § 18, auf 
die, obwol in anderer Hinsicht, Danibach S. 248 hinweist. Bei der 
Verbreitung, g 25, ist die Frage nach dem Irrtum durch die aus- 
drücklich vorausgesetzte Vorsätzlichkeit, also wissentliche Unrecht- 
mässigkeit ausgeschlossen. Uebrigens kann der eatöchuidbare Rechts- 
irrtum auch ein gemeinrechtlicher, nicht bloss ein urheberrechtlicher 
sein, ferner eiu straf- oder civilrecht lieber oder Beides zugleich, (für 
den gemeincivilrechtliclien Irrtum versteht sich die strafrechtliche 
Entschuldbarkeit schon nach allgemeinen IJechtsgrundsäl/.en). -) nur 
da?f er nicht in vollständiger urheber- oder strafrechtlicher Hechtü- 
unkenntais bestehen. ^) 



') Bekanntlich entstand es fast gleichzeitig mit dorn allgemeinen Stnfgeseta^ 
und trat gleichzeitig tlaiuit, mi 1. Januar 1871 io Kraft. 

') Was freilich von modomcn Schriftstelleni gel&ugnet, aber vom Reichage* 
gerieht in wiedMholten Entooheidnngen aaerktont wird, vergl. Liaft^ D. ftnfr., 
8. 172 A. 5. 

■) Dies alles geht aus der BcgrOndting des Bähr'schen Antrages hervor, dnrch 
den dieser Strafausschliessungsgraiui (5^ 18 Abs. 2) erst dem Hesefzc ein^r filpt u iirdo. 
(43. Sitzung, 12. Mai 1870, Protok S. bHH f ) H.ihr wies darauf hin, dass nach all« 
gemeinen Grundsätzen eine irrige Auslegung gegen strafrechtliche Verurteilung nicht 
«diAtge^ d«M ftVev bei KMhdmek oft JeoMnd trots dee beeftea Gtonbem eebnldig 
erklBrt werden ktante, weebalb die etrafeeehtliolie Terartdlnng neben der dvfl* 
rechtlichen zu hart wftrc. Somit solle ,da, wo nach der Natur dea Falles die Frage 
dea Nachdrockea rechtltob iweifelhaft iatr ^mm man aanehmen kann, der Angeklagte 
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Ferner bleibt beim Nacbdruck und zwar schon nach duiii ersten 
Entwurf des Gesetzes der Versiicli straflos, hingegen wol nicht wie 
Dninbuch, Ö. 250, meint, bei der unbofü^itüi Auil'uliiung, erstens fehlt 
der Hinweis darauf im Qesetz, zweitens ist in dem S. 2«)5 geschil- 
derten Stiuiiiiiu des Versuches (im Gegensatz zur Vorbereitungshand- 
lung) sühoii unrechtmäBsiger Gewinn und Schaden für den Berechtigten 
voriianden, auch ist eine Verhinderung kaum mehr möglich. — Dann 
behandelt das Reichagesetz einCitat^) ohne Quellen nemiung nicht als 
Kachdruck, sondern als blosse ^ünn Verletzung mit der sehr milden 
Geldstrafe bis zu 20 i haiern 24) ohne Uuiwaudhing in Freiheits- 
sti-afe, ohne Entschädigungspflicht oder Pflicht zur nachträglichen 
Quellenangabe und ohne Einziehung oder Vernichtung von Exemplaien 
oder Vervieirrtltigungsvorrichtungen. Dies ist entschieden zu mild, 
hart ist es aber, dass nicht nur der Veianlasser. der citirende Autor, 
sondriM auch der Veranstalter, der Verleger dafür gestraft wird. 
Jedenfalls wird man unter gewiihnlichen ITmstäiiiitn ein Veiscliultien 
dieses Letzteren nicht annehmen dinieu, da man niclit voraussetzen 
kann, dass er das Werk gelesen und das C'itat als solches gekannt 
habe. Zum vollendeten Nachdrucksdelict genügt unter den übrigen 
Voraussetzungen nach positiver Festsetzung des § 22 schon ein ein- 
ziges vollendetes Exemplar, ferner statuirt ?J 2<> des Keichsgesetzes ein 
neues bis dahin unbekanntes Delict in der fahrlässigen Veranlassung zur 
Veranstaltung von Nachdruck oder unbefugler "ÄufPillnung. Man' 
kann nämlich z. B. einen Verleger zum Druck eines AVerkes veran- 
lassen, von dem nmn nicht weiss, aber bei einiger Aufmerksamkeit 
wissen könnte, dass dieser Druck eine Verletzung fremder Hechte 
bildet und ebenso bei Aufführungen. So z, Ii. kann der Erbe des 
Urhebers eine im Xachlass gefundene Handschrift in Folge oberfläch- 
licher Betrachtung als Werk des Erblassers verlegen oder aufführen | 
lassen, derlei ist u. a. mit Mozart'schen Manuscripten nichtmozart'- | 
scher Werke vielfach geschehen.') Die Ahndung dieser Fahrlässig- * 
keit ist um so nötiger, als der Veranlasste, der Verleger, dadurch I , 
fast immer in völlig entacbuldbarem guten Glauben sich befinden 

Iwbe im guten Glauben gebtnilelt!» «ine Beetrefnng «uf bSren* und «dannf beneht 
sicii nein Antrag*, der aoch angeBommoi wurde. 

') lieber den Begriff den Anfftthrongavemielies gilt dMaelbe wie im Patent, 
▼gl. S. 2150. 

') Natürlicli gilt dit'B bei Httcrarischen Werken, nicht bloss von wirkliilicn 
Ciutcu, bei musikalischen aber iiur von Citaten Note für Not«, so oucli für dm 
PUeni 

•} Ygl. s. B. O. Jahn H, 51 letsler AIm. 
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imd also eigentli eil nic ht verantwui üich zu machen sein wird, üebrigens 
steckt iu dein betietU iidon 15 20 ein Doppeltes, das allgemeine Straf- 
rech tsprincip, und zwar sowul für wisscntliehe Veranlassung mit un- 
wissentlicher, ab auch mit wi.ssentliclier Ausführung, zweitens alnr 
der erwähnte neue Grundsatz der Strathaikeit fahrlässiger Veran- 
lasäung, auch liier wie schon berührt mit Enlüchuldiyang durch einen 
entschuldbaren selbst rechtlichen Irrtum. 

,Auf den Veranlasber der unbefugten Aufführung lindet (nach 
51 letzter Absatz) der § 20 mit der Maissgabe Anwendung, dasä 
die iiöhe der KnUchädiguug nach § 55 zu bemesaaa ist." 

Wichtig (besonders gogenüber roancbem Civilrecbte, z. B. dem 
preussiscben Landrecbt) aber aucb strafirecbtlicb ist § 29 letzter Ab- 
satz, dass der Richter bei Entscheidang des Tatbestandea der Fabr- 
Iftssigkeit .Dicbt an die in den Landesgesetzen vorgeschriebenen ver- 
schiedenen Grade der Fahrlässigkeit gebunden ist*. Ob solche voiv 
banden ist, hat er frei und ganz nach Beschaffenheit des einzelnen 
Falles zu beurteilen. 

Das Reichsgesetz hat auch die Folgen von Urheberrecbtsver- 
ktznngen genauer bestimmt als die frQheren Gesetze (obgleich, wie 
wir später sehen werden, nicht immer auf lobenswerte Art) und zwar 
zunficbst die criminalen Folgen. 

Vor Allem hat es, wie fast alle modernen Gesetze, den Grund- 
satz der Strafe neben der Entschädigung beibehalten, und zwar auch 
Geldstrafe mit Verwandlung in enisi)rechende Freiheitsstrafe bei Fn- 
oinhringlichkeit, § 18. beide aber nur mit oberer Grenze bis zu 
tausend Thalern, beziehuniisweise bis zu sechs Monaten uud ohne 
btraffolgen, selbst im Wiederhol ungs- oder Rückfall, da § 23 sagt 
ausdrücklich, dass wegen Rückfall nicht einmal eine Erhöhunsr der 
Straie über das liüchste gesetzliche Mass stattündet. Dasselbe wird 
in § 25 für die vorsätzliche Verbreitung von Nachdruckspx« n idaren 
und in 54 für unbefugte Auftülirung festgesetzt. VeriDi - • jener 
kStrafsätze und lieichsstrafgesetz 1 sind übrigens alle Urhebcrrechts- 
delicte \ ergehen, mit Ausnahme des Citates ohne Quellen angäbe, 
dessen ^Stratsatz bis zu zwanzig Thalera e& als blosse Uebertrotung 
qualificirt. 

Das lieichsgesetz hat nun nach einem Lasker'schen Antrag eine 
Wirkung des Urheherrechtsdelictes in 18 Abs. 4 aufgenommen, 
deren praktischer Zweck Schadenersatz ist, die sich aber juristisch 
als etwas Criminelles darstellt, es ist dies die neben die Öffentliche 
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Geld- oder Arreststrafe tretende, private) Qeldbusse. Diese, älteren 
und neueren Nachdruclisgesetzen unbekannte, erst als Zusatz bei den 
Plenarberatungen aufgenommene, übrigens den 188 und 231 des 
Keichastrafgcsetzcs nachgebildete Einrichtung (Dambach S. 140) ist 
theoretisch betrachtet, wie die Berechnung des Sciiadens nacli Exem- 
plaren im Patent, eine materielle Rechtsvorschrift, nur praktisch 
erstens ein Schadenersatz und zweitens eine erleichterte Beweis- 
führung, da sie von dieser die Einzelheiten erspart, sie ist aber 
zweischneidig, da, nebst dem vom Gesetz ausdrücklich fij 18) ange- 
ordneten Verlust 1' der Entschädigung im Falle der Zuerkennung, sogar, 
nämlich in '\'ri l iiidung mit der V^erjährnng der Entschädigung, auch 
bei Aberkennuiig der Geldbusse der Entschädigungsanspruch ver- 
loren gehen kann, übrigens kann die üeldbusse nur zugleich mit 
der Strafe verhängt werden,*) andererseits gegen jeden Verletzer 
ohne Einfluss auf die Rechte gegenüber den anderen Vcrletzcru 
des Urheberrechtes. Dem Richter ist bis zum gesetzlich als ol>erste 
Grenze bestimmten Betrag von zweitausend Thalern insofern Frei- 
heit in der Ausmessung gesxeben, dass er sie niedriger bestimmen 
kann, als der Kläger verlangt; übrigens ist der Kläger verpflichtet, 
eine bestimmte Summe zu fordern, da offenbar auch dies Ausmass 
aicb nach dem Verlangen richtet, so auch Wäcliter S. 2^h^. 

Nachweis eines Vermügensschadens ist nicht nötig, indessen sind 
nach Vorbild von 188 des Keichsstrafgesetzes »nachteilige Folgen 
für die Vermögensverhältnisse des Beschädigten" Voraussetzung, 
Wächter S. 250; es wird also jedesmal wenn eine Bereicherung des 
Verletzenden oder (z. B. durch eine Woltätigkeitsvorstellung) eines 
Dritten eingetreten ist, ja, wenn auch keine Bereicherung eingetreten 
ist, sondern nur die Verletzung (z. B. eine entgeltliche Aufführung) 
darauf angelegt war, oder durch GoDcurrenz Schaden bereiten konnte, 
Busse zngflBprochen werden müssen, da schon dies Alles eine ^Ge- 
fahrdung seiner vermögensrechtlichen IntereBsen (Wächter cit.) bildet. 

Geldbusse kann statt „jeder aus diesem Gesetze entspringenden 
Entschädigung" § 18 gefordert werden, also auch statt der Entscbä« 
digung wegen vorsätzlicher Verbreitung des Nachdruckes und wegen 
unbefugter Aufführung, Wächter S. 253, Damhach S. 167 u. 2ry2, aber 
nicht bei einem Citat ohne Quellennennung, weil ee hier keine £nt* 
Schädigung gibt, sondern nur Geldstrafe. 

Ueber die Folgen der privaten Natur, Unabhängigkeit von Begnadigung 
und Tod dM Kllgen s. Wlalit«i 8. 251 f. 
*) Damliaoli a. a. 0. 

B.8eliiiit«r, Dm Vrhobvradit der TankndJit, IQ 
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«Für die Geldbosse haften die zu defaelben (d. h. in demselben 
Aroeesse als Mitschuldige) Venurteilten als Gesamtschuldner*, also 
nur jene, gegen welche das Verlangen der Verurteilung zu einer Geld* 
hnsse gestellt worden ist» folglich ist (Wächter, S. 253) «nur auf 
eine Busse zu erkennen*. Jedenfolls hat dann der Civilrichter bei 
dem gegen die Übrigen gestellten Begehren auf Schadenersatz die 
bereits durch die Busse schon geschehene gänzliche oder teilweise 
Gntmachung des Schadens zu berficksichtigen. 

b) Die nach seiner eigenen Technik dvilen Folgen der Urheber- 
rechtsverletzung behandelt auch das Reichsgesetz zu einseitig von dem 
Standpunkt der Eatschädigung des Berechtigten, obwol es Entschä* 
diguug und Bereicherung untersdieidet, und zwar zeigt sich gerade 
hei der Behandlung der Bereicherung diese Einseitigkeit, wie wir 
noch später sehen werden. Indessen ist das Princip volle Entschä- 
digung bei verschuldeter TJrheberrechtsverletznng, wie natürlich (§ 18, 
Abs. 1). Und zwar wird zunächst beim Nadidmck das freS» ricbter- 
liehe Ermessen .darüber, ob ein Schaden entstanden ist und wie hoch 
sich derselbe beläuft*, unter Würdigung aller Umstände gewährt, die 
beweiserleichtemde Directive einer Bestimmung des Schadens nach 
der Zahl der nachweislich oder mutmasslich verilussertra Exemplare 
ist absichtlich aufgegeben. 

Auch zur Entschädigung sind Veranlasser und Vertuistalter des 
Nachdruckes bei fahrlässigem oder vorsätzlichem Handeln Beide so- 
lidarisch verpflichtet (§ 20 Abs. 2), (also wol auch, wenn nur Einer 
vorsätzlich, der Andere fahrlässig gehandelt hat), die übrigen Teil- 
nelnner nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften (a. a. 0. Abs. 3). 
Die mit der Sclb.stündigkeit des Delictes unverträgliche solidarische 
Haftung des Verbreiters mit dem >«achdrucker ist fallen gelassen, 
ferner gibt es keine urheberrechtliche, sondern höchstens eine gemein- 
rechtliche Mithaft iin^ zwischen Verbreiter und Veranlasser der Ver- 
breitung, seihst dann wol nicht, wenn Heide zugleich Veranstalter 
und Veranlagter von Nachdruck, aber nicht als solche, sondern nur 
wegen Verbreitung schuidbai' und daher 25 letzter Absatz) verant- 
wortlich sind. 

Bei vorsätzlicher oder lahriiissiger unbefugter Aufführung aber 
besteht die Entschädigung nur ^in dem ganzen Betrag der EimKiluno 
von jeder Aufführung ohne Abzug der auf dieselbe verwendtteu 
Kosten" 55), eine Geltendmachung noch höherer Entschädiguugs- 



') In den EutwOrfen war sie noch enihalteD, 8. DambAoh S. U3. 



Digitized by Google 



DL Ahndung von Drbebemchtsverletzungeu. 



275 



anspräche wie in g 'A2 des oesterreichischen Patentes ist nicht vor- 
behalten, und somit auch dem Gericht nicht, wie beim Nachdruck, die 
Beurteilung nacli freier U^berzeugung über Bestand und Höbe des 
Schadens gewährt, ausser nur dann „wenn die Einnahme nicht 
zu ermitteln, oder eine solche (d. i. eine Roheinnahme) nicht vurlunuien 
ist" ; dann nämlich „wird der Betrag der Entschädigung vom Richter 
nach freiem Ermessen festgestellt" 55 Abs. B; ebenso «wenn dixs 
Werk in Verbindung mit anderen Werken anfgeführt worden, denn 
dann „ist unter Rerücksiclitigung der Verhältnisse ein entsprechender 
Teil der Einnahme als Entschädigung festzusetzen" daselbst Abs. 2. 

,Tn Verbindung" bedeutet daher offenbar das Verbältuis, dass nur 
fiir beide Auffübningen zusammen der entgeltliche Einlass gewährt 
wnnle, nicht für eine allein,') es ist al«u keine Aufführung in Ver- 
bindung mit einer Andern, wenn beide an einem Abend und in dem- 
selben Locale stattfinden, aber nur (nicht „auch") mit besonderen Ein- 
trittskarten für jede Nummer, wie du s in Frankreich z. B. bisweilen 
geschieht, dagegen ist die Vorstellung in \ erbindung mit der andern, 
wenn nur (aber wieder nicht „auch") für den ganzen ('vclus, der an 
verschiedenen Abenden und vielleicht auch au verschiedenen Orten 
8ta,tttiiid( t, Karten ausgegeben werden. Die zu berücksichtigenden 
Verhältnisse werden darin bestehen, ob der Besuch dieser Aufführung 
Ober wiegend oder vielleicht gar einzig und allein dieser Nummer zu- 
zuspK i licn ist, und ob dies von dem Werk, oder den darin beschäf- 
tigten kiiiisl ischen Kräften verursacht wurde, oder vielleicht von 
Beidon zusammen, indem Letztere nur in diesem Werk sich in voller 
Bedeutung zeigen konnten: zeigt sich auf die Art, dass der Besuch 
einzig und allein dorn unbefugt aufgeführten Werko zuzuschreiben 
ist, so muss zwar nicht nach dem Wortlaut, aber nach dem Geist 
des Gesetzes dem Berechtigten der ganze Eohertrag der Au£fttbroDg 
zuerkannt werden. 

c) Wir kommen nunmehr zu den schuldlosen ürheberrechtsvei> 
letzungen, und damit zu dem gerügten Mangel, dass die Frage zu 
einseitig vom Standpunkt der Entschädigung behandelt wird. Näm- 



■) Werden Karten teils för den ganzen Cyclus, teils für einzelne Vorstellungen 
ausgegeben, (wie z. B. oft Pitze fflr den ganzen Cyclus, Eintrittskarten fflr jrdo 
einzelne Vorstellung, so gilt für die Ertsteren $j öo Abs, 2, bei den L^»t3^teren ist um 
die Einnahme von den ftbr die anbefugte Vorstellung ausgegebenen Karten in Frage, 
und hier die gamse, wenn nur das eine Werk an^f&hrt wurde, wieder ein entapre» 
ehendor Teil» wenn auch hier die Vontelhing oder Anfißlhmng mit andern Werken 
muunmen stattfand. 
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lieh nach § 18» letzter Absatz, haftet der achuldloee Veranstalter des 
Nachdruckes »ftir den entstandenen Schaden nur bis zur Höhe seiner 
Bereicherung, d. h. er ist nicht nur nicht schuldig, einen Schaden zu 
ersetzen, der seine Bereicherung abersteigt, er kann sogar umgekehrt 
auch die doch grundlose Bereicherung behalten, soweit sie den Schaden . 
Ohersteigt; gar der schuldlose Veranlasser kann sogar die ganze Be- 
rdchemng behalten, also z. B. der Erbe das Verlagshonorar für ein 
eiblassensches Manuscript eines fremden Werkes, das Gesetz schweigt 
mit Absicht von seiner Verpflichtung zur Herausgabe der Bereiche- 
rung, z. B. des Htmorars, Wfichter 3. 2da, Dambach S. 148. Zwar 
yon der nnbefügten Aufführung gilt dies nicht: «Trifft den Veran- 
stalter der Aufführung kein Versdiulden, so haftrt er dem Berech- 
tigten auf Hohe seiner Bereicherung' (§ 55, letzter Absatz), er muss 
die ganze Bereicherung (also die Reineinnahme, nach allgemeinen 
Grundsätzen nur soweit er sie noch hat) herausgeben, Dambach 
S. 252, Endemann S. 85, was aber nach Dambach cit. nur auf der 
Öchvs ierigkeit für den Berechtigten beruht, die Höhe seines Schadens 
durch unbefugte Aufführung nachzuweisen; also die Möglichkeit des 
gtitaueren Nachweises beim unbefugten Nachdruck, die ohnedies auch 
behr zweifelhaft ist, soll dem Hoiechtigten zum Nachteil gereichen! 
Dass der Verbreiter selbst civilrechtlich von Nachdruck nur im Fall der 
Vorsätzlichkeit hiiilot. hier also die i rage nach der blosüea Bereiche- 
rung gar nicht enlsttihen kann, wissen wir schon. 

d) Die letzte der noch V-u li> :^pr ecbenden Folgen von l'rbeberrechts- 
verletzungen, die im Reiclisgesutz richtig so genannte „Einziehung" 
der rKachdrucks-)Exemplare und Umformung der Nachdnu ksvor- 
ricliiung durch Zerlegung. Zerstörung, Beseitigung der gefährdenden 
Form ^) zeigt hier ihren objectiven und praeventiven Charakter noch 
deutlicher als im J^itent, erstens dadurch, dass selbst die Einziehung, 
wie schon angedeutet, nur bei Nachdruck und Verbreitung von Nach- 
druck, § 21 u. 25 letzter Absatz, stattfindet, und es — wenigstens 
reichsgesetzlich — keine Einziehung der zur unerlaubten Aufführung 
benützten Exemplare gibt, sondern höchstens landesgesetzlich (Dam- 
bach S. 253 f.), zweitens durch die auch für den Fall der Schuld- 
losigkeit, § 21 Abs. 4 und § 25 Abs. 2, ausdrücklich angeordnete 
Vollziehung von Beiden, und endlich drittens dadurch, dass wieder 
ausdrücklich die Beschränkung von Beiden nur auf den als Nach* 



') Auch dica und die Rückgabe des Umgeformten an den Vamrteiltieil bUdct 
^aen nenerlicben FortscbriU ttb«r das frObere Becbi hinaus. 
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druck anzusehenden Teil des betreffenden Werkes und die liitekgabe 
der umgeformten NachdrucksvorriL Ii Lungen ausgesprochen wird, § 21 
Abs. 1 u. 2. Indessen ist dabei doeli im Interesse des litterarisch* 
artistibehen Verkehrs dieselbe Ausnahme von der objectiven Ver- 
folgung, wie im Patent und den meisten modernen Gesetzen gemacht, 
dass sie sich nur auf die Exemplare erstreckt, die sich im Eigentum 
derjenigen befinden, die eine Urheberrechtsverletzuntr )• haben, 
nämlich des Veranstalters, des Veranlassers, Dimkcrs, burtiments- 
haudlurs und übeihaupi gewerbemässigen Verbreiters, also jener Per- 
sonen, die regelmässig nur zur Mitteilung aii andere, nicht zu eigenem 
Gebrauch den Nachdruck machen und besitzen, was der Einziehung 
eben den Charuktor einer Praeventivinassregel verleiht. Aber bie trifft 
bei diesen Persuuen auch die von ihnen zum eigenen Gebrauch be- 
stimmten Exemplare, natürlich findet sie auch gegen ihre ITniversal- 
nachfolger und gegen jene statt, welche ihr Verhig -, Drucker- oder 
Btichhandelgeschäft erworben Iiaben, denn aucb letztere drei Einzel- 
ei wei l er werden durch dieseu P>worb trewerbeinüssigo Verbreiter des 
Nachdruckes, hingegen nicht gegen denjenigen, dem der Veranstalter 
des Nachdruckes die Nachdruckaexemplare und -Vorrichtungen legirt 
hat, als solchen. — Eine weitere, aber ziemlich unbegründete Aus- 
nahme vom objectiven Charakter der Ein/iehunir bosteht darin, dass 
dem Beschädigten frei steht, „die Nachdrucksexemplare und (im 
Tuterschied vom Patent) -Vorrif'litiHiL'en ganz oder teilweise gegen 
die HorstollfinL'skosten zu iiberneluniMi. aber nicht wie iui Patent auf 
Kechnung seiner Ersatz- oder Boroicherungsforderung; ausdrücklich 
hat man diese im ersten Entwuil Iteabsichtigto Bestimmung ver- 
mieden. ISomit hat im Reichsgesetz diese Uobcrnahme nur den Sinn, 
dass der von der Einziehung Betroffene wenigstens die baren Aus- 
lagen, die er für den Nachdruck gemacht hat, nicht verliert, aber 
auch dies trifft vollkommen nur beim Nachdrucker selbst, nicht beim 
Verbreiter zu, indem nur die Herstellungs-, aber nicht die Anschaf- 
fuogskosten des Nachdruckes bei dessen Uebernahme zu ersetzen sind. 

Diese Berechtigung, aber nicht Verpflichtung des Beschädigten 
zur Uebernahme des Nachdruckes findet im Gegensatz zum Patent, 
siehe S. 265, gar nicht statt, wenn dadurch die Hechte eines Dritten 
(z. B. des Urhebers bei Uebernahme durch den Verleger oder amge- 
kehrt) verletzt oder gefährdet werden, sie ist also mit Zostimmiing 
des Dritten immer vorhanden. 

Auch nach dem Reichsgesetz, wirkt das rechtskräftige Erkennt- 
nis auf Einziehung und Umformung nur gegen .den rechtskräftigen 
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verarteilten Eigentfimer* (nicht «Besitzer* !) in Folge dieser von Bähr 
beantragten Fassung, während die ursprüngliche Vorlage die Wirknng 
gegen jeden am Nachdruck oder dessen Verbreitung Beteiligten ein- 
treten lassen wollte, sobald nur gegen £inen der Tatbestand des 
Nachdruckes geltend gemacht und rechtskräftig festgestellt war, siehe 
Wächter § 30 S. 259, Klostennann ir.B;. S. 247 ff., Endemann ad 
§21. Schon zur Aufhebung dieser Folgen von Urlieberrecbtsver- 
letzungen muss man also auch nach Ileichsrecht mindestens so viele 
Processe führen, als es bei einem und demselben Nachdruck selb- 
ständige Delicte gibt. 

Ucbi igens ist es auch in Frankreich so, Poiüllet 714; ,11 ne peut 
y avoir Heu ii la coiifiscation, qu'autant que le possesseur, le deteiiteui 
de rexemplaiie ou des exeniplaires contrelaits est partie au jugeiiieiit'. 

III) Mauclic Gei-et/,0 strafen nach franzüsischeni Muster nur wissent- 
lichen Xaclulrück und vvisscntlicli-unbefujite Aufführung, mj Belgien 
Art. 22, Uuiland Art. 18. Die .Scliweiz. Ait. 12 f., straft ffvoh ver- 
schuldeten ') Nachdruck und e))eusolche unbefugte AuiluLrung, die 
übrigen jedes N'ersehulden bei diesen zwei Delicten, so Däucniark 
Art. 20 11. 21. Norwegen Art. 21 u. ;i5, Schweden Art. 15 Abs. 1 u. 2. 
Italien Art. ;>2, ;{4, Spanien Art. 45, Portugal Art. 007, Russlaud 
schein! Art. ItiSt Ht.O. (konstant S. iM>2) nur wissentliche \'erlet2ung 
zu ahnden, nur im l'alledes mehrfachen Verkaufes des V.erviellaltigungs- 
rechtcs auch unwissentliche, wcuigsteas nicht betrügerische. Eng- 
land setzt zu Lrhcberrechtsverlctzungen (infringements of Copyright) 
auch regelmässig keine Wissenllichkeit, sog. animus furandi (Slater 
S. 427) voraus, aber sofort ist zu bemerken, dass England keine 
Strafen in unserem Sinn für Urheberrechtsverletzungen kennt, sondern 
regelmilssig nur Busse ^) an den Verletzten mit dem Charakter vod 
Entschädigungen selbst, wenn sie absolut bestimmt sind. Nur in ge- 
wissen Fällen ist ein Teil der Jiusse (die Hälfte) an einen Beamten, oder 
an die Kr.niL'in zu zahlen, näuiliili bei Einfuhr von ansländischowi 
Nacljdiut k \ lot. 5 u. <) Art. 2S, crsteres bei \'erb^tzung des Urheber- 
rechtes der Universitäten ol, letzteres bei Nacliahniung von blieben 
odei Kunstblättern Georg I 8, c. 13, A. I (Slater, S. 3i>t)}. 

') Dies ist woi eine Wirkung und geaetzlicbe FormuUrung der in der fran- 
ittoischen Pnzis walteoden Annditont daw ntan sich nicht mit Unkenntois von 
Umständen entBobuldigen darf* die man leicht hätte wissen känneo« 

*) Dies ist auch nicht dureh das Gesetz vom 5. Juli 1888 (Hedeier S. 78) 
ändert, welches den Richter nnr etnächtigt die »Strafe* aoch anter 40 Sh. fest« 
zusetzen. 
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Aber die Verbreitung strafen die meisten Gesetze nur dann, 
wenn sie zugleich wissentlich und entgeltlich stattgefunden hat, so 
dass ausser bei Belgien, Holland und Frankreich, die ja auch andere 
ürheberrecbtsverletzungen nur im Fall der Wissentlichkeit strafen, 
dieselbe oder fihnliche Verschiedenheit wie im deutschen und oester- 
reichischen Hecht zwischen Bestrafung der Reproduction und der Ver- 
breitung herrscht, so in Dänemark Art. 20 Abs. 2, Norwegen Art. 24, 
Schweden Art. 18, auch wol Portugal Art. 609 (nachdem der Ver- 
kaufer für den Ersatz solidarisch mit dem V ci kgri verhaftet ist, 
was schon für das Civilrecht, noch nielir aher für das .Strafrecht wol 
^^'issentlichkeit voraussetzt). Ungarn hat in Xacliiiliniuug des deut- 
schen Rechtes auch die unentyolt liehe, aber wissentliche Verbreitung 
verpönt, § 2:i, ebenso Holland, Art. 19, während in Frankreich seit 
jeher auch unentgeltliche, aber bloss wissentliche Verbreitung bestraft 
wird, und in der Schweiz grob verschuldeter Import oder Verkauf, 
Pouillet 175, Art. 12, Abs. 1, hingegen in Italien jeder verschuldete 
Verkauf, Art. 32. — In Spanien gibt es nach Art. 46 ein Curiosum, 
als strafbar werden jene bezeichnet, die aus dem Ausland Nach- 
drucke zugleich unter Zolldefraudation einführen, wobei ausserdem 
die Gefallsstrafe für Letztere stattfindet. England Vict. 5 u. 6, Ä. 15 
u. 20 spricht nur von Wisseutlichkeit, dabei aber ausdrücklich auch 
von entgeltlichem Verleihen. 

Einige Gesetze enthalten, was sehr zu loben ist, auch Strafbe- 
stimmungon nicht nur für unerlaubte Reproduction und Verbreitung, 
sondern auch für Verüll'entüchung unter falschem Urhebernamon, und 
zwar erstens für Bezeichnung eines fremden W erkes mit eigenem Ur- 
hebcrnanien oder Zeichen, (Anma-ssung der Urheberschaft, Plagiat), wie 
auch für Bezeichnung eines eigenen Werkes oder einer Copie nach einem ] 
fremden Werk mit finmdem Namen; es »sind di^s Fälschungen, die 
hauptsächlich bei W erken der bildenden Kunst voi kuiiiinei], (während die 
andern Rechte gegen diese Verletzungen von perst^nliciien und Urheber- 
interessen, wie Interessen des l^ublicums urheberreclitlichen Schutz nur 
soweit bieten, als sie zugleich unerlaubte Reproductionen sind, und 
gemeinrechtlich nur, soweit damit ein Diebstal. Unterschleif oder Be- 
trug verbunden ist), so straft Belgien, Art. 22, in Folge dort unlängst vor- 
gekommener im Grossen betriebener Fül.schuniren von Malernamen bei 
Bildern und Copien die wissentliche Bezeichniiu- imt einem unrii hl n 
Namen oder die wissentlicbc Feilbaltung uml IinjHirtirunt; .solcher l'al- 
schungcn. Mit liecht hebt Constant hervor, dass es sich hier nicht um | 
Vermügensdelicte handelt: «elles frappent .... le ainiple fait .... J 
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IndepeDdemment de tout usage*, ferner aueh um Werke, die nicht 
mehr unter Urheberschutz stehen» und auch nicht um contrefiifon. 
Schweiz, Art 13, verachfirft, verwandelt und cumulirt nur die Strafen, 
welche auf unerlaubte Reprodaction gesetzt sind, wenn die nnerlaubte 
Reproduction zugleich unter Nachahmung des Namens oder der Marke 
des Urhebers stattfindet. Russland straft in Art. 1683 des Griminal- 
gesetzes von 1886, citirt bei Constant S. 302, wie es scheint, auch 
ohne Rflcksicht auf die bereits eingetretene Freigebung des Werkes 
zum Druck, das Plagiat mit Verlust aller Rechte und Verbannung 
(aber nicht nach Sibirien), oder Gefängnis des zweiten Grades. 

Trotz aller Anerkennung des darin liegenden Fortschrittes ist 
aber zu betonen, dass auch dieser strafrechtliche Schutz nicht hin- 
reicht, so lange nicht ein dvilrechtlicher gegen unabsichtliche Ver- 
letzungen derselben Art hinzukommt. 

Die Strafe fttr Urheberrechtsverletzungen ist fast Überall Geld- 
strafe und nur evoitudl Frmhdtaetrafe, in England gibt es f&r die 
Fälle, die mit Busse an den Beamten oder an die Königin belegt 
shid, also für das einzige Analogon äner oontinentalen MPentlidien 
Strafe keine Verwandlung in Freiheitsstrafe, nur Spanien verhängt 
Freiheitastrafe neben der Geldstrafe, Russland bloss Freiheitsstrafe 
(siehe Constant S. 137 A. 1 und russisches Strafgesetz, Art 1684, 
daselbst S. 302). 

Fast überall gibt es besondere gesetzliche und meistens urheber- 
gesetzliche Bestimmungen auch über die Entschädigung. Nur das 
spanische Urhebergesetz enthält über die Entschädigung wegen Nach- 
druck und Verbreitung, sowie über dio »Strafe nichts, es ist also das 
ullgenieiiie Straf- und ('ivilrccht, wie es zum Ucbertiuss Art. 4l20 des 
Civilge.setzbuchcs (lledeler S. 100) sagt, anzuwenden, ebenso in jenen 
Staaten, die wie liolland Art. 18, Italien Art. 33 und Belgien Sect. VI 
eine Entschädigungspflicht nur ganz allgemein erwähnen, von welchen 
aber Belgien doch nähere Bestimmungen für unbefugte Auitülirung, 
Art. 24, fest.setzt, ebenso Spanien A. 25. Die übrigen Staaten regeln 
die Entschädigung ausdrücklich, und zwar mit Ausnahme von Krank- 
reich und dem schon erwähnten Holland j derartig, dass nur bei 
btral baren Urheberrechtsverletzungen eine Entschädigungsptiicht be- 
steht; eine üerausgebung der Bereicherung im Fall nicht zurecben- 

■) In Holland ist nSmtioh atudrfickJteh «aeh fDr d«n Fall einer nicht abnoht- 

eichtlichen Verletzang eine Forderung des Verletzten constatirt Art. 18: Onvennin- 
derd de burgerlykc rcclitsvordiTing, vortviocijeiulc uit olke inbreuk op hei auteu** 
recht, wordt . . . opzettelijk iobreuk .... gestraft u. s. w. 
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barer Schuld erwfthnen nur die Urhebergesetze der Schweiz und Un- 
garns, welch Letasteres nach deutschem Muster nur im Betrag des 
Schadens (bis zur HOhp der Bmicherung) die Herausgabe anordnet, 
und dies, consequenter als das deutsche Reichsgesetz, auch bei uner- 
laubten Aufffihrungen. — FQr Nachdruck und Verbreitung von Nach- 
druck wird die Entschädigung noch vielfach nai^ dem Originalpreis 
der vom Nachdruck abgängigen Exemplare berechnet^ so in Däne- 
mark, Art 20, dtme Erwähnung weiterer Ansprache, in Norwegen, 
Art. 22, dagegen erscheint dies nur als Berechnung, die im Fall der Un- 
möglichkeit anderer Bestimmung nach analogen Priocipien stattfinden 
soll, in Schweden hat der Ersatz zum mindesten fQnfzig Kronen zu be- 
tragen, im Uebrigen wird er womöglich auch so wie in Norwegen be- 
rechnet, dabei gilt dies bei nur teilweisem Nachdruck nur für den Teil 
mit Naclidrucksqualität, A. 15, in Portugal, A. 608, wird die nicht festzu- 
stellende Zahl der abgängigen Exemplar e auf mindestens tausend ange- 
nommen; eine eigentümliciie Bemessung des Ersatzes findet in Uussland, 
Al l statt: närnlicli im „Unterschied der insgesanii für die Herstellung 
der nachgedruckten Exemplar'e ausgegebenen Summe und dem durch 
den rechtmässigen Herausgeber vor*her, (d. h, bei Veröfifentbühung der 
rechtmässigen Ausgabe des Werkes) angekündigten Verkaufspreis, 
(Hedeler'öche Sammlung, S. i;i5), — Frankreich aber hat schon im 
code p«nal, Art. 4J*>, die Berechnung nach Exemplaren aufgegeben, 
und an seine Stelle das freie lichterliche Ermessen gesetzt, was nicht 
nur, wie schon erwähnt, von Deutschland und von Ungarn, Art. 19, 
sondern auch von Italien, Art. 33, und der Schweiz, Art 12, nach- 
geahmt worden ist. 

Bei unbefugter Aufführung gewährt Diincmark, Art. 21, vollen 
öchadeneisatz mit vorwiegender lUrcksicht auf die Einnahme von 
jener Aufführung, ia Norwegen, Art. 3G, ist zum mindesten der Keiii- 
crtrag, in Schweden, Art. 15, auch hier zrrm niiiulesten die Summe 
von fünfzig Kronen, sunst ist der Kohertrag ohne Rücksicht auf die 
Auffülirung mit andern W oi ken zusammen zu zahlen, oder eine 
andero billige Entschädigung, wenn er nicht constatirt werden kann. 
Frankreich bestimmt ausser der Confiscation der Erunahme und dem 
privilege de l auteur sur la re< ette (Bouillet S. 025 — 0:'»0) nichts 
Besonderes. Ungarn, Art. «58, und Belgien, Art. 21, berücksichtigen 
die Aufführimg mit andern Werken zusammen, England, Will. 13 u. 
4, TT bestinrmt eine „penaltv" von mindestens vierzig Shill. oder 
(nicht ausserdem, wie es nach der Wächter'schen Dar-stelhmg. Ver- 
lagsrecht II 774 den Anacheiu hat) die volle (Uein-)EiaDalime, (tbe 
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füll amouat of banefit or advantages) oder den Ersate des Schadens, jo 
Daohdem das Eine oder das Andere grosser ist, und ausserdem die dop- 
pelten Processkosten, nach dem Gesetze von 1888, Hedeler S. 78 kann die 
»penalty* auch weniger als 40 Sh. betragen, Russland, Art. 49 bestimmt 
als Ersats die doppelte Eloheinnahme, Italien und Schweiz geben für die 
Aufführung keinen besonderen Entschfidigungäuiasstab. Spanien, Art 25, 
ordnet Verlust der Einkünfte an. Holland und Portugal sagen nichts 
Besonderes darüber. 

Nach allen Gesetzen ist die Einziehung der Kachdrucksezemplare 
und -Vorrichtungen ein Recht des Verletzten, der Klage erhebt, nur 
nach schweizerischem ist sie dem richterlichen Ermessen anheimge- 
stellt, Art. 18, die Gründe der nationalritlichen Oommission daftU', 
Orelli S. 107, sind vollkommen unzureichend, sie hat auch über- 
all einen objectiven Charakter, der aber über die »Praeventivmass- 
regel* hinausgehend, also vollständig nur in England und Frankreich 
zur Geltung kommt, indem sie bezüglich der Nachdrucksexetiij)larc 
sich nicht nur auf die am Nachdruck oder seiner Verbreitung be- 
teiligten, sondern auch auf andere Besitzer sich erstreckt. Pouillet 
708, was für England sogar gescl/.licli dahin ausgedrückt wird, dass 
sie ein Eigentum des Klägers werden, somit kann iiuin durch \'indi- 
catiau auf (Jrund des Xachdrucksjudicates ihre Herausgabe lordern, 
während seihst nach Iran/.osischeni Kecht sie nur ^regou den statt- 
finden kann, gegen welchen die Klage wegen Nachdruck, ^"erbreitung 
oder Besitz von solchem erhoben und durchgeführt ist. Noch mehr 
gilt dies von <len andern Kuchten, hei welchen nämlich die Eiiiziehnng 
sich nur auf die Exemplare erstreckt, die sich im Besitz von l'eröouen 
befinden, die am Nachdruck oder, »einer Verbreitung beteiligt sind. 
Nach den meisten Uechten steht es dem Kläger frei, ob er die 
eingezogenen Gegenstände übernehmen will, so in Dänemark Art. 20, 
auf Abschlag des Schadenersatzes nehmen, in der Schweiz Art. 18 
muss er sie übernehmen zum Etsatz, in Belgien kann es geschehen 
Art. 37, in Norwegen Art. 2t3 muss es stattfinden, ausserdem Um- 
formung der Vorrichtungen, jedoch mit Beschränkung, Art. 25 aus 
IJiicksicht auf Dritte und bei teil weisem Nachdruck, in Schweden 
gehiht der Nachdruck dem Verleger, Art. 15 und Art 16 und ea 
findet mangels anderer Uebereinknnft Umformung der Vorriclitungen 
statt, in Spauieu Verlust aller Nachdrucke an den Verletzten, in 
Portugal, Art. 611, saisie der Exemplare mit Vorbehalt der Klage, 
in Holland, Art. 10 flf., Confiscation der Exemplare zu Gunste^n 
des Staates, jedoch mit Herausgabe der Exemplare auf Verlangen 
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und dann womöglich Aufrechnung, oder wenn nicht, ihre Zerstörung, 
Ungarn bestimmt dasselbe wie Deutschland, A. 19 IT., Rus.sland, Art. 22, 2, 
Confiscation der Kxeniplare zu Eigentum des \'erlegerB. 

Italien liisst, Art. 30, 37. 80, eine lUicksicht gegen den Ver- 
letzer walten, die durclums nicht zur Xacbalitnung empfohlen werden 
kann, nämlicli die eingezogenen Naehdrucksexemplare und Vorrich- 
tun,:,'cn müssen auf Verlangen des JVkläglen bis zum Erlöschen des 
Urheberrechtes sequestrirt werden, und dioses Verlangen hat soc:ar 
den Vorzug vor dem des Klägers, üio und zwar auf AbscIil iL' zu 
übernehmen und iiatürlich vor der mangels dieser beiden ilegeliifn 
stattfindenden Zerstörung, Art. 36, ja wenn die Klage oder die Ein- 
ziehung in Folge frülierer Klage erst im letzten Jahre vor Erlöschen 
des Urlieberrechtes stattfindet, kann keine Vernichtung verhängt 
werden, Art. 37, und auf Verlangen des Beklagten muss im letzten 
Jahre der Vollzug der Zerstörung suspendirt werden, auch wenn 
die Khige früher stattgefunden hat. Endlich kann, Art. 30, gar keine 
Zerstörung stattfinden, und aucli Sequestration nur zur Zahlung des 
Preises, „quando il diiitU) d autoro si nduce al diritto di aver ua 
determinato premio*. 

In Frankreich und Belgien A. 'M gibt es auch eine Einziehung 
der Einkünfte von unei laubter Aufführung, die Einziehung von Copien 
zu unerlaubten Aulführungen ordnet Schweden, Art. 1(5, an. 

B) Nicht bloss als Ueberrest des alt«n Privilegienschutzes, bündern 
(zumal für Oesterreich und Deutschland) noch mehr aus dem gänz- 
lichen Mangel eines strafrechtlichen Schutzes in den ersten allge- 
meinen Gesetzen erklärt es sich, dass auch die strafrechtliche Ver- 
folgung des Nachdruckes nach fast allen Hechten nur auf Antrag 
des Verletzten eintritt, und so insbesondere nach 31 des Patentes 
und § 27 des Reichsiresolzes, während Frankreich schon in den Ge- 
setzen von 17ü3 und ilirer Praxis, wie im Code ptinal das richtige 
Princip geltend gemacht hat, dass die Verletzung des IJrheljerrechtes 
als ,(^^tant un delit de la memo natura que tout autre delit* von 
Amtswegen (unter ZuUissung einer privaten Verfolgung) verfolgt wird, 
was aber bis jetzt nur Italien, Art. 35, nachgeahmt hat. ') Der dagegen 
von den Motiven zum Keichsgesetz, § 29 des ursprünglichen Ent- 
wurfs, geltend gemachte privatrechtliche Charakter des Urheber- 
rechtes reicht zur BegründuDg nicht aus, sonst mUssten ja auch An- 

') Vgl. Ungarn Art. 27, Dfinenwrk Art 83, Norwegen Art. 23, 40, Holland 

Art. 20, Belgion Art. 26. Portugal Art. 012, Russland Art. 720, Sohweii AiL 13, duu 
Orelli & 97, £ogliuid Art 15, a. anch Pouillet 625. 
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griffe auf das gewiss privatrechOicbe körperliche Eigentum grundsätzlich 
nur auf Antrag geahndet werden; nachdem aber gerade bei Urh^r- 
rechtsverletzungen ein Steg des Antragstellers nach den vielen ge- 
setzlichen Ausnahmen und nach der oft so zweifelhaften Natur des 
Tatbestandes viel ungewisser ist, als bei andern Rechtsverletzungen, 
und bei abgewiesenen AntrBgen auch Kosten erwachsen kOnnen, so 
ist diese Qaalificirung nur geeignet, von der Verfolgung von Urheber- 
rechtsverletzungen abzuschrecken und sie somit in vielen Fillen frei 
ausgelien zu lassen. 

I) Das Pateut, § bezeichnet ab den zum .Einschreitea* Be- 
rechtigten den .Autor oder seinen Rechtsnachfolger*, das Beichsgesets 
§ 27 spricht vom «Antrag des Verletzten* schlechthin. Demnach 
ist in beiden Rechten bald der Urheber allein, bald Urheber wie 
Rechtserwerber, bald der Rechtserwerber allein zur Verfolgung einer 
Urheberreohtsverletzung befugt, der Urheber allein (resp. sein Uni- 
versalnachfolger), solange er Andern keine eigentlichen Hechte abge- 
treten hat; eine blosse Erlaubnis, z. B. der Aufführung berechtigt nicht 
zur Verfolgung tigcniiiäclitiij: voigehonder dritter Personen. Aber 
selbst bei Gowaluung eine» tiij;eiit liehen Rechtes gebührt dein Be- 
iGclitigten kein Recht zur Verfolgung gegen den. der eigenmächtig 
vorgieng, ohne dessen Recht zu verletzen, z. B. niclit dem zuiii Druck 
Berechtigten bei eigenmächtiger Aufiuhrung, oder dem nur au einem 
bestimmten Ort zur Aufführung Berechtigten, durch eigenmächtige 
Aulfüiirung anderswo. 

Im übrigen ist bei beschränkter Gewährung von Rechten, sowol 
der Urheber aU auch der Hecbtscrwerbcr zur Verfolgung von \'er- 
letzungen berechtigt, hingegen da, wu alle Berechtigung an einen 
Andern gänzlich al>getrcten ist, dieser allein. Dies trifl't aber nach 
dem Patent nur dann zu, weiui das Urheberrecht ausdrücklich im 
Ganzen und schlechthin einem Andern gewährt wurde, niclit dann, 
wenn zwar alle Urheberhcfugnisse, aber jede einzeln, wenu auch 
unbeschrankt, z. B. zuerst das ganze ^'e^lagbrecht und dann das ganze 
Aufführungsrecht, veräussert worden sind. Denn das Patent betrachtet 
das Urheberrecht als Kii:entum, also Herrschaft im Ganzen, durch 
eine stückweise Veräuö«erung der einzelnen Befugnisse, sei es auch 
aller, wird daher die totale und principielie Herrschaft ebensowenig 

Gendwo wie z. B. der BigentOiiier. gegen AiimMenng ein«« Nnligennflaee 
auch dann einschreiten kenn, wenn Jemand Anderer das Nutzgenussrecht bat, denn 
er braucht sich nor voQ dieeem, von keinem Andern dieee Einachrftnkung gefellen 
vu leasen. 
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aufgeboten, wie dt» körperliche Eigentum durch Gewährung der in 
ihm enthaltenen einzelnen Befugnisse als solche, so z. B. wenn Jemand 
dem Einen Nutzgenuss und Andern Pfandrecht u. s. f. gewährt, daher 
ist der Urheber auch berechtigt, die Verletzung der einzelnen von 
ihm gänzlicli abgetretenen Rechte zu verfolgen. — Nach dem Reichs- 
gesetz liingegen ist der Urheber nicht mehr bereclitij,'t zur Verfolgung 
einer Verletzung;, solmld er das verletzte Recht gänzlich uutyegeben 
hat, daher zu keiner, wenn er alle, sei es auch einzeln, gänzlich 
aufgegeben hat. da hier jedes Recht eben ein Recht für sich bildet. 
Ueltrigens gibt es nach dem Patent auch bei Veräusserung des Ur- 
lieherrechtes im Ganzen und nach dem Reichsgesetz bei Veräusserung 
sämtlicher einzelner Urheberrechte noch gewisse processuale Befug- 
nisse des Urhebers, weil für diese er allein als , beeinträchtigt" oder 
, verletzt" erscheint. Naeli beiden Gesetzen ist dies die Verfolgung 
eines Oitates ohne Quelleiiangal)ö, nach dem Reichsgesetz bei krypto- 
uynieu Werken die Klage gegen die Kiüüagung eines Nichturhebers 
in die Eiutragsrolle, ja für das Patent könnte man sogar behaupten, 
da&s es dem Urheber auch nach Veräusserung der materiellen He- 
rechtigung noch immer eine Herrschaft über das Werk, sei es auch 
nur zum Schutz idealer Interessen, wahrt, dass daher der Urheber 
auch nach gänzlicher VerSusserung des Urheberrechtes noch immer 
zum Schutz seine gewiss (zumal an der correcteu äussern Erschei- 
nung) fortbestehenden idealen Interessen wahren, also mindestens 
auf Strafe und Confiscation antragen kann. De lege ferenda wäre 
ein solches trotz aller ^'eräusserung während der ganzen Dauer des 
Urheberrechtes fortbestehendoH Vorfolgungsrecht des Urhebers, seines 
Erben oder legatweisen Nachii lircrs in das gesamte Urheberrecht 
(denn diesen hat der Urheber auch die Wahrung seiner idealen Inter- 
es.sen anvertraut) sehr zu empfehlen. Soll denn der Urheber ruhig 
znsohen müssen, wie sein aus Xot gänzlich um ein Spottgeld an einen 
andern abgetretenes Werk in schlechtem, incorrectcm Druck, in noch 
schlechterer Aufführung bekannt wird, wenn der Verleger oder Agent, 
an den er es veräussert hat, nicht klagen will oder kann? 

Urheberrechtsverletzungen waren als , schwere I*olizeiübertre- 
tungen" noch durch 55 ^'3 des Patentes in Uebereinstimmung mit den 
allgemeinen processualischen Vorschriften des Gesetzes von 1803, 
§ 276 den „politischen Behörden" zur Judicatur zugewiesen, durch 
die spätere materielle und formelle Strafgesetzgebung iat sie an die 
ordentlichen Gerichtsbehörden gekommen. 

Das Criminalverfahren richtet sich nunmehr glnzlich nach den 
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aUgemdoen VorachrifteB, nachdem die hemcbende Stra^rooeaeord- 
niing vom 23. Mai 1873 in Art I, Knndm.P., als einzige Yorachrift 
für das Verfahren wegen Verbrechen, Vergehen und allen anderen 
den Gerichten zur Aburteilung zugewieaenen strafbaren Handlungen 
erklärt ist insbesondere richtet sich auch darnach die BeschlagDahne, 
§ 143 StP.O. der Nachdrucksexemplare, es kann darnach offenbar 
auch eine rein processualische Beschlagnahme bei unbefugten Anf- 
f&hnmgen eintreten. 

In diesem Verfahren hat bekanntlich auch« der sog. Adhfisions- 
prooess statt, bei crimineller Verurteilung zusammen mit nach der 
Ansicht des Gerichts dazu hinreichenden Ergebnis des Strafverfahrens 
hat die Entscheidung €lber die privatrechtlichen Ansprüche zu erfolgen, 
sonst aber ist sie dem ganz selbständig Aber subjectiven und olgectiven 
Tatbestand urteilenden Givilgericht zu Überlasaen. 

Für das Oivilverfahren haben nun die proceasualischeu Vor- 
schriften des Patentes noch Bedeutung. Demnach gilt für den Beweis 
der Eigenschaft des Urhebers, eventuell Herausgebers oder Verlegers 
die bereits Abschnitt V erörterte, in § 35 vorgeschriebene Freiheit 
der Beweismittel und die Zulässigkeit der Beschlagnahme, sobald 
diese Eigenschaft nachgewiesen, d. h. wol der Beweis darüber ange- 
boten worden ist. Der Nachweis der Erscheinungszeit des Original- 
werkes ist natiirlicli nicht erforderlicli, soweit der Urheber seihst ein 
niindefetens lebenslängliches Recht geltend macht. Der Beweis der 
ersten Auflührung. wozu die iiblichü gedruckte mit amtlicher Be- 
stätigung der wirklichen Auiluhrmig versehene „Annonce" verwendet 
werden kann, ist otlenbar auch als ein Beweis der Urheberschaft und 
zwar insbesondere für ungedruckte Werke gedacht, da an die erste 
Auffiihrnng als solche sich keine weiteren besondere Rechte knüpfen, 
der Bewci«, sei es der Urheberschaft oder der Urheberrechtsverletzung 
durch Sachvci ständige, ist nach der Kegel der allgemeinen Civilpro- ' 
cessgesetze zu führen, eigentümlich ist hier nur die übrigens schon 
durch die Natur der Sache begründete und durch den Bundesbesch lubä 
von 1845, Art. 7, festgesetzte weitere Bestimmung, dass die Sach- 
verständigen bei litterariöchen Werken aus Schriftstellern, Gelehrten 
und Buchhändlern, bei Kunst-, also anch Tonwerken ans Künstlern 
(Musikern). Kunstverständigen und Kunst- oder Musikalienhäudlern 
2U wählen sind, offenbar hat das, da ja regelmässig nur zwei Sach- 
verständige (^5 19ü G.ü.) erforderlich sind, nicht den Sinn, da^^s jedes- 
mal sowol ein Künstler, als auch ein Theoretiker und ein Musikalien- 
händler dabei seiu muas. Auch das im lieicbsgesetz recipirte preua- 
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Biflch-s&chsische Institut der SachverBtändigenvereine hat im Patent 
keine Anfnabme geftmden. 

. Vebrigens bat der Verletzte nur den ursprünglichen oder abge- 
leiteten ürwerb des Urheberrechtes zu beweisen, znm Beweis der 
tJnrechtrolssigkeit des Eingriffes kann er ebensowenig verhalten 
werden, wie bei der actio negatoria der Eigentfimer zum Beweis, dass 
die Anmassung eines Servitut etz. unreebtmfissig sei. 

II) Nach dem Beichsrecht sind Straf- und Entschidigungsbegohren 
von einander ganz unabhängig; da der Reichsstrafprocess keinen Ad- 
häsionsprocess kennt, kann letzteres als solches (d. i. nicht als Begehren 
einer Geldbusse) nur im Civilverfahren gestellt werden, das also natürlich 
auch über den objectiven und subjectiven Tatbestand der Vrheberrechts- 
verletzuiiti; i^aiiz selbständig' erkennt, welchem Begehren aber dn: Ein- 
rede der bereits zuerkannten Gcldbusse entK*-oengesteIlt werden kann. 
Das Keichsgesetz hebt ferner die ausschliessliciie Competenz der ordent- 
lichen Gerichte, sowol für Straf- als Civilverfahren ausdrücklich hervor, 
8 26 Abs. 1, und gibt offenbar für beide Arten des Verfahrens einige 
besondere Regeln, so die bereits Abschnitt V besprochenen Rechtsver- 
mutungen der Urheber-, Herausgeber- und Verlegerschaft, es stellt 
ausserdem das freilich mehr für die Entstehungszeit des Gesetzes, als 
für das nunmehr geltende allgemeine Processrccht, wo es ohnehin 
gilt, wichtige Princip der Freiheit der richterlichen IJeberzeugung 
von positiven Regeln über die Wirkung der Beweismittel anf. 

Der Richter kann, aber iiiuss nicht das Gutachten der Sach- 
vorstündigen einholen, :30, kann, aber muss sich nicht an ihr Gut- 
achten binden, und zwar kann er dies entweder von einzelnen Sach- 
verständigen einholen, oder von den aus dem früharen preussischen 
und sächsischen Rechte überkommenen, und als bewährt für das 
lieichsgesetz beibehaltenen Sachverständigen voreinen. Nur diesen 
Vereinen als solchen, nicht aber einzelnen Sachverständigen kommt 
auf Anruf auch eine, nämlich auf Ent«^cliadigung und Einziehung be- 
schränkte Schiedsgerichtsbarkeit zu, § 31, obligatorisch ist nur die 
Bildung solcher Vereine aus Gelehrten, Schriftsteilem, Buchliändlem 
und für Musik aus Componisten, Musikverständigen und Musikalien- 
händlern, die für Musik wol besonders zu bilden sind, § 40, auch 
diese Yereinshildung kann entweder selbständig für jeden Staat des 
Reiches, oder bei kleineren Staaten im Anschluss an andere solche 



') Fttr die Uewodut im CivilverfulifMi gflt offenbar das sohoii fOi das Pa* 
tent geaa^. 
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Staaten oder in Vereinigung mit ihnen zur Vereinsbildung stattfinden. 
Die Geldbasse im Strafverfebren kann durch NebenUage geltend ge- 
macht werden. 

in) Bezüglich des Verfehrens in fremden Landen sei nur bemerkt, 
dass England» Frankreich, Belgien, Holland, Spanien und Portugal 
ein vorlftufiges oder dnseitiges Vorgehen ausserhalb des eigentUchen 
Processes, bestehend in Beschlagnahme (baisie) oder gewissen Ver- 
boten kennen, und fttr welch Letzteren der englische Ausdruck in- 
jonction allgemein gebraucht wird, der aber sehr viel enthftlt. In 
Frankreich ist dies durch Art. 3 des Clesetzes vom 19. Juli 1793 be- 
gründet, darnach haben die Polizeiorgane oder Friedensrichter in Er- 
mangelung des Ersten (Pouillet 644 ff.) auf Verlangen und zum 
Nutzen des Urhebers oder seiner Rechtsnachfolger alle ohne ausdrück- 
liche schriftliche Erlaubnis gedruckten Exemplare confisciren zu lassen, 
in Holland kann zufolge Art. 22 die Beschlagnahme nach Art. 722 — 
72C) der liolländischen Civilprocessordnung stattlinden, in Belgien, 
Alt. 29, können die rrheberberechtigten mit Bewilligung des Präsi- 
denten der ersten Gerichtöinstanz durch von ihm bezeichnete Sach- 
verständige die Nachdrucksobjecte und ^'orrichtungen aufnehmen 
lassen in ein schriftliches Verzeichnis. Der Präsident kann in der- 
selben Verordnung den ]3esitzern die \ erausserung verbieten, auch 
die Objecto unter Aufsicht stellen oder versiegeln lassen, und zwiw 
durch einen eigens dazu bestimmten Iluissier, ebenso können die Ein- 
nahmen in Beschlag genommen werden. Ist acht Tage darauf keine 
Vorladung erfolgt, so wird die Verordnung hinfällig, und es kann 
Verbot des Gebrauches des Prutokoiles verlangt werden, jedoch unbe- 
schadet des Schadenersatzes, Art. 35. In Spanien gibt es, Art. 49, 
ein Verbot unerlaubter Aufführungen sowie eine Sequestration der Ein- 
nahmen davon, durch die Provincialstatthalter oder Alcalden, w iiaeli, 
wenn es nicht hinreicht, geklagt werden kann. In Portugal kanu 
nach Art Cll auch Beschlagnahme verlangt werden. 

X. 

Erlöschen der Urheberrechte. 

Bei Urheberrechten bedeutet „erlöschen* regelmässig nur das 
Aufhören der Ausschliesslichkeit. Auch aus allgemeinen Rechtsgründen 
ist dieses Erlöschen von l'rheberrechten möglich, soweit dies die Ur- 
heberrech tsnatnr zulässt; während aber andere Bechte nur selten zeit- 
lich beschränkt sind, ist heutzutage fast überall der ansschliesalichen 
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ürheberberechtigang von YorDhereiii mne zeitliche Grenze gesetzt, ^ 
derarti daas der blosse Ablauf der Zeit sogar die allgemeinste und 
wichtigste Erldschungmt fQr Urheberrechte bildet» ausserdem gibt 
es noch einige dem Urheberrechte vermöge seiner Natur cigcutQm- 
liehe Arten des Erlöschens (sowie andererseits manche Aufhebungs- 
gründe von andern Rechten bei Urheberrechten vermOge ihrer Natur- 
entfiedlen), endlich sind in manchen GesetsEen auch einige besondere 
Arten des Verlustes von Urheberrechten statuirt. 

I) Wir beginnen mit dorn Erlöschen durch Ablauf der Zeit. Und 
zwar erlischt nicht nur der Schutz des Urheberrechtes gegen Ein- 
griffe überhaupt, das liecht selbst durch Ablauf der Zeit, sondern 
auch die Berechtigung aus einer bestimmten Verletzung und ihre 
Geltendmachung. Dieses Erlöschen der Rechtsmittel gegen einzelne 
Verlotzungon des Urheberrechtes ist also vom Erlöschen des Urheber- 
reclitrs srllisl woi zu unterscheiden. Auch dieser Verlust von Hechts- 
mitfi ln i>[ übrigens in den Urhebergcsetzen besonders normirt und 
vieltach li.iufigor zug^pIsisspu als im genjeinen Rechte, darin und nicht 
in seinem \'orhantlr]i.-f m iih* rliaupt besteht der auf ihn bezügliche 
Unterschied von letzterem Kecht. Wir sprechen indess zuerst vom 
Erlöschen der Urheberrechte selbst. 

Die alten Priviles:ien für iitterarisclie und artistische Werke 
wurden zum Teil auf Zeit gegeben, dies entweder mit zeitlicher Be- 
schränkung des Schutzes für jcd( - ]ii ivilegirte Werk von seinem Er- 
scheinen an, so 7. H. das Privilegium Ferdinand"s I. für das Otto'sche 
opus musicum s. S. 8. oder des Privilegs selbst, ohne Rücksicht auf das 
Erscheinen der von ihm geschützten Werke. Aber es gab auch Pri- 
vilegien ohne zeitliche Beschränkung und auch von den ersten allge- 
meinen Gesetzen gegen Nachdruck, den Abschnitt II berührten Nürn- 
berger Statuten enthält das zweite keine ausdrückliche zeitliche Be- 
schränkung. 

Auch die urheberrechtliche Litteratur des vorigen und des jetzigen 
Jahrhunderts bis in die zwanziger Jahre dachte nicht daran, eine 



*) Nur in Mexico gibt es ein schlechtliin ewiges, d. h. so lange« als Kedits- 
nachfolger vorhanden sind. wUhrendes riliohoi recht, in Holland war es (Harum § 5) 
durch da8 (Jesptz vom 8. Dcceniljer 179G tiurnnrt worden, und licsUnd mit Unter- 
brechung durch die französische Gesetzgebung bis zum Ge^cU vom 25. Januar 1817. 
In Engknd beatoht m noch heute für die Krooe; Stephan, citirt bei Wicbter II 769 
eme Anaohannng die, nidit im Oeaalx aiiBgeq»rooheii« dennoch onbeatritten ist Viel* 
leicht leitet me eieh von der englischen Auffassung den Sovereign als juristische 
Person (solo corporation) die also nicht stirbt, ah, mnomehr, ala daBselbe gilt iQr 

U. SoliDster, IMM Urbcberredit d«r TouknuaC 19 
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seitliche Beschrftnkang des Urhebencfautzes als solcbe zuzugesteheo^O 
soDdern erkannte nur an, dass unter gewissen Vorauseetaningen im 
Lauf der Zeit, aber auch ohne Zeitablauf die Notwendigkeit oder der 
Ansprach eines Schutzes gegen Ooncurrenz entüUlen müssten.*) 

Daher beschränkt das preussische Landrecht das Urheber^ und 
Verlagsrecht nicht in der Daner und wich die alten oesterreichischen 
Nachdrucksgesetze tun es nicht.') Aber die gleichzeitigen, nämlich die 
aus der Revolutionszät stammenden französischen Gesetze tun dies, 
sowie auch das badische Oesetz von 1806. Ferner sehen wir, dass 
das oesterreichische bürgerliche Gesetzbuch eine zeitliche Beschränkung 
statuirt, indem es in § 1169 erklärt: „Die Rechte des Schriftstellers 
in Rücksicht einer neuen Auflage oder Ausgabe gehen auf seine 
Erben nicht über", ebenso beschränkt das nassauische Edict von 1814 
über Buchhandel und Buchdruckerei in § 5 das allgemeine Nadi- 
druck.sverltot auf die Lebenszeit des Urhebers. Abgesehen von dem 
franzüsisclien Muster wirkte biei- wol die Auffassung des Urheber- 
rechtes als eine Belohnung des persönlichen Verdienstes ein, die ja 
auch dureh die ganze urhebei rechtliche Litteratui gieng. und vielleicht 
das Gefühl, dass ein unbescliiiurktes Uihoberrecbt im Vergleich mit 
dem früher nach allgemeinen Gesetzen in den meisten deutschen 
Staaten schutzlosen Zustand zu viel sei, andererseits fühlte mau wol 



Uaivcrsitüton, abo auch .corporatious". Auch in Ocsterroidi haben wir ein zwar 
beschrSnkbttree, aber nicht Ton vonherein besdirinktes YerUigarecht dee Staates, 
wegen Frankreich siehe weiter unten. 

') Auch in Frankreich war der Frivilegienschnti wenigstens kein seitlich be* 
schrSnktor, sondern das rnvilcgium selbst, ^va8 dann vrilängert werden konnte, das 
nrr^t von 1777 ^«wührt« für den Fall der Abtretuug des Rechtes den Schntx nnr 

auf Lebenszeit, l'ouiüpt 1:J5, S. 122. 

^) Vgl. 7.. H. Pütter § 70—74 uixl an. Ii Schümiann, RoolitsveriiäJtnisae S. 275 ff. 

*) Auf il( n Mangel zeitlicher Boscbiiinknni; in ältern Gesetzen wird in den 
Materialien zum Patent auch hingewiesen. Das preuasiachc Landrecht aber erwähnt 
in f 1029 aasdrOcklich den Fall, dass keine sa einer neuen Auflag Tcrlagsberech- 
tiltte Buchhandlung mehr vorhanden und das Recht des SohriflsteUeis nach § 1020 
erloschen ist, wo dann der Nachdruck frei sei, d. h. wenn dieser gestorben ist, Nüm- 
licli nach § 1020 haben die Erben nur kein Recht bc/Aif^lich einer npncn Ausgabe, 
was sio nur l»i'züt:Iirh einfr npnnn Auflngn nai^li ]'il4 liabon, somit ist bei Weg- 
fall der verlagsberechtigten Iluchhandluug kein iicchtssubjuct bezüglich einer noncn 
Ausgabe vorbauden, als eine solche wird aber der Nachdruck betrachtet und frei- 
gegeben. Diesen von ihm doch anderwirts ^. IIS, 117, 119) benrorgehobenen und 
hier vom Gesets selbst gemachten Unterschied hat SchQrmann, BeehtaveilrillteiaB« 
S. 1C4 bei Be^reohnng dieser Stelle nicht beachtet, und Letslere «omit falsch 
gedeutet 
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auch, dass es gcsetzgel>erisrli verfehlt wäre, von so ungewissen Er- 
eignissen wie dem Vergrilteusein, dem zu teuren Preise u. s. w.') 
schlechtluii das Erloschen des Urheberrechtes abhängig zu mnclien. 
Und so kam es, dass auf dem Bund schon 1819 ein zeitlicli be- 
schränktes Urheberrecht vorgeschlag:en wurde, ^) und dieses I'rincip 
auch siegte, derart, dass es in alle deutschen Gesetze und zumal in das 
Patent nach der Modificntinn der Beschlüsse von 1837—1841 durch den Be- 
schluss von I>>15 aufgenommen wurde. Dem Letzteren zufolge wurde 
das Princip dahin näher bestimmt, dass in grosser ]?egel das Urheber- 
recht für die Lebenszeit des Urhebers und eine sich nocli daran schlies- 
scnde weitere Dauer (von 'M) Jalnen) gewährt wurde, also nicht für eine 
absolut bestimmte Zeit, die absolut bestimmte Frist bildet die Aus- 
nahme. Eine noch weiter gehende Ausnahme ist das vermöge Pri- 
vilegiums Uber das regelmässige Maximum ausgedehnte Urheber- 
recht. 

Uebrigens bildet gerade die zeitliche Dauer des Urheberrechtes 
einen Punkt, worin principiell das musikalische Urheberrecht dieselbe 
Behandlung erfuhr wie das litterarische, übrigens ohne dass man 
diesbezüglich besondere Erwiigungen gepflogen hätte, und auch dies 
Princip ist noch beute beibehalten, zumal im Patente 

Dagegen sind die Fristen für das Aufführungsrecht anders und 
kürzer bestiiiimt worden, als für das Recht der schriftlichen Verviel- 
fältigung, was bei dem zögernden und halb widerwilligen Zugeständ- 
nis des Aufführungssclmtzes wol zu erklären ist, auch für den spätem 
Bundesbeschluss von 1857. Ferner hat auch das deutsche Bundes- 
recht die Möglichkeit anerkannt, in AusniüimsflUlen durch ein Privi- 
legium die Schutzfrist gegen Nachdruck zu verlängern, und, wie be- 
rührt, dies Alles, und ausserdem die einheimische Kechtsidee eines 
Iftngern Rechtsschutzes für gewisse Vereine und eines nicht von vom- 
herein beschränkten Schutzes fttr den Staat gegen Nachdruck hat 

') Von diesen nicht nur in Privilctiicn und Gesetzen des vorigen und dem 
Anfange dieses Jahrhunderte, sondern auch in manchen heutigen fiosclzon des Aus- 
landes fortbestehenden Erluschungsgrilnden tirhcbcrrcchilicher Befugnisse wird nach 
dam ni Anfüge dieses Absdinittes dargelegten Plan spiter aasfOlirlichw gehandelt 

*) Die Norm von dreissig Jahren smk dem Tode des Vetfiuseis geht (ScbAr* 
mann, Organ. S. 239 ff.) auf den 1817 entstandenen WaUansschnss dos deutschen 
Bachbandeis zurück, indem dieser Ausschuss in seinem von der sSchsisdien Regie- 
rung geforderten Gutachton flW dt n üundesgesetzentwurf von 1819 sagte, dass jode 
Frist willkürlich sei, sollte aber eitinial eine festgesetzt werden, so scheint sie nach 
«iinaer aller Dafürhalten*, doch wenigstens dreiesig Jahre betragen zu mfissen (Schflr- 
nann, 3. 242). 
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im Fäteot Aufnahme gefanden, so dass es, wie die meisten altem 
dentsclien Gesetze, gerade iQr die S(^utzdauer am deutlichsten als 
Aus-, beziehungsweise EinfOhrung der bundesrechtlichen Principien 
erscheint. 

A) Demnach gilt im Patent eine Frist von dreissig Jahren nach 
dem Todesjahr des Urhebers 1) hei W tiken eines einzigen alethony- 
men Urhebers, die noch zu aeiiien Lel)zeiton heraiis<j:o£reben wurden, 
2) bei Werken mehrerer Urheber, wovon einer als Herausgeber ge- 
nannt ist, weil § 14c den Fall „wenn niclit ein Herausgeber aul' die 
im vorstehenden Paragraphsabsatz bestimmte Weise ersichtlich* ist, 
von der durch ihn bestimmten Frist ausnimmt, ihn also dem § 13') 
zuweist, 3) bei einigen Werken gesetzlich fingirter Urheber, nilmlich 
bei kryptonymen Werken mit genannten Herausgebern, plaueutwer- 
fenden Unternehmern oder Be^itellern, da ein solcher nach § 14c in 
das volle Recht eines Urhebers tritt", von welchen Personen indess, 
wie wir schon wissen, Unternehmer und Besteller in der Tonkunst 
gar nicht vorkommen können, 4) beim redigirenden Herausgeber eines 
Sammelwerkes als Solchem und für dieses, dies ergibt sich aus § 13 a.*) 
wie g 15a, indem die daselbst normirte besondere Schutzfrist für 
derlei Werke, sobald sie von Gesellschaften und Vereinen herausge- 
geben werden, nur aus der Natur dieses hier doppelt fingirten Uechts- 
subjectes herrUhren kann, folglich bei einem physischen Herausgeber 
die gewöhnliche Frist gilt. 

Hingegen eine Schutzfrist von dreissig Jahren «und swar') vom 



') % 13 des Fatenti: „Dm dem ürheber einea littornnehen oder aitistiecheii 
Wetkee dnrch des gegenwArtige Geeefz einsf^riuinte auflseUiessliohe Recht der Ver* 

Gffcnilichung. Nachbildung und YerviellMtigung desselben (Verlagsrecht) crstrorkt 
HK-h in iler Wf^v] niclit Itloss atif sein*» ganze Lebenszeit, sondern kommt auch ilcm- 
jt iiii;*'!!, welchem es von ilirn iibortraf,"'ii worden ist, oder, wenn er nicht anders 
darüber verfügt hätte, seinen Erben oder deren RecbtaDachfolgern noch auf die 
I>Mer ▼OD dreissig Jahren neoh Miaem Tede «i. Das Tedea^Är das Airtna wird 
mchi mitgezlbtt*. Diese letxtere Beatimnrong ist eise ms OppoflanittftigtllndeB 
hervor* and auch in andere Geeetie, nmal ine Reichegeaeti fibergegangene Ifassregal. 

*) Daas nAmlich dieser Paragraph vorzugsweise daran denkt, geht aus den 
Motiven za entsprechendem § 16 des l'S4:ier Entwurfes hervor: ,Da ein eigener 
Herausgeber genannt sein kann, dessen grössnre Hechte vorwalten, so wurde de-ssen 
im Entwürfe besondvii^ gedacht*, die Fuitäetzuug beweist aber, daas es auch für 
blosse Miturheberschaft mit Nennung nur einea Miturhebers gilt: «Auch ist txie- 
durch den vereint wirkenden Autoren das Mittel für eine llngere SehnbrfHnl an die 
Hand gegeben". 

*) Ans dem Wortiaute dieser GesetseMtelle nlmlich ans den Woitea «vooi 
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Ablaufe desjenigen su rechnen, in welchem das Werk zuerst erschienen 
ist", gemessen a) kryptonyme Werke b) «von mehreren genannten 
Urhebern verfiMSte, c) posthume Werke d) posthum herausgegebene 
Fortsetzungen von bei Lebzeiten teilweise herausgegebenen W^en, 
nach § 14, e) Werke die ,von andern GeseHschaften und Vereinen* 
als «Akademieen, Universit&ten nnd andern unter dem besondem 
Schutz des Staates stehenden wissenschaftlichen oder artisüscheu In- 
stituten und Vereinen* herausgegeben werden nach § 15 Fat. . 

Für die andern hier genannten Werke bedeutet dies eine Ver- 
kürzung, für c und d, wenn die Veröflfentlichung nicht im Todesjahr 
selbst geschieht, eine sehr erhebliche Verlängerung. Es besteht das 
Uilieberrecht möglicherweise noch nacli Jahrhunderten bi it dem Tod 
des Urliebers, wenn nur Kiben oder sonstige Kechtsnachfolger cxi- 
stiren. Dass nämlich das Urlicberrccht auch an Posthumis erloschen 
sei, wenn während dur dreissig Juhre nach dem Tod des Urliebers 
keine Veröffentlichung stattgefunden hat. wie Harum, S. [J.9 f., an- 
nimmt, lässt sich aus den .Materialien leicht widerlegen. Die Motive 
zum Entwurf von 1843 sagen zum 55 15, (entsprechend dem jetzigen 
§ 14) ,die Gleichstellung der von mehreren genannten Uihebern ver- 
fassten, dann der posthumen Werke mit .... anonymen und 
Pseudonymen geht aus den übereinstimmenden Antrügen der be- 
ratende Hofstellen hervor". Also man wollte geradeso wie bei kryp- 
tonymen Werken die Frist vom Erscheinen an berechnen, ja im Ent- 
wurf von 1840 hiess es sogar ausdrücklich (§17 daselbst) „von dorn 
auf dem Titelblatt der ersten Auflage ersichtlich gemachten Jahre 
ihres ersten Ersditiuens" und nur bezüglich der Frist (ursprünglich 
45 Jahre) trat eine Aenderung ein. 

Sowie es ahei keinen Ivechtsnachlolger gibt, ist natürlich auch 
dieses I?echt erloschen, insbesondere hat der Herausgeber eines post- 
humen Werkes nicht als solcher (wie in Frankreich der herausgebendü 
Eigent inner des Manuscriptes) ein Urheberrechti selbst dann nicht, 
wenn er es kryptonym herausgegeben hat. 

Die Bestimmung des § 1(3^) Uber Fristenberechnuog bei mehr- 



Ablntifc" u 9. Vf. er^bf sich, dass, wie in andern Fftllen daa TodesjAbr, 80 hier auch 
dftS Krficbeinun^Hjabr nii lit mitgezählt wird. 

') aüei AVerkcn von mehreren Bünduu, oder sulcheu, welche hcflweisc oder 
soDst in UeferoDgen eradkeiaen, wird, inaofeni die vendiiedeneii Abteiliiogoi «i- 
sammeii als «in UtUrariacbe» od«r kOnaUeriecbes, atso gelstigeB, Dicht typogra- 
phisches und körperliches — D.V.) HaniM betrachtet werden können, die in den 
§1 13—15 beatiminte Schatzfmt für das ganze Werk vom Kracheinen des loteten 
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bändigen oder suocessive erscfaeinenden Werken, kann sich, obwol 
dieser Paragrapb biefür ausdrOcklicb' g§ 13—15 erwäbnt, nur auf 
§§ 14, 15 nämficb nur auf solche Schutsfristen bezieben, die vom 
Erscheinen an gezählt werden. Die daselbst erwähnte Zeit von drei 
Jahren zwischen dem Erschauen der einzelnen Folgen ist aber, wie 
Harum richtig bemerkt, vom Erscheinungstag bis zum nächsten zu 
zählen, hier wird also das Erscheinungsjahr mitgezählt. 

Eine längere, somit Vorzugsfrist ist die fUnfeigjährige Dauer 
des Schutzes gegen Nachdruck für Werke, die von .Akademieen, 
Universitäten und anderen unter dem besonderen Schutze des Staates 
stehenden wissenschaftlichen oder artistischen Instituten und Vereinen* 
herausgegeben (wie aus Abs. 3 desselben Paragraphen erhellt, Sammel- 
werke) werden. Welche Institute und Vereine nun unter dem beeondern 
Schutz des Staates stehen, ist allerdings schwer zu bestimmen, jedenfEdls 
reicht dazu eine materielle Subvention aus Staatsmitteln nicht hin, 
andererseits sind vielleicht staatlKhe. aber auch jene nichtataatlichen 
Anstalten dazu zu zählen, die bezüglich der von Wissenschaft 

und Kunst vom Staat als öfFentliche Autoritäten anericaant nnd, z. B. 
staatsgOItige Zeugnisse ausstellen können. Jedenfalls kommt dieser 
Vorzug dem Rechtssubject als solchem, nicht dem Werk als solchem zu. 

Hinges^en der Vorzug eines niclit gesetzlich beschränkten, sondern 
nur nach Belieben dos berechtigten Subjectes bescliränkbaren Urheber- 
rechtes „für die von lier Staatsgewalt unmittelbar ausgegangenen 
Acte" beruht, wie diese Worte zeigen, sowol auf Snbject als Object, 
und trifft nur für die Vereinigung beidoi- Merkmaie zu, er gilt daher 
nicht für ^Acte" einer andern ütfent liehen Verwaltung und nicht für 
andere „Werke" des Staates, ausser jene, ,uus denen stUt.st ersichtlich 
ist (d. h. die ausdrücklich so bezeichnet sind), diiss sie auf Befehl 
der Regierung und mit dem Vorbehalt dieses fortdauernden Schutzes 

Bandes oder der leteten laeferung gereehnet Nur wenn swisolien der Heraoogabe 

einzcliK i (d. i. typograpb. Q. kdrperl. nicht Utter. n. kOneiiler. oder geistiger) AMeilnngen 

- Der Verf.) ein Zeitraum von wenigstens drei Jahren verflossen wäre, sind die vorher 
erschienenen lJi5n«lt\ Ilt ftf \i. s. w. als ein für sieh selbst bestehendes Werk, imd 
ebenso die nach Ablauf der drei Jahre tMselu'iii» ii(h'n weiteten Fortsetzntigeii als 
ein neues Werk zu behandeln", d. h. die üerecluuiug wird erut vuiu späteren Teil ange- 
fangen, und die dadurch stattfindende Verlängerung der Frist für die Irfibem wird 
hier nicht angewandt Der Fall ist fttr Musik, obwol unwahrsdidnlich, doch waßg' 
Uch, insbesondere bei bczeicbnetcn, also geschützten Ausgaben älterer Claasikttr. 
Kill ,Giiii/.e.s* ist dann ein ganzes Tonstück, nicht erst ein am mehreren j^nnren 
Tonst iiekou sich ziisaniniensetzendcM (Janzes, z. U. jede Arie einer Oper, nicht erst 
die ganze Oper, wie schon ö. 139 erüriert wurde. 
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erscIiieDeD sind/ wo also die moralische Urheberschaft als gesetz- 
geberischer Grund an Stelle der geistigen Urheberschaft tritt und 
somit nicht der Rechtssubj^vität selbst dieser Vorzug zukommt.*) 
Er dauert sowol für Staataaete wie für jene Werke .insolange als 
dieses (das Nachdrucksverbot) von der Staatsverwaltung (d. i. wol 
jcuer Stelle der Staatsverwaltung» der jene geistige oder moralische 
Urheberschaft zukommt, und durch einfache Yerwaltungsacte) nicht 
aufgehoben wird* ; doch schon darin, dass ein solcher Schutz, wie freilich 
es heute der Fall, gegenüber eigenmächtigen Drucken des betreffenden 
Actes oder Werkes nicht angerufen wird, liegt eigentlich eine still- 
schweigende Aufhebung desselben, nicht bloss ein Verzicht für den 
einen, sondern auch eine Erlaubnis für alle auf dasselbe Object be- 
züglichen künftigen FiÜle. 

Hingegen können nach § 17 sowol aus .subjectiven als objectiven 
Gründen, nünilich ,in besonders rücksichtswürdigen Fällen, dann zu 
Gunsten von Urhebeiii, Herausgebern oder Verlegern grosser mit be- 
deutenden Vorauslagen verbundener Werke der Wissenschaft und 
Kunst die im gegenwärtigen Gesetze dem Urheber, dessen Erben 
oder aonstigen Kechtsnaclirolgern zugostandfinen Schutzfristen von der 
Staatsverwaltung in Form eines Privilegiums auch noch über die cr«^- 
setziichc Dauer auf eine weitere bestim?7ite Anzahl von Jahren er- 
streckt werden*. Also ist der Schutz i im s solchen Werkt s nur be- 
zü£jlicb der Daner, nicht bezüglich des Inhaltes ein privilegienniässiger, 
die bestimmte Anzahl von Jahren bedeutet übrigens keine absolut 
bestimmte Zahl, sondern eine bestimmte Anzahl von Jahren nach dem 
Tode des Berechtigten, die länger ist als die geRetzliche Frist, d* nn 
sonst wäre sie ja kein Vorzug, um so mehr, da dieses Privilegium 
schon vor Beendigung der Herausgabe des Werkes erwirkt, und de^u 
Dauer auf dem Titelblatt ersichtlich gemacht werden muss.^) 

Hingegen eine nicht vorzugsmässige, sondern benachteiligte Schutz- 
frist geniessen Tonwerke gegen Nachdruck in Form von Arrange- 
ments, nämlich nur bei ausdrücklichem Vorbehalt, und selbst dann 
nur bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Erscheinungsjahr, § 8, c, 
welche Gesetzesstelle wir bereits im Abschnitt VI, S. 182 ff. ab- 
gedruckt und in jeder fieziehung ausführlich besprochen haben. 



>) Vgl 8. 122 ff. 

•) Hieranter fielen nicht dio bis zum 9. November 1807 durch den Dundes- 
bescbluss vom 6. November ISbÜ geschützten Werke, vielmehr war dieser Bund«» 
beacbluss ein speciales Btmdesj^esetae eigener Art 



Digitized by Google 



296 



X. Erlteoban der Urbeberrechto. 



Die zehnjährige Schutzfrist für das Aulf&hrungsrecbt wird eben- 
falls bald relativ «bis zum Ablaufe von zehn Jahren, nach dem Todes- 
jahre des Urhebers* (§ 22) gezählt, bald ,absolut, aber hier nicht vom 
Erscheinen im Druck, sondern ,vom Tage der ersten Offimtlichen Auf- 
iQhrung gerechnet*, § 28. Sie gilt in denselben Fällen, in welchen 
die absolute Schutzfrist vom Erseheinen im Druck an gilt, nSmIich 
bei mehreren genannten Urhebern (§ 23 a), bei kiyptonymen Werken 
(das. b u. c) bei posthumen, d. i. hier bei solchen Werken, welche erst 
nach dem Tode des Urhebers von dessen Erben oder sonstigen Rechte- 
niichfolgorn zur ersten Aufführung gebracht \vTirden*. Für Werke von 
Gesellschaften, Vereinen etc. kann kein Auffuhrungsschutz in Betracht 
komincii, weil derlei Kotlitssubjectc mir fUr Sammelwerke einen Schutz 
geniessen, der diesen Werken als solchen nur für den Druck zu Teil 
werden kumi, tLihei kami dti Auff'ührungsschutz auch dem redigirenden 
Herausgeber eines solchen Werkes nicht zukommen. Bei kryptonym 
aufgeführten Werken wird aber durch alcthonynios Erscheinen im Druck 
diese absolut« Schutzfrist in die relative bis zu zehn Jahren nach 
dem Todesjahr des Urhebers verwandelt (vgl. S. 95), bei alethonym 
aufgeführten, aber kryptonym jj:edruckten') Werken gilt von vornherein 
die relative Frist, welche auch fiir den -nach § 11 in das volle K echt 
desUrhebers tretenden Herausgeber" gelten niuss; bei posthumen ^^'erkell 
dauert der Aufführungsschutz so lange, als sie nicht aufgeführt und nicht 
im Druck verüllontliclit sind, (wenn auch «als Manuscript" gedruckt). 
\\' erden sie mit Auffiihrungsvorbehalt im Druck veröffentlicht, sogiltder 
B.B. Art. II. wonach der Aufführungsvorbehalt noch zehn Jahre nach dem 
Tode des Urhebers Wirkung hat. Nämlich Art. 1 desselben hat keine 
Geltung, weil § 23c des Patentes einen ausgedehnteren Schutz ge- 
währt und somit nach der Schlussclausel der Bekannt niacbuntr be- 
stehen bleibt, welche nur insoweit den Bundesbesclilu^s in W iiksam- 
keit setzt, „als nicht durch die bestehenden (Jesctze ^]vm iitterariscbeu 
und artistischen Eigentum bereits ein ausgedehnterer Schutz gewährt 
wird". Für den Fall der Verötlentlichung im Druck hat das Patent 
keinen Aufführungsschutz bestimmt, folglich ist hier der Bundesbe- 
Hchlnss das Ausgedehntere und hat zu gelten. — Hingegen können 
kryptonym veröffentlichte Werke nicht mit Anfführungsvorbelialt 
nämlich nicht mit darunter „gedrucktem Namen" (B.B. II) veröffent- 
licht sein, sie voilieren also durch die Veröffentlichung das aus- 
schlieaaliche Auiiiihrungsrecbti (aber nicht Werke von mehreren ge- 



*) Ein wol seltener, »ber doch mSglioher Fall. 
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iiaiiQtoD Urhebern, man kann also nicht nach Analogie sagen, dass bei 
VerOffenUiehnng im Druck mit Vorbehalt die zehnjährige SchutzfriBt 
von der ersten öffentlichen Aufi&hrung angefongen noch fortdauert 

Natttrlich ist, wo die Frist mit der AufiÜhrung beginnt, nur 
die erste rechtmässige dffentUche Auffilhmng gemeint, sumal da dies 
im Bundeebeschluss von 1841 steht, welchen das Patent nicht ver^ 
mindern, sondern vermehren wollte. Für den AuffÜhrungssehuts gibt 
es keine Mö^^chkeit der Verlängerung durch ein Privilegium. 

Erst nach dem volktändigen Ablauf der Schutzfristen gegen 
Nachdruck ist die eigenmächtige Vervielfältigung im Druck erlaubt, 
eine frühere ist auch dann verboten, wenn die Verbreitung erst nach 
Ablauf der Schutzfrist beabsichtigt wird, da, wie wir schon Abschn. VI 
S. 161 ff. gesehen haben, zum Tatbestand des verbotenen Nachdrucks 
nach dem Patent die Absicht der Verbreitung nicht gehört, also ist auch 
die Absicht der spätem Verbreitung gleichgültig. Ja nach § 19 bleibt 
von dem Eintritte dieses Zeitpunktes sogar .jede frühere darauf ab- 
zielende Ankündigung** untersagt, was Übrigens eine lex imperfecta 
ist, da sie unter den Tatbestand des Nachdruckes nicht passt, es kann 
also höchstens polizeilich eingeschritten werden.») 

Aber selbst nach Ablauf der Schutzfrist kann noch Klage wegen 
Rechtsverletzungen erhoben werden, die noch während ihrer Dauer 
geschehen sind, soweit nicht auch für diese Klagen ein besonderer 
Erlöschungsgrund eingetreten ist Diese also von dem Erlöschen des 
Urheberrechtes selbst ganz unabhängigen Erlöschungsgründe (die doch 
auch bei bestehendem Urheberrechte eintreten können) für die Klagen 
sind übrigens im Pkktent selbst nicht normirt, daher dieselben wie für 
Straf- und Civilverfolgung überhaupt. Demnach erlöschen die Straf- 
klagen nach der liegol der ^§ 530—532 des St.G. durch Verjährung 
binnen eines Jahres seit der Verübimg des Delictes, durch Nichtan- 
stelluiig binnen sechs Wochen seit erlangter Kenntnis, durcli aus- 
drückliche Verzeihung oder Widerruf vor kundgcniac-litcm Urteil. 
Für die Civilkla^'o^ die natürlich von der erwälmteii V eizeihuiiy und 
Widt'i ruiüiig nicht berührt wird gibt es nur Verjährung und zwar 

Denn diese \'(5nncn ihren Namen unter die Erklärung drucken. 

Für Auffiihiuni^en würde sich dasselbe ergeben, aber es ist nirlit von prak- 
tischem Interesse; da nämlich, wi| wir gesehen haben, diu Vurbetcitungen zu einer 
oncrlaubtcD Aufführung noch nicht einen Yemicb, sondctn eine blosse Yurbcrcituugs- 
handlnng büden« so sind sie eriaubl^, also natOrlich audi Vorbereitunisen einer erat 
nach Ablauf der Schutzfrist bestimmten Auff&bnuig. Auch die AnkSndignng einer 
erst nach Ablauf der Sohntzfrist beabsichtigten Aaff&hmng ist erlaubt, weil daa Ver» 
bot in g 19 sieb niobt darauf erstreeki 
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der EntscliädiguDgBklage nach § 1489 a. b. G. in drei, der Bereicbening»- 
klage nach g 1478 in dreiesig Jahren (Harnm § 55 S. 245); die Ver- 
jährung jeder CÜvilklage, also auch jeder urheberrechtlichen, wird nach 
einer Entscheidung des obersten Gerichtshofes durch die Strafgericht- 
liehe Verfolgung unterbrochen, Glaaer-Unger Nr. 5682, und wol nach 
§ 1497 a nur bei siegreicher Durchführung, also nicht im Falle des 
Wiederrufes. 

B) Das deutsche Reichsgesetz hat zwar auch die dreissigj&hrige 
Frist und das Princip beibehalten, das Urheberrecht »regelmässig auf 
Lebenszeit des Urhebers und dreissig Jahre nach dem Tode desselben* 
(§ 8) zu gewähren, es hat aber die ausnahmsweise Berechnung der 
dreissigjährigen Frist vom Erscheinen angefangen noch wdter be- 
schränkt» nämlich auf kryptonyme Werke, § 11 Abs. 2, und auf 
Werke, die von juristischen Personen (§ 13, vgl. 8. 124) herausgegeben 
werden, (bei welchen es also keine mit längerer Schutzfrist begfin- 
stigte Corporation und Anstalt wie im Patent gibt). Aber bei Krypto- 
nymis kann die Frist durch die vor ihrem Ablauf geschehende Ein- 
tragung in die Eintragsrolle auf drdeaig Jahre nach dem Tode 
verlängert werden, § 11, s. S. 108. Eine Verlängerung gegenüber 
dem Patent bedeutet auch ^ 9, der nadi Muster der franzOsischeD, 
wiewol von Ponillet 145 in gewisser Hinsicht, angefochtenen Theorie 
und Praxis bei Miturheberschaft die Schutzfrist auf die Dauer von 
dreissig Jahren «nach dem Tode des Letztlebenden erstreckt" , (worin 
ihm auch Ungarn § 12, Belgien Art. 5, Norwegen Art. 7, Schweden 
Art. 7 und Portugal Art. 581 gefolgt sind). Also wenn nur ein ale- 
thonymer Miturheber vorhanden ist. berechnet sich nach seinem Leben 
die Frist, forner kann die Frist durch Eintragung der kryptonymen 
Urheber in die Ivolle verlängert werden bis zum Tode des läniist- 
lebenden P^ingetragenen. — Hingegen ist es eine im öffenilicl.cn 
Interesse norniirte Verkürzung, dass (ij 12) posthume Werke auch 
dreissig Jahre hing vom Tode des Urheberb an gerechnet gegen 
Nachdruck gescliützt worden". Dies gilt offenbar uucb für nach- 
weisbar posthume Kryptonyma, was für notoi isch gewordene Pseudo- 
nynia (niichdeni diese gesetzlich als Kryptonyma gelten und der Tod 
des Urhebers bei ihnen doch leicht bewiesen \Yerden kann), von prak- 
tischer Bedeutung ist. , 

Ferner wird in dem Zeitraum der gesetzlichen Schutzfrist ebenso 
wie im Patent „das Todesjahr des Verfassers, beziehungsweise das 
Kalenderjahr des ersten Erscheinens des Werkes oder der Ueljer- 
»etzung nicht eingerechnet" , § 1 U, und auch hier gilt diese Bestimmung 
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mdit im Falle des § 14, ^) welcher nämlicb bei succeesiy eiBcheioenden 
Werken dasselbe wie § 16 Fat (nur, mit aiisdrficklicber Hervorhebung 
des Falles, dass die verschiedenen Bände etc. nicht dieselbe Aufgabe 
behandeln) statuirt, weil diese dreijährige ZwischenfHsten keine Schutz- 
fristen sind.') 

Eine, und principieU genommen, wol die wesentlichste Besserung 
liegt aber darin, dass nach § 52 „in Betreff der Dauer des ausachliess* 
liehen Bechtes zur Öffentlichen Aufführung die 8§ B— 17 zur Anwen- 
dung kommen* und nach § 52 letzter Absatz, posthume Werke dreissig 
Jahre vom Tode des Urhebers an auch (so wie gegen Druck ohne 
Rttcksicht auf Nennung des Urhebers) gegen unbefugte Aufführung 
geschützt* werden; es gelten also dieselben Fristen für den Auf- 
führungsschutz wie fUr den Schutz gegen Kachdruck. Dies erleidet 
eine Ausnahme nur für kryptonyine Werke, welche zur Zeit ihrer 
ersten rechtmässigen öffentlichen Aufführung noch nicht durch den 
Druck verdffenÜicht sind* § 52, «diese werden dreissig Jahre vom 
Tage der ersten rechtmässigen Aufführung ao . . . . gegen unbefugte 
Öffentliche AuffQhrung geschützt*, daselbst Abs. 2. Aber vermöge des 
allgemeinen Hinweises, § 52 Abs. 1, wird diese Schutzfrist durch 
spätem kryptonymen oder alethonymen Druck in die Auffilhrungs- 
schutzfrist für kryptonym, beziehungsweise alethonym gedruckte Weri^e 
verwandelt, vgl. 8. 95, § 52; Wächter S. 327, A. 5, Endemann S. 82 
scheinen derselben Meinung zu sein. Abs. 2 hat also für den Fall 
des späteren kryptonymen Druckes nur dann Bedeutung, wenn dieser 
erst nach mehr als dreissig Jahren seit der ersten kryptonymen Auf- 
führung stattfindet. Ausserdem kann aber auch ohne Drucklegung 
durch Eintragung in die Eintragsrolle der Aufführungsschutz in einen 
dreissigjährigen nach dem Tode des Urhebeis verwandelt werden. 

)) Uebrinens kann schon der Titel deB Werkes saf poetbume Kiyptonymiat 
binwMseik, so bei den in den Fstentmftterielien citirteii .Briefen eines YerBtorbenen'*, 

') ,Bei Werken, die in mohrei en Bänden oder ( — körperlichen, Sch., so auch 
Endcmann) Abteilungen erscheinen, wird die Schutzfrist von dem ersten Krscheinen 
eines jeden Bandes oder einer jodfii Alitpilunrr nn liercc Jirict. - Bei Werken jedoch, 
die in einem oder mehreren Büntluu eine einzige Aufgabe bchandchi, und mithin 
sie in sieh zus&mmenhiingcnd zu betrachten sind, beginnt die Schutzfrist erst nach 
dem Enoheinen dee letsten Bandea odor der leisten Abteilttng. — Wenn indeBsen 
zwischen der Heraoflgabe einzehier BAnde oder AbteiJnngen ein Zeitianm von mehr 
als drei Jahren verflossen ist, «n sind die vorher erschienenen Bünde, AbteiUmgen 
etr cui für sich bestehendes Werk iiiul cVtcnso die nach Alilauf der drei Jahre 
ersi lieiiK rillen wcihT' n Furtsotziingen als ein neues Werk zu behandolu.'' Mit der 
obigen Deutung ätiuuiit auch Damhach S. 242 Qbercin. 
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Bei kryptonymen Werken wird dureh die dem Urbeber und 
seinem hiezu legitimirten Recbtsnachfolger, g 11 Abs. 2, also ohne 
besondere Legitimation nur den Erben oder dem legatweisen Nadh 
folger in das Geeamturbeberrecht, der aber dann den Erben aus* 
scbliesst, sonst aber keinen andern Nachfolger innerhalb dreissig Jahren 
von der ersten Herausgabe an gerechnet zustehende Eintragung in 
die EintragsroUe der im § 8 bestimmte Schutz bis zu dreissig Jahren 
nach dem Tode erworben, aber nur ,dem Werke*, d. h. ohne Wechsel 
des bisherigen Suljectes, also nicht dem Urheber als solchen, nicht 
einmal fttr die noch hinzutretende Verlfingerung der Schutzfrist, ein- 
mal geschehen kann dies nicht zurQckgenommen werden, dieselbe 
objective Bedeutung der Veriängerung muss noch nach der Ausdrucks- 
weise des ungarischen Gesetzes, § 13, angenommen werden: ,das8 in 
diesem Fall die Schutzzeit nach § 11 berechnet werde'. 

Endlich ist es fUr die Tonkunst von grOestem Wert, dass der 
Schatz ^cgen Bearbeitung auch bezflglich der Auffllhning rechts- 
widriger Bearbeitungen^ ebenso lang dauert wie der gegen Repro- 
dttcüon des Originales, was sich aber auch aus § 46 ergibt vermöge 
der Bezeichnung einer solchen unbefugten Bearbeitung als Nachdruck 
schlechthin und aus dem unbedingten Verbot der Aufführung einer 
rechtswidiigun Bearbeitung in § 50 letzter Absatz, die mithin unter 
die Straf- und Civilbeetimmungen bezüglich unerlaubter Aufführung 
fällt, und auch unter die Bestimniungen der darauf bezQglichen Schatz- 
fristen in ^ 52, beziehungsweise der daselbst citirten §§ 8—17. 

Sehr genaue besondere Bestimmungen trifft das Ueichsgeeetz 
fiir das Erlöschen der urheberrechtlichen Klagen in § 33 — 38, die 
iiaili § 50 uiicli (soweit dies möglich) auf die Klagen wegen eigen- 
iiicirhtiger Aufführung Anwendung linden. Die Strafklage verjährt 
ohne Kücküiclii auf die Unkenntnis der Verletzung in drei Jahren, 
dabei hobt aber für den Naclulruck die Verjälirung muht, wie im ge- 
nieinen Recht, mit dem vollbrachten Delict, nämlich nicht mit voll- 
brachter Herstellung eines Exeniplures, sondern erst mit dem Beginn 
der Verbreitung der Naehdrucksexemplare, als mit dem regelmässig 
erst die Kenntnis erm«»glichenden Monienl an, weil sonst der Verleger 
die Verbreitung bis zu Altlauf der Verjährungsfrist hinausöchiclxn 
und dadurch unstrafbar machen könnte, wie die Motive (Dambach 
S. 19<5) ausführen. Hingegen die Hegel, dass für die Strafverfolgung 
wegen Veihreitung die Verjährung mit dem Tage anhebt, an welchem 
die Verlireitung zuletzt stattgefundon hat, entspricht nach Diimbach 
S. 198 und dem dort citirten Opiieuholi dem, dass bei der Verbreitung 
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als ein fortgesetztes Vergehen die Veijäbrung erst mit dessen Ab- 
schlnss beginnen kann, wogegen dofa aber Manches einwenden liesse, 
immerhin ist diese positive Vorschrift sehr praktisch und ist soviel 
wahr, dass die Verbreitung ein fortgesetztes Vergehen sein kann, so 
z. B. wenn sie durch Feilhaltung begangen wird. Gewiss aber ist 
die ohne Feilhaltung geschehende Mitteilung auch nur eines Exem- 
plares an Andere, wenn sie in der Absicht geschieht, damit den An- 
fang zu einer Mitteilung an mehrere zu machen, auch ein selbstän- 
diges Verbreitungsdelict, sonst mösste ja der einzelne Verbrettungs* 
act nur ein blosser Versuch bilden, was gewiss nicht zutrifft» auch 
für mehrere solche Verbreitungsdeficte muss nun wol § 34 gelten, 
und darin besteht sdne Abweidiung vom gemeinen Recht, natOrlich 
gilt diese Regel nur gegen jeden einzelnen Verbreiter und bezüglich 
der Verbreitungshandlungen die zusammen aus einem einzigen Ünfr 
schluss hervorgehen, dies dürfte die richtige Mitte zwischen den von 
einander abweichenden Ansichten Wächter, S. 287 Anm. 1, und den da- 
selbst citirten Endemann und Dambach (zu § 34) sein. — Bezüglich 
der Verjährung des Äuffülirungsdelictes gibt es keine besondere Be- 
stimmung, sie beginnt also mit der vollendeten Aufführung, demnach, 
wenn sie bei einem cyclischen Werk eine mehrtägige ist, für jedes 
Stück des Cyclus mit dem Tag oder Abend, wo die AulTiihi ung statt- 
et iiniileii liat, indem überhaupt jede einzelne Auitührung ein selb- 
btaiiUiges Delict für sich, ihre Wiederholung daher ein wiederholtes, 
kein fortgesetztes Delict bildet, aoaut iur jede Aufführung eine be- 
sondere Verjährung eintritt. 

Bei den Strafklagen gibt es aber ausserdem noch eine Fallfrist 
von drei Monaten nach erlangter Kenntnis des begangenen Vergehens 
und der Person des Thäters, § 35, also beider Momente zusammen, 
die ferner auch bei einer von dem noch nicht vollendeten Vergehen, 
z. B. während des Druckes erlangten Kenntnis, nie vor Vollendung des 
Vergehens zu laufen beginnt, indem die Kenntnis des (schon) be- 
gangenen Vergehens gefordert wird. Dagegen ist diese FalHVist 
niclit an den Tag gebunden, wo die Verbreitung zuerst oder zuletzt 
.staligefunden hat, indem diese und damit die Anwendung von ^ 84, 
Abs. 2 als einer Verjälirungsr« lm I schon durch die (^ualilleii uug als 
Fallfrist und durch derou unbedingte Datiruug von der Kennt- 
nis des begangenen Vergehens und der Person des Täters ausge- 
schlossen ist. 

Für die Civilklage hingegen gibt es nur eine Verjährung, keine 
Failfnst, ebenso für in Jahren normirte Uebertretung des Gitates 
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ohne QueUenangabe, und zwar eine YeijShrang von drei Monaten be- 
ginnend mit dem Tage der ersten Verbreitnog des Abdruckes. 

Ffir die Unterbrechung der Verjährung gelten die allgemeinen 
gesetzliehen VorBcfariften § 38 mit dem Zusätze daselbst, dass das 
Strafverfahren die Veijährung der Entschädigungs-, also Civilklage 
nicht unterbricht, und ebensowenig umgekehrt das GivUverfahren die 
Verjährung des Strafverfahrens. 

Nach dem Patent und andern Rechten erlischt mit den urheber- 
rechtlichen Civil- und Straf klagen auch das Begehren der Confiscation, 
das liciclisgeselz liat nun ihren praeventivon Charakter dahin poten- 
ziit, diisö es in t:^ 3^ den Antrag auf Kin/iehiuig und Veiniclitun,<z 
der Nachdruckbcxcmplarc und Vorrichtungen für so l-dU'^v zii1j>.:,i_: 
erkliut hat, als solche vorhanden sind, (aucli Xorwegon. Art. 44, und 
Ungarn, ^ oO,) gewiss aucli trotz niittlerweiligen Freifalles. 

C) Auch die meisten andorn Urheberrechte bestimmen die Dauer 
des Schutzes regehnä^ssig auf TiObenszeit des Urhebers und eine ge- 
wisse Frist darnach, aber nur die Schweiz/) Art. 2, normirt sie mit 
dreissig Jahren, die übrigen Staaten (Norwegen Art. 7, Schweden Art. 7, 
Kusslaud Art. 2, Ungarn § 11. Portugal Art. 579, Frankreich. Oes. 
v. 14. Juli 1860, Art. 1, Belgien Art. 2; mit fünfzig Jahren, in Spanien 
Art. 6 sogar mit achtzig Jaliren. 

Ganz andere Systcmo haben 1) England, Vict. 5 u. G, Art. 3, 
Holland Art. 11. 13. 11 und 2) Italien. — Nach dem englläch-holländi- 
schen gibt es eine Minimal- und eine Ma.ximalfrist, Erstere dauert 
in England 42, in Holland und zwar für gedruckte Werke ö«» .Jahre 
vom Erscheinen (in Holland von der Beßcheiingung der Eintragung) 
an, sollte der Urheber auch im Momente des Erscheinens gestorben 
sein; lebt er aber länger als diese 42, beziehungsweise .lahre, so 
dauert der Schutz lebenslänglich und noch 7 Jahre dazu in England, 
lebenslänglich in den Niederlanden, jedoch nach Abs. 2 nur, wenn er 
sein Recht nicht veräussert hat.-) Art. 13, Abs. 2. Für Tingodruckte 
Werke dauert es (Art. 14) bis zu 30 Jahren nacli seinem Tode. 

In Italien dagegen hat ein Ibit'S in Frankreich (in Form eines 
dem Staatsrat vom französischen Staatsministorium vorzulegenden 
Gesetzentwurfes, siehe Vesque S. 9, A. 1 und den daselbst citi] ten 
moniteur universel Nr. 103 13. April 1863) ausgesprochener Gedanke 

>) In D&aemarlc ist die im Gesetz von 1857, Art, 2, mieh atif dreiaug Jahre 
bostimmte Scbutefrisi durch dn Oeseti vom 21. Fe1»niar 1868, § 1, auf fOnfag 
Jahre verlängert worden. 

Also nur, wenn er sein Werk im Selbstverlag hat erscheinen lassen, 
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VerwirUichmig erlangt, nämlich eine Vennittlung zwischen geschlitzter 
AuBOützmig und Freiheit wenigsteas der sohriftlidieD 'Reproduetioii 
(temperando l'utile private col publlco, Roemini S. 292 n. 120). Das 

Recht gebührt (A. 9) dem Urheber lebenslänglich, und für den Fall 
seines Todes vor dem abgelaufenen vierzigsten Jahre seit der Ver- 
öffentlichung den Rechtsnachfolgern noch bis zum Äbschluss dieser 
Frist. ^) Nach seinem Tod, beziehungsweise nach jenem vierzigsten 
Jahre beginnt eine zweite vierzigjährige Frist, während welcher Ver- 
vielfältigung uiui \ tikauf schon frei sind, jeducli gegen Bezahlnng 
von fiinf i'rocent des Ladenpreises an den, dem das Urlieberrelit zu- 
steht, also eventuell an einen \ erleger, was schon diese u:iii/e Vor- 
schrift verfehlt' erscheinen lüsst, übrigens hat jene Zahlunj; len Vor- 
zug vor jeder andern Forderung auf die hergestellten Exeni()lare. 

lu Spanien finden wir etwas dem S. 281) Anm. 1 citirten arrct von 
1777 Aehnliches. es ciuloL A. 6 das Recht anderer Nachfolger bei 
Vorhandensein von Xoterben 25 Jahre nach dem Tode des Urhebers, 
und fällt an diese für den Rest der Schutzfrist (eine mit Uecht von 
Constant und Delalande getadelte Bestimmung, Constant S. 127). Ge- 
wissermassen gehört auch das oben citirte liolländische Uecht her. 
In rt)rtugal, Art. 584, ist nur von der durch das neue Gesetz ent- 
stehenden Verlängerung der Schutzfrist die Rede, diese weiteren 
zwanzig Jalirc sollen den Erben des Urhebers zu gute kommen, nicht 
dem Verleger, dessen Befugnis nach früherem Reclit erloschen war, 
(vgl. über das frühere Gesetz Fliniaux S. 2G4, Hcdeier S. 155, wo 
aber die Sache ziemlich undeutlich, nämlich als. wie ein Teil des 
Gesetzestextes, in diese eingeschobene Anmerkung ausgedrückt ist). 
— lieber die Rechte der Ehegatten in Frankreich, Dänemark und 
Norwegen siehe S. 132 f. 

Nach französischer und italienischer (I\osmini 120)2) Anschaiumg 
ist bei kryptonymen Werken der Herausgeber oder \'erleger so lange 
als Urheber zu betrachten, als Letzterer sich nicht entschleiert, so 
dass das Urheberrecht in jeder Beziehung, zumal in der Dauer nach 
dem Herausgeber oder Verleger beurteilt wird, bis der Urheber als 
solcher hervortritt, Pouillot 117. Dies hat gesetzlichen Ausdruck ge- 
funden in Belgien Art 7, 3) Holland Art. 3, Portugal Art 586 u. 5Ö3, 

') Vgl. dsuu Hosmiai N. 120 ff. S. 291 ff. mii Hinweis auf das lange Leben 
von MftnsoDi und Cantü. 

RoBmiiii hebt bervor» daas ein krjptonymee Work, um fiberinapt Sehuta 
»I eikngen, registriit w«-den nflase, was im Oeaeta aidit «tebt 

*) sL'tfditenr d'un eaviage aaoayine ea paeudonjnie, eai xtfoM, k T^gaid daa 
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Spanien Art 26, A. 2, 4. In Norwegen Art 9, Schweden Art 8 und 
Dänemark Art. 6 wird zwar auch die Dauer des Urheberrechtes nadi 
dem Leben des wahren Urhebers berechneti sobald dieser sich recht- 
zeitig in vorgeschriebener Weise nennt, aber so lange er verborgeo 
bleibt, wird die Dauer (50 Jahre, nur in Dänemark 30 Jahre) yom 
Erscheinen des Werkes an beredinet, es wird nidit der Herausgeber 
oder Verleger, sei es auch nur Dritten gegonUber als Urheber be- 
handelt In den skandinavischen Staaten ist daher die Frage oDral^ 
lieh, die in Belgien z. B. nach dem Wortlaut des Gesetzes denkbar 
ist, ob die Verlängerung des Rechtes durch Hervortreten des Ur- 
hebers zugleich einen Rückfall an den Urheber bedeutet Meines 
Erachtens sagt aber diese Bestimmung nur, dass der Urheber dann 
die Rechte hat, die er bei sofortiger Verüffsutlichung unter adnem 
Namen gehabt hätte, wenigstens stimmt dazu die dem Ganzen zu 
Qrunde liegende französische Anschauung, s. Pouillet 147: „(De deox 
choses Tune ou) Tauteur finira par se r^v^ier et alors les regles ordi- 
naires reprendront leur empire" u. s. w. 

Nach schweizerischem Uecht, Orelli S. 47, gilt, da nichts be- 
soiuleies gesagt wird, die allgemeine Schutzfrist auch för Kryptonyina. 
die daselbst (Orelli a.a.O.) immerhin mögliche Hegistrirun- hat also 
nur die Bedeutung einer Feststellung des Urhebers, nicht einer Frist- 
verlängorun^r. 

Das i\ ntii.hrungsrecht lüi Ki yptoiiynia dauert in Schweden, 
Art. 14, fiiiii Jahre von der Auiiuhrung oder Drucklegung, wenn 
sicli der Urheber nicht zu erkennen gibt, in Nurwegen, Art. 34-, fünfzig 
Jalue, also heidcrseits offenbar von der Art der Veröffentlichung an- 
gefangen, die später stattgefunden hat. In Norwegen niuss sich der 
Urheber zur Verlängerung dieser Frist binnen fünfzig Jahren zu er- 
kennt u geben. Die übrigen Gesetze bestimmen nichts über den Auf- 
iUlirungsschutz bei Kryptonymis, also wird er bei ungedruckten ebenso 
berechnet wie bei Alethonymis, bei gedruckten nach dem Leben des 
Herausgebers oder Verlegers, wo diesen die Rechte des Urhebers zu- 
stehen, und der Schutz nach Lebenszeit des Urhebers Ijei echnot wird. 

Die Sflmtzfrist posthumcr Werke wird bei fremden Nationen 
fast überall vom i^rschemen des Werkes an gezählt, so in Eng- 
land (42 Jahre. Vict. A. 3, cit.), in Norwegen Art. 10, Schweden Art. 
Portugal Art. 585 (aber ausdrücklich für Posthuma eines bestimmten 
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Urhebers). Russland Art. 3, (in allen diesen Ländern auf 50 luhre), 
in der Schweiz ') (Art. 2 und zwar auf 30 Jahre), in Ungarn findet 
eine besondere Behandlung statt, nämlich es wird regelmässig fünfzig- 
jähriger Schutz, vom Erscheinen angefangen, ^jcwährt. Wenn jedoch 
das VVeik zwischen dem 45.-50. Jahre vom Tode dos Urhebers an 
gerechnet, erscheint, wird es noch fünf Jaliro, also mö^^'l ich erweise 
mehr als 50 Jahre nach dem Tode des Urhebers geschützt, 14. 
— Holland unterscheidet nicht posthume von andorn Werken, Hoiuit:ni 
cedrucktc Wri kc und Manusri iptc, und macht in der Dauer die 
bchüü erürtertei) Untersclueile. Für erstere währt das Recht der 
ausschliesslichen scliriftliclion VervieinUtigung 50 Jahre vom Erscheinen 
oder bei Nichtabtretung Icbcnälänglich, Art. 14, und bei Manuscripten 
dauert das Recht bis zu :>0 Jahren nach dem Tode. Dm Aufführungs- 
recht wird für Manuscripte bis zu 3<i Jahren nach dem Tode, für mit 
Vorholialt veröffentlichte Werke l)is zu K) Jahren von der Erschei- 
nung an bestimmt. — Italien (l! osmini 301) und Spanien keimen keine 
besondere Schutzfrist für PobUiunia, obwol in tipanien, Art. 27, eine 
Definition posthumer Werke gegeben wird. 

Ganz eigentümlich ist die schon durch Gesetz vom 1. Gerniinal 
XIII (22. März 1805) festgestellte Auffassung und Beharullung der 
Posthuma in Frankreich. Als berechtigt zur Herausgabe eines Manu- 
scriptes gilt nicht der Erbe des Urhebers als solcher, sondern der 
proprictaire des posthumen Werkes, dies ist (Pouillet 405) der pro- 
prictaire du manuscrit und diesen steht im Fall der Herausgabe der- 
selbe Schutz zu, wie den Urhebern, Pouillet 413 ff., der also auch 
wieder auf 50 Jahre nach dem Tode nicht der Urheber, sondern 
dieser proprietaires und auf ihre Erben sich erstreckt, und dasselbe 
nimmt Rosmim S. 301 für das italienische Recht in Anspruch „sieche 
egli (il proprietario) ne gode tutta la sna vita, e passano i diritti 
agli eredi o cessionarj di Ini, come avviene per l'autore," und viel- 
leicht gilt dasselbe für Spanien. In Frankreich geht es für den 
Druck durch Publication in Druck zusammen mit freigewordenen 
Werken verloren. 

Dieselbe Schutzfrist, wie pliysisclie Personen, natürlich nur vom 
Erscheinen des Werkes an gezählt» gemessen nichtphysische sogen. 

') Die Scliwciz .schreibt Art. ii für j)n8tlniiiio Werke ^und zwar ist dies nur 
für roatbuma obligatorisch, für andere Werke iacultativ) die licgistrirang binnen 
drei Monaten ▼or« Elwiiso Bdgien dnieh du arrMd nyH vom 27. März IBöU, 
anwerdem fUr FnbUcaÜoii doreh den Staa^ oder oSentltche Verwaltung auf Staate» 
koaten. 

B. Schalter, Di» Vrl»twrMelit der Tbnkniwl. 20 
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Urheber in Enssland Art. 3, Portugal Art 580, NorwoEron Art. 8. 
Schweden Art ^, Belgien Art. 11,') also hier überall SO.I ilur , el»ens(i 
gilt in der Schweiz für sie die allgemeine, nämlich dreissigjäiingo 
vStlmtzfrist (Art. •\); kürzere Fristen als für pliysiscbe Personen gelten 
in I ngarn, 15, nämlich 30 Jahre seit dem Erscheinen und in Italien. 
Art. 11, 120 Jahre. Holland bedarf (siehe oben) einer besondern Be- 
stimmung nicht, Spanien kennt keine, in Frankreich aber wird sowol 
dem Staat, als andern nichtphysischen Personen vielfach ein ewiges 
Urheberrecht zuerkannt, so von Pouillet 150—154; charakteristisch 
für die französische Vorstellung ist dabei die Art, wie Pouillet d^ 
Ocdankeo Pataille's bekämpft, den Staat als eine Art ccssionaire du 
veritable auteur anzusehen, und nach der Lebensdauer des wahren 
Urbebers die vom Staat herausgegebenen Werke zu schützen, er hält 
es für unmöglich ,ä dönier ä r£tat, personne imperissable la £seulte 
de produire des ouvrages litteraires ou artisticjues!" 

Für das Auffühningsrecht gelten dieselben Schutzfristen, wie für 
das Kecht zur schriftlichen iieproduction, und zwar in Ermanglung 
besonderer Bestimmungen, in Belgien, Spanien und Kussland, vermöge 
ausdrücklicher Bestimmung für das Urheberrecht schlechtbin, in Frank- 
reich, schon durch Gesetz von 1854, und nach Art. 1 des Gesetzes von 
1866, Pouillet 744, und in der Schweiz Art. 2, nachdem das ür- 
hebcrrccht Art. 1 auch die Darstellung in sich begreift. Ungarn be- 
zieht sich für die Aufführung in § 55 auf die Bestimmungen über 
Druck, ebenso Portugal Art. 505a für gedruckte Werke,*) England 
bestimmt in Vict. 5 u. 0, Art. 20 (Hedcler Art. 13) fQr AufiEQhnuig 
eine ebensolange Frist*) wie die für Druck in Art. 3, auch Norwegen 
ArL 34 und Dänemark, sowol im Gesetz von 1854 30 Jahre, als aber- 
mals 50 Jahre durch die Gesetze von 1868 und 1889 (Hedeler 
S. 129—131). Hingegen in Italien dauert die Frist 80 Jahrs, also 
länger als das ausschliessliche Becht zum Druck, Art. 10, hingegen 
dauert es kürzer in Schweden, nämlich nur fQnf Jahre nach dem Tod 

') Ob auch für andere als behürdlicbo Publiciitionon ist freilich 7r\vpifelhafL 
') Postbume ungedruckte Werke können nach AI. h Jaselbät nur mit Zustim- 
mnng aller Erben gedmckt werden, eme beoondere Frist dafür ist aber nicht nonnuL 
>) Fttr nngedmokte Werke gilt sehen naeh dem Stahlt WiiKam lY 15 ein 

beständiges ürheborrecbt, Slater, S. 119. Ferner läuft die Frist bei gedruckten 
Werken vom Zeitpunkt der ersten Auffülinmir an. So seheint e^ auch Shiter, S. rJ4 ff. 
aufzufassen, obwol er die Frage <hirehaus nicht klar heantwortet . . . Vict. cit: 
»Bavo and cxccpt tbat the first pubhc ruprc^eutalion or perfonnance of any draaiatic 
piece or mancal composition sball be decmed equiv^ent in the oonatraction of tbi» 
Act, to the firat pnblication of anj booic* hat aber effeabar diesen Sinn, 
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dos Urhebers, oder bei kryptonyinen Werken nach der ersten Auf- 
führung oder Drucklegung, Art. H; eine kürzere Schutzii ibt als diu 
(iüui/igjähiigo) liu den Druck gilt auch in Holland, nanilich bei un- 
gedruckten ;J0 Jahre nach dem Tode, 10 Jahre von der Kegistrirung 
angefangen bei gedruckten Werken, Art. 10, wie schon erwähnt. 

l*osthuma, d. i. ungedruckte Werke, die erst uucli dem Tod 
aufgeführt werden, werden gegen Aufführung geschützt in Ungarn 
50 Jahre lang vom Tode des V^erfaBscrs, also ohne die beim und für 
den Druck stattfindende Rücksicht auf das Erscheinen nach 45 Jaiiren, 
Kryptonyma 5Ü Jahre vom Tag der Aufführung mit Verwandlung 
in alethonymen Schutz durch Registrirung oder alethonymen Druck, 
oder wol auch mit Verwandlung voiii Erscheinen in Druck durcli 
kr>'ptonymen Druck, wie in DeutÄcliland. In Frankreich, wo das 
i^echt an Posthumis durch Publication im Druck verloren geht, die 
zugleich mit freigewordenen Werken stattfindet, wird docli das Keclit 
der Auffüiirung bewahrt, I'ouillct S. 74Ö, natürlich auch, wenn das 
Posthumum separat publicirt wird. 

Bezüglich des Erlöschens der Rechtsmittel sei nur angeführt, 
dass das eni^list ln^ Recht Vict. 2(i eine Fallfrist von einem Jahr für 
alle gericlitlicln n ^Schritte festsetzt, Norwegen 43 ff. das deutsche 
Princip einer \ oi jiilirnTig und einer Fallfrist, sowie der Unverjähr- 
barkeit der Klage aut Euii^iLliung atigeuommen hat. Art. 43 ff., ebenso 
die Schweiz und zwar zwei Fallfristen von fünf Jahren unbedingt und 
von einem Jahr seit der Kenntnis, Art. 17. sowol für die Civil- als 
auch die Strafklage; ein Curiosum bietet I'i)rtugal mit der Ausdehnung 
der Unverjährbarkeit auf das litterarische Eigentum, also wol auf die 
Civilklage, Art. 592, 

£in Untergang von Urheberrechten durch Untergang dee Ob* 
jeetos (der übrigens kein blosser Freifall wäre) ist nicht möglich, da 
dieses als etwas Unkfirperliches gar nicht untergehen kann, sondern 
solange fortezistirt, als es im Gedächtnis nur irgend eines Menschen 
forÜebt. Indess hat dies hauptsächlich für die bildende Kahst Inter* 
esse, bei welcher nämlich die Verwirklichung doch notwendigerweise 
su^eich Verkörperung ist. 

Hingegen kann das Urheberrecht untergehen durch Wegfallen 
des Subjectes, also durch erblosen Tod des Urhebers oder seines 
Reditsnächfolgers.*) Tatsächlich war das schon sur Privilegienzeit 



t) Anob bM Ufilebeiteehtm iiichtplqf«adi«r PwMiwii tanm ddi«r dar Üntor* 
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in üebung, und zwar gerade bei zeitlich unbeechränkten Privilegien, 
wo es nätnlich gewissennaBeen die beechrfiokte Schutzfriat vettrai, 
dass mangels eines Urbebers oder einer berediügten Yerlagsbandlttiig 
das privilegirte Werk wieder allgemein gedrudit werden durfte. Ein 
Erwerb des Staates oder anderer Personen durch Heimfall war duicfa 
die Natar des Privilegiums als solches ausgeschlossen, also erst dordi 
Verwandlung des Urheberschutzes in einen gesetzlichen, wo ein solcher 
Heimfall denkbar erschien, sah man sich veranlasst, ihn ausdrücklich 
auszuschliessen, und zwar mit Recht, da das Interesse der Gesamt- 
heit an erblosen Urheberrechten nicht durch ausschliessliches Becht 
des Staates oder aiulerur Gesauitpersönlichkeiten, sondern durch Frei- 
gebung befriedi^jt wird. Es geschah zuerst durch das Patent (Dara- 
biicli S. 120) >^ 13: ^Ein lleimfall «recht des Fi«cus oder anderer Per- 
sonen lindüt nicht statf" \) wiis in diu späteren Entwürfe einheitlicher 
deutscher Ilrhehorgesetze und auch in das bayerische (Dambach ebcu- 
diisclbst) und in das lleichsgesetz § 17 übergegangen ist, nui tagt 
dieses, ,dcr Eiscuü oder anderer zu hcrreiilusen Verlassenschaften be- 
rechtigter Personen" und ,auf das ausschliessliche Kecht des Urhebers 
und seiner licchtsnuclifolgcr' . 

Natürlich schliesst aber dieser Mangel einer Ueimfallsfähigkeit 
eine fiscalische Erbfähigkeit in Bezug auf Urheberrecht nicht aus; 
wenn ein Urheber den Fiscus zu Erben einsetzt, oder zum Legatai- 
seines Urheberrcclites, so erwirbt der Fiscus dies wie andere Erl)eii 
oder Legatare, und dasselbe gilt von andern heimfallsberechtigtco 
Personen. 3} 

Das Erlöschen von Urheberrechten durch \Vegfall des Siibjeetes 
tritt auch noch bei Lebzeiten des Urhebers otier seiner Erben und 
während der Schutzfrist einer im Falle gänzlicher Veräussening oin, so- 
bald der, an den veninssort wurde, erblos gestorben ist, also, zumal 
nach dem Ueichsgesetz und andciii, nur einzelne Urheberrechte, nicht 
eine Herrschaft schlechthin über das Werk kennenden Gesetzen; so- 

ruttttcbe Gesetz, jcdoeb mit dem rein posiÜTen Zusati, daas gelditle, «n Akademieo, 
OnivenitUen und andern LehnnsUdten bestBtigto Geeellscluiflen im Fall der Aitf- 
Ifisnng ihro Rechte an diese Anstalt ttbortragen, Art. 26. 

') Und zwar in Kolgo eiucr von der Justizgcsctzgcbiingsoommissioa zu § 19 
des vothei^( liendet) Kotwurfes, (iu welchem dies also nickt enthalten war), ^ 
Diaclitcn Ucmerkung. 

') Der oeateriMohiseli-iardüiiBQlifi Vertrag von 1840 Iktte wirklidi den Feld* 
fiohim ftW das Ziel hinaus getan, in Art 18 das £rhrecht dem StaaT ausdrflckiich 
und gunznch abzusprechen: aDteeea Recht kann jedocb nie' ilki Weg» dar Erbschaft 
an den Fiscus gehwgen'** ilt s. w. 
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bald eines von diesen Recliton, sei es das Recht der scbriftlichen Ver* 
vielfiltigung oder der Auß&lining, unbesehränkt an einen Andern fiber- 
lassen ist, so fiLllt es durch dessen erblosen Tod ins Freie, hingegen 
wenn es Anderen nur beschränkt, z. B. aaf gewisse Auflagen oder 
licenzweise, wie meistens beim Aufmhrungsrecht, gewSbrt wurde, dann 
bildet die Gewährung an den Andern nur wieder dne Bescbiänkung, 
keine Aufhebung des eigenen Rechtes, das daher dann durch den 
Wegfall jenes Berechtigten wieder unbeschränkt auflebt Dasselbe 
gilt aber nach dem Patent und seiner Auffassung des Urheberrechtes 
als Eigentum, somit als totale Herrschaft (bei welchen die einzelnen 
urheberrechtlichen VerfUgungsmöglichkeiten nur Erscheinungsformen 
dieser Herrschaft bilden) selbst für den Fall, dass eine urheberrecht- 
liche Befugnis, z. B. die des Druckes, gänzlich einem Andern über- 
lassen wurde, wiihieüd der Urheber die andere, also in unserin Fall 
das Auffiilii KiiLTsrccht durch Vorbehalt sich gewahrt hat. Nach dem 
Patent ist luimliLli aiicli dann nur eine ]5e.srliränku;ip; der Urhobcr- 
bereclitiguiig. wck lic ja hier die tutale luiucipiellc llerrsehuft ist, einge- 
treten, und andererseits ist im Vergleich dainit selbst die ohne Begrän- 
zung gewährte einzelne urheberrechtliche Verfüguu;j;.snuiglichkcit nur ein 
beschränktes Recht, durch dcbscn We^^fall jene totale Herrschaft, also 
«luch das gänzlich veräusserto ikecht einer Reproductionsmöglich- 
keit fnr den Urheber oder seinen Erben wieder auflebt. Dass ge- 
rade diese Möglichkeit aui Deutlichsten zeigt, da^js der Gedanke des 
geistigen Eigentums der Gerechtigkeit näher kommt, als der der Sta- 
tuirung verschiedener einzelner Urheberrechte, und daas das Unrichtige 
nur im AufTassen der totalen Herrschaft als Eigentum der Art, wie bei 
körperliclieu Sachen liegt, haben wir anderswo gezeigt. Uebrigens würde 
die Gerechtigkeit fordern, dkiaa auch hei vollständiger Veräusserung 
des ganzen Urheberrechtes der erblose lud des Erwerbers den Rück- 
fall an den Urheber, oder bei währender Schutzfrist au seine Erben 
bewirke, indess könnte das nur durch positive Nonn statuirt werden, 
obwol man im Patent auch schon einen Aidialtspuukt dafür hiitte. 
Da nämlich den» Urheber zweitcllus das liecht verbleibt, ein Citat 
ohne (Quellenangabe als Nachdruck /u verfolgen, ^o erkennt das Pa- 
tent doch auch nach sogenannter gänzlicher Veräusserung des Ur- 
heberrechte-s eine gewisse lierrschait ülter das Object an. die also 
durch Wegfall desjenigen, au den nuiu das ganze Keclit veräussert 
hat, wieder als vullstiindige lTerr«;chaft aufleben könnte. Indess will 
ich nicht soweit gehen, immerhin ist aber wie schon im vorigen Ab- 
scbuitt berührt wurde, anzucrkcunou, dass dies ein liecht iat, daa 
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dem Urbeber auch nach gänzlicher Yerftiuseniiig des sonstigen ür- 
heberrechtes verbleibt, und dasselbe ist bezüglich des Klagerechtcs 
wegen Citates ohne Quellenangabe und bezüglich des Hechtes auf 
Eintragung oder Streichung in der Sintragsrolle nach dem BeicbB- ' 
gesetz zu sagen, ja in Frankreich will man anch nach Ablanf der 
Schntatfnst den Erben des Urhebers eine Klage darauf zugestehen, 
dass Aenderungen am Werk, als nicht vom Urheber herrührend, 
kenntlich gemacht werden, als eine actio iiguriarum, Pouillet 157. 

Dass einzelne Urheberbefu^uisse nach dem Patent und Urheber- 
rechte (nadi dem Reichsgeeetz) namentlich das der Auüfihrung durdi 
vorbehaltlose VeröffentlM^ung orlSschen, wissen wir schon, für das 
Patent ist wenigstens beim Erlöschen der Aufftthrungsbefugnis durch 
vorbehaltlose Veröffentlichung zu behaupten, dass das Recht des Ur- 
hebers dadurdi, dass er überhaupt auf eine beaduiokte Befugnis re- 
ducirt wird, aufhOrt «Eigentum* zu sein, aber auch für diesen Fall 
könnte man beim erblosen Absterben des Verlegers nach der oben 
dargelegten Bedeutung und Fortdauer der Klage gegen ungehörige Citate 
behaupten, dass das andere Uocht, das zum Druck nicht ganz von 
Urheber veräussert sei, und daher an ihn wieder gänzlich zurückfalle, 
und de lege lorenda wäre auch für eine derartige Veröffentlichung in 
Druck boim erblosen Absterben des Verlegers der Rückfall des Ver- 
lagsrcclites an den Urlicber zu verlangen. 

Das Urheberreclit knim aber auch diirclj Vcizicht aul'hih-en, und 
dieses ist woi anzunelniitu bei einem liecbtsnachfolger, iiunilieh beim 
Verleger, wenn er sein Verlagsgescbäft gänzlidi auflöst, ohne es oder 
die einzelnen Kochte daraus auf einen Anilerii zu übertragen. Auch 
hier kann nach gegen \Yia tigern Gesetz bei vollständig geschehenem 
Erwerbe des Verlagsrechtes der Rückfall an den Urheber nicht be- I 
hauptet, sondern niüsste erst durch positive Norm sttttnirt werden. ' 

Nach niancben fremden Gesetzen werden aber auch gewissu i 
Handlungen und Unterlassungen des Urhebers vermittelst einer Art 
von piaeaumtio juris. et de jure entweder au sich oder zugleich mit 
andern Voranssetzungcn als Preisgebung des Urheberrechtes behandelt, 
ferner wird unter gewissen \'üraussetzungen das Urheberrecht aufge- 
hoben oder auf einen andern übertragen, alles dies im Zusammen- 
hang mit dem Institut des Kegisters, auch mit gewissen aus der 
Privilegienzeit überkunnuenen Anschauungen. Nach dänischeui de- \ 
setz, Art. 12, kami der Verfasser (eine zweite Auflage machen wenn 
die erstü erscböpft ist und in fremdem V erlag erschienen war), ein 
Kachdruck veranstaltet werden, wenn es während fünf auleinaader- 
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folgender Jahre unmOgUcfa war, beim Verleger Exemplare der letzten 
Auflage des Werkee zu erhalten. In Spanien, Art 38, kann jedes 
nicht registrirte Werk innerhalb 10 Jahren der Frist zur Inscription 
(einem Jahr nach dem Erscheinen) von Neuem veröffentlicht oder 
gedruckt werden, sowol vom Staat als von Corporationen, als auch 
von Einzelpersonen; nach Ablauf eines weiteren Jahres fällt (Art 39) 
das Werk absolut und definitiv ins Freie, d. h. wenn der Urheber, 
nicht sein Recht durch abermaligen Druck neu ausgeübt» und dadurch 
wieder jene Gtoncurrenz rechtlich ausgeschlossen hat Ebenso fallen ins 
Früe (trotz Inscription) die während 20 Jahren von ihrem Eigentümer 
nicht republicirten Werke, Art. 40, Staat, Corporationen oder Private 
können rie ohne YerfinderuDg republictren, aber auch ohne Opposition 
gegen Reproduction durch einen Andern. Ein solcher Freifoll nach 
20 Jahren findet nicht statt 1) wenn das draroatischo, lyrisch-dramatische 
oder musikalische Werk nach der öffentlichen Aufführung ungedruckt 
geblieben, und dne Copie davon zur Eintragung hinterlegt wurde, 
2) wenn das Werk nach dem Druck und der Feilbietung 20 Jahre 
nicht wieder gedruckt ist, aber der Eigentümer sein Voricommen in 
einem öffentlichen Verkauf während dieser Zeit beweisen kann. — 
Art. 42 bestimmt, dass zum FreifiaU nach Art 40 gehört, dass in das 
Register eine vorhergehende Anzeige aufgenommen, und dass darauf- 
hin der Eigentümer von der Regierung zum Neudruck binnen Jahres- 
frist aufgefordert werde. — Art. 38, 39, 40 finden (A. 44) keine Anwen- 
dung, wenn der Verfasser, der das Eigentumsrecht bewahrt hat, öffent- 
lich und in formeller Weise vor Ablauf der Fristen jener Artikel erklärt, 
dass das Werk nicht, d. h. da es sich um bereits veröffentlichte Werke 
luuulrlt, nicht wieder verön'entlicht werden solle. Mit IJecht bemerkt dazu 
das aimuiiiic Ju iLj^nikitiun coniparce, S. 1 14 Not. 1: „ce8 rcstrictions 
deiiotent les .scrupules (luo Ic h-gislateur . . . a rprouvc en face des 
rbgles de caducite t-ta])lies ])ar les articles precudent", und diese beiden 
Art. 42 und 44 sind erst später dazu gekommen. Besonders in Ver- 
gleich mit Art. 38 ist dies komisch, weil dadurch dessen Princip: 
Verlust des Urheberrechtes als Folge der Nichteintragung ad absurduu) 
geführt wird. Nach englischem Recht kann (Art. 5 der Commissions- 
zusanimenstellung Hedeler S. 05) die richterliche Abteilung des könig- 
lichen geheimen Kates auf Klage gegen die Weigerung der Wieder- 
herausgabe nach dem Tode des Verfassers dem Kläger die KrJanbnis 
zur Wiederveröfifentlichung unter gewissen Bedingungen verleihen. 
Daö italienische Gesetz erklärt in Art. 20, dass der Staat, die Pro- 
vinzen und Gemeinden durch Expropriation im öttentlichen Interesse 
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Urhoberreehte erlangen können mit Ausnalinie des Rechtee der Re- 
production bei Lebzeiten des Verfassers (in Widerspruch zum Prindp 
des Art 17), und Art. 28, dass die Nichteintragung binnen 10 Jahren 
seit der VerOffentliehung als definitiver Verzicht auf jedes Kecht, 
«ebenso ist in Portugal, Art. 587, eine Eizpropriation Tor dem Frd- 
fall mOglich bei vergriffenen Werken und bei Verweigerung eines 
Neudruckes durch den Urheber oder seine Erben stattfinden, der 
Staat allein kann diese Expropriation verfolgen und nur nach ge- 
setzlicher Ermächtigung und unter Zahlung einer Schadloshaltnng 
nach den allgemeinen Principien der Expropriation im öffentlichen 
Interesse. 

Von allen diesen Bestimmung^ sind hauptsächlich jene verwerf- 
lich, welche fQr vergriffene Werke nach gewisser Zeit den Freifall 
zulassen, denn sie verletzen das ideelle Interesse des Urhebers an der 
correcten Erscheinung und das sehr wol mögliche ebenfalls ideelle 
Intei'esse an der Nichtwiederholung der Reproduction, das neben dem 
an der gänzlichen Unterlassung der Reproduction sehr wol bestehen 
kann, daher ist auch die italienische zwangsweise Expropriation im 
üffcntliclion Interesse übeiliaupt nicht zu billigen. 

Hingegen gibt es nicht melir einen Verlust des Hechtes oder 
eine üebertragung an Andere zur eigentlielien .Sti ufe, wie z. R. wegen 
zu teuren Preines mUn- .schieclitt n Dnicke.s, was liokaiiiitliih zu Endo 
des vorigen .lahrliunderts niclit Helten geübt wurde, und nmh in 
(icsL'i /.on, wie dem säciisisclien Manilal von 1773 und den iiitereü 
ooäterreichiächen Nachdrucksgesotzeu angedroht wird. 

XT, 

Zeitliche Grenzen der Urkeberrechtsnormen. 

Grund des Urheberrechtes ist nicht der yorfibergehende Act des 
Schaffens, sondern das Oeschaffensein, d. h. das Dasein des Werkes 
und die Urheberschaft daran, also eine fortdauernde Tatsache. Ins^ 
besondere überdauert sie auch eine allföllige Verftndening der Rechts- 
ordnung, derart, dsss sie nicht nur mit dem zur Entstehungszeit des 
Werkes geltenden Rechte, sondern auch mit jedem spätem Rechte 
gleichzeitig existirt. Mithin hat diese Tatsache also das Werk, wie 
jede andere gleichsseitige, Anspruch auf den Schutz jedes eben gelten* 
den, wenn auch später als sie selbst entstandenen Gesetzes, ohne 
dass diese Geltung mit Darobach S. 257 u. u. als Rückwirkung be- 
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mokaei werden darf.*) Ebenso bildet aber der Rechtsschutz, der 
zur EntstehuDgszeit des Werkes galt, ein erworbenes Recht, das 
durch sp&tere minder günstige Gesetzgebungen nicht geschmälert 
werden darf, eben weil das Dasein des Werkes, wie unter dem neuen 
Gesetz, so unter dem alten schon als rechtserzeugende Tatsache 
wirkte. 

Also nach der Natur der Sache ist bei wechselnder Gesetzgebung 
bezfiglich bereits vorhandener Geisteswerke für alle zukünftigen Fälle 
das neue Gesetz anzuwenden, soweit es den Urheberschutz vermehrt 
und das alte, soweit dieses den ausgedehnteren Schutz enthfilt. Ka« 
tQrlich gilt das nur von den privatrechtlichen Vorschriften, die neuen 
straf- und processrechtlichen Regeln sind auf alle zukünftigen Rechts- 
fiUle bezüglich früherer Werke anzuwenden. Für Rechtsfälle, die sich 
unter der Herrschaft des alten Gesetzes zugetragen haben, versteht 
sich in privatrechtlicher Hinsicht die Anwendung des alten Rechtes 
von selbst, in strafrechtlicher Beziehung ist auch dafür das neue 
Recht anzuwenden, wenn es das mildere ist, und in processualischer 
(wenigstens fOr nicht schon unter dem alten Gesetz begonnene Pro- 
cesse) unbedingt das neue Recht. — Demnach sollen solche ältere 
Werke z. B, der Verlilngci uiig Jos Urheberschutzes durch ein neues 
Gesetz mit längerer Schutzfrist teilhaftig werden, und somit selbst 
eines neuerlichen Urheberschutzes, wenn jener nach dem alten Gesetz 
schon erloschen ist, umgekehrt hat aber für vorhandene Werke der 
vom fiüheren Gesotz gewährte längere Schutz fortzudauern, wenn 
auch das neue Gesetz keinen so langen Schutz kennt. Ferner kommt 
im Falle eines abgeleiteten Erwerbes von Urheberrechten das durch 
das neue Gesetz verlängerte Recht nicht jenem Erwerber, sondern 
dem Urheber oder seinen Erben zu, denn wäre der Rechtsschutz 
nicht verlängert worden, so wären sowol der Urheber als der Er- 
werber des [{echtes zui- IJeproduetion befugt, es ist also Franc der 
Gerechtigkeit, uiclit der Logik, wulclieni von Beiden die al»ci Jiuiii^e 



') Gewib^» wUrdo es I^iomnnd Hückwirkung nennen, wenu der V'utot' durch 
ein neues Gesetz eineu Dach altem Gesotz nicht gewährten AKmeptationsaimpruch 
gegen den Sohn erlangen würde, da der tlechtsgnind, die Exieiena und die Kind- 
Bcbafl dea Sohnea der Gegenwart angehört, obwol dessen fintalehung in der Ver> 
gangenheit liegt Oerade aa Ist es auch tm obigen Falle. 

I Obwol der Erwerbsgrund kein Willcnaact ist) es sind eben alle wirklichen 
WilKMislioiiseliaftcn, nic ht Wos» die durch den Will«'» eiworbenon, wio I.Ks-allo, Sy- 
stem (l<'f orwoiboiicti Iit'clito S. 172) wollte, als worbt iio Kcchtc ZU schUUCQ, vgl. 
Pfaff und iiufmaau zu § •> des ocst. alig. liiii^ Ges. 1^7, 1U3. 
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AuBscbliesslichkelt des Rechtes zu Teil werden soll, ond diese mw 
m Gunsten des Urhebers beantwortet werden, da ja die eventuelle 
Gegenleistung an ihn gewiss nur nach dem Wert des nach dem alten 
Gesetze kürzer dauernden Rechtes bemessen ist, folglich die Yer^ 
längerung fQr den ableitenden Erwerber eine ganz ungereditfertigte 
Bereicherung bilden würde, und dies noch mehr im Fall eines unent- 
geltlichen (oder gar unter teilweiser Beitragsleistung zu den Verlags- 
oder AuffOhrungskosten erfolgten) Erwerbes. Dasselbe geht auch aus 
Folgendem hervor. Wenn nach altem Gesetz das dem Verleger etc. 
gcwBhrte Recht schon erloschen war, und vermOge des neuen Ge- 
setzes nach einer schutzlosen Zwischenzeit ein neuer Rechtsschutz 
entsteht^ so gebührt das neue ausschliessliche Recht doch gewiss dem 
Urheber und nicht jenem frühem Erwerber, folglich ist nicht einzu- 
sehen, warum es dem Letzteren im Fall eines sich an den alten un- 
mittelbar anschliessenden Rechtsschutzes zukomnien soll. Die Auf- 
fassung (Wilchtcr S. 150), dass es sicli um einen casucllen Wertzu- 
waclis lumdült, Avelclicr bei dem Eigentum dem jeweiliij^cn Eigen- 
tümer zu Gute käme, und daher in analoger Weise dem nunmehrigen 
Inhaber dos Autorrechtes zuwachsen müsse, enthält eine petitio prin- 
cipii, denn es handelt bicli nicht um einen objectiven Zuwachs für einen 
jeweiligen, d. h. unzweifelhaften Eigentümer hIöü nicht um den Erwerb 
eines Wert- oder andern Zuwachses für ein unstreitiges Rechtssub- 
ject, sondern um das Rechtssubject selbst; gerade das ist fraglich, 
wer von dem betreffenden Zeitpunkt angefangen „Eigentümer* d. h. 
berechtigtes Subjoct sein soll. In der Tat ist die oben entwickelte 
richtige Theorie von der franzübischen, ') wenn auch nicht von der 
deutschon Jurisprudenz anerkannt, und, wie wir sehen werden, auch 
von nianclien neueren Gesetzen ausdiücklieh festgesetzt. 

Dasselbe gilt bezüglich einer Ausdehnung in anderer als zeitlicher 
Hinsicht, z. 6. bczügiiuli der Frage, ob dem Urheber oder dem ab- 

<) Das franaöBiBobe 6«Mts von 1866, welches die Schttixfrist suf 50 5shi« 

verlängerte, hatte (Uiaitlirts i hucklicb im Entwürfe nngeordiuf. dies ging aber 
niebt in die endgültige Kcdactioo Ober, weil lier sie ciitlialtcnde Art. 2 dt s Kat- 
wiirfoH abgelehnt wurde, jedoch wegen des and^Twoitigcn Iiiii.ilto.«i. Pouillet lol, und 
so hat die französische Theorie und Praxis daran festgchalton, so Pouillet, 102 
ö. 14^: ,S'il est UD principe cerifiin c'est qu'on ne peat c4der ä Sütrui que Jes dcoito 
((ue Ton poeside, et il en räsulte DafareOemoiit» qve le« oeasioluisires ne ponvaient 
reeevoir ds leim c^dants qiis les droits limiMs par les lois cn vigueur au moment 
de Ja oesBioii* u. s. w., ebenso der von ihm S. 149 citirtc Pataille und Urteile nach 
diesem 'systi'mc . . . . qui de toai temps, ä railiä docirine et junsprudence*, Pouillet 
8. Pouilltit lUü. 
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leitenden Erwerber eine vom frfiheren Reeht nicht gew&hrte ftue- 
echliessliche AttffQhrungsbefugnis zukommen soll, oder die Befugnis 
ein AmiDgement zu verltffentUchen, auseer es wftre dieses neue Recht, 
z. fi. das des Arrangements auBdrQcklich dem Inhaber einer gewissen 
Befugnis, also hier des Verlagsrechts zugesprochen. 

Femer wird durch duB weiter gehende neue Gesetz auch die 
Fortsetzung, Vollendung und Verbreitung einer nach dem alten Ge- 
setze erlaubten schriftlichen Reproduction unerlaubt, aber nicht eine 
nach dem alten Gesetz unerlaubte Reproduction, die unter den mildem 
neuem Gesetzen erst vollendet wurde, erlaubt. 

Von diesen theoretischen Resultaten weichen nun die positiven 
Gesetze vielfach ab, teils vermöge anderer juristischer Auffassung, 
teils aus Zweckmfissigkeitsrttdcsichten. Und zwar statuiren das Pa- 
tent und das Reicfasgesetz eine allgemeine Anwendung ihrer Vor- 
schriften auf bereits vorhandene Werke, ja nach § 37 sollte das 
Patent zu Ghinsten dieser und der rechtmässig veröffentlichten Original- 
werke derart zur Anwendung gebracht werden, «dass dadurch das 
Htterarische und artistische Eigentum, sofern es äch nicht schon nach 
den bisherigen Vorschriften auf einen längeren Zeitraum erstreckt, 
durch zehn Jahre vom Tage der Kundmachung des Gesetzes geschützt 
wird*. Da das Patent nun in jeder Hinsicht den früheren Rechts- 
schutz vermehrte, in keiner Hinsicht verminderte, so ist es praktisch 
und .seiner Tendenz nacli als Ausdruck des üben entwiekelten Ge- 
dankens anzusehen, dass die Verbesser uiij;^' des Schutzes den bereits 
vorhandenen ^\'crken vermöge ihrer Existenz gebührt. 

Dabei ist es zweifellos, duss damit nuv die Wirkung für die 
bezüglich schon \ ( i iKindonor Werke in Zukunft vorkommenden Rechts- 
fälle gemeint ist, um sü mehr als auch für die zum Teil unter die 
Herrschaft des neuen Hechtes fallenden Handlungen diese Nichi- 
wirküDg uiitl damit dio bereits erwähnte üpportunitätiirücksiclil in 
Abs. 2 statuirt wird: „Nur ein vor der Kundmachung erlaubter Weise 
bereits begonnener oder durch Praenumeration angekündigter Nach- 
druck oder eine demselben gleichgehaltene Vervielfältigung ist den 
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht unterworfen." Keine Zweck- 
müssigkeitsmassregel ist auch die Verlängerung des Schutzes auf 
zehn Jahre bei jenen Werken, die nicht schon nach den bisherigen 
Vorschriften einen läugern Schutz genossen, übrigens ist damit eine 
Verlängerung gemeint, die nach den allijemeinen Vorschriften des 
Patentes nicht eingetreten wäiu Andererseits sind diese nach ^ 37 
auch auf Werke anzuwenden, die den nach dem früheren iiecht ge- 
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noasenen Schutz oach diesem früheren Recht schon wieder ver- 
loren hatten. 

Auch das Reichsgesetz bedeutet in den meisten Fragen eine 
Verhessentng des bis dahin in den verschiedenen deutschen LSndem 
gewährten Urheberschutzes, aber doch nicht in allen, und nicht gegen* 
Übet jedem Mheren Landesgesetz, daher ist § 58 daselbst in der 
Hauptsache Ausdruck der praktischen Tendenz der legislativen Gleich- 
förmigkeit in der Behandlung der früheren und der künftigen Geistes- 
producte: »Das gegenwärtige Gesetz findet auf alle vor dem Inkraft- 
treten desselben ei*schienenen Schriftwerke, Abbildungen, musikalische 
Compositionen und dramatische Werke Aiiweiulung" trotz des Nach- 
satzes: , selbst wenn dieselben nach ilon bisherigen Landcsgosetz- 
gebungen keinen .Sclnitz gegen Nachdruck, Nachbildung oder öffent- 
liche Auifiilirnn^' i,'enos.sen haben", (Motive zu § 69). Ausdrücklich 
i^t jene „wünsclienswerte (Jioichmässigkcit der »Schutztiist* als ge- 
setzgeberischer Beweggrund trotz der ebenfalls ausdi ücklich aner- 
kannten hiedurch stattfindenden Verkürzung der hislierigen »Scliutz- 
frist für einzelne W'eike any:egel)cn, dabei aber das (lanzo irrtüm- 
licherweise als lückwirkende Kraft des Gesetzes, worüber dieser 
Paragraph die notwendige Vorschrift enthält, aufgefasst. Indessen 
wird auch hier (wie im Patent) eine irrtüniliclie Deutung der Para- 
graphen auf wahre Rückwirkung, d. i. auf vor dem Gesetz lioiiende 
Hoclit.sfälle durcli den N.iclisatz ausgeschloasen, woi in noch \ iel mehr 
als im Patent, nilniiich niciii inii- dit» Fortsei znng. sondern die wieder- 
holte und Woitorausnützun^' schon bey;onnon(>r l^nternehmungen zu- 
gelassen wird, iiiinilieh ,es solle die hei dem Inkralt treten dieses (Jc- 
setzes vorhandenen, bislier rcchtmäissig iingefürligton VotTiclituni^en. 
wie Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüsso auch ferner 
zni' Anferti^Ming von Exemplaren hcnützt werden dürfen" denn wenig- 
stens möglicherweise ist diese Benutzung eine W lederholung. Uebrigen^ 
ist dies nach den Motiven zum ursprünglichen § 69 gerade aus 
Piicksiclit auf den Miisikalieidiaiidel und den bei Musikalien üldichen 
Plattendruck gestattet worden, da durcli Unteisaguug der Benützun:,' 
dieser tiandcl in Vergleich mit dem Buchhandel zu stark beuach- 

Nur in strufiecbtlicber Hiusiclit müssen selbst ältere Fälle dem neuen Go- 
Botx nnterworfen werden, wie oben ameinaDdergeaefst wurde, uod auch von Dam- 
back 8w 259 mit Bonifung auf % 2 dea RStr O. wobei aber ohne Gmnd der Ans- 

druck des R.Str.G. das mildeste Gesetz bloss auf mildere Art der Strafe, nicbi aaf 
mi)dr>ro <>ualificirung, insbesondere nicht auf atrafloee Qualifioürung der früher in- 
criniinirtcn Uaudlungcu gedeutet wird. 
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teiUgt worden wäre, welch Letzterer die bereits hergeetellten Auf- 
lagen auch ferner verbreiten darf. Dabei sind aber in demBolben 
Paragraphen gegen neuen Stich und Druck »Belbetverständlich*, wie 
die Motive sagen, Cautelen durch Inventarisirung und Stempelung 
geschaffen. 

Hingegen darf eine nach fraherem Rechte erlaubte, nach dem 
Reichsgeeets aber verbotene Aufftthrung nicht mehr stattfinden,') mag 
auch das Werk schon mit Kosten und Mähen einstudirt, in Scene 
gesetzt, ja schon aufgeführt sein, da jede Aufführung eine besondere 
Handlung, nicht Fortsetzung einer firOhem ist, und das Gesetz keine 
Erlaubnis positiv festsetzt, was zwar etwas hart» Übrigens aber ^'unz 
gerecht ist Die entgegengesetzte Bestimmung z. B. im ungarischen 
Gesetz streift nahe an den sog. Billigkeitsdespotismus. — Dass be- 
stehende Privilegien als wolerworbene Rechte, aber auch r&umlich 
nur im bisherigen parüculären Umfang aufrecht erhalten bleiben, setzt 
§ GQ ausdrücklich fest» es hätte sich Übrigens nach dem Satz »lex 
posterior* u. s. w. von selbst verstanden. 

Hingegen ist es wieder rein positive Anordnung, dass dem Pri- 
vüegirten nach Abs. 2 daselbst frei steht, ob er von diesem Privile- 
gium Gebrauch machen oder den Schutz des gegenwärtigen Gesetzes an- 
rufen will, und positive Opportunitätsvorschrift, dass die Privilegien vor- 
gedruckt oder in die Eintragsrolle eingetragen sein müssen; sehr not- 
wendig war ferner der Satz, dass in Zukunft keine, also niclit landes- 
herrliche und auf ein Territorium beschränkte Privilegien erteilt werden 
können, Abs. 1 daselbst. 

Für den im Gesetz niclit erwähnten Fall einer Verlängerung 
des Uechtsschutzes durch Erstcrcs -) spiitlit die herrschende Meinung 
das Hecht dem Einzehiachfolger zu,^) wie schon ohcn erwähnt wurde. 

Diese Unrichtigkeit der deutschen Theorie und Praxis wird nur 
einigcrniassen dadurch <,'crechtfertigt, dass umgekehrt und zwar nach 
dem Gesetz, also in unvermeidlicher Weise die Verkürzung der von 



') Dass (lio Ucfugnis txn Aiifflihning aber fortdnut'rt, weiin Bio vor tifltung 
des Gesetzes vom Urheber her erworben "nnirdo, obwol damals kein Schutz gegen 
AnfnhniDg bestand, Tenteht aioh von aclbat, no hat auch das Beiohagericht in einer 
Entaeheidung vom 8. HS» 1881 tBaner, S. 75) ericannt 

*) Auch das Wiederaaf leben erloicfaener Bechte durch das (Jesetz ist nicht 
nnsdrflckh'ch ilasolbst erwUhnt, es muaa aber entschieden behauptet werden, so auch 
Danibach S. 208 b, und dafür vor Allein der Urheber, nicht der ehemaUge Rechts' 
nachfolgcr ab berechtigtes Subjoct gelten. 

») So z. U. in der Entscheidung des R.O.II. XXIII, S. 307. 
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Mheren Qontzen gewährten läogeren Frist audi und TonnigBweifle 
den Verleger oder andern Einzelerwerbor trifft 

Diese Ck)inpen8ation eines gesetzgeberischen Fehlers durch einen 

entgegengesetzten Fehler der Theorie und Praxis kann nun in den 
meisten andern Gesetzen nicht vorkommen, denn diese enthalten 
vielfach über die fraglichen Punkte sehr eingehende Bestimmungen, 
so dass «io in dieser Hinsicht entsrhiodeii bosser sind, als das Reichs- 
gesotz, niiiiilicli einige spreclien ausdrücklich dem Urheber oder seinen 
Erben das aus der Verlängerung hervorgehende Kecht zu, hingegen 
weiKlon Manche die Verlängerung auf die iiuch altem Kecht schon 
erloschenen liochto nicht an, wie denn überhaupt auch die Tendenz 
einer gewissen Vermittlung oft zu weit geht, wie aus folgender 
schlichter, weil die Behandlung des ganzen Problems der zeitlichen 
Begrenzung durch jedes einzelne Gesetz am besten zeigeuder Zu- 
sammenstellung ersehen werden kann. 

Schon das englische Statut Vict. 5 u. G bestimmt in Art 28, 
dass nichts in demselben Statut Enthaltenes eine zur Zeit seines Er- 
lasses bestehende Berechtigung betreffen oder ganz oder teilweise 
verändern soll (that nothing in this act eontaine shall affect, alt^r. 
or Vary any right 8üh.-.ihiing ut the tinie ot passing of this act), so- 
weit es nicht ausdrücklicli darin festgesetzt ist, und dass alle Ver- 
träge (contracts, agroeniriit> and obligationsi vor seinem Erlass, und 
alle darauf l)ezriglichen UetliisiMiffpl (remedies) in voller Kraft MeiVien 
sollen, was iniiiier auch Entgegengesetztes hier aiii^ci i diiet sein iniK lit^'. 
— Utteubur sollte dadurch nur eine Verminderung des bestehenden 
Rechtsschutzes ausgeschlossen werden, nicht die Vermehrung, denn 
die erwähnten Ausnahmen von der „Xichtrflck Wirkung" besteben in 
Vermehrungen des Rechtsschutzes, v ie z H Art, 4 fiir die früher 
erschienenen Werke und Art. 20, 21. tür dramatische und inusikaliecbe 
Aufführungen 2;i für die Vindication von Nachdrucken. 

Das dänische Gesetz hält Privilegien aufrocht, soweit es sich 
um grössere liechte handelt, als es selbst gewährt, Art. 24. Ebenso 
gilt das schwedische für die bereits veröffentlichten (wol auch für die 
nichtveröffentlichten Werke, weil die Veröffentlichung dieser sich von 
selbst nach dem neuen Gesetz richtet) sogar mit Berechnung vom 
Einführungstag, nicht vom Todestag an für die früher verstoibeneo 
Urheber, es ändert nicht Rechte, die nach dem früheren Geset« ep* 
worben sind, (und auch nicht Freiheiten, s.) indem es für die vor 
der Geltung des Gesetzes vom 20. Juli 1855 öffentlich aufgeführten 
Dramen und Opern nicht ^It. Das norwegische Gesetz gilt nach 
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Art. 47 ohno Verletzung schon erworbener Rechte auch für die vor- 
handenen Werke, sollten sie bisher auch weniger oder gar nicht ge- 
schützt gewesen sein, jedoch nicht gegen Privilegien und noch schwe- 
bende Processe, 48. Bezüglicli der begonnenen Dnickuntcrnehmnngen 
und vorhandenen Auflagen, Formen, Platten, Steine und Aliklatsche 
hat es das deutsche Princip nachgeahmt, Art. 47. Das holländische 
Gesetz gilt nach Art. 25 gegen Nachtrag der vorgeschriebenen For- 
malität auch für frühere Werke, mit Berechnuno: der Dauer von 
diesem 7.1 ilpunkt an im Zweifel, aber nicht für Werke (d. h. wol 
Drucke) die vorher angefangen oder beendet und bis dahin frei ge- 
wesen waren. Belgien (Art. 30) lässt die unter dem früheren Kocht 
abgeschlossenen Verträge unberührt, die Urheber oder deren Erben, 
deren ausschliessliche Rechte nicht im Moinent der Publi- 
cation dieses Gesetzes erschöpft (epnises) d. h. wol abgelaufen 
sind, stehen unter diesem Gesetz, haben sie ihre licchto vorher voll- 
ötiindig (la totalito de leurs droits) verUusscrt, so gilt dafür das alte 
Recht. Ebenso leben nach Art. 47 des italienischen Gesetzes iiechte, 
die nach früheren Gesetzen schon erloschen sind, durch das neue 
nicht wieder auf, obwol (Art. 46) sonst das Gesetz auf bereits ver- 
öflfentlichte Werke angewandt wird, derart dass es (Art. 47 al. 1) für be- 
stehende, nicht veräusserte Rechte, f&r die Restseit gilt, und bei frUher 
beschränkter Geltung mit Ausdehnung auf das ganze Königreich für die 
vom neuen Gesetz bestimmte Fvht abzüglich der, welche seit der 
Publication des Werkes verstrichen ist. Sind Rechte auf bestimmte 
Zeit abgetreten und es rcsnltirt aus dem Gesotz eine Verlängerung 
der Frist, so kehrt das R<echt zum Trheber oder seinem Rechtsnach- 
folger für diese Verlängerung zurück, hingegen nicht bei Abtretang 
auf unbestimmte Zeit oder mit der Clausel einer Ueberlassung auch 
für den Fall der eventuellen Verlängerung oder Vennehrung der Ur- 
heberrechte, übrigens sind die gesetelichen Formalitäten nachzuholen* 
Die in bisher schutzlosen Provinzen vorhandenen Druckvorrichtungen, 
die in Folge des Gesetzes unbenutzt bleiben, können auf Ausoehen 
der Besitzer den Urheberrechtsinhabern zum Schätzungspreise oder 
gegen Zinsen nach Wal des Berechtigten oder des Richters Über- 
laasen werden, ebenso die vorhandenen Exemplare. Es zeigt aidk 
also auch hier das Bemfihen des italienischen Oesetzes mOgUchst ver- 
mittelnd und schonend vorzugehen. 

In Spanien werden erworbene Rechte geschßtatt, ausserdem alle 
Werke, die noch nicht frdgeworden sind, dann die, deren Publication 
begonnen hat und die freigewordenen, bei welchen nach diesem Qe- 
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setz wieder eine Aufnahme des Urheberrechtes stattgefunden hat, 
ansserdem können die Erben bis zum vierten Grad das Urheberrecht 
für die Frist die bis zu den gesetzlichen 80 Jahren gegen Entschi- 
digung der Verleger revindioiren. 

Nach portugiesischem GesetZp Art 584, kommt die VerUtogerong 
der Frist dem Urbeber samt Erben, nicht dem vollständigen oder tdl- 
weisen Einzelnachfolger eines Urheberrechts zu. 

In der Schweiz, Art. 19, gilt das Geaetz für alle vorhandenen 
Werke mit der Berechnung, als ob es früher schon gegolten hätte. 
Die bisherigen, wiewol auch jetzt noch straflosen Reproductionen 
können nur nach Einverständnis mit dem Urheber oder Zahlung einer 
Entschädigung verkauft werden, nach Art. 2o kommt die Verlänge- 
rung dem Urheber samt Erben, nicht dciii Verleger zu Gute, längere 
Fristen der früheren Gesetze gelten. 

Ungarn h it in § 70 das deutsche Recht nachgeahtiit, jododi 
können friilier aufgeführte Stücke auch fernerhin anfirefiihrt werden, 
offenbar indess nur von jenen, die sie bereits zur Auiiüiiruiig ge- 
bracht haben. 

xir. 

Iniematioiiales Urheberrecht. 

Das Urheberrecht verdient deshalb von allen Rechten den meisten 
Schutz, weil es auf eigenem Verdienst beruht, und dabei nicht ein- 
mal Andern vorhandene Güter vorwegnimmt oder entzieht, so recht 
im Gegensatz zu dem (üaj. IV IG) mit der hasta erworbenen niaxinia 
hinun der Römer. Daher sollt« gerade im Urlieberrecht kein Unter- 
schied zwischen Staat-sangehörigen und Fremden gemacht wei Jti;. 
Als Ergel)nis und Uet)errest geschichtlicher Kutwicklung besteht aber 
noch heute vielfacli das Gegenteil. 

Nilmlich der I'rivilegienschutz konnte zwar auch ai]N\\;irtigen 
Staatsangehörigen vom Verleiher gewährt werden, so dass iiuui durch 
Privilegien verschiedener Landesherren zu einem Rechtsschutz iu 
mehreren Ländern gelangte, wie z. B. der Dichtercomponist Heinrich 
Albert des 17. Jahriiuuderts für seine Lieder und Arien durch kai- 
serliche, kursSchsische und polnische Privilegien. Aber das Privile- 
gium konnte keinen Rechtsschutz ausserhalb des Gebietes des Ver- 
leihers gewähren, galt es doch nur als 8pecialbefehl, ja als subjective 
Befugnis, nicht als vom btiindpunkt des Personalbtat utes aus — viel- 
leicht doch im Ausland aoerkeunungsfähigc — Rechtsnorm. Da es 
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aber doch schwierig war, durch ausländische Privilegien sich im Aus- 
land Rechtsschutz zu verecbaifen, da andererseits ziemlich frühzeitig 
schon auch die Versuche eines allgemein gesetzlichen Schutzes be- 
gannen, 80 finden wir, dass bald nach diesem, der ja auch der 
Gefihrdung durch ausländischen Nachdruck begegnen will, das Be- 
mühen beginnt, auf einen internationalen Rechtsschutz hinzuwirken, 
aber nicht dadurch, dass man dem fremden litterarischen Producte 
btt sich daheim, sondern dass man dem einheimischen litterarisehen 
Producte in der Fremde einen Schutz zu verschaffen suchte mit andern 
Worten, durch Repressalie, eine andere Form war ja schon deswegen 
jenseits des gesetzgeberischen Horizontes, weil die ersten Gesetze 
ihren Schutz noch an die Form der Privilegien knüpften, daher nicht ^ 
nur von ihrem Geist erfüllt waren, sondern auch von auswärts her 
nur mit die Auffassung, v.ic andere l'rivilegien rechnen konnten. So 
eino Kepressulio war z. B. die des kursächsischen Resciiptcs von 
1620 (Eisenlohr, Xachtr. S. 31) „alle Excm])laria, welclie zuwider . . . 
unserm . . . l'rivilegio nachgediucKet, . . . m X X oder andern (Jewfdhon 
. . , confisciren, ilire andern Bücher .... bis mit Uns der vcrwiirkten 
Straff halber, sie sich abgefundten oder deretwegen genugsam eaviret, 
in Arrest behalten* ja nach der Erledigung der Landesgel)rcelicn von 
1G61 (Eisenlolir ib.) sollte man den Nachdrucker selbst „nach liduilt 
derer Privilegien in Strafe iielnnen* .... aber wol nicht in der Ab- 
sicht, jenen Ueal-Arrest aufzuheben. 

Ein Jalirhuudert später (1 748) machte beim Aaeljcner Friedens- 
congress ein Holländei Bucldiändler freilich erfolglose Versuche, eine 
gemeinschaft liehe Verordnung der verhandelnden, nämlich fast aller 
europäischen Müclite wider den Nachdruck durch7:usetzen . Pütter 
§ 120. Einen doppelten Fortschrifi l>il ict aber das sächsische Mandat 
von 177;i, erstens gewährt es Ausländern, die in Sachsen als Verleger 
Uitig sind. gK ichen Schutz, wie den Inländern unter Voraussetzung 
der lleciproeität oder, wegen Schwierigkeit des lleciprocitätsbeweises, 
zweitens durch Einzeichnung in das Leipziger Bücherconimissions- 
protecoll oder durch ein Privilegium, diese beiden letzten Mittel allein 
sollten ausserdem auswärtigen, d. h. ausserhalb Sachsens befindlichen 
(wenn auch sächsischen) Verlegern zustehen. Hingegen das preussische 
Landreclit übt II 20 § 1294 Retorsion: .Insofern auswärtige Staaten 
den Nachdruck zum Sehaden hiesiger Verleger gestatten, soll Ijctzteren 
gegen die \'erlegcr in jenen Staaten ein (ileiches erlaubt werden". 
Tn Oesterreich wurde bekanntlich zu cultur- und handelspolitischen 
Zwecken der Nachdruck gegen aualändischo Verleger seit Maria 

II. Scliustcr, Das Urheberrecht der Tunkiuut. 21 
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Theresia und Kaiser Joseph piiiiciiiiell gestattet, währorul das badi- 
Bcho Gesetz von 1806 Art. 4 für alethonyuie Verlagswerke oder du- 
heim privilegirte überhaupt. Keciprocität übte. Dies und die Auf- 
nahme des n^chriftoigcTitiiiüs* in das badische Landrecht war eine 
auch internati(jnale Gieicli.sttlhmg mit andern Privat rechten, hingegen 
beabsichtigte das oosterrcichische bürgerliche Gcsetzbiicli von 1^1 1 
keineswegs die Ausdehnung dor In 38 daüclhst euthalteueu lieci- 
procitätsgrundsiitzo auf das Urheberrecht; indem es in § 1171 erklart, 
dass die Be«tininiuugen Uber den Nachdruck in den politischen üe- 
set/en enthalten seieOi zählt es das Urheberrecht mithin gar nicht zum 
Privatrecbt. 

Es war also in Deutschland und auch im Übrigen Europa das 
Urheberrecht für Ausländer nur durch einseitige innere Oesetzgebung 
geregelt. Die Unzulänglichkeit dieser internen Regelungen des inter* 
nationalen Urheberrechtes führte zu Anfang des 10. Jahrhunderts zor 
1748 vergeblich vorgeschlagenen vertragsmässigen Normirung, zunSchst 
aber nnr unter den Staaten einer einzigen, der deutschen Nation. 
Diese Verträge sind also nicht sowol Elegelungen des internationalen 
litterarisch-künstlerischen Verkehres, sondern internationale Rege- 
lungen des nationalen litterarisch-kfinstleriBchen Verkehrs nnd Ver- 
suche zur Herstellnng eines einheitlichen nationale Rechtes auf dem 
Gebiete, auf welchem wegen dessen eminenter nationaler Gemeinsam- 
keit und Einheit das zersplitterte alte Recht mehr als auf irgend 
einem andern Gebiete sich selbst intern unzulänglich gezeigt hatte. ^ 
Nfirolich es werden aus diesen anfänglich rein internationalen Yer* 
trügen, wie dies die Gonventionen Preussens mit andern deutschen 
Staaten und der Bundesbeschluss von 1832 sind, Verträge, die sowol 
das internationale, als das interne Recht einheitlich bestimmen, dies 
sind nämlich aUe spätem Bundesbeschlüsse; überdies tritt dieser 
Charakter des Bemühens um eine nationale Recfatsentwickelung auch 
dadurch hervor, dass sie eben von BundeswegeA und als Bundesrecht 
sich bildete. 

Die erste vertragsmäasige Normtrung des internationalen ür* 
heberrechtea unter Teilnahme eines nichtdeutschen Staates war die 
oesterreichisch-sardinische Convention von 1840, der allmählich andere 
italienische Staaten sich anschlössen; und auch diese war wol haupt- 
^hlich zufolge der teilweisen nationalen Gemeinsamkeit Oesterreichs 



>) Was ja selbst von Beichsireg«!! in der Walile^italatioD Leopolds II. 
•rkannt war. 
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iiiiii Itulions zu Stande gekomnion. Dieses Beispiel gab aber die An- 
rejjMüig. denn bald darnacli (von 1843 an) folgt eine Menge aolcher 
Yertrage zwischen Staaten ganz verschiedener Nationalität, die also 
niclit nur rechtlich international sind, sondern auch tatsächlich, d. h. 
den internationalen geistigen Verkehr regeln. 'j iileichzeitig aberfuhr 
auch die interne Gesetzgebung in deutschen, sowie andern Staaten 
fort, Bestimmungen über internationales Urheberrecht zu treffen, <la 
völkerrechtliche Verträge darüber doch nur mit einzelnen Staaten zu 
Stande kamen, so dass heutzutage überall das internationale Urheber- 
recht zum Teil durch die interne Gesetzgebung, zum Teil durch Ver- 
träge mit andern Staaten normirt ist: dies gilt auch von Oesterreich 
und dem deutschen Reich, wclcli' fietzterea auch der kosniopDlitischon 
Vereinigung zur r>rL;ehnig des internationalen Urlieberrechtes, der 
Berncr Convcnti ii > n 1880 beigetreten ist, wovon später. 

I) Demnach sind die Quellen für das internationale Urliebf rrecht 
Oesterreichs 1) das Patent und, wie wir sehen werden, das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch, 2) bezüglich des ehemaligen deutschen Bundes- 
gebietes die in Oesterreich publicirten Bundesbeschlüsse, 3) die 
Verträge mit Frankreich vom 11. December 186(>, Ungarn vom 
10. Mai 1887 (Gesetz vom 10. Februar 1887, Reichsgesetzbl. Nr. 14) 
und Italien vom 8. Juli 180O (Ciesetz vom 0, Januar 1891, Reichs- 
gesetzbl. Nr. -1 und T)); Letzterer ist an Stelle der bis daliin (genauer 
bis 13. Januar 1891} gültig gewesenen Convention vom April 1840 
getreten. 

Das Patent gilt also nicht nur, soweit es keine Verträge gibt, 
sondern auch, insofern diese sich darauf beziehen, oder über irgend 
eine Frage Nichts enthalten. Die, wie wir schon wissen, nicht nur 
das interne Uecht, sondern auch da,s internationale zwischen den 
deutschen Bundesstaaten regelnden Bundesbeschlüsse sind aber die 
Quelle des internationalen Urheberrechtes gegenüber Deutschland, erstens 
weil sie durch die Publication des Patentes nur insoweit aufgehoben 
erscheinen» ala sie entgegenstehende oder davon abweichende Vor- 
schriften (§ -^fy) enthalten, mitbin sind sie auch in internationaler Be- 
ziehung durch das Patent und zwar durch § 38, der nämlich mit 
ihnen übereinstimmt, nicht aufgehoben worden, die Bundesbeschlüsse 
und nicht dieser Paragraph sind aber heute formell die Quelle dafür, 
da erstere vermöge Art, 13 des Prager Friedens vom 23. August 
1866 trotz der Auflösung des Bundesverhältniases noch immer 



1) Di«M intcnifttioiialeii Teiirige bis 1856 bei Eiaenlohr, S. 156—887. 
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gelten: 0 ^alle zwischen den hohen vcrtragschliessenden Teilen abge- 
schlossenen Verträge und Uebereinkünfte werden, insofern dieselben 
nicht ihrer Natur nach diircli die Auflöbuug des deutschen Huiides- 
verliäUiiisses ilirc \N'irkuiig vcilicicn müssen, hiermit neuc^di^^^s in 
Kraft gesetzt", wüh^-end 38 darum nicht mehr gelten kann, weil 
in Zukunft keine ^ini Gebiete des deutschen linnde-s erscheinende" 
litterarischen und artistischen Werke mehr m()glich sind. Mithin 
ist vor Allem der rein internationale Bundesbesclduss vom O.September 
1832 massgebend, wonach der Unterschied zwischen den eigenen Unter- 
tanen eines Bundesstaates und jenen der übrigen im deutschen Bund 
vereinigten Staaten gegenseitig und im ganzen Umfang des Bundes 
in der Art aufgehoben werden soll, dass die Herausgeber, Verleger 
und Schriftsteller eines Bundesstaates sich in jedem andern Bundes- 
staate dos dort liestehenden gesetzlichen »Schutzes gegen den Nach- 
druck gleiclimässig zu erfreuen liaben. 

Dabei gilt der internationale Schutz aus den IJr.ndosbeschlüss.'n 
eigentlich nur für das alte Bundesgebiet und seine Angeh()rigen, mit- 
hin nicht für ehemals nichtbündische 1, ander l'renssens, für Schleswig. 
Elsass, Lothringen und Helgoland, wol aber für die nicht zum Reich 
gehörigen einstigen Bundesländer Luxemburg und Liechtenstein, In- 
dessen geht der Schutz für jene einstens nicht bündischen Länder und 
somit für das ganze neue deutsche lleich aus den Ueciprocitatsbe- 
stinimungen des Patentes und des Ueichsgesetzcs hervor, wie wir 
sehen worden. 

Ausdrückliche Bestimmungen dieser Art gibt das I'atent aber 
nur für schriftlich erschienene Werke, und zwar in den >;i^ 30. .38. 
39.^) Denn dass das Wort »erscheinende" in dieser Stelle nicht, 



'1 D\oH ist nuch in riiior Kt't f hcidung vom obersten Gerichtshof von IS.*? 
(s. neue frei»* I'tcsso vom l'i. Juli lbs7) aiisifrürkliph anerkannt, welche zii<jlfirh 
ausspricht, dass die Fallfrist von sechs Wochen zur Strafgericht! ichon Verfiilgtiug 
d€s Nadkdnidccn im Fall« ainca danK IVaehdniak folgandan Yarkanfa von jetleia 
YerkanfiiActe an gerechnat werden kann. 

') § 36: Daa gegenwirtige Geactz tritt vom Tage seiner Kandmacbimg in 

Rczieliang auf alle gegen Erfüllung der voigeschriobenen Bedingungen erscheinendeo 

Worke obtit Tutorschied der Nationalität (d. h. StaatsbürgersphafI) ihres Urhebers 
in Wiiksamkf'it. Alle früheren domsflhen entgegenstehenden oder davon abwoiclirn- 
den \'ui>.( liiifti ii werden dadurcii aiusser Kraft £re«!etzt. § Der dur* Ii li^is 
gegen wüitige iieäutz gewährte Schutz gegen den Nachdruck und jedu uudeie unbe- 

ftigte VmidOUtignDg aaf mechaDiacbem Wege wird attch allen im Gebiete dea 
dentachen Bnndea etacheinanden Htterariaolieii und artiatiaGben Werken eingetinai^ 
nur muaBf damit denelbe in Anapruch genommen werden kOnne, nacfagewieaen 
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vie Harum meint, mch dffentliche AufifUhrungen bedeutet, geht aus 
den Motiven zu § 37 des 1843er Entwurfes = § 36 des Patentes 
hervor, wo es heisst: .erseheinenden (verlegten) \ 

Aus diesen Stellen ergibt sich deutlich, dass das Patent die 
principielle Beschränkung auf inländisch erschienene Werke als selbst- 
verständlich erachtet, ') indem es nur für ausländisch erschienene eigent- 
lich besondere Vorschriften gibt, noch deutlicher geht dies daraus 
hervor, dass in dem früheren Entwurf in 37 = § 36 des Patentes 
vom Inland oder Ländern, in welchen das Gesetz gelten sollte, Kr- 
wiiiaiiing getan war, dies aber bei der Endrcdaction als überflüssig 
weggelassen wurde. Inland ist übrigens, wie aus der Gegenüber- 
stellung von oesterreiehischeni Gebiet und Ausland in § 39 hervor- 
geht, das gesamte zu Oesterreich gehörende Gebiet ohne Ilücksicht 
unf das tieltungsgebiet des Patentes, also heutzutage nur der Inbe- 
griÜ der Jm Reichsratc vertretenen Königreiehe und Länder". Die I 
Erscheinung muss also zu einer Zeit, wo das betreÜende Land zu | 
Oesterreich gehörte, stattgefunden haben, also z. B. nicht nach 1859 | 
in der Lombardei, wo das Gesetz nämlich auch nach der Abtretung 
noch eine Zeit lang in Kraft war, und zwar bis zu der neuen italioni- 
S( h 11 Gesetzgebung (vgl. Hosmini im alphabetischen Verzeichnis unter / 
luuibai lo-vencto), dies genügt aber ohne Rücksicht auf die Staats- 
bürgerscl ilt des Verlegers zu irgend einer Zeit, oder des Urhebers, 
welch Lct/,teies sogar ausdrücklich hervorgehoben ist. Deutlicli sehen 
wir in dieser (^ualification der Inländerschaft nn<'li dem Verlagsort 
einen letzten Rest des ursprünglichen l)lnssoii \ erlagsschutzes, der' 
als solcher auch in den Materialien besprochen wird, (nämlich in 
der weiter untcu citirten Stelle^) der Motive zu § 39 des 1843er 
Entwurfes). 



werden, d&BS die in dem Hnndcsstaatf, in welchem das Original erschienen int, ge- 
setzlich vorgescbneboneu Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllt worden bind. - 
g 3U: Den im Ausland ausser dem deutschen Bundesgebiete erschienenen Werken 
wird der in diesem Oeaetie ausgesproohene Schute in dem Hiiuee gewährt» als die 
cUeelMligen Rechte der in dem oesterraichiaehen Gebiete erschienenen Werke durch 
die Gesetze des fremden Staates irkii lifalls y<'.siclRit sind. 

') Wild dofli auch der Auft"ühruni;.ss(. hutz durcli don ßundcsbcschluss von 
1841 ,zuni tSciiut/ des inländischen Verfassors' uDti durch § ö des Pateotes als 
«ausschlieaseodes Hecht dos Urhebers' gewtUurt. 

' '} Neoh mehr in den M«kiT«n m ) 3? ^ 1843 « $ 86 des Pstento, wo 
als Grund dafflr ersteos die BnndesbeschlQase angefUut werden, zweitens der Geist 
des gegenwärtigen Oesetzes, welcher auf den dorn Au(nr und seinem Rechtsnach' 
feiger gebOhrenden Schate gerichtet ist (wo allerdings eher das Gegenteil metiviren 
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Dsinit hat das Patent eingeetandeiienDaBseii (s. Anm.) nur den 
Standpunkt der Bundesbeschlttaae und auch der meisten damaligen 
Particulargesetze (das preussiscbe 8 38, bayerische Art. XII) einge- 
nommen, es war dies damals eben die allgemeine deutsche Form 
der urheberrechtlichen Unterscheidung von In- und Ausland. Sie ist 
allerdings liberaler als die Erklärung von eingesessenen ausländischen 
Vei'legern zu urheberrechtlichen Ausländem im sächsischen Mandat 
1778, dagegen bleibt sie hinter dem badischen Gesetz surfick, nur 
dieses schützt jedes, auch im Ausland erschienene Werk eines in- 
ländischen Privatsdiriftstellers (Art. 2 Eisenlohr 10) und ausserdem 
jeden inländischen Verleger auch von Werken ungenannter oder aus- 
ländischer Autoren Art 3. Zur Engherzigkeit der deutschen Bundes- 
beschlttsse und jener Particularrechte trugen auch handelspolitische 
Erwägungen bei, speciell in Oesterreich »wurde bei Behandlung der 
im Auslande erscheinenden Werke bezflglich des Schutzes gegen Kach- 
druck im gegenwärtigen Gesetzentwurf umsoweniger ein Unterschied 
gemacht, ob der Autor ein Ausländer oder ein oeeterreichiscbcr Unter- 
tano ist, als kein hinreichender Grund vorliegt, die Herausgabe eines 
inländischen Geistesproductes im Auslände besonders zu begünstigen' 
(Motive zu § 39 des Entwurfes von 1843), was aber nach Text des- 
§ 39 cit. (= § 38 des Patentes) und § 36 des I'atontüö nicht bezüg- 
lich dos Scliutzcs gegen unbefugte Auffülirung gilt. 

■ Der Selbstverlag eines im Inland wohnenden Ausländers ist 
daher inländiscli, selbst wenn er mir gelegentlich, nicht in einen) 
■eigenen stabilen \'orlagsge\ver])e statttindet (welch Letzteres bei Has- 
linger und bei Gotthard in Wien der Fall war). Natürlich kouuut es 
nicht auf den Druck- sondeni nur auf den Yerlagsort an und nur 
auf den Ort des wirklichen, nicht des conmiisüiünsweisen Verlages. 

Für un gedruckt« Werke aber ist die Frage der In- oder Aus- 
länderschaft nach allgemeinen theoretischen Grundsätzen von der Staats- 
bürgerschaft des Urhebers zumal für den Aufführungsschutz, § 8 des 
Patents, abhängig, da es sich um einen Rechtserwerb für diesen handelt, 
und zwar genügt auch die später erworbene Staatsbürgersdiaft, nicht bloss 
die im Momente der Production vorhandene, ja es kommt nur auf 
ersteroi also die »Staatsbürgerschaft zur Zeit der erlittenen Rechte- 

wfirdc), daim drittens die Racksiobt auf den Schuts, deasen eidi der rechtmSssig« 
inlindisch« Verleger was immer für einea Werkea aoier den biaher geltenden Ge- 
setzen erfreuen durfte, und dessen er streng genommen verlui^tig wQrde, wenn däiB 
ausländischen Autor kein selbständiges Scliutzrccht zugestanden wird. Weil doeh der 
Verleger sein Recht eigentlich nur vom Autor ableiten könne. 
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▼erletKung an, da, wie wir schon wissen, nicht der Act des Schadens 
Grund des Bechtserwerbes ist, sondern die bleibende Tatsache der 
Urheberschaft, freilich nrass ' die Staatsbürgerschaft im Augenblicke 
der Anrufüng des Rechtsschutzes noch vorhanden sein, da mit der 
Staatsbürgerschaft wol auch das Recht Verloren gebt, eine als Staats- 
bürger erlittene Verletzung geltend zu machen, oder doch zum min- 
desten auch von dem- Verhalten des betieffenden fremden Staates in 
dieser Frage abhängt.') Ebenso gebt fttr die während der oestef- 
reiohischen StaatsbQrgerschaft des Urhebers producirten Werke die ' 
inUtadiache Qualit&t durdi den Verlust der Staatobttrgerachaft fttr seine 
Person verloren. 

FQr nngedruckte auslibidisdie Werke ist aber die Frage nach 
dem Schutz ia Oesterreich zunädist nach dem allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuch zu beantworten, denn obwol dieses Nachdruck also 
Urheberrecht als Gegenstand der politischen Gesetze, also nicht seiner 
eigenen Competenz, wie schon erwähnt, betrachtet, so fasst doch das 
Patent die Befugnisse der Urheber und ihren Schutz als Privatrechte 
und Schutz von solchen, folglich als etwas auf, das in internationaler 
Hinsicht nach den internationalen Vorschriften des bürgerlichen Ge- 
setzbuches da zu beurteilen ist, wo das Patent keine solchen Vor- 
schriften gibt, wie schon duicli die einleitenden Worte angedeutet 
wird, dass „dieses Gesetz in allen jenen Provinzen, in welchen das 
allgemeine bürgerliche Gesetzbuch . . . und da-s .Shafgesetz . . . vom 
3. September 18U;{ in Wirksamkeit getreten ist, olme \'erzii^ kund 
geniaclit umi in Anwendung gebracht werde". — Es lässt sich aber, 
und gerade bei diesen Stellen aus den Mateiiuiien nachweisen. In 
den Motiven zu § 37 des Entwurfes von 1843 = § 36 des Patentes 
heisst es, dass dafür spräche: «die Rücksicht auf den Schutz, dessen 
sich der rechtmässige inländische Verleger was immer für eines 
Werkes nach den bisher geltenden Gesetzen erfreuen durfte, und 
dessen er, streng genommen, verlustig wurde, wonn dem ausländischen 
Autor kein selbständiges Schutzrecbi zugestanden wird, weil doch der 
Verleger sein Hecht eigentlich nur vom Autor ableiten kann. Ist 
nun auch diese Ansicht (d. i. die oben erwähnte Rücksicht auf den 



Wenn z. ü. eiu Franzose gewordener obemaligor Oesterreicher den Schutz 
gegen «in« Verletzung eine« nur für Oeeteneidier geechütsten Redites annift, die 
sar Zeit seioee Oesterreiehertaara gesohebeo ist, eo Ungt der Erfolg davon $h, ob 
man in Frankreioh einen ehemaligen Franzosen, nunmehrigen Oc»terreichor gegen 
\'(tI* t/.uTi|::on seine» nur Franzosen zustehenden Rechtes echfltit, die wählend seines 
Ii raozoecntumee ihm zugefügt wurde. 
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Schutz gerachtfertigi, so bedurfte ihre Geltung dennoch emer au»- 
drUcklichen positiven Erwähnung, weil sonst nach der allge- 
meinen Norm des § 33 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbucbee 
erst die Nachweisung der zusagenden Reciprodtät eintreten müsste, 
welcher Vorbehalt nunmehr bloss filr die im 9 3^ erwähnten Fälle 
bedungen wird". 

Nun ist freilich die in g 39 angeordnete «zusagende Recipro- 
cität* nicht dieselbe wie die des § 33 des allgemeinen bärgerlidien 
Gesetzbuches, aber diese merkwürdigerweise nirgends in den Mate- 
rialien besprochene oder motivirte Verschiedenheit kann die Anwendung 
des § 33 dt .sonst* d. h. in den vom Patent nicht geregelten 
Fällen nicht hindern, erstens, da der einzige Gegengrand in der Auf- 
fassung des Urheberrechtes als politisches Gesetz im bürgerlichen 
Gesetzbuch gelegen wire, der durch den Charakter des. Patentes und 
seine Auffassung des Urh^rrechtes beseitigt erscheint, zweitens da 
jene Identificirung von § 33 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches und § 39 (38) des Patentes in den Motiven im weitern Sinne 
allerdings richtig ist und drittens, da endlich sich wol Gründe denken 
lassen, warum man ungedruckte Werke von Ausländern besser be- 
handeln wollte, als gedruckte. 

Denn besser siiul .sie daian, nachdem {§33 des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuclies das Princip der rein formellen Iveciprocität aus- 
nahmslos aufstelil, ilLiuzufolge „den Fremden gleiche Rechte und \'er- 
bindliclikciten wie den Kingebornen zukommen, vorausgesetzt, dtuss 
der Staat, dem sie angehören, die hierländigen Staatsbürger in Rtiek- 
sicUt den liechtcö, wovon die Frage ist, ebenfalls wie die öciuigeri 
behandele" : also unter dieser Voraussetzung tritt stets der Genuss 
des vollen oesterreichisclien Urheberrechtes ein. Hingegen die Keci- 
procität des § 38 gewährt den ausländischen \'orIag8werken weniger 
als die formelle Jleciprocität, die Gleichstellung mit den Inländern, 
lind auch weniger als die malerielle Reciprocitüt, die Anwendung des 
im Ausland geltenden Rechtssatzes, indem sie ,den in diesem Ue- 
setze ausgcspnjcbenen Schutz" nur „in dem Masse gewährt, als die 
diesfälliuen Iii eilte der in dem k. k. oesterreichisclien (Jebiete ei- 
schienenon Werke durch die Gesetze des fremden Stajit»^<« i/leiclifulls 
gesichert sind". Der Schutz geht also nie über das oeslerreichiüche 
Urheberrecht hinaus, bleibt aber in allen Fällen dahinter zurück, in 
web lieii das ausländisclie Recht dahinter zurückbleibt, so dass der aus- 
ländische \'eilag immer nur auf denjenigen Satz von beiden Rechten An- 
spruch hat| weicher den geringem Schutz gewährt X^ichtsdesto weniger 
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ist dieses engherzige und gerade für das Urheberrecht verfehlte Princip, 
dem Ausländer kein besseres Recht als das inländische und als sein 
mgenes zu gewähren, allgemein nicht bloss in Oesterreich, sondern 
zumal in Deutschland und andern Staaten üblich geworden, ja sogar 
in die Theorie fibergegangen. 

Nach dem Patent wird also, und zwar mit Absicht siehe S. 326 
der oesterreichische Urheber Itir bar des Schutzes als Inländer er- 
klärt, sobald er sein Werk ausserhalb Oesterreichs und des ehemaligen 
deutschen Bundesgebietes erscheinen läset, hingegen verliert er es 
dadurch nicht, dass der Yerlag nach dem Brscheinen des Werkes ins 
Ausland übersiedelt, ebensowenig, wie er es durch späteres Ueber^ 
siedeln des ausländischen Verlagcij ins Inland wieder erlangt. Dies 
gilt aber nicht für den AuffOhrungaschutz gedruckter Werke, da 
dieser nach dem Bundesbeschluss von 1857 nur eine Erweiterung des 
1841 gewährten Schutzes „der inländischen Verfasser", und in Art. II 
keineswegs auf den Fall des inländischen Drudces beschränkt ist, 
mag dies auch vielleicht ein Verseben sein. — Ein gemeinschaftlich 
verfasstes Werk ist wol inländiscli, sobald nur ein Urheber Inländer 
ist, und die Erben und Legatare des Urhebers oder Verlegers sind 
ohne IJücköicht auf ihre Staatsangehörigkeit geschützt. 

Erst 18t)G ist von Oesterreit Ii iuit einem nichtdeutschen ^Staate 
wieder ein urlieberrechtlicher Vertrag geschlüssen wurden, und zwar 
mit Frankreich am 11. December dieses Jahres, publicirt in Nr. 1(>9 
des K.d.Bl., der im wesentlichen auf dem Standpuiikte der luriuellen 
Krcijirocitüt steht, nur nicht bezüglich der Zeitdauer, die vielmehr 
auf die kürzere von den Fristen der beiden Staaten restringirt wird, 
ferner bildet zwar nicht vom franz()sischen Standpunkte aus die Vor- 
schrift der in Art. II enthaltenen Förmlichkeiten ein Hinausgehen über 
diese Keciprocität, weil diese Finnilichkeiten schon im internen fran- 
zösischen Recht vorküuinien, wol aber vom oesterreichisclien Stand- 
punkte aus, weil das geltende oesterreichische interne Recht sie nicht 
kennt. Die nationale Qualität der Werke bestinunt sich aber offen- 
bar, was den Schutz gegen Nachdruck betrifft, nur nach dem Er- 
scheinungsort, es genügt, dasö dieser in Frankreich, beziehungsweise | 
Oesterreich (unter danmligen Verhältnissen, also samt Ungarn) sich be- 
finde, um nacli diesem Vertrag als franziisisch, beziehungsweise oester- | 
icicliisch zu gelton, es werden somit auch solche Werke von Nicht- ' 
fran/.usen in Oesterreich, von Nichtoesterreichorn in Frankreich ge- 
S()iiit/.t. und bezüglich des Anfführungsschutzes ist ilie nationale 
(Qualität ebenso nach dem Lande der ersten Aufführung, oder wenn 
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gedruckt« des Druckes bestimmi, Art III. lüthin eathftit dieser V^trag 
Nichts Qber die noch gänzlich unveröffentlichten Werke» besQglidi 
welcher dann die internationalen Bestimmungen der internen (siehe 
S. S32 II) Gesetzgebungen anzuwenden sind, wonach franzSsische Staate- 
bOrger in Oesterreich und oesterreichische in Frankreich geschützt 
werden» wie beiderseitige Mitbürger, also rein formelle ReciprocitSt 
gilt Der in Art VII erwähnte Schutz fXkr Rechtsnachfolger be- 
trillt die Rechtsnachfolger von zuerst in Frankreich oder Oesterreich 
publidrten Werken, und zwar, weil nichts Beschränkendes gesagt 
ist, auch die ausserhalb Oesterreichs oder Frankreichs wohnenden 
oder Staatsangehörigen. Vom französischen Standpunkte aus war 
vemiOge des französischen Decretes von 1852 dieser Vertrag, sowie 
jeder andere internationale Vertrag seit 1852 nicht sowol eine 
Gewährung von Rechten an Ausländer im Inland, als vielmehr 
eine Sicherstellung von Rechten Einheimischer im Ausland, in- 
dessen enthält er auch zu Gunsten der Ausländer stattfindende Aus- 
nahmen von gewissen Verboten des französischen Urheberrechtes, die 
das ausländische Urheberrecht nicht kennt, insbesondere in Art. VIU 
bezüglich der Abdrücke von Zeitungsartikeln, so dass die zdtliche 
liestrlction, welche im Vergleich mit dem Deoiet von 1852 und seiner 
Anwendung des längere Frist gewährenden internen franzOsttchen Rechtes 
auf Ausländer nach Art. I Abs. 2 stattfindet, ordentlich wie ein Opfer er- 
scheint, das sich Oesterreich wieder für jene Conoession des Art. VIIT ge- 
fullou lassen musste. Denn dass Art. VIII eine solche ausnahmsweise 
Concession bildet, zeigt nicht nur das in Art. 1 aufgestellte Frineip der 
formellen lieciprucitut, demzufolge das ocsterrcicliische Prodiict, welches 
nach ftunzüsischem Gesetz einen Nachdruck oder sonst eine \'erletzung 
des Urheberrechtes bilden würde, nach französischer Anschauuüg (vgl. 
i'üuillet Tsr. (JT) und Nr. 55»;) schutzlos wäre, sondern ausserdem 
Art. XI \' Abs. '2, welche ausdrücklich festsetzt: »Die gegenwärtige 
Coiiveritiun soll in keim r Weise das iiecht des einen oder des andern 
der hier vorliegenden Teile beschränken, die Einfuhr solcher Bücher 
nach seinen eigouen Sttiaten zu verbieten, welche nach seinen Innern 
Gesetzen oder in Gemässheit seiner Verabredungen mit andern Mächten, 
für Nachdrücke erklärt sind, oder erklärt werden". Insbesondere 
scheint dadurch die Besiininmng des Art. I beschränkt werden zu 
«ollen, dass die Urheber „von musikalischen Com Positionen oder Ar- 
ran^enients'' des andei-n Staates denaelben Scliutz zu geniessen luiben. 
wie die des eigenen Staates; es soll dies nicht so verstanden werden, 
als ob nach französischer Anschauung veiboteue „Arrangements' 
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aus Oesterreich in Frankreich erlaobt und demnach zugelaseen seien. 
Dagegen kann der oesterreichische Verlag in Frankreich Schutz gegen 
«Arrangements* nach französischem Recht verlangen, hingegen der 
französische in Oesterreich nur den oesterreiohischen darauf bezfiglichen 
Schutz. . 

Der Vertrag mit Ungarn (Qesetz vom 16. Februar 1887 Nr. 14 
R.6.B1.) gewährt den Urhebern - «mit Inbegriff* der Verleger den 
gegenseitigen Schutz, aber nur (im Text steht «daher") den im andern 
Staat erschienenen Werken und den daselbst wohnenden oder Staats- 
angehe I igen Urhebern, welch Letzteres offenbar nur itkr ungedruckte 
Werke gilt, nachdem Absatz 3 nur die im Ursprungsgebiete ge> 
schützten Werke und fUr die Frist des heimatlichen Schutzes schlitzt, 
da femer in Gisleithanien im Ausland erschienene Werke gesetz- 
lich nicht geschützt sind, und nach einem dritten Land der Schutz 
nicht erteilt wird, und in andern Fällen das Erscheinungsland als Ur- 
sprungsgebiet gilt. «Erscfadnen* ist bä schriffclieb veröffentlichten 
Werken das Erscheinen im Druck, nur bei ungedruckten die Auf- 
f&hmng. (Uebrigens kann der Gisleithanier, dessen Werk zum ersten- 
mal in Ungarn aufgeführt wurde, sich bezüglich des Aufführungs- 
schutzes in CisleithaDien auf den zii Gunsten inländischer Verfasser 
noch bestehenden Bundesbeschluss berufen.) 

Mithin erstreckt sich der Schutz in Oesterreich nicht auf ungarische 
im Ausland erechienene Werke, wie doch in Ungarn, nnd umgekelirt 
auch nicht auf oesterreichische im Ausland ei'scliionene in l imnrn, 
indcss sowol auf Schutz gegen Druck, resp. in Ungarn AbschiciLin, 
als gegen Aufführung, in Ungarn aber niclit auch bei nicht vorhe- 
haltcnen dramatischen oesterreichischen Werken, weil diese in der 
Heimat nicht geschützt sind. Aber das kryptonynie oesterrcichische 
Werk kann in TTugai u des längeren Scliutzes durch Eintragung in 
die liolle teilhaftig werden, so wie dadurch das oesterreichiscbe Werk 
dos ungarischen Schutzes gegen Uebersetzung, es wird also vielfach 
der Oesterreicber in Ungarn besser geschützt als daheim, wovon in- 
dess das Gegenteil, wie wir gesehen haben, engherzig wäre. Eine 
praktische Erleichterung dieser Eintragungen ist, dass sie beim oester- 
reicltischen ilaudelsministeriuni stattfinden und von diesem an die 
ungarischen Behörden zur Weitereintraguug und Veröifentlichung mit- 
geteilt werden können, anstatt bei der andern, d. h. nngarisclien He- 
hörde diiect. wie es .suiibt in Verträgen angeordüpt ist. Jedenfalls 
entsteht die U'irkung aber erst durch die ungaiihrlio Amtshandlang. 
Die übrigen Bestimmuugeu : Wirkung auf vorhandene Werke, ^icbt- 
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rttckwirkuog auf Mhere Handlangen, Druck und Vorrichtungen, In- 
ventariairung und Stempelung enthalten nichts Besonderes. 

Im Vertrage mit Italien vom 8. Juli 1890 (der natürlich auch 
für Ungarn gilt) der an Stalle des von 1840 getreten iai, wird sogar 
ausdrücklich gesagt, dass bei veröffentlichten Werken jenes» wo die 
erste VerOlFentlichung erfolgt ist, als Ursprungsgebiet gilt, und (was 
auch Anspielung auf ein immerhin mögliches gleichzeitiges Erscheinen 
in Oesterreich und Ungarn oder gar Oesterreich, Ungarn und Italien 
ist) bei Veröffentlichung an zwei oder mehreren Orten der Staatsge- 
biete der Vertragsschliessenden Teile; und nur für die nicht veröffent- 
lichten') Werke gilt jenes Gebiet, in weleheiii der Urheber staatsan- 
gehörig ist, als Ursprungsgebiet des Werkes, Art. A daselbst. Die 
in Art. 1 im Gesetze des rrspningsgebiotes geschützte, auf die Frist 
jenes Gcsotzu.-. besehriuikte türmello lveci{)roüitiit wird Art. -I gegen 
Cisleitliaiiien j?egen Beobachtung nur der im Ursprungslande vurge- 
schriebeneii Bedingungen und Förmlichkeiten vorgeschrieben, jedoch 
gegen Ungarn gegen Erfüllung der beiderseitigen Bedingungen und Förm- 
lichkeiten, was sich leicht aus dem realen Zweck der Förmlichkeiten, 
da, wo Ungarn sie fordert, für diese ergibt (Verwandlung der Kryp- 
tonymität in Aletlionyinität u. s. w.), hingegen scheint die Unter- 
werfung unier die italienischen Fürnilicbkeiten, nachdem sie für Cis- 
leithanien nicht gefordert wird, nur ein sachlich nicht hegrimdetes 
Höflichkeits-Keciprocum, veranlasst durch die ungarischen , Förmlich- 
keiten'', zu sein.') 

II) ^;!^ iiauz 'sische Kocht hat aber schon Iriihzeitig den Begriff 
der iTili inen, und sonnt vorn Gesetz geschützten Productiiin weiter 
ausgedehnt. Schon nach dem Gesetz von 1798 Art. (3 ist jeder ,citoyeu 
qui metto au jour un ouvrage**, geschützt und nach dem von 1810 
Art. 40 können die Urheber „soit nationaux, seit etrangers . . . ceder 
leur droit a un imjirimeiir ou libraire" u. s. w., und dieser erstreckt sich 
auch auf die Vcr(">tfcntlichung durch Aufführung im Ausland, Pouillet 
845, und den Antführnngsschutz, gewiss ist nlso ein Franzose ohne 
Rücksicht auf Ort und Art der Veröffentlichung gegen Aufführung 
geschützt und ein Fremder gegen Aufführung eines m rankroich ver- 
öffentlichten und gegen jede Veröffentlichung eines unveröffentlichten 
W^erkes. 

Der bedeutendfite Fortschritt im internationalen Urheberrecht 

l ober den Begriff der VerOffentliehung gilt off«nb«r dasselbe wie im oeater» 
reichach'iuigarueben Vertrag, und auch die MflgUehkeit, daas der CisIeiÜiaoier ai«b 
in Gialeitlumten für sein zuerst in Italien anfgefnbrkes Werk auf intemee Recht bemfsk 
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wurde &ber durch das Gesetz vom 28.— 30. März 1852 gemacfatf wonach 
der Nadidmck auf franzOdechem Boden von auflaerfaalb publidrten 
Art. 425 Cod. pen. erwähnten Werken ein Delict bildet, ebenso der 
Handel damit» der nach Art. 427^429 Cod. pen. unter Anwendung von 
Art. 4G3 daselbst zu ahnden ist, alles gegen Erfüllung der in Frank- 
reich, zumal durch Art. 6 des Gesetzes vom 19. Juli 1793 geforderten 
Bedingungen. — Also die Glanzseite ist der Schutz des fremden Ver- 
lages ohne Rücksicht auf Reciprocität, die Schattenseite ist die aller- 
dings Avol aus der (floichstelluiig mit französischen Werken gewisser- 
massen sicli ergebendo Notwendigkeit jener Formen (Enregistrcinent 
und dcpot) und die Gewiilining des Scliutzes nur gegen Naclidruck, 
nicht gegen Auffülirung, Pouillet 854. .Soweit dieses Gesetz den 
Fremden Besseres einräumt, als die internationalen A'ertriige, oder 
weniger (z. B. keine beiderseitige Kegisii n ung) fordert, gilt es statt 
dieser, und zwar auch statt der nach jenem Gesetz abgeschlossenen 
Verträge, die also, soweit sie weniger enthalten, nur für den even- 
tuellen Fall einer Aiifhehung jenes Gesetzes Bedeutung haben. Siehe 
Pouillet Br)0 ff. Der Fremde kann darnach in Frankreich b^ser ge- 
stellt sein als daheim, Pouillet 853. 

III) Auf dem Standpunkte des Verlags- und Erscbeinungsschutzes 
stehen (ausser Holland) von internen (xesetzen nur diis englische, wie 
in dem dadurch notwendig gewordenen Act vom 10. Mai ls44 (Con- 
stant, Abs. 2 S I J^'») gesagt wird, und Dänemark, Art. 9; Portugal und 
Russlnnd di iUkt u sich darüber nicht deutlich aus. 

Dem ungenügenden internationalen Schutz älterer Gesetze (siebe 
Nachtrag) entsprechen die ältern internationalen Verträge. Meistens 

*) Nachdem Ober die Goeetae tod 1798 und 1810 in dieser Hinsicht ver- 
Bchiedctie Meinungen ytaxem, die eben wandton sie, weU in erstcrem Ahs. 2 es heieet, 
ytont citoyen mettra' u. 8. vr, nur auf Franzosen an, die andern behaupteten, dass 
ritoyrn sownl nationanx nis etrangers bedeute, denn nur für in Frankrcicli }iiibli- 
üirte Woike war dies durch den Text des Gesetzes von 1810 (Les auteuiä mit na- 
tiunaux, soit (Etrangers .... pcuvcnt ceder Icur droit etc.) zweifellos. Der Rapport 
des Jnstisininiatois, der dieses Geseti beantragte, ist demnach etwas Abertrieben 
und nniichtis (vgl. code civil Art. 11, 726, 912): le droit d'auteur ... «et eensacr^ 
per la Mgislat. fra&f. au prefit des naiionaux, et mime des Strängen, relativemeul. aux 
ouvracps pnblirs en France. Mais l'etranger, qui peut acqudrir .... des mcublea 
et des iniuieubles, ne peut empOcher .... la contrefav<>n .... C'est la .... non 
seulenient . . . pas en harmonie avcc Jos regles . . . (de) notre droit positif . . . . 
mais m6me contrure i la Justuse universelle . . qui protege . . (les) productiiMis contre 
Tusurpation en quelqne lieu qu'ellea aient vu le jour, k quelque nation qne l*antettr 
appurtieiine. üne seuie comiition me parait legitime, c*est qne Ntranger, seit as> 
aiqetti .... anx mtoies Obligation» qne les nationanx. 
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ist Reciprocität , aber mit zeitlicher oilor allgemeiner Besdiränkun- 
auf den Schutz des mindern von beiden Kechten zugesagt.') viel- 
fach wird üioht nur die in der Heimat vorgeschrieheue. sondern 
auch die im andern Staat \orge8chriebene, also doppelte Uegi- 
strirung verlangt, eine das Wesen des internationalen Rechts- 
schutzes verkennende unerträgliche Uebcrtreibung der ohnehin sehr 
lästigen RegistriruugHVorbclirift, (von der sich die deutschen Staaten 
gegenüber Frankreich frei zu machen-) wussten). Dies wird aueh 
vielfach auf den Liebersetzungsschutz angewandt, indem dieser nur 
gegen Vorbehalt, Registrirung des \'orbehaltes und Ausführung 
einer eigenen Uehersetzung gewährt wird, ferner wird Schutz für er- 
laubte üebersetzungen, jedoch nicht gegen andere Üebersetzungen ge- 
währt, waü in einer eigenen Auslegungsclausel ge\v()hnlich hinzuge- 
fügt wird, in manclien aucli Schutz gegen Arrangements, häufig ist 
auch die gegenseitige Zusicherung, das. was nach dem Hechlu des 
andern Staates, aber nicht nach eigenem Rechte Nachdruck ist. in 
den andern Staat nicht zu im- und aus dem eignen Staat nicht zu 
exportiren. ferner der Vorbehalt pressrechtlicher und presspoliz'^iiiciier 
Verbote, Meistbegünstigungen, Mitteilungs- und Ratiticationsclausel, 
manchmal kommen auch Bestimmungen über geteilten Verlag, Ver- 
sprechen der Ergänzung oder Accomodation vor. 

IV) Nach französischem uud deutächem \"orbild haben die meisten 
neueren Gesetze den urheberrechtlichen Begriff des Inlandes weiter 
ausgedehnt, so Norwegen Art. 45 (Schutz inländischer Urheberschaft 
und inländischen Verlages). Italien, welches in Art. 1 den Schutz der 
Urheberschaft zu Teil werden läsat und dem Druck, sowie der Auf- 
führung; für den Druck geht es auch aus der Reciprocität hervor, 
die Art. 44 fiir nicht in Italien gedruckte Werke zugesichert ist. 
Spanien schützt regelmässig nur einheimischen Druck, was daraus 
hervorgeht, dass es in Art. 47 eine Ausnahme macht, nämlich zu 
Gunsten spanischer Originahverke, die in der Fremde gedruckt aiud. 
Die Niederlande schützen daheim gedruckte AVorke und unge- 
druckte Werke von Niederländern, Art. 27; in Schweden gilt nur 



') Doch nicht llberall, z. B. nicht (j* tif^gßa ausdrücklich das CTP.?cnt«i]) Belgien* 
England 1854, dann die ältern Verträge zwischen Frankreich und den Joufsclu'n 
Stauten, uül Aufnahme de» badischcn Verkagea mit Frankreich von 1851, der jene 
ICinschrünkuuiL; ausdrücklich enthält. 

*) An ihre Stell« tr»t das nur uf Yerlugen m »rliringendle Zeugnis einer 
Öffentlichen Behörde, dMS da« fragliche Werk im ürspmagslande Schate gemeaae 
(Art 3 der bei Riaenlohr gedruckten fruuBMech-dentadi«! YerUige). 
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Urbeberschutz (und auch für kryptonymen schwediecben Verlag, solange 
seine Auelttnderschaft nicht bewiesen, Art 45); ebensowol in Belgien, 
Art 1, nachdem dort dem Urheber als solchem das Recht beigelegt 
wird, nicht minder in der Schweis, Art. 1. Das ungarische Gesetz 
geht am weitesten, es prodamirt Verlags- und Urheberschutz und 
letzteren nicht nur für die ungarischen Staatsbürger, sondern auch 
für seit zwei Jahren ansässige und öffentliche Steuern entrichtende 
ausländische Einwohner, § 78. 

Das deutsche Reich insbesondere hat schon durch die interne 6e- ' 
setzgebung den Kreis der durch das Urheberrecht geschützten Werke 
wesentlich erweitert in den untenstehenden Bestimmungen. 0 

Demnach entliült das Keichsgesetz bezüglich der Inländerschaft 
(las Doppel princip des Urheberschutzes und des Verla gssch utzcs. d. Ii. 
es genügt, dass entweder Urheber oder Verlag inliiiulisch seien, der 
Schulz geht duith ausländischen \'erhtg niclit verloren, und in beiden 
Füllen kommt der daraus hervorgehende Schutz auch den am Werke 
als Urheber oder Verleger beteiligten Ausländern samt Ilechtsnach- 
iolgeni ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit oder Ansässig- 
keit zu. Zur Inländerschaft des Urhebers ist die Reichsbürgerschaft, zu 
der des Verlegers bloss die Niederlassung im Reichsgebiet, (weder 
Einwohnerschaft noch Staatsbürgerschaft) erforderlich, es genügt bei 
mehrfachen Niederlassungen auch, dass eine Niederlassung sich im 
Reichsgebiet (so z. B. Rieter-Biodermann in Winterthur und Leiitzig) 
befinden. Die Inländerschaft braucht im Gegensatz zum oester- 
reichiscliea Hecht, weil sie hier dem Werk beigelegi wird, nur im 
Moment der geschehenen Heehtsverletzung; dagegen nicht der Rechts- 
verfolguDg vorbanden zu sein, trotz der entgegengesetzten Meinung 

') § 61. Das gegenwirtige G«8ets findet Anwendung mf alle Wei^e inlin* 
tliscbor Urbeber, gleichviel ob die Werke im InJande eder Andende enehienen, oder 
aberbaapt noch nicht verUfTentlicht sind. 

Wenn Worko ausländischer Urheber bei Vorlccrfm erscheinen, die im Gebiete 
des norddoutächun Bundes ihre Handelsniederlassung bab«D, so stehen diese Werke 
unter dem Schutze des gegenwärtigen Gesetzes. 

§ 62. Diejenigen Worke mllttdiBcber Ürbeber, welcbe in einem Orte e^ 
ecbienen sind, der znm Dentsoben Bunde, nicht aber zum Norddeuisoben Bunde (an 
deaeän Stelle dann das Reich getreten ist) gehört, gcnicssen den Schutz dieses Qe* 
«ftjips unter dor Voraii^sotzung, dass das Recht der betreffenden Staaten den inner- 
halb des Nulddl'uthitlicn lUindea prseliienenen Werken einen den einheimischen 
Werken gleichen Schul/ gewiilirt, jedoch daueii der Schutz nicht länger als in dem be- 
treffenden Staate aelbat Danaelbe gflt von niebt verSffmiliohten Werken aoleber 
Ullieber» «eleba swar niobt im Norddeötaehen Bunde, wol aber im ebemaligen 
dentadben Bundeagebiete staaiaaQgebflrig aind. 



Digitized by Google 



336 



ZU. Intenifttionales Üdiebemolit 



Endemaons, (und auch Dainbachs), und selbst wenn es sicli iiin einen 
mündliehen Vortrag oder eine blosse Aufführung handelt, denn auch hier 
ist das Werk und nicht die Handlung der Aufführung, Recitation etc. 
das Geschützte, dies gegen Dambach (der übrigens damit selbst seiner 
auch unrichtigen Meinung, dass der Zeitpunict des Vortrages ent- 
scheide, widerspricht 

Dasselbe Princip wird, obwol etwas geändert, angewandt auf 
das internationale Urheberrecht, soweit es vom Reichsgesetz geregelt 
ist, nämlich bezüglich der 'Länder des ehemaligen Deutschen Bundes. 

Hier nämlich geht der Schutz für den diesen Ländern ange- 
hürigen Urheber durch Erscheinen in einem dritten Staate, verloren. 

Sowol jene Modification , als auch manches Andere ist aber 
ofifenbar dadurch zu erklären, dass § G2 dem Inhalt nach eine Aus- 
führung von Art. XIH des Prager Friedens ist, die schon vermöge 
der Aufhel)ui)^' aller früherer Bestimmungen, also auch der mit dem 
Reichsgesetz inhaltlich übereinstimmenden Bundesbeschlüsse nötig war), 
also nur eine Anfreehthaltung des alten Bundesrechtes, welches auch 
dem auswärtigen Erscheinen inländischer Werke keinen Schutz ge- 
v iilw if , iiulem nur dieses Keclit von den eliemaligen Bundesländern, 
zumal Oestorreich dorn neuen Reich gewälirt wird. 

Hingegen ist eine wesentliche Verminderung des 1 [echtes der 
Bundesheschlüsse in dem Entwürfe nicht vorhamlen gewesen, sondern 
erst auf Antrag des Abgeordneten üetker in der zweiten Lesung zum 
damaligen 71 hinzugekommen, dcrzuiolge bezüglich der Zeitdauer 
die Auädehnung nicht über die Schutzfrist des betreffenden Staates 
hinaus stattfindet. 

Demzufolge gestaltet sich das urheberrechtliche Verhältnis zwi- 
sclion Oesterreich und dem deutschen Rei< Ii so : Oesterreich (Cisleithanicn) 
gewährt den ehemaligen Bundesländern vollen (nlesetzesschutz, den 
ehemaligen Nichtbundesländern nach des Patentes bis zum Masse 
des lieichsgesetze?. also, da dieses fast immei weitergeht, mit wenigen 
Ausnahmen, z. Ii. pusthumis, denselben Heinitz wie jenen. Daher tindet 
das Keiclisgesetz nach § i'yl daselbst Anwendung auf das ehemals nicbt- 
bündische Oesterreich (filso nicht auf Tncnrn. Dalniation, Gaüzien und 
die Bukowina), so dass oesterreiciusclie ( rliriirr für Manu.-'cripte und 
oesterrcichischc Verlagsvverke den Schutz des iicichsgesetzes mit Be- 
schränkung auf die l'riston des Patentes geniessen. Zufolge des ge- 
ringem Schutzes des Patentes ist also der Deutsche in Oesterreich 
weniger geschützt als daheim, liuigegcn der Oesterreicher in Deutsch- 
land sachlich besser als zu tlause, zeitlich fast immer ebenso gut, so z. B. 
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geniesst eine in Oesterreich ernchienene Oper auch ohne Vurbehalt 
Schutz gegen Aufführung in Dcutsclihmd, in Oesterreich nur mit Vor- 
behalt, günstiger aber als der Oesterreicher, der sein Werk in Oester- 
reich hat erscheinen lassen, ist der Oesleiieiclier daran, der sein 
Werk im ehemals bündischen Reich erscheinen lässt, denn dann ge- 
niesst er im Reich den vollen Schutz des Keichsgesetzes und in Oester- 
reich den vollen Schutz des oesterreichischen, auch wo dieser länger 
dauert als im Reichsgesetz, während der erstere den Schutz des 
Reichsgesetzes nur geniesst, solange der oesterreichische dauert. 

Schon vor der Berner Convention hat der norddeutsche liund Ver- 
träge geschlossen mit der Schweiz am 13. Mai 1869 und dann das 
Reich am 22. Mai 1881, dieses ferner am 19. April 1883 mit Frank- 
reich, am 12. December desselben Jahres mit Belgien, und aui 20. .luni 
1884 mit Italien, aussei dorn wurde dem früher geschlossenen Vertrage 
z\vib( licn Preimsen und ürossbi iUnnien Ausdehnung auf jene Teile des 
Reiches gogeljeii, die bis dahin koinei; Veitiag mit Grossbritannien 
geschlossen hatten, und zwar durch eine Convention vom 2. Juni 1880. 

Der Vortrag mit der Schweiz steht im wesentlichen auf dem- 
selben Standpunkte wie der Oesterreichs mit PVankreicli: Formelle 
Reciprocität mit Dauer des Schutzes nach dem minder günstigen Recht 
Bestimmung der Zugehörigkeit nach dem Erscheinungsland, also Gel- 
tung nur für bereits erschienene (gedruckte oder aufgeführte oder öffent- 
lich angestellt«) Werke. Ansiiähmpn bezüglich des Abdruckes aus Zei- 
tungen etc. vom Nachdriu k.s\ crbdl, Kinfuhrverbot für Nachdi ücke etc., 
eigentümlich ist die Form, der Inhalt wird nämlich in Bestimmungen, 
die für den Norddeutschen Bund gelten, einerseits, und in solche, die 
für die Schweiz gelten, andererseits geschieden, was wol dadurch ver- 
anlasst war, dass der Norddeutsche Bund damals noch kein einheit- 
liches Urheberrecht hatte, und auch die Schweiz ein solches aur für 
die Mehrzahl der Cantone im sog. Concordat von 1856. 

£inen grossen Fortschritt bildet dagegen der Vertrag zwischen 
Deutschland und Frankreich vom 19. April 1883.*) Vom reichsdeutschen 
Standpunkt besteht er erstens dariOi dass im Verkehr mit Frank- 
reich im wesentlichen die Prindj^en des Reichsgesetzes zur Geltung 
gebracht sind, und daher auch eine grössere Freiheit von Verboten, 
als das französische Recht kennt; vom Standpunkt des Völkerver- 
kehrs aber ist das VVichtigstei dass auch nicht veröffentlichte Werke 
ansdrttcklieh geschützt werdeup und für diese daher die Zugehörigkeit 

') i?iehc Darabacb, L. V. 
B, Üchniter, Om Drlwbemobt «1er Tonkaut. 22 
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nach der Staatsangehörigkeit der Urheber vertragsmäsag beurteilt 
wird. (Art 1» wo von inländiecben Urhebern die Rede ist.) Ferner 
werden die Urheber auch bei dritUändischem Verlag und Wohnort, 
und ebenfalls zum erstenmal ausdrücklich (obwol stillschweigend 
schon in iütern Verträgen, z. 6. dem fianzösisch-oesterreichischen 
mehr enthalten war, siehe oben S. 329) Werke geschützt, die in einem 
der beiden Länder veröften flicht sind, „deren Urheber einer dritten 
Nation angelifirf* , hier aber merkwürdigerweise nur der Verleger, 
nicht der drittländisclie Urlieber') liinj,'egen wieder die Vorleger, sobald 
sie ihr Werk in einem dritten Land erscheinen lassen, und ebenso 
die üiittUlndischeii «ünstigen liechtsnachfolger (z. Ii. LiLcn) eines 
Urhebers, der Angehöriger der vertragschliessenden Länder wai-. Dann 
wird ferner das Princip der formellen lleciprocität mit zeitlicher Be- 
stimmung des Schutzes nach dem Hecht mit den kürzeren Schutz- 
fristen ausgesprochen, die deutsche .Iurisj)rudenz, so auch Dauibach 
und Daude, wollen aber dies dahin ausdehnen, dass nicht bloss in 
zeitlicher, sondern uucli in sonstiger Hinsiclit immer nur das den 
geringen Schutz gewährende Ixecht zur Anwendung kommen kann, 
weshalb z. B. kein Schutz für plastisch-geographische Abi)ildungen. 
kein Schutz gegen \'ariationen etc. für deutsche Wtrke in Frank- 
reich behauptet wii-d. Iniiesscn hat diese in Deutschland schon bei 
der Beratung des Ueiclisgosetzes als selbstverständlich l)ezeichncte 
Ansicht, aus dei- auch (siehe oben S. '•>•](]) der Zusatzantrag zu i; '12 
hervorging, doch höchstens nur die iJichtigkeit de lege ferenda für 
sich, den Wortlaut und Geist des deutsch-französischen Vertrages 
gegen sich, insbesondere scheint gerade die Erwähnung von nach 
deutschem Recht nicht geschützten nbjecten, in Art. 1. auf das 
Gegenteil zu deuten, ferner die Erwähnung von Bearbeitungen, gegen 
die das deutsche ifecht kernen Scluitz gewährt, in Art. C, und 
vollends der Zusatz, dass dies den betreffenden Gerichten nach 
Massgabe der Gesetzgebung jedes der beiden Länder zu entscheiden 
vorbehalten sei. Audi die Bestimmungen über den geteilten Verlag, 
A. 11 f., wonach Exemplare, die in andern Landen verlegt worden sind» 

Also der Grundsatz des § 61 des Reicbsgesetses ist nicht voIbtäDdig Jureli- 
geltthit, und somit die Parallele L. Y. S. 8 nicht ganz richtig. 

*) Geteilter Verlag bildet dabcr im Ällgomcinon eine Beschrinknng der Ans* 
schliosshcbkeit für das Verlagsrecht auf ein bestimmtes (tebiet, derart, dass auf dem 
andern Gebiet gar keine I^ercchtigung und auf drittem Gebiete eine nicht aus- 
achIio<*s!ichn lU roilitif^mig bestplit. Die Hemer Convention (siebe Orelli, II, 118) 
crwühni den gcteillvu Verlag nicht, kennt ihn also, wie Orelli mit Recht meint, 
nicht» wol aber der franzOBisch-schwetitriscbe nnd der q^aniseh-italieniBche Vertrtg. 
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selbst jdann in Frankreich confiscirt werden, wenn sie nicht zum 
Handel, sondern nur zum persönlichen Gebrauch eingeführt werden, 
wo also eine eminent französische Anschauung zur Geltung konunt. 
während in Deutschland ein solcher Import des französischen Ver- 
lags nicht confiscirt wird, sprechen dagegen, und hier deutet selbst 
Dambach diese Bestimmung so. Endlich kommt noch dazu, dass 
das interne lianzusische Gesetz über internationalen Schutz den 
Grundsatz der formellen lieciprocität schlechthin aufstellt, schwerlich 
war man gewillt, ihn im Vertrag mit Deutschland so gänzlich fallen 
zu lassen. 

Ausserdem gibt es noch ältere und jüngere Verträge zwischen 
verschiedenen Staaten, von welchen in Deutschland gegenwärtig 
bloss die früher von deutschen Staaten und England Göschlosseueu 
Geltung haben, und zwar der zwischen England und Preussen von 
184C durch die neue Convention von 188(3 für das ileicli, soweit nicht 
für diese Gebiete andere, mitliin ein vielheitliches A'ertragsrecht 
Deutschlands mit England noch heute l>ewirko!Kle V^erträge gelten. 

Auch die im m ren Verträge in- und ausserhalb Deutschlands haben 
gemeinsam die tornielle lieciprocität bezüglich der im andern Land im 
Druck erschienenen oder bezüglich der Aufführung, zuerst aufgeführten 
Werke, in einigen wird sie aber dem Fremden nicht über die Grenzen 
seines einlieimischeu Kechtes hinaus gewahrt. Uebersetzungen also 
auch Arrangements wird Schutz gewährt mit der S. 334 orwähuten 
Auslegungsclausel, Schutz gegen Uebersetzungen, gegen \'orbehalt, 
Hegistrirung und wirklich erscheinende eigene Uebersetzuri^^ In oiiiigen 
wird der Schutz gegen Uobersetzung nur beschränkt gewährt, einige 
erwähnen ausdrücklich Schutz gegen Arrangements, die Verpflich- 
tung, keine Nachdrücke des fremden Werkes zu exportiren, und die 
Berechtigung den Import zu inhibiren, fast alle enthalten die Censur- 
clausel, die Mitteilungsclausel, die Freiheit für Journale mit gewissen 
Ausnahmen, die Rückwirkung auf schon bestehende Nachdrücke oder 
Nachdrucksvorrichtungcn, manchmal auch Meistbegünstigung 0 und 
Anbot guter Dienste. In manchen werden teilweise absolute, nicht 
durch Bezugnahme auf die beiderseitigen Gesetscd Bestimmungen ge- 
trofifen, so im frftnzöfiisch-spanisehen die Bestimmung der Schutzfrist 
auf 50 Jahre. 

Wie nun überhaupt die internationalen Verträge Ober Urheber- 
recht stets die interne Qeeetsgebung zumal Uber die Rechte nichtein- 

0 Dicso für Fronkjeich-Scliweiz auch bezQglich der achon bosteheuden Be- 
günstigungen, Art 1 dMdbst* 

22* 
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heimischer wiederspicgoln, so finden wir, dase in neueren Verträgen 
obwol sie meistens Uber dieselben Punkte Bestimmungen enthalten, 
Ausdehnungen und grössere Freiheiten eingetreten sind, erstere nicht 
bloss auf die in andern Landen erschienenen Werke, sondern auf 
ihre Urheber, selbst wenn das Werk an einem dritten Ort erschienen 
ist (wie der deutsch-französische es festsetzt), je nachdem einer von 
beiden Teilen so liberal in der internen Gesetzgebung war, was aber 
durch die interne Gesetzgebung des andern Teils oft vielluh ge- 
hemmt wird. Femer ist der Begistrirungszwang entweder au^hoben^ 
(so Frankreich-Spanien und -Italien) >) oder durch blosse Bescheinigung 
des noch daheim bestehenden Schutzes durch die heimische Behörde 
ersetzt, so Frankreich-Belgien Art. 3. 

Wir kommen zur Berner Convention. 

Nacli^) dem ganz vergeblichen, S. 321 erwähnten Versuche 
eines Holländer Buchhändlers beim Aachener Friedenscongress von 
1748 die Vereinbarung eines allgemeinen internationalen Urheber- 
rechtes anzuregen, kam es, wie wir gesehen haben, zu einer inter- 
nationalen Yereinbarang über dieses Recht in Wirklichkeit erst durch 
die preussischen Conventionen und durch die in den Bundes- und 
Schlussaeten vorhergesehenen Bundesbeschlüsse. Aber eine allgemeine 
internationale Vereinbarung bildeten diese nicht, weder in politischer 
Beziehung, nachdem nur deutsche Staaten daran teilnahmen, noch in 
litterarischer und künstlerischer, es handelte sich um den Sdiniz 
deutscher Litteratur und Kunst und um den deutschen litterariscfa- 
künstlerischen Binnenverkehr, auch stand dieser Schutz in tatsftch- 
lichem und rechtlichem Zusammenhang mit dem aUgemein^ Bundes- 
verl^tnis der betreffenden Staaten. Auch der oesterreidiisch-italieniscbe 
Vertrag war, obwol er mehrere Staaten umfasst und den Verkehr 
nicht nur zwischen der italienischen Gultur dieser Staaten, sondern auch 
der italienischen daselbst und der nichtitalienischen in Oesterreich 
international regeln sollte, doch keine Vereinbarung, welche principiell 
den internationalen Verkehr überhaupt, nicht nur den zwischen ge- 
wissen Staaten und Völkern urheberrechtlich regeln sollte. Dies war 
erst unserem Zeitalter, dem letzten Drittel des neunzehnten Jahr- 

') Aber nicht Oberall, z. B. nicht Frankreich-Scliwciz, Art. 3 daselbst. Der 
rraiizösisch-spanische Vertrag forciert sdilochthiu Nachweis des einheimisclif^n '-^rlMit/.t s, 
der französisch-italienische achfitzt auch choreographische Werke, coufurut iinr italic- 
nischeu GcseUgebung. 

■) Dies mwli der Botschaft des ichweiswiBciMii BimdeanlB Tom 19. Noveni' 
her 1880 und dem Droit d'antear 1 1. 
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hunderts vorbehalten, nachdem der gebtige Verkehr auch eine inter- 
nationale Anadehnong gewonnen hatte, welche einen urheberrechtlichen 
Schutz dafür nötig machte. 

Wirklich ging die Anregung dazu von Künstlern und Gelehrten 
aus. Es entstand ein eigener Congress für litterariscli-artistisches 
Eigentum, der zu Brüssel Ibös gehalten wurde, und aussprach: ,11 
est de'sirable, quo tous Ics pays adoptent pour la proprii't»! des ouvrages 
de litt<3rature et d art uue legiälatiou reposaut sur dea bases uni- 
formes'' . 

1871 bildete sich eine Commission deutscher i>ucliiuindler zur 
Beratung eines Entwurfes für die Regelung der Beziehungen Deutüch- 
lands zu andern Staaten auf urheberrechtlichem Gebiet. Neue Con- 
gresse wurden 18(31 u. 1877 zu Antwerpen gehalten und durch Frank- 
reich organisirt seit 1878 und ebenso in England 1879, und so kam 
es zur Association litteraire internatiouale, welche alljährlich Congresse 
hielt (1880 Lissabon, 1881 Wien, 1882 Born) und zu einer in Hom 
beschlossenen ausserordentlichen Sitzung in Bern 1883 zur „t'la- 
boration d un pi'ograniniu pouvant servir de formule a une Convention 
univei t Iii ". Eia Couventioiiseutwurf kam zu Stande und wurde am 
13, September angenommen, dieser sollte vom schweizerischen Bundes- 
rate zur Grundlage des Versuches gemacht werden, eine internationale 
T^nion zum Schutz des litterarisch-künstlerisciien Urheberrechtes zu 
bilden. Der Bundesrat ging darauf ein und erliess am :J. Dccenibcr 
1883 ein Circular an alle Kegieningen modern-civilisirter Staaten unter 
Mitteilung des Entwurfes und Sitzungsprotocolles. Das Circular ent- 
hielt die Erklärung zur Boreitschaft, eine diplomatische Conferenz 
einzuberufen, , welche die nach dem gegenwärtigen Stand der innern 
Gesetzgebung jedes Landes und des internationalen Rechtes annehm- 
baren gemeinschaftlichen Bestimmungen zu prüfen hätte". 

Und so kam die erste Conferenz am 8. September 1884 zu 
Bern zu Stande, und nach abermals zwei Conferenzen (1885, 1886) 
am 9. September 1886 die Convention selbst der am 1. Januar 1891 
(Droit d'auteur IV, 1) beigetreten waren Deutschland, Belgien, Spanien, 
Frankreich, England, Italien, Schweiz, Luxemburg, Monaco, Tunis, 
Haiti. Oesterreich war nach Teilnahme an der 1884er Conferenz zu- 
rückgetreten, auch manclie andere Staaten. 

Dass die Bemer Convention mehr als einen grossen Fortschritt 
auf dem Gebiete des internationalen Urheberrechtes bildete, ist zweifel- 
los, Meili formulirt diese Fortschritte dahin, 1) dass die geistige 
iSchöpfung in Litteratur und Kunst ist in der ganzen Union zu einem 
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Rechteguie erklärt werden, das nach Massgabe der eillheiiniscben 
Staatengesetzgebung geschützt wird. Der Eingriff in dieses Rechte- 
gut bildet ein internationalrechtlich^ Delict, 2) die Beschränkung der 
Bedingungen auf die im Ursprungsland vorgeschriebenen Bedingungen, 
3) die Bestimmung des Ursprungs nach der Nationalität des Urhebers 
bei nichtveröffentlichten Werken und nach der Nationalität (d. h. dem 
iM-scheinungsort) des W'eiko!?, wenn es veröflfentlicht ist, ohne Aende- 
rung durch spätere Kechtsiibei giin,^x , 1) das selbständige Urheberreclit 
aller Verleger im Unionsgebiete, r») das, wenn auch liniitirte, Ueber- 
8etzungs(allein)recht, 0) das internationale Veto gegen den Kihu«5s 
widersprechender Gesetze. Meili hatte dem nucli die Bihlung einer 
Union zu diesem Zwecke und von Unionsorganen hinzuiügen können, 
waa in der Tat, und insbesondere für die Weiterbildung des inter- 
nationalen Rechtes niateiiell und formell von grüsster Ikdentung ist. 

Doch bei aller Anerkennung des Geleisteten muss mau sagen, 
dass das durch die Convention geschaffene internationale Recht keines- 
wegs in jeder Beziehung auf der Höhe der Zeit steht, sonderu in 
wichtigen Punkten materiell und formell hinter anderÄ, oft weit altern 
Convcntioneu und internen Gesetzen zurückbleibt. Dies gilt vor Allem 
bezüglich der Natiomilität des Urhebers und ihren \N irkungen. In 
dieser Hijisicht ist schon die deutsche Buudesgesetzgebung und das 
oestei TT'K lie Patent liberaler, indem sie bezüglich der im firlu. t 
ihrer ( umpetcnz ersL liionenen Werke nicht nur den \'orieger, souderu 
auch den Urheber « Inie Kiirksicbt auf seine „Nationalität" schützen 
und bezüglich der Auiiührung jedes Werk von einem , inländischen'' 
Verfasser, niao: es auch iui Ausland in Druck erschienen sein. Gar 
nach dem iieiclisgesetz wird jeder Inländer gegen Druck oder Auf- 
führung ohne Rücksicht auf diu Erscheinungsort geschützt. Die Berner 
Convention aber lässt den Schutz für den Angehihigen der Ünions- 
lande verloren gelnni, sobald er sein Werk ausserhalb der Unions- 
lande in Verlag gibt, und zwar sowol bezüglich des Druckes, als 
auch der Aufführung, wie sich aus Art. 2 und Art. 9 ergibt. Anderer- 
seits aber lässt sie den nicht unionistischen Urheber nicht teilnehmen 
an dem Schutz, den sie seinem unionistischen Verleger spendet^ und 
scbafTf, so wie der deutsch-französische Vertrag ein wirklich hoch- 
reactionäies Verlegerrecht anstatt eines Urheberrechtes in Art. 3. 

Sobald man also an die Berner Convention mit -der Frage heran- 
tritt, ob sie in jedem einzelnen Punkt, oder auch nur in den Haupt* 
punkten das Höchste und Vollste geleistet habe, was als Forderung 
des Zeitgeistes durch bisher schon bestehende Rechtesätze über inter- 
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nationales Urheberrecht seinen Attsdruck gefunden hat, oder mit 
andern Worten, ob sie jeden Fortschritt des bisherigen internationalen 
Urheberrechtes mitgemacht hat, so muss die Antwort sehr entschieden 
verneinend lauten. Es zeigt dies eben, wie wenig noch alle jene 
Fortschritte allgemeine Rechtsüberzeiigung der gebildeten Völker ge- 
worden sind, und wie auch liier ein „Weltrccht'* auch nur im 8inn 
eines Keclites der indogeniianisclien i\a(;e noch in weiter Ferne steht, 
wie schwer daher die andere Forderung zu erfüllen sein wird, dass 
die interne Gesetzgebung aller gebildeten Völker primipiell för das 
Urheberrecht so wenig Unterschiede mache, wie für andere Privat- 
rechte. 

Im Uebrigen ist noch Folgendes zu bemerken 1) die formelle 
Ueciprocität wird auch für allfällige spätere Gesetze des einen üuions- 
landes gegenüber den Angehörigen oder Werken anderer Unioiislander 
eingeräumt, Art. 2; 2) die Berner Convention beschrankt die Dauer 
des Schutzes in jedem Unionslande für andere Unionisten auf die in 
ihrem Uuionslandc geltende Frist, lässt aber noch entschiedener durch 
ihre Ausdruckswei^e die Beschränkung als eine rein zeitliche erscheinen, 
als andere Ut liuberrechisgesetzo und internationale Conventionen, um 
so mehr müssen wir hier annehmen, dass im Uebrigen nur dann, 
die i;i rner Convention den Schutz verweigert, wenn man sich sagen 
muss, im Heiniatslande wird dieses Werk, dieser T'^rlieber nie oder nie 
auf die im einzelnen Fall fragliche Art geschützt. (.Jedoch ist die zehn- 
jährige Frist für den Uehersetzungsschutz sicherlich eine Ausnahme, die 
auch da gelten soll, wo der Uebersetzungsschutz für einlieimiöche Werke 
nicht so lange dauert, gerade so wie heim französisch-deutsclien Vertrag, 
siehe Damhacli S. 30, 31). Uebrigens hat die interne Gesetzgel)ung 
schlechthin für alle Unionsländer zu gelton bezüglich der Beurteilung 
von Bearbeitungen musikalischer Compositionen, welche nämlich Art. lU 
den Gerichten der Unionsländer nach Massgabo der besonderen Be- 
stimmung ihre Landesgesetze anzuwenden freistellt. Immerhin werden 
also Variationen und Phantasieen, ja selbst polyphone Verarbeitungen 
der deutschen Musik in Frankreich und Belgien z. B. als Arrangements 
und contrefa<;on8 gelten, aber wenigatens ist es verhii^dert, dass dieser 
Grundsatz da, wo er bisher nicht galt, für die andern Unionsländer 
zur Geltung gekommen, und soweit allgemeines internationales Kocht 
und dann wol auch bald allgemeines internes Recht geworden wäre, 
vgl. S. 200. 

*) Art. 1 Abfl, 2 la juuiasBDoe nc pcut eatcdder, dun les antres pays, 

1« durte de la protection aceord^e dans le dit |mys d'origine. 
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Ferner Ist wol die Möglichkeit der Yerwandlung des Kryp- 
txmym-Schuteee in Alethonym-Scbutz für jene ünionewerke auch mit 
Wirkung für andere Unionsli&nder ermO^eht» deren interne Gesete- 
gebung eine solche Verwandlung kennt, Art. 11. 

Endlich ist hezQglich der Binführ von Nachdrücken dasselbe wie 
in andern bisherigen internationalen Vertrfigen bestimmt und nebst 
Bestimmungen Ober die zeitliche Grenze der Wirkung dieser üeber> 
einkunft, auch noch auadrQckltch festgesetzt, dass die bereits be- 
stehenden Verträge, soweit sie mehr oder andere Rechte zugestehen, 
nicht derogirt sein sollen (art. addit). 
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Nachträge und Verbesserungen. 

über Italien schreibt Bumey I, 139, liass die Kunst des Muäikaiicnstiches in Kupfer 
gänzlich verloren scheine, denn er hätte nicht ein gestochenes Werk auf- 
Mbm können, ee gibe keine Hnrikelienbandlaogett, anr eb Bndiliindler 
di Castro Kitte mä geriniem Erfeig Duo'e nnd Trio'e gedtnckt hennqgegeben, 
aber die Wnt nach Novititen sei so gross, dass üch der Stich und Druok 
nicht lohne, auch lebten zu viele Leute vom Nutencopiren, als dass man sie 
dieses Erwerbes berauben könnte. -- Somit ist in Italien, dem V'utcrlando der 
Musik, ein gesobdiches musikalisches Urheberrecht erst durch die neueren 
Qeeeln (eeit dem neapeJitan. von 1898« a. Beanini 8. 49) entataaden. 

Zo S. 59 Anm. 1. Bieae tibrigena meb in andater Beiiehung mangelbafte, nftmlicb 
geradesn wideraprndhaTelle Enteeheidimg iet nicht yom Deianber, eendern 
vem 10. Mai 1889, Plenarentscheidungen XI, 127*2. 

Zn S. 78 Anm. 2. Eine Brüsseler Entscheidung vom 24. Mai 1887, droit d'auteur 
von 1888. 9 S. 94 sagt allerdings, da.ss nicht imtei-sncht werden könne, ob 
das nachgedruckte Arrangement selbst ein unerlaubtes sei. Übrigens war 
in diesem Fall die Autonsation nacbgewi^en. 

Zu S. 84 Z. 6 statt op. 12 Uee ep. 33. 

Zu 8. 87. EntataDdan iat daa D6p0t and Regiater allerdinga aiebt eigentlidi «na dem 

Streben, ein Beweismittel für die Urheberschaft zu gewinnen, sondern beide 
Institute sind, für den Continfnt woniqstpns. Üb crrcsto des alten Privilegien- 
wescn"^, wie auch anderwärts iiervorgehobeu iat. Besonders deutUch ist dies 
für Frankreich, wo 1777 durch arrM du conseü das Recht des Urhebers auf 
ein Privilegiuni bei litleranacfaen Werken, nnd 1786 bei nraaikaiiaehen Werken 
anerkannt warde. Pocnllet 2 8. 10 und 4 S. 18, und nooh mebr ftr daa sieh- 
aiache Htuidat von 1778, aiebe S. 18 Anm. 2. 
Zn S. 132 f. Dieser Darstellung des dänischen Gesetzes vom 23. Februar 1866, die 
im Original nicht zu bekommen war, liegt die Übersetzung von Constant zu 
CJrunde, die von ,^pouse* nnd .eile* spricht, während in der Hetlelor'öchcn 
Ausgabe S. 128 stets von dem Ehegatten die Rede ist übrigens wird durch 
dieses Qeseta den Gatten eder der Qaltbi eni Reebt gewährt flir den Fall, 
daaa der tcatamentariaebe Erbe dea UriieberreohtB vor 80 (reap. nach dem 
Qeeetat von 1868 50) Jahren seit dem Tede den Urbeben gestorben ist» ohn« 
ea ToU nnageabt m beben. 
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Zu S. 188. über di« B«ch*scli«ii Baarbatimgeii Tmldi^scher W«f1ce vgl. S^tta 

I 400 ff , II t)2Ü. 

Zu & 143 ff. Dicso Wirkung der Mitiirlit'l)erscliaft auf Vprabrcdting ist auch für 
Frankreich in einem Urteil des tribunal civil de la Seine 1*3. April läät>, droit 
d'antcur 1808 II, 19 anerkannt 

Zu S. 160, 1G3, 164. Eine Leipziger gcrichtitcbe EntselieiduDg vom 10. Min 1890 
erkllrt, daas die Falirikation and Feilhaltaag dw .Notenabheibeii' (diaques) fihr 
(lif .Phönix* genannten Instruraoiito nicht untxir § 18 dea Reichsgesctzes falle. 
Die leichtere Möglichkeit ihrer Fabrikation, der billigen Preise als bei Instru- 
menten mit einlegbaren Walzen macht allerdings den Componiston grösseren 
Schaden ab jene anderen Instrumente, das ändert aber nichts am i'rincip. 
Die Klage wird daher abgewiesen, ebenso bemerkt die Entscheidung von 
Gera vom 28. Mai 1890 Ixsflglieh der aogenannteii Claiiepbone. Eine Leip 
»ger Entsdieidiuig vom 28. Mai dagegen eiiüirt Motmeebetben fBr Kacb- 
dmok, mit der Begründung, dass die Zeichen daselbst in gewSbnKcbe Koten 
darch einen Musiker übcrsotzt werden können, der die Einrichtung (!cs In- 
strumenta kennt, auch ciiilogbare Walzen seien von der Benier Convention 
nur ausgeiiummen, wenn m&a nach den darauf befindlichen Spitzen und 
teslieln daa MnaikatDck leaen kftnne. Die erate Leipziger Entaebeidung er- 
klSrt bei der Scbwierigkeit der Enlmffeniikg aelbak den flbrigena von ibr ge* 
lingnetcn Ümaland der Leabaikdt des Musikstückes nach diesen Scheiben fOr 
unerliclillch, so dass gleicherrnasson wie die Fabrikation von Sjiieldosen mit 
Walzen, die man TcHnti^chen kann, auch die von Tnstarumenteu mit Scbeibeo, 
die man vertausciieu kann, für erlaubt gelten muss. 

Dem Aufsatz von Rosmini Dr. d'aut HL ü S. 93 könnte de lege lat« 
auch nor unter der Vocanaaelzung zngeatimmt werden, daaa ancb die Noten- 
aeheibem wirklich «nn r5Ie parlkitement araiblable b oeld des notea uttsiealce 
spielen*, wasaber entschieden geläagnet werden muss. Es ietnidht wahr, dass 
der Miisiknr ans diesen Scheiben allein das TonstfJck erkennen und darnach 
auf einem andron Instmment spielen kann. Der vielfach hervorgehobene 
Umstand, daso die Scheiben vom luätrumeut getreunt und ao verkauft werden 
können, ist vellends gans naerbebltcb. 

Zu 8. 170. Auch in zwei neueren EntMbeidungen dea Reicbageriebti vom 25. Mira 
1887 (Dr. d'ant. in, 5 S. 50 ff.) iat diese Anscbannng ausgesprochen worden, 
indem ein Theatordirektor wegen mehrfacher Copierung der Geigeustimmen 
des „fliegenden Holländers* für die öflfontliche Aufführung verurteilt wurde. 

Zu 8. 180. Die Leopardi'&chen Dichtungen sind bekanatUcb Canzonen und nicht 
Sonette. 

Zu S. 191. Im sfichsiscben Mandat von 1831 (Eiaenlebr. Maditr. & 89) iat mit der 
Bemerkung: «Bei ronaikaliadien Gompoaitionen, bei denen namenUiob bloaa die 
auf meebaniaehe Verarbeitung beruhenden Arrangements als Nachdruck an> 
ansehen sind, ist zur Beurteilung des Verlagsrechtes die Melodie als Grundsatz 
der diesfaliaigen IDntacbeidungen anzunehmen*, gewiaa der konkrete Tonaats 
gemeint. 

Zu S. 192 Anm. Abs. 2 in flne. Nachdem ich durch die hiemit bestens bedankte 
Gate des Herrn Advokaten Dr. Spindler in Prag daa Original, und die an- 
gefoobtene Naehbildnng zu aeben bekommen habe, kann ieb ea ala aweifellee 
erkliren, daaa in der Entaebeidung dea oberaten Oeciebtahofea unter «Melodie* 
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der «ooereto Toonls venfauidni ist» mididein der Ntdidradc niohftB anderes 

als ein« TransponiniDg dos Originales, der »l^ephanie-GaTotte* von Alph. 
Calmike, op. 312» Fing, Em. Wotzler, aus D dur nach C dur luit Weglassuog 
und Ändcning von ein paar Tacton, unter den Namen pKrdlewna^Jawot» K. 
Aibertäou, Krakow iaitnia Krukowbka* ist. 

Zü 8. 195 Anm. 1. Nach J. Chr. Kittel (siehe die Peters ächo Aufgabe dieser Yar., 
Nr. 12 der Bach'schen Ciavierwerke) ist das .Quodlibet* zum Schluas der 
Qoldbti;g*8<dien YariattoneD eines im dteaten Sinn, nlmlidi aus d€n Liedern 
«loh Inn SS lange nicht bei Dir gewesen* nnd «Kraut und Rttben*. Indessen 
kann es vennögo «les teilweise imitatorischen, teilweiae mcht-imitatoriseben 
Stils als Quodlibet im Sinne der Stilmischung gelten. 

Zu 8. 200. Aber die /iiisaniuienstelluiig iler königlichen Urhebcrrechtscommission 
Art. 18 (Hcdelcr G7) bezeichnet als Verletzung des Urheberrechts an einer 
mitsikaUschen Compoeition nach englischem Becht .Naebnaehnngen mit W 
nmgen, um die Hosik einem andern Zweck eder Instrumente anmpassen . . . 
derart . . . dass die wesentliche Übereinstimmnng (also der oonorete Tensatc) 
durch das Ohr erkennbar ist.* 

Zu S. 201 — 203. Nach einer Kntschcidiing des ubei-«ten CJeiieliLäbofes vom 10. Mäi« 
1857 (SamniluniL; Nr. '21.M) ist die Art der Angabe iles Originals gleichgOltig, 
die Äusserung in der Vorrede, das fragliche Werk benutzt zu haben, genQgt. 
Daa ist weU nidit liditig. Uinderteos mnss die Angabe der Quelle unmittel- 
bar bei der citierten Stelle, so dass diese als solcbe erkennbar wird, stattfindmi. 

Das charakteristische fUr die im Fat § 6a erlaubten Musikdtate ist 
Übrigens, dass sie fragmentarisch sein müssen, sicherlich ist aber unter der 
erlaubten »Aufndbme einzelner Thenifitti nnisikalischor Compositinnen (im 
weitesten Sinn — lunwerke) in periodisch orscbeiuende Werke" auch die Auf- 
nahme von nicht-thematischen Figuren gemeint, und nach Analogie auch für 
nichtporiodtscbe Werke gestaltet Die Ansnabmen TomNaohdmeksverbet in 9 5b 
gelten aber nudit Ittr Tonwerke, wie adion die nnr Ittr litterarische Werke 
angemessme Beschränkung auf einen Druckbogen (der bei Musikalien ein 
ganzes lange« vollstilndiLros- Stück umfassen würde) andeutet. Es dürfen also 
in Zeitschriften, wie dies iieutzntage hflnfig vorkommt« erscheinende Musik* 
stQcko niemals eigenmftchtig nachgedruckt weiden. 

Zu 8. d07. Das deutsche RMchsgaioht hat in einem Falle, wo ein Verleger eine 
Zahl von Ezemplarsn einen Züricher Qesangbuehes können nnd einen neuen 
ähnlichen Titel an Stelle des alten drucken liess» einen Nachdmck gesehen. 

10. Juli 188(1, droit d'anteur 1, 0, H. 54. 

Zu S. 210. Für Italien spricht auch ein Urteil dos Mailänder ( lerichtshofes vom 
29. März 1890 die Unzulässigkeit der Execution auf das Manoscript durch die 
GlBnbiger des Urhebets aus, droit d'autenr, III 3, 8. 49. 

Zn S. SS21 Ann. 8, 385 Anm. 1» 286 Anm. 8. In England ist durch dss bei Con- 
slant fehloide und mir eist dnrdi Slater nnd Hedelor, da mir auch das an' 
nuaire mangelte, bekannt gewordene Statut 45 und 46 Vict. c. 40 vom 
10. Arigust lsx2 in Art I h»f dnHs*<lbe, wie im deutschen Bnndegbcschhiss 
von 1857 verordnet, iiUnihch cl»i.s.4 ,tho proprietor of tbe copyriglit in luiy 
musical compoeition after the paösing uf tiiit» act, or bis assigueu, who hüall 
be entitled to and be desiious of retaining in hm own hands excIusiTe^ the 
same, sball priat .... npon the tifle page of eveiy pubUdisd cepy of such 
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. . . eompcutioil noHco that ihe right of pablio represontation or 

Performance is rcBorved.* Nach Art. 2 soll, wonn schon vor der Vcnlffent- 
lichuQg divi HpvIü zur Vorüifentlichung sich iiirh^ im gleichen lieuitz mit dem 
Recht zur AuUührung befindet^ der zur AuliuUrung Berechtigte den zum Druck 
B«redii^;teii aolBiläieli inifordera, dea Vorbdudt der AntRUmiog auf jed«8 
Ezflui|dar sa dradceo» und ebenso bei einer aeeb den Draelc geeebebenen 
Weiterveräusserung des Vorliohaltos, der neue Krwerber dcft Letaleren, wozu 
der Erwerber des schriftlichen Veröffentlichungsrechtes zwangsweise verhalten 
werden kann. Dieser Fall ist aurli nach dem Pat. und Kg. denkbar, und 
jedeufaii.s ist auch nach diesen (Jescuou der Krwerber der schriftlichen 
Vervielfältigung dem des AuffOhrungsrechtes gegenüber verptlichtet, dessen 
Recbt» des er jft nidit vei^eteni darf, dnrob d«i Vorbehalt auf den Dmek- 
exemplareo n wahren, dooh ial diea rein oUigatoiiacfaer und eiTibeohUicher 
Natur. Tut er es nicht, eo kann das Werk Tta Dritten anfgefOhrfc wM^en, 
ohne dass die Auff&hmng anerkannt kt» and nur er iat xom Ersate ver^ 
püichtci. 

Zu S. 225. Auch in Italien schliesst der wohlthätige Zweck der Anfftthrung ihre 

Widerreohtiichkeit nldit aaa ib. 8. 88. 
Zn Abachnitt Till. Der Wagner'eohen Idee ebea Oeaamtkttnatwerkee enti^riclie 

auf den eisten lilick freilich ein originiree Hihirheberrecht aller en dieaem 

Gesamtknnstwerk Beteiligten, jedoch auch hier müsste abgewogen werden, 
welche Bedeutung jede der cii./rlr.rn Künste in diesem r.esamtkunstwerke 
hat, und inwiefern sie (z. B. die Daukunst) fUr sich allein urheberrecht&Hihig 
ist. Natürlich sind dies nur Erwägungen de lege ferenda. — Für die Schntz- 
ftfaigkeit von Bretten a. daa Gntaditeii dea prewaiachea Sachventladigen- 
vereiaea, Dambaeh II 8. 25. 

Zu S. 261 Aba. 1 in fine. So lautet auch eine Entscheidung des Seine-Tribun&l vom 
17. .Tanuar 1^90 (Droit d'auteur III, 2, S. 16), wonach die gutgläubige mit 
(Zustimmung von einem Urheber geschehende) Aufführung einer Ausstellungs- 
cantate ,en absenco de pensäe coupable" als nicht strafbar erklärt wurde. 

Zu S. 270. Für das österreichische Recht ist ausdrücklich anerkannt, dass Unkennt- 
nis dea Geaeicea Uber litterariaehes and artiatiBciiea Eigcnt. dem Izrhnn Aber 
daa Strafgeaela gleiehkoinmL PI. V Nr. 455, JBntaoheidnag vom 26. ICai 1882. 

Zu S. 878. Die Zuerkennong der Bnaae iat nieht dnrdi atrikte Nacbveisang der 
SchadenafaOhe bedingt Erkenntnla dea Reudtageriobta in fitaafrachen VI 131, 
S. 398. 

Zu S. 287 Abs. A. i<ö lautet aucli die rei( hsgerichÜiche Entscheidung Bd. C S. 169. 
Zu »S. 28Ö Abs. 2 Z. 5 statt , Letzteren" lies ^Letztere*. 

Za 8, 314. Za weit gellt ea aber, wenn das Setne^Tribnnal Tom 7. November 1889. 
droit d^anteor III 4 8b 38 entsdieidet, daaa vtAet der Henaobaft dea GeeeUee 

von 1810 (mit kttnerer Dauer des ausschliesslichen) Rechtee erlangte Verlags- 
rechte trotz der spateren Gesetze, die längere Dauer statuircn, nach Ablauf 
der Frist jenes alten (ieeetees in'a Freie fallen, also nicht zu den Erben dea 
Urhebers zurückkehren. 
Zu 8.321. Gcwissermasscn bilden die Messprivtlegicn (Suhünnann Ii 34) den Ver- 
anch eines Sehatxes anderwlrts ab am Vedagsoit. — Das ineoaBiaehe I^d« 
recht bildet bekannüidi insofern einen groaeea Portochritt sIs es, vre mdit 
Retoiaiott nStig ist» in I 11, 1026 Werke schfiist, die hmerhalb dea Reiob« 
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in niditfrMnder Sprache bei Vmrlegeni enobeiaen, di« die Laipciger Heese 
besuolieii. Auch das Nassau'sche Kdikt von 1814 schützt dentech gesdiiiebeiie 
und bei einem deutscbon Buchhändler verlegte Werke. 
Zu 8. 324 Anm. 1. Biese Entscheidung ist vom 18, Jimi 1887 und seither auch in 

den Plenarent8cli. X Nr. 1099 erschienen. 
Zu S. Die ink-rne ( icsf tzgcbung über intemationalos ürheberreclit ist auch 

jetzt noch sehr ungleichinäääig. lioUaud, Schwüdeu uud Rimland enthalten 
gw keine Bestinimimg dsrilber (deun die mssisciie in § 53 gehört nicht hieher, 
dasB ohne oder llbar die Eritnhnis htnans im Anslftnd weilende Componisfcen 
nicht gesdifttst werden !), Dänemark A. 23, Norwegen A. 40 und England und 
zwar noch im npuesten Statut vom 25 Juni 188<i (Ilcdeler S. 70) haben das 
schon frülier im engl. Statut von 1844 normierte System beibehalten, dass 
ein ausländisches Werk durch königl. Verordnung unter Voraussetzung der 
Bedprodtftt oder wenigstens eines Uihebetsehnlzrechtes in der Heimst den 
Sdrats des einheiniisehen Gesetees erkogen kSnne, was durch das erwihnte 
englische Statut aber sehr verdausulirt, und auf den Hindest^chutz im Falle 
einer Differenz dos ausländischen und englischen Gosotzes beschränkt ist. Italien 
Art. 44 gewährt Reciprocitut den sie gegen Italien übenden Liindenv den 
bloss zur Reciprocitflt im Allgemeinen bereiten nur gegen kgl. Ordre, aber 
ohne Formalität. Spanien ist zur ReciprocitÄt gegen Staaten bereit, die das 
geistige Eigentum in den durch des »gegenwlrtige Oeaets* feetgesetrten 
GrensMi anerkennen (dne sehr bedenkliehe Bestinminng!)p »gleich wurde 
aber der Gesatzgeber veq^iditd^ unter Kündigung der alten baatehendcn 
Verträge neu© auf Grund voller T?eciprocitat, Meistbcgunstigtmg, Freiheit 
von jenseitigen Fonnalitäten , und unt entsprechenden Kin- und Ausfuhr- 
verboten zu schliessen, bis jetzt sind solche mit Belgien und Italiou ge- 
BddoBsen, nnd wirklich findet aich dies darin beobachtet, jedoch mit Be* 
sdirSnknng der Daner anf die nindeato Ftwt Itet der Wovtlant in Artikel I 
des spanisch-belgischen Vertrags (les Beiges auteurs . . . joniront sous le 
rapport des limites et de la dur^e de la propri^tti des dites oeuvres des droits 
quo leur accorde la legislation beige) bei Constant S. 374, meiner einzigen 
Quelle dafür, richtig? (Bei Benoidt und Descamps tindet sich Nichts darOber.) 

Die Schweiz, welche nicht zwischen schweizerischen und nichtschweizeriscben 
StsaftsbOrgmi, aoadem sdnreisensdien nnd niditsdnrdseriseban Einwohnern 
eniadieiiiUI» gawihrt nnter Teisimwdiiing der RedprodtU letzterein den Gesetcas- 
adiutz. Belgien Art. 38 gewährt ihn auch ohne Rcdprocität, jedodi mit 
mindester Dauer (vgl. dazu die Verhandlungen bei Benoidt und Bescamps). 
In Portugal, wo das Urheberrecht einen Teil des bürgerliclieu Gesetzbuches 
ausmacht, gelten wol die allgemeinen Vorsdiriften dieses Gesetzbuches Uber 
Redprofltttft. 

S. 336 1. Aba. ststt .nicht bUndische« lisa .bOndischo*. 

Nach dar Modeneser Entsch. droit d*antenr IV 6, 72 wäre in Itslian eine 

Aufführung vor geladenen Gästen verboten, wenn die Einladungen Ober ge- 

wm^e Jtorneg restreintes* hinausgehen, eine m. E. mit der Analogie zwischen 
pubblicaziono und rapprcscntazione (ital. (Jes. A. 2) unvereinbare Ansicht 
über den neuen engl. Entwurf s. di-oit d'auteur IV', 3, 5, G ff. 
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Hannoversches Rcscript 12. 
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Verfrachtung 212. 
Verlängerung des Schutzes älL 

23» 



356 Älphabetiaches Sach 

VerUg 12. 2iL 33. 63. 185. 207. 2S£L 

Verlagsprivilegien 12. 

Verlagsschutz 13, 132. 

Verleger 209, m 

Verlust des Hechts zar Strafe 312. 

VermatuDg im Reichsg. ^ 

VcröflfonUichung US f.. 146. 22fL 

Versuch 263 f., 266, 211 ff. 

Vervielfaltigtmg 153 ff., 165, IIQ. 

Venteichnis s. themat. 

Verzicht m 

Vivaldi m 

Volkslieder US. 

VoUjährigkoit 122. 

Vorbehalt der Aufftlhning 232. 

Vulpius 11 Anm. 



und Naraonaverzeichnis. 




Wagner, Rieh. 135, 139, 22?^ 238. 
Wahlausschuss deutscher Bachhftndler 
2aL 

WahlcÄpitulation 17, 38. 
Walsegg, Gr. 23. 
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